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EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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KOHLEALARM/539: Klimakampf und Kohlefront - Instanzenwege ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 14. Januar 2019

Steigen Frankfurter Trinkwasserpreise wegen dem Braunkohlenabbau?

Braunkohlenausschuss muss im März Berliner und Frankfurter Wasserbetriebe
anhören



Cottbus, 14.01.2019. Auf Antrag mehrerer Mitglieder wird der
Braunkohlenausschuss des Landes Brandenburg am 7. März die Wasserbetriebe
Frankfurt(Oder) und Berlin anhören. Geklärt werden soll dabei, ob
Wasserkunden auf den Kosten sitzenbleiben, die durch die Sulfatbelastung
der Spree aus den Braunkohletagebauen der LEAG verursacht werden.

"Der Bergbaubetreiber muss für die Folgekosten seiner Tagebaue aufkommen,
nicht der Trinkwasserkunde. Wir wollen wissen, ob es stimmt, dass die LEAG
ihre gegebene Finanzierungszusage für die Maßnahmen in Frankfurt wieder
zurückgezogen hat. Dazu sollte sich der Ausschuss aus erster Hand
informieren." fragt René Schuster von der GRÜNEN LIGA, Mitglied des
Ausschusses und einer der Antragsteller.

Die Stadt Frankfurt (Oder) gewinnt ihr Trinkwasser im Wasserwerk Briesen
aus Uferfiltrat der Spree. In den letzten Jahren ist der Sulfatgehalt der
Spree so stark angestiegen, dass der Trinkwassergrenzwert nur noch mit
millionenschwere Investitionen sicher eingehalten werden kann. Der
überwiegende Anteil der Sulfatbelastung der Spree stammt aus den aktiven
Braunkohletagebauen der LEAG. Kommt der Bergbaubetrieb nicht für die Kosten
auf, droht eine deutliche Steigerung des Wasserpreises in Frankfurt (Oder).

Der Braunkohlenausschuss muss laut seiner Geschäftsordnung
Tagesordnungspunkte behandeln, die von mindestens einem Fünftel der
stimmberechtigten Mitglieder fristgerecht verlangt wurden. Ein solcher
Antrag wurde am Freitag von den Ausschussmitgliedern Sahra Damus , Winfried
Böhmer, Thomas Burchardt, Sascha Fussan, Lothar Treder-Schmidt und René
Schuster eingereicht.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2019 
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/538: Klimakampf und Kohlefront - zu Lasten der Allgemeinheit ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zur Forderung der NRW Landesregierung nach
Entschädigungszahlungen an RWE aus den Strukturwandelgeldern

Keine Zweckentfremdung von Strukturwandelgeldern

Ewigkeitslastenfonds statt Entschädigungszahlungen für RWE auf Kosten der
Steuerzahler



Buir, 13.01.2019. Wenn sich Industrieverbände für die Konzerninteressen
einsetzen und Entschädigungszahlungen fordern, dann ist das ja noch
nachvollziehbar, aber ich wundere mich doch sehr, dass die Landesregierung
sich zum Bittsteller des Kohlekonzerns RWE macht und
Entschädigungszahlungen als selbstverständlich einstuft. Zumal zunächst
erst einmal rechtlich überprüft werden muss, ob RWE überhaupt einen
Anspruch auf Entschädigungen haben wird.

Nach wie vor fehlt ein Ewigkeitslastenfonds für die Langzeitfolgen des
Braunkohlebergbaus. Es wäre daher angebracht, dass die Landesregierung sich
hinsichtlich der Ewigkeitskosten dafür einsetzt, dass eine
verursachergerechte Lösung gesetzlich verankert und umgesetzt wird. Auch
diese Kosten werden dem Steuerzahler aufgebürdet, wenn die Landesregierung
keine Vorsorge betreibt und in dieser Hinsicht nicht aktiv wird.

Weiterhin werden auch die Menschen im Rheinischen Revier gezwungen große
Opfer für die Braunkohleförderung zu bringen. Immobilienbesitzer in
Grubenrandgemeinden erhalten keine Entschädigung für die zum Teil bis zu
weit über 50%igen Wertverluste, die zu dem Verlust an Lebensqualität
dazukommen. Auch die Kosten für die Bergschäden müssen die Hausbesitzer
meist selbst tragen. Jährlich entstehen in NRW allein durch Bergschäden an
privatem und öffentlichem Eigentum Schäden, die sich auf ca. 150 Mio. Euro
belaufen. "Als Bürgerin würde ich es begrüßen, wenn die Landesregierung
sich zunächst um ihre Versprechen aus dem Koalitionsvertrag kümmert. Dort
[1] kündigte sie vor anderthalb Jahren an: "Wir wollen die Rechte der
Bergbaubetroffenen stärken". Das ist bisher ein leeres Versprechen
geblieben."

"Die Landesregierung täte gut daran Schaden vom Land und den Bürgern
abzuwenden, in dem sie den Konzern für die Ewigkeitskosten zur Kasse
bittet, statt mitzuhelfen RWE den Braunkohle-Ausstieg zu vergolden."




Anmerkung:

[1] Seite 39, Energiemix erhalten, Absatz 5

https://www.cdu-nrw.de/sites/default/files/media/docs/nrwkoalition_koalitionsvertrag_fuer_nordrhein-westfalen_2017_-_2022.pdf

 * 

Quelle:

Antje Grothus

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/537: Klimakampf und Kohlefront - Wandel durch Handel ... (Koordinierungskreis Strukturwandel)


Koordinierungskreis Strukturwandel - Pressemitteilung vom 12. Januar 2019

Strukturwandel braucht echte Bürgerbeteiligung

Auftaktveranstaltung zu "Zukunftsperspektiven Rheinisches Revier" im EkoZet
in Kerpen-Horrem



Der Koordinierungskreis Strukturwandel, ein Zusammenschluss von bislang an
die 30 zivilgesellschaftlichen Organisationen und darüber hinaus vielen
engagierten Einzelpersonen, hat bereits im Oktober 2018 ein vorläufiges
Konzept zum Strukturwandel im Rheinischen Revier vorgelegt. Allen
Beteiligten war es von Anfang an wichtig, dass dieser Prozess demokratisch,
transparent und unter Einbeziehung möglichst vieler der in der Region
verfügbaren Expertisen gestaltet wird. Aus diesem Grund plant der
Koordinierungskreis, dessen Arbeit durch die Stiftung Umwelt und
Entwicklung Nordrhein-Westfalen gefördert wird, für die
nächsten Monate eine Reihe von Veranstaltungen, um die öffentliche
Diskussion anzuregen und den Strukturwandelprozess voranzubringen.

Den Auftakt bildete ein Debattentag zum Thema "Energiewirtschaft" am 12.
Januar 2019 im Energie-Kompetenz-Zentrum des Rhein-Erft-Kreises in Kerpen
Horrem, an dem insgesamt etwa 70 Vertreter*innen aus Politik, Verwaltung
und verschiedenen Organisationen sowie Einzelpersonen teilnahmen.

Um den Kontext und die Intention der Veranstaltung bzw. der geplanten
Veranstaltungsreihe zu erläutern, schilderte Antje Grothus, Vertreterin der
Tagebaubetroffenen in der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" und Mitglied im Koordinierungskreis Strukturwandel, den
Entwicklungsprozess und die Besonderheiten des vorliegenden Konzepts und
ging dabei auch auf zentrale Begriffe wie "Gutes Leben" und "Gute Arbeit"
ein. Neben acht miteinander vernetzten Leitlinien wurden auch Leitideen
entwickelt, an Hand derer sich Strukturwandelprojekte auf ihre
Nachhaltigkeit und Zukunftstauglichkeit überprüfen lassen.

Den aktuellen Stand des Konzepts präsentierten Andreas Büttgen und Jutta
Schnütgen-Weber, die darauf hinwies, dass Suffizienz, nicht Effizienz der
wichtigste Aspekt von Nachhaltigkeit ist. "Suffizienz bedeutet nicht
notwendigerweise Verzicht, sondern Mäßigung."

Zum Schwerpunktthema gab es vier Beiträge: Zunächst stellten Sönke
Tangermann und Michael Friedrich von Greenpeace Energy EG das Konzept
"ReinRevierWende" von. Die Genossenschaft schlägt vor, die Braunkohle-Tagebaue 
und -Kraftwerke des RWE-Konzerns im Rheinischen Revier ab 2020
nach und nach für 384 Mill. Euro zu übernehmen und durch Windkraft- bzw.
Photovoltaikanlagen zu ersetzen. Dabei sollen keine Arbeitsplätze verloren
gehen. Durch die Vorstellung des Konzepts werden Kommunikationsanlässe
geschaffen, um Visionen für die Region zu entwickeln und zu diskutieren.
Damit liegt die Messlatte recht hoch. Aber, so Michael Friedrich: "Jeder
Vorschlag, der schlechter ist als unserer, ist eigentlich peinlich."

Dr. Eva Stegen und Tanja Gaudian, EWS Schönau, zeigten anhand ihres
Unternehmens, wie Energie aus Bürgerhand gelingen kann. Dabei setzen sie
auf den sog. "Sonnencent". Die Energiegewinner eG aus Köln lassen aus ihren
Genossenschaftsmitgliedern bereits mit dem Besitz von nur einem einem
installierten Solarmodul zum "Prosumer" werden. Im letzten Vortrag
beschrieb Joachim Schwister, Technischer Beigeordneter der Stadt Kerpen,
die kommunale Projektidee eines Mobilitätshafens. Die Energie dafür soll
aus Erneuerbaren Kraftwerken in den mehrere hundert Meter tiefen
Braunkohle-Gruben, die er in "Täler" umfirmierte, geliefert werden.

Antje Grothus zog am Ende der Veranstaltung ein positives Resumee: "Die
Ideen, die in den Diskussionen zwischen den Vorträgen, aber auch am Rande
der Tagung eingebracht wurden, zeigten das hohe Maß an Kreativität und
Engagement, das in der Region vorhanden ist. Wichtig ist dabei, dass alle
Akteur*innen die Gelegenheit bekommen, sich konstruktiv in den Prozess des
Strukturwandels einzubringen. Mit mehr Bürgerbeteiligung und Partizipation
kann die Transformation des Rheinischen Reviers in eine zukunftsträchtige
und -fähige Region gelingen."




Weitere Informationen unter:

http://www.revierperspektiven-rheinland.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Januar 2019

Koordinierungskreis Strukturwandel
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AKTION/278: Mahnwache vor der US-Botschaft - Angriffe auf Kurden in Nordsyrien verhindern


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Afrin in Nordsyrien ein Jahr unter türkischer Besatzung -
Mahnwache vor US-Botschaft und Appell-Übergabe: "Kurden und andere
Minderheiten in Nordsyrien vor türkischen Angriffen schützen!"

Donnerstag, den 17.01.2019, von 10:30 bis 12:30 Uhr

vor dem Brandenburger Tor, Pariser Platz, 10117 Berlin



Göttingen/Berlin, den 15. Januar 2019 - Angesichts des drohenden
Einmarsches türkischer Truppen in den kurdisch verwalteten Nordosten
Syriens appelliert die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) am
Donnerstag in Berlin mit einer Mahnwache nahe der amerikanischen
Botschaft an US-Präsident Donald Trump, die Kurden keinesfalls im
Stich zu lassen. Gleichzeitig erinnert die Menschenrechtsorganisation
gemeinsam mit in Deutschland lebenden Kurden an das schwere Schicksal
der Bevölkerung in Afrin im Nordwesten Syriens. Dieses Gebiet ist
seit einem Jahr türkisch besetzt. Die Menschen dort werden von
islamistischen Gruppierungen bedrängt und verfolgt. Während der
Mahnwache wird eine Delegation der GfbV und der Kurden in der
Botschaft zu einem Gespräch und der Übergabe des Appells sowie eines
Memorandums über die Lage in Afrin empfangen.

"Seit Beginn des Angriffskrieges des Nato-Partners Türkei gegen Afrin
am 20. Januar 2018 und der anschließenden Besetzung dieser Region
erreichen uns von dort täglich schlimme Berichte über Morde,
Entführungen, Misshandlung von Frauen, Brandstiftung und Raubzüge in
Afrin. Das darf sich nicht wiederholen!", sagt der GfbV-Nahostexperte
Kamal Sido. Die internationale Gemeinschaft dürfe diesen Verbrechen
nicht tatenlos zusehen, sondern müsse die türkische Regierung unter
Recep Tayyib Erdogan dazu bewegen, sich schnellstens wieder aus
Syrien zurückzuziehen. Durch den Krieg und die Besetzung Afrins
wurden tausende Kurden, Yeziden, Aleviten und Christen getötet,
mindestens 3.000 verschleppt und etwa 250.000 vertrieben. Jetzt lässt
die türkische Regierung in der Region vermehrt die Familien radikaler
Islamisten ansiedeln und so die Demographie von Afrin verändern.

Nachdem Erdogan mit Afrin vor einem Jahr die nordwestliche
Kurdenregion Syriens in seine Gewalt gebracht hatte, kündigte er vor
einigen Wochen eine neue Militäroffensive gegen die meist aus Kurden
bestehende Miliz YPG im Nordosten des Nachbarlandes an. "Die YPG, die
neben Kurden aus Assyrern/Aramäern, Yeziden, Christen und Angehörigen
anderer Volksgruppen besteht, hat zehntausende Opfer des Kampfes
gegen den IS und andere Radikalislamisten zu beklagen. Die Frauen und
Männer, die auf der Seite der USA und des Westens gegen den IS
gekämpft haben, müssen jetzt vor Erdogans Truppen und den mit ihnen
verbündeten syrischen Islamisten geschützt werden", fordert Sido.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/165: Beschwerde wegen Landkonflikten bei Ölpalm-Plantagen im Kongo offiziell angenommen


Fian - Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

KfW-Tochter DEG:

Beschwerde wegen Landkonflikten bei Ölpalm-Plantagen im Kongo offiziell
angenommen



Köln, Sassenberg, den 15.1.2019: Heute wurde die am 5. November 2018 bei
der Beschwerdestelle der deutschen Entwicklungsbank DEG eingereichte
Beschwerde offiziell angenommen und veröffentlicht. Die neun betroffenen
Gemeinden aus der Demokratischen Republik Kongo hoffen, über ein
Schlichtungsverfahren eine Lösung ihres langjährigen Landkonflikts mit dem
Plantagenunternehmen Plantations et Huileries du Congo (PHC), einer
Tochtergesellschaft des kanadischen Unternehmens Feronia Inc., zu
erreichen. Seit Dezember 2015 finanziert die DEG das Unternehmen PHC,
welches in der Demokratischen Republik Kongo 107.000 Hektar Land
beansprucht. Die Gemeinden vor Ort berichten schon länger von umfangreichen
Menschen- und Arbeitsrechtsverletzungen und zweifeln die Rechtmäßigkeit der
Pachtverträge an. Das Beschwerde-Gremium wird nun das Schlichtungsverfahren
vorbereiten.

Das Netz aus internationalen Unterstützerorganisationen innerhalb und
außerhalb der DR Kongo, darunter FIAN und urgewald aus Deutschland, begrüßt
die Annahme der Beschwerde. Sie betrachten die Beschwerde auch als wichtig,
um die Wirksamkeit solcher von den Entwicklungsbanken eingerichteten
Beschwerdeverfahren zu bewerten. Die Beschwerde der Gemeinden ist der erste
bei der DEG-Beschwerdestelle eingereichte Fall, der explizit ein
Streitschlichtungsverfahren einleiten soll.

Neben der DEG haben weitere internationale Entwicklungsbanken viele
Millionen US-Dollar in Feronia und ihre Tochtergesellschaft PHC investiert.
Feronia befindet sich dadurch im Mehrheitsbesitz von Entwicklungsbanken.
Allein die britische CDC hält über 30 Prozent. Vertreter der CDC und des
Investmentfonds African Agricultural Fund, der von der französischen und
anderen Entwicklungsbanken finanziert wird, haben fünf Sitze im
Verwaltungsrat von Feronia.


Die internationale Koalition der zivilgesellschaftlichen Organisationen
umfasst:

RIAO-RDC, FIAN Germany, urgewald, CCFD-Terre Solidaire, Afrika Europa
Netwerk, CNCD-11.11.11

FIAN Belgium, SOS Faim, AEFJN-Belge, The Corner House, Global Legal Action
Network, GRAIN, World Rainforest Movement

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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ATTAC/1966: Verschärfung der EU-Dienstleistungsrichtlinie bedroht kommunale Demokratie


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 15. Januar 2019

160 Organisationen warnen vor Verschärfung der EU-Dienstleistungsrichtlinie

 Demokratische Handlungsspielräume der Kommunen bedroht / Maßnahmen
gegen Wohnungsnot würden behindert



Die von der EU-Kommission geplante Verschärfung der
EU-Dienstleistungsrichtlinie, auch Bolkestein-Richtlinie genannt, würde
den Spielraum von Kommunen in der Europäischen Union massiv einschränken
und die lokale Demokratie bedrohen, warnen 160 zivilgesellschaftliche
Organisationen, Gewerkschaften, Kommunalpolitiker und städtische
Vertreter aus mehreren EU-Ländern in einer gemeinsamen Erklärung.

Aus Deutschland beteiligen sich neben dem globalisierungskritischen
Netzwerk Attac unter anderem Verdi, der BUND, Powershift und
LobbyControl an dem Protest. Das Schreiben wurde am gestrigen Montag an
die rumänische EU- Ratspräsidentschaft gesandt
(http://t1p.de/Letter-Romanian-EU-Presidency).

Weitgehend unbemerkt von der Öffentlichkeit hat die Europäische
Kommission seit Januar 2017 an einem neuen Vorschlag für die bereits bei
ihrer Verabschiedung 2006 stark umstrittene Richtlinie gearbeitet. Dem
nun vorliegenden Vorschlag zufolge würde ein neues
Notifizierungsverfahren für Dienstleistungen in der EU eingeführt:
Städte, Gemeinden und Behörden müssten der EU-Kommission künftig neue
Regelungen und Gesetze drei Monate im Voraus mitteilen und sich von ihr
genehmigen lassen.

 Maßnahmen gegen Wohnungsnot würden behindert

"Diese weitere Verschärfung der EU-Dienstleistungsrichtlinie würde den
Spielraum gerade auch von Kommunen massiv einschränken. Sie bedroht die
lokale Demokratie und steht im Widerspruch zum Subsidiaritätsprinzip.
Der Vorschlag der EU-Kommission ist daher völlig inakzeptabel", sagt
Roland Süß vom Attac-Koordinierungskreis.

Dringende Maßnahmen von Städten gegen die Wohnungsnot etwa würden durch
die verschärfte Richtlinie behindert, weil kommunale Satzungen gegen die
Zweckentfremdung von Wohnraum untersagt oder entschärft werden könnten,
wenn Auflagen von der EU-Kommission als "diskriminierend" interpretiert
werden.

Entscheidungen der Europäischen Kommission wären verbindlich; sie würde
sich selbst das Vorrecht erteilen, die Richtlinie auszulegen. So könnte
die Kommission entscheiden, ob eine Maßnahme "verhältnismäßig", oder
"notwendig" ist und damit ihre Rechtsauslegung durchsetzen. Arno Behlau
von der bundesweiten Attac-Arbeitsgruppe Kommunen: "Dies wäre eine
übermäßige Ausweitung der Kompetenzen der EU-Kommission auf Kosten der
Kommunen."


Das Schreiben an die rumänische EU-Ratspräsidentschaft:

englische Fassung:

http://t1p.de/Letter-Romanian-EU-Presidency

Originallink: www.attac.de/fileadmin/user_upload/bundesebene/Pressegruppe/190114_Letter_to_the_Romanian_EU_Presidency.pdf

deutsche Übersetzung:

http://t1p.de/Schreiben-EU-Dienstleistungslinie-dt

Originallink: www.attac.de/fileadmin/user_upload/bundesebene/Pressegruppe/190114_Schreiben_Dienstleistungsrichtlinie_dt.pdf


Weitere Informationen:

Bolkestein kehrt zurück - Fragen und Antworten (CEO):

https://corporateeurope.org/de/power-lobbies/2018/12/bolkestein-kehrt-zur-ck-die-eu-kommission-greift-nach-der-macht-ber

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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DISKUSSION/094: Heidelberg - "Der vergessene Holocaust", Zoni Weisz stellt seine Autobiographie vor, 16.01.2018


Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma

"Der vergessene Holocaust" 

Zoni Weisz stellt seine Autobiographie vor

mit anschließender Gesprächsrunde

16. Januar 2019 um 18:15 Uhr

Alte Aula der Universität

Grabengasse 1, 69117 Heidelberg



Der niederländische Sinto Zoni Weisz war sieben Jahre alt, als seine
Familie von den Nationalsozialisten deportiert und später in den
Konzentrationslagern ermordet wurde. Er selbst konnte durch die Hilfe eines
niederländischen Polizisten entkommen und überlebte. Später machte Zoni
Weisz Karriere als international erfolgreicher Florist. Am 27. Januar 2011
hielt er als erster Vertreter der Sinti und Roma zum Tag des Gedenkens an
die Opfer des Nationalsozialismus eine Rede vor dem Deutschen Bundestag.

Bei der Veranstaltung liest Zoni Weisz aus seiner 2018 in Deutschland
erschienenen Autobiographie "Der vergessene Holocaust". Die anschließende
Gesprächsrunde widmet sich aktuellen Formen von Antiziganismus,
Antisemitismus und Rassismus und der drohenden Erosion demokratischer Werte
in Deutschland und Europa. Trotz der mittlerweile zahlreichen Erfolge unter
anderem der Bürgerrechtsbewegung deutscher Sinti und Roma prägen noch heute
traditionelle Feindbilder die gesellschaftliche Wahrnehmung von
Minderheiten. Mit Blick auf das Erstarken von Populismus und Nationalismus
sollen die Mechanismen und Funktionen solcher Feindbilder hinterfragt
werden.

Neben Zoni Weisz diskutieren Romani Rose (Zentralrat Deutscher Sinti und
Roma), Frank Reuter (Forschungsstelle Antiziganismus) und Michael Blume
(Antisemitismusbeauftragter des Landes Baden-Württemberg). Die Diskussion
wird moderiert von Dörthe Domzig (Amt für Chancengleichheit der Stadt
Heidelberg).

16. Januar 2019

um 18:15 Uhr

Alte Aula der Universität

Grabengasse 1, 69117 Heidelberg

Der Eintritt ist frei.

Programm:

Begrüßung durch Bernhard Eitel

Rektor der Universität Heidelberg

Lesung Zoni Weisz

Podiumsdiskussion

Mit Romani Rose (Zentralrat Deutscher Sinti und Roma),

Frank Reuter (Forschungsstelle Antiziganismus),

Michael Blume (Antisemitismusbeauftragter des Landes Baden-Württemberg).

Moderation: Dörthe Domzig (Amt für Chancengleichheit der Stadt Heidelberg).

 * 

Quelle:

Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma

Bremeneckgasse 2, 69117 Heidelberg

Internet: www.sintiundroma.de
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LESUNG/6303: Hamburg - Abiturmatinee, Sasa Stanisic, »Vor dem Fest«, 19.02.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2019

Dienstag, 19.2.2019, 11.00 Uhr

Ort: Kampnagel, Jarrestraße 20

Stanisic für die Schule

Abiturmatinee



Sasa Stanisic liest aus seinem Roman »Vor dem Fest« und spricht mit
Martin Mittelmeier

»So komisch-traurig sah die deutsche Provinz noch nie aus«, schreibt
Lothar Müller in der »Süddeutschen Zeitung« über Sasa Stanisic'
zweiten Roman »Vor dem Fest« (Luchterhand), der 2014 mit dem Preis der
Leipziger Buchmesse ausgezeichnet wurde. »Vor dem Fest« erzählt den
langsamen Untergang Fürstenfeldes, einem Dorf in der ostdeutschen
Provinz Uckermark. Hier treffen alte Geschichten, Sagen und Märchen
aufeinander. Sie alle fügen sich zu einem Roman einer langen Nacht, zu
einem Mosaik des Dorflebens, in dem Alteingesessene und Zugezogene,
Verstorbene und Lebende aufeinandertreffen. Stanisic erschafft mit
seiner besonderen Erzählart einen Roman, der ein Gefühl für die
Bedeutung von Geschichte schafft, der vollgesogen ist mit
Familiengeschichten, komischen Figuren, Gegenwart, Wendezeit und
Vergangenheit und darüber hinaus das Mensch-Sein und die
Vergänglichkeit thematisiert.

»Fürstenfelde erzählen« lautet im Fach Deutsch eines der Abiturthemen
2019. Verbindlicher Referenztext ist Sasa Stanisic' Roman »Vor dem
Fest«. Der Autor eröffnet die Veranstaltung mit einer Lesung. Der
freie Lektor Martin Mittelmeier gibt Einblicke in seine Zusammenarbeit
mit dem Autor. Im Anschluss kommen Sasa Stanisic und Martin
Mittelmeier über die besondere Erzählkonstruktion von »Vor dem Fest«
ins Gespräch - immer mit Blick auf das nahende Deutschabitur 2019.

In Kooperation mit der Behörde für Schule und Berufsbildung der Freien
und Hansestadt Hamburg

Eintritt: EUR 5,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/6302: Hamburg - Marie-Luise Scherer liest Veröffentlichtes und Unveröffentlichtes, 13.02.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2019

Mittwoch, 13.2.2019, 19.30 Uhr


Marie-Luise Scherer


»Zwei gute Sätze an einem Tag sind ein Glück«


Marie-Luise Scherer liest Veröffentlichtes und

Unveröffentlichtes


Moderation: Matthias Weichelt



»In der Tradition Walter Benjamins ist Marie-Luise Scherer eine
Physiognomikerin der Dingwelt, wie jener hat sie ihre Methode auch an
den flüchtigen Erscheinungen der Kleidermode geschult« - so schrieb
Friedmar Apel in der »Frankfurter Allgemeinen« über die Journalistin,
Reporterin, Schriftstellerin Marie-Luise Scherer. Ihre Laufbahn begann
sie beim »Kölner Stadtanzeiger«; ihren legendären Ruf erwarb sie sich
beim »Spiegel«, für den sie von 1974 bis 1998 als Autorin schrieb.
Ihre Texte gingen ihr nie leicht von der Hand; sie kämpfte wie einst
Flaubert um jede Wendung, um jedes Wort die Wendungen und Worte genau
das bezeichneten, was sie beobachtet und recherchiert hatte. Viel zu
schreiben war ihre Sache nie, Gutes zu schreiben schon.

Marie-Luise Scherer, die im Oktober 2018 achtzig Jahre alt wurde,
erhielt zahlreiche Auszeichnungen, darunter den Ludwig-Börne- und den
Italo-Svevo-Preis. Sie ist Mitglied der Berliner Akademie der Künste.
Der Verlag Matthes & Seitz hat ihre grandiosen Texte zuletzt wieder
zugänglich gemacht, in den Sammlungen »Der Akkordeonspieler«, »Die
Hundegrenze« und »Die Bestie von Paris und andere Geschichten«.

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/6301: Hamburg - Willi Winkler, »Das braune Netz«, 05.02.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2019

Dienstag, 5.2.2019, 19.30 Uhr

Willi Winkler

stellt sein neues Buch »Das braune Netz« vor

Buchpremiere

Moderation: Andreas Platthaus



Wer waren die Menschen, die Deutschland nach der NS-Diktatur in die
Demokratie begleiteten? Dieser Frage begegnet Willi Winkler in seinem
historischen Sachbuch »Das braune Netz« (Rowohlt). Er beschreibt das
Paradox, dass viele Deutsche ihre Karrieren im Dienste des
nationalsozialistischen Regimes begannen und sie in der neuen
Bundesrepublik nahtlos fortsetzten. Journalisten schrieben,
Professoren lehrten, Richter fällten Urteile. Die gleichen Menschen,
die sich der faschistischen Ideologie widerstandslos beugten, waren
entscheidend am Wiederaufbau der Demokratie beteiligt. Damit gewann
der junge Staat zwar politische Handlungsfreiheit zurück, doch
gründete sein Erfolg auf einem moralischen Widerspruch, der nicht
aufzulösen war: Die Demokratie wurde mitaufgebaut von ihren Feinden.

Zum 70. Geburtstag der Bundesrepublik legt Winkler eine schonungslose
Betrachtung ihrer Frühgeschichte vor. Mitreißend und faktengesättigt
beschreibt er, wie der westdeutsche Staat trotz all seiner
Zerrissenheiten zum Erfolgsmodell wurde. Eine Parabel über Schuld und
Scham, über Bewältigung und Versöhnung und zugleich eine zwingende
Lektüre für alle, die dieses Land von Grund auf verstehen wollen.

Der Autor, Journalist und Übersetzer Willi Winkler wurde zuletzt 2013
mit dem Michael-Althen-Preis ausgezeichnet und schreibt für die
»Süddeutsche Zeitung«.

Medienpartner NDR Info, Kulturpartner NDR Kultur

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/1163: Hamburg - Best-Of U20-Poetry Slam XI, 06.02.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2019

Mittwoch, 6.2.2019, 19.30 Uhr

Best-Of U20-Poetry Slam XI

Selin, Olivia Beatrix, Elena Hammerschmid und Anneke Schwarck im
Kampf der Künste



Und es ist wieder soweit, wir öffnen unsere Pforten für die besten
Jungspunde und Jungspundinnen der deutschsprachigen Poetry Slam-Szene,
wenn es heißt: Best-of U20-Poetry Slam.

Hier stehen junge Literatinnen und Literaten mit eigenen Gedanken und
wütenden Kommentaren, mit Glossen und Panasch, Chuzpe und
Zukunftsvisionen. Hier prallen Gefühle und Quatsch aufeinander, hier
wird getobt und gelacht, gejauchzt und frohlockt.

Rasmus Blohm, Slam-Poet und Moderator, präsentiert den Nachwuchs.
Wobei Nachwuchs nicht beschreibt, wie großartig diese Jungpoeten
bereits sind.

Dieses Mal dabei sind die Poetin Selin - Hamburger U20-Shootingstar -
und die Kieler U20-Granate Anneke Schwarck. Aus Regensburg begrüßen
wir die grandiose Elena Hammerschmid und aus Hessen die fantastische
Olivia Beatrix. Mit zehn Minuten pro Runde und ihren besten Texten
treten die vier jungen Wilden gegeneinander an, um Ruhm und Ehre und
vor allem Applaus zu ernten.

Garniert wird das Ganze von dem Singer-Songwriter Tim Jaacks, der mit
seinen wundervollen Songs den Abend komplettiert. Ist das was? Ja, das
ist was.

Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 12,-/10,-
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8520: Und morgen, den 16. Januar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 16.01.2019 bis zum 17.01.2019 +++






[image: Jean-Luc 8520 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Trübe, bis der Regen sprüht,

Wind und Sturmesböen,

Jean träumt, wo die Sonne glüht

und von Bergeshöhen.
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/722: Hamburg - Philosophisches Café mit Ludwig Fischer, Natur im Sinn, 19.02.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2019

Dienstag, 19.2.2019, 19.00 Uhr

Philosophisches Café

Thema: Natur im Sinn 

Gast: Ludwig Fischer

Gastgeber: Reinhard Kahl



»Zu akzeptieren, dass nur ein Bruchteil der Empfindungen und
Erkenntnisse, die unser Leib uns eröffnet und ohne die wir nicht leben
können, von unserem Bewusstsein erschlossen wird, fällt uns
'aufgeklärten Europäern' schwer.«

Er ist Literaturwissenschaftler und gärtnert. Er schreibt und geht in
die Landschaft. Er ist dem Stoffwechsel mit der Natur auf der Spur.
Dieser Stoffwechsel wird ganz weit gedacht und empfunden.
Wahrnehmungen mit allen Sinnen. Tätigkeiten draußen und am
Schreibtisch. Verwandlungen.

Ludwig Fischer geht in seinem Buch »Natur im Sinn« (Matthes & Seitz)
den Verwandlungen von Naturerfahrungen zu Literatur nach. Dabei blickt
er auf die große Tradition von Nature Writing in den USA und in
Großbritannien. Literatur, die immer auch die Selbsterfahrung des
wahrnehmenden Subjekts vergegenwärtigt. Fischer stellt Thesen auf und
ist in Exerzitien auf der Suche nach einer Sprache, die nicht naiv
behauptet, »das ist so«, sondern die Beziehungen schafft. »Es geht, wo
von leiblich-sinnlicher Erkenntnis gesprochen wird, nicht einfach um
ein 'Fühlen', sondern darum, unsere eigene 'Natur', die wir mit
unserem Leib (der mehr umfasst als unsere materielle Körperlichkeit)
sind, als ein 'Gesamtorgan der Erkenntnis' jener Natur zu akzeptieren,
die wir nicht sind.«

Mit freundlicher Unterstützung der Udo Keller Stiftung Forum Humanum

Eintritt: EUR 12,-/8,-
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LESUNG/1826: Hamburg - Supernova, Leseabenteuer, Katja Brandis »Woodwalkers: Tag der Rache«, Bd. 6, 28.02.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2019

Donnerstag, 28.2.2019, 09.30/11.00 Uhr

Nachholtermin vom 31.1.2019

Supernova - Leseabenteuer für alle zwischen 10 und 14

Katja Brandis präsentiert den sechsten und letzten Band von
»Woodwalkers: Tag der Rache«



Carag ist ein Gestaltwandler, halb Mensch, halb Berglöwe, und in der
Wildnis der Rocky Mountains aufgewachsen. Als es ihn in die
Menschenwelt zieht, wird er für kurze Zeit in einer Familie
aufgenommen, bevor er sich für ein Leben im geheimen Internat für
»Woodwalkers« - dem Clearwater High - entscheidet. Dort trifft er
endlich auf Gleichgesinnte, aber auch auf eine Welt voller Rätsel und
Gefahren. Nach Abenteuern um die Wölfin Tikaani, seine engsten Freunde
Holly und Brandon und die Wapiti-Wandlerin Lou muss sich Carag im
sechsten und letzten Band der Reihe seinem rachedurstigen Widersacher
Andrew Milling entgegenstellen, der die Menschen hasst und sie
vernichten will.

Im Sommer 2016 ist der erste Band der »Woodwalkers« (Arena) um den
Pumajungen Carag mit den leuchtend-grünen Augen erschienen, der sofort
für Begeisterung sorgte. Ursprünglich war die Reihe auf drei Bände
angelegt, wurde dann aber wegen des großen Erfolgs auf sechs
ausgeweitet. Die Bücher schaffen es regelmäßig auf die
Spiegel-Bestsellerliste. In der Reihe »Supernova« stellt die
Kinder- und Jugendbuchautorin Katja Brandis, die in der Nähe von
München lebt, nun den Abschlussband vor und gibt schon einen ersten
Ausblick auf die neue folgende Reihe »Seawalkers«.

In Kooperation mit den Jugendinformationszentrum/JIZ

ab 10

Eintritt frei

Anmeldung erforderlich: beim Kulturring der Jugend/JIZ unter
T 040.42823-4801/-4827 (Mo-Do 9.00-17.00 Uhr, Fr 9.00-16.30 Uhr)
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





TREFFEN/168: Hamburg - Gedankenflieger mit Eva Stollreiter, Wann sind wir frei?, 26.02.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2019

Dienstag, 26.2.2019, 09.00/11.00 Uhr

Gedankenflieger - Wann sind wir frei?

Eva Stollreiter philosophiert mit Kindern über Freiheit



Voller Elan starten wir mit unserem neuen Thema »Wann sind wir frei?«.
Eine Frage, die sich gar nicht so leicht beantworten lässt, umso
spannender, darüber nachzudenken!

Eva Stollreiter aus Berlin philosophiert im Februar mit
Grundschulkindern zum Thema Freiheit und bringt die Gedanken zum
Fliegen: Gibt es Bedingungen für Freiheit, und wie sehen die aus?
Bedeutet Freiheit, dass jeder machen darf, was er will? Verkörpern
Regeln schon Unfreiheit, oder regeln sie vielleicht Freiräume? Was
würde ich tun, wenn ich ganz frei wäre, und wohin führte das? In
welchem Verhältnis steht meine persönliche Freiheit zur Freiheit
meiner Mitmenschen? Welche Arten von Freiheit gibt es, welche wünsche
ich mir, welche vermisse ich?

Mit sorgsam ausgewählten Bilderbüchern nähern wir uns diesem
Grundbegriff der Philosophie an. Dabei dürfen die Gedanken im
Austausch einander begegnen, sich anschließen oder abgrenzen, einander
begründen und widerlegen, sogar Purzelbäume schlagen! Denn das meint
»Philosophieren«.

Eva Stollreiter freut sich auf viele Hamburger Schulkinder, die sich
mit ihr gemeinsam auf die Suche nach der Freiheit machen. Kreativ
werden wir dann beim Malen und Basteln in unserem druckfrischen
Gedankenflieger-Magazin, wo es viel Freiheit, Luft und Raum, Farben
und Formen für unsere Gedanken gibt. Die Gedanken sind frei - seid mit
dabei!

In Kooperation mit der Bundeszentrale für politische Bildung

ab 6

Eintritt: EUR 90,- pro Klasse
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





TREFFEN/167: Hamburg - Spaß mit Büchern, Torben Kuhlmann »Edison - Das Rätsel des verschollenen Mauseschatzes«, 13.02.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2019

Mittwoch, 13.2.2019, 09.30/11.00 Uhr

Spaß mit Büchern

Torben Kuhlmann präsentiert »Edison - Das Rätsel des verschollenen
Mauseschatzes«



»Das Schöne ist dies, wenn man die Bücher von Torben Kuhlmann gelesen
hat: Man sieht eine Maus durchs Gleisbett huschen und denkt sich: Sie
wird die Welt neu erfinden.« (Carsten Matthäus, »Süddeutsche Zeitung«)

Torben Kuhlmann hat mit seiner Illustrationskunst und mit seiner
Erzählgabe das kleine Nagetier heldenhaft in Szene gesetzt und mit
seinen Geschichten aus der Mäusewelt eine fantastische
Erfolgsgeschichte geschrieben. Nach Lindbergh und Armstrong ist nun
der große Erfinder Edison die titelgebende Inspiration. Dank eines
alten vergilbten Stück Papiers, das seinem Urahn gehörte, erfährt der
junge Mäuserich Pete von einem Schatz, der auf dem Meeresgrund
verschollen sein soll. Mit Hilfe des Mäuseprofessors möchte er den
geheimnisvollen Schatz bergen und begibt sich auf eine Abenteuerreise
in die Tiefen des Ozeans.

Torben Kuhlmann präsentiert den dritten Band seiner mäusischen
Abenteuergeschichten »Edison - Das Rätsel des verschollenen
Mauseschatzes« (NordSüd), zeigt die kunstvollen Bilder und erzählt,
wie seine Bücher entstehen. Er studierte Illustration und
Kommunikationsdesign an der HAW Hamburg. Seine Bücher wurden bisher in
über 30 Sprachen übersetzt.

In Kooperation mit dem Jugendinformationszentrum/JIZ

ab 6

Eintritt frei

Anmeldung erforderlich: beim Kulturring der Jugend/JIZ unter
T 040.42823-4801/-4827 (Mo-Do 9.00-17.00 Uhr, Fr 9.00-16.30 Uhr)
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6801: Frankreich - "Gelbwesten"-Protestbewegung wächst auch 2019 weiter an


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Frankreich: "Gelbwesten"-Protestbewegung wächst auch 2019 weiter an

Von Alex Lantier

15. Januar 2019



Die Zahl der Teilnehmer an den französischen "Gelbwesten"-Protesten von
letztem Samstag ist im Vergleich zu den vorherigen erneut gestiegen. In
breiten Teilen der Bevölkerung wächst der Widerstand gegen Präsident
Emmanuel Macron. Laut Innenministerium nahmen an den neunten landesweiten
Massenprotesten gegen Macron in Folge 84.000 Menschen teil, in der
vorherigen Woche waren es noch 50.000. Wie sogar die offizielle Presse
zugab, sind diese Zahlen aber deutlich zu gering angesetzt.

Neben den "Gelbwesten" veranstalteten auch Lehrer Veranstaltungen und
Demonstrationen in ganz Frankreich. Letztere haben sich in den sozialen
Medien zu "Rotstift"-Gruppen zusammengeschlossen, inspiriert von den
"Gelbwesten", um gegen Kürzungen bei der Finanzierung der Schulen und ihren
Gehältern durch verschiedene aufeinanderfolgende französische Regierungen
zu protestieren. Dass Teile der Arbeiter im Bündnis mit den "Gelbwesten"
soziale Forderungen stellen, verdeutlicht die wachsende Stärke des
Widerstands und der Proteste in Frankreich. Auch das Bewusstsein über die
wachsenden sozialen Kämpfe in Europa und Amerika nimmt zu.

In Städten überall in Frankreich kam es zu Protesten. An einer
Veranstaltung in der Kleinstadt Bourges, die nahezu im Mittelpunkt
Frankreichs liegt, nahmen etwa 6.300 "Gelbwesten" teil. Sie widersetzten
sich einem von der Polizeipräfektur erlassenen Verbot und drangen in die
von der Polizei errichtete Sicherheitszone in der Stadtmitte ein. Die
Bereitschaftspolizei wurde eingesetzt und 18 Demonstranten wurden
verhaftet. Außerdem wurden Reporter von BFM-TV wegen früherer Angriffe des
Senders auf die "Gelbwesten" friedlich aus der Stadt eskortiert.

In vielen kleineren Städten in ganz Frankreich kam es zu Massenprotesten
und Zusammenstößen mit der Polizei. In Nîmes setzte die Polizei massiv
Tränengas ein, um etwa 3.000 Demonstranten von der römischen Arena und der
Polizeipräfektur fernzuhalten. In Rouen wurden Zivilpolizisten, die sich
unter die etwa 2.000 Teilnehmer der Protestveranstaltung mischen wollten,
entdeckt und ausgeschlossen. In Caen versammelten sich 4.000 Demonstranten.
Bei Zusammenstößen mit der Polizei am Bahnhof wurden Schienenstücke
herausgerissen und auf die Sicherheitskräfte geworfen.

In Bordeaux demonstrierten 10.000 "Gelbwesten". Später am Abend kam es in
der Nähe des Pey-Berland-Platzes zu Zusammenstößen zwischen Hunderten
Demonstranten und der Bereitschaftspolizei. In Toulouse ging die Polizei
gewaltsam gegen mindestens 5.000 "Gelbwesten" vor, die die Place du
Capitole besetzt hatten. In Lille demonstrierten 3.000 "Gelbwesten"
friedlich gegen Macron und Innenminister Christophe Castaner, dabei wurde
u.a. "Castaner ins Gefängnis" und "Macron, tritt zurück" gerufen. In
Marseille marschierten 3.000 Demonstranten entlang La Canebière. Nahe dem
alten Hafen kam es zu Zusammenstößen mit der Bereitschaftspolizei. In
Nantes stießen 2.600 Demonstranten mit der Polizei zusammen, 15
Demonstranten wurden verhaftet.

In Paris beteiligte sich mindestens 10.000 "Gelbwesten" an vier
verschiedenen Protestmärschen. Am Triumphbogen kam es zu Zusammenstößen mit
der Bereitschaftspolizei. Auch "Rotstift"-Lehrer demonstrierten in der
Hauptstadt.

Reporter der WSWS nahmen an der Protestveranstaltung auf der Place de la
Bastille teil, bei der Tausende von "Gelbwesten" nach Osten ins
Stadtzentrum zogen. Dabei riefen die Demonstranten: "Paris, steh auf",
"Macron, tritt zurück" und "Freiheit für Christophe". Damit war der
ehemalige Profiboxer Christophe Dettinger gemeint, der vor einer Woche
verhaftet wurde, nachdem er Bereitschaftspolizisten geschlagen hatte, die
eine Protestteilnehmerin angegriffen hatten.

Philippe, der im öffentlichen Dienst arbeitet, erklärte gegenüber der WSWS:
"Wie jede Woche wollen wir, dass der Präsident etwas wegen der Steuern
unternimmt und die Gehälter verbessert. Es wäre wichtig, dass wir solche
Dinge durch ein Referendum entscheiden können. Wir wählen einen
Präsidenten, und dann hat er fünf Jahre lang grünes Licht, zu tun was er
will, und wir sollen die Klappe halten und uns wie Schafe benehmen ... Es
ist nicht richtig, dass Leute, die 40 Jahre in die Sozialversicherung
eingezahlt haben, nur 800 Euro pro Monat bekommen, und dass ihnen dann noch
der Wohngeldzuschuss gekürzt wird. Wenn man sieht, wie die Regierung das
Geld verschwendet, ist das ein Skandal."

Philippe verurteilte die Unterdrückung der "Gelbwesten" durch die Polizei:
"Ich war von Anfang an bei allen Veranstaltungen dabei, und jedes Mal haben
sie Tränengas eingesetzt. ... Dann muss man sich anschauen, wie viele
verwundet werden!" Er erinnerte an die "Gelbwesten", denen durch
Blendgranaten eine Hand abgerissen wurde oder die oder durch Gummigeschosse
ein Auge verloren: "Das ist völlig unverhältnismäßige Gewalt.
Gummigeschosse sollen auf den Bereich unterhalb der Hüfte geschossen
werden. Aber es wurden nicht nur die Beine, sondern auch die Oberkörper und
die Augen getroffen."

Philippe fügte hinzu, jetzt gehe es nicht mehr nur um einen Kampf in
Frankreich, sondern in ganz Europa gegen die internationale Unterstützung
Macrons durch die herrschende Elite: "Viele haben Hoffnungen in Macron
gesetzt, als er an die Macht kam. Er sagte, er würde alle Parteien
wegfegen. Aber er hat uns nur tiefer in die Armut getrieben. Man muss
sagen, er hat in der Finanzbranche gearbeitet. Jedenfalls werden sie alle
von der Europäischen Union gelenkt. Europa ist jetzt das Problem."

Auf die Frage nach Solidarität mit den Ford-Arbeitern, denen in ganz Europa
der Verlust ihrer Arbeitsplätze droht, und mit den streikenden
amerikanischen Lehrern erklärte Philippe: "Wir sind solidarisch mit allen,
die unterdrückt sind und kein Geld haben. Wir diskutieren mit 'Gelbwesten'
in ganz Europa. Das könnte sich zu einer europäischen Bewegung entwickeln,
die stärker werden und an der sich noch viel mehr Leute beteiligen könnten.
Aber wir sind bereits seit acht Wochen auf der Straße und haben nichts
erreicht."

Manu erklärte der WSWS nahe der Place de la Bastille, warum er
demonstriert: "Wir zahlen so viele Abgaben, dass wir am Ende des Monats
nichts mehr übrig haben. Heute ist erst der 12., und ich habe schon kein
Geld mehr, obwohl ich arbeite. So geht es nicht nur mir, sondern allen,
überall in Frankreich."

Auf die Frage nach der Rolle der Gewerkschaften erklärte Manu, er sehe
keinen Unterschied zwischen ihnen und den Regierungsparteien: "Nein,
niemand hilft uns. Wir sind alleine. Sie sollten sich alle zurückziehen,
das ist das einzig Richtige. Wir kämpfen monatelang für lächerliche
Gehälter, sie haben alles für sich und ihre Familien. Es reicht."

Auf der Place de la République sprachen Reporter der WSWS mit Thibault,
einem Physikstudenten, der ebenfalls an der "Gelbwesten"-Demonstration
teilnahm. Er erklärte: "Unsere Stimmen werden benutzt, um Entscheidungen zu
legitimieren, für die wir nicht gestimmt haben. Der grundlegende Auslöser
für die Bewegung war, dass in den letzten zehn Jahren die soziale
Ungleichheit weltweit explodiert ist. In Frankreich sind die Ausschüttungen
an Aktionäre um 23 Prozent gestiegen. Die Zahl der Millionäre ist in die
Höhe geschossen, und die Reichensteuer (ISF) wurde abgeschafft."

Thibault betonte, er habe keine Hoffnung darauf, dass Macron seine Politik
ändern wird: "Die Polizeigewalt wird ständig verheimlicht. Es gibt
ernsthafte Verwundungen, teilweise wurden Gliedmaßen abgerissen."

Er bestritt auch die Behauptungen, die "Gelbwesten" seien eine rechte
Bewegung: "Ich habe nur wenige Leute mit Royalistenflaggen gesehen. Ich
würde sagen, das ist eine sehr kleine Minderheit am Rande der Bewegung.
Bisher waren die Forderungen unserer Bewegung das genaue Gegenteil von dem,
was die Rechtsextremen heute verteidigen. Wenn Leute uns erzählen wollten,
die Immigranten wären an unseren Problemen schuld, wollen wir nichts davon
hören."

Reporter der WSWS nahmen auch an den "Rotstift"-Protesten von Lehrern in
Paris teil. Aline machte sich darüber lustig, was Regierungssprecher
Benjamin Griveaux über die "Gelbwesten" gesagt hatte, die aus Protest in
sein Ministerium eingebrochen waren: "Wenn ich an die Tür unserer Schule
denke, kann ich nur darüber lachen, dass sich Leute aus Griveaux'
Ministerium über eine aufgebrochene Tür beklagen. Ich komme aus Drancy
[einem Arbeitervorort von Paris] und ich lade euch ein, euch anzuschauen,
wie es an unseren Schulen aussieht: In den Böden sind Löcher, und die Türen
sind kaputt."

Sie fügte hinzu: "Im Bildungswesen hat es seit fast 20 Jahren keine
Gehaltserhöhungen mehr gegeben. Unsere Realeinkommen sind in dieser Zeit um
fast 20 Prozent gesunken. Jetzt fängt man als Beamter mit 1.350 Euro
Einstiegsgehalt an, als befristet Angestellter bekommt man noch weniger und
wird im Sommer überhaupt nicht bezahlt ... Wir haben im Bildungswesen
Arbeitsverhältnisse wie in der Privatwirtschaft."

Mélanie erklärte gegenüber der WSWS: "Wir werden uns das Geld da holen
müssen, wo es ist. ... Wir haben sehr wenig Mittel in unseren Schulen, wir
zahlen viel aus der eigenen Tasche. Ich bringe viele Spielsachen von meinen
Kindern mit in die Schule. Wir kaufen unsere eigenen Stifte, Materialien,
Kalender, Papier, Tinte ... Wir bitten auch die Eltern um Hilfe bei
Kopien. ... Die 'Gelbwesten' haben uns dazu motiviert, etwas zu
unternehmen."

Die Kritik der Medien an den Streiks der Lehrer wies sie zurück: "Wir sind
nicht privilegiert, wir sind nicht faul. ... Das Anfangsgehalt beträgt
weniger als 1.400 Euro. ... Ich wollte seit der Grundschule Lehrerin
werden. Ich hatte selbst eine fantastische Lehrerin ... Ihr Einsatz für
ihre Schüler hat mich beeindruckt. Seither wusste ich, dass ich Lehrerin
werden, Kindern in Schwierigkeiten helfen will, und dazu beitragen, dass
sie zu Bürgern heranwachsen."

Sie fügte hinzu, sie halte dies für eine internationale Frage: "Ich habe
gesehen, dass auch die Lehrer in den USA aktiv werden. Es ist notwendig,
und es muss international sein, weil es nicht nur in Frankreich so zugeht.
Es ist im Grunde überall dasselbe. Die Bildung wird im Vergleich zu anderen
Dingen ignoriert. Irgendwann muss es aufhören, und ich solidarisiere mich
mit ihren Kämpfen."

 * 
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IMI/920: Südosttürkei - Ausgangssperren


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Aktuell 2019/033 vom 15. Januar 2019

Südosttürkei: Ausgangssperren



Nach Angaben des kurdischen Nachrichtenportals ANF wurden in mehreren
Bezirken der südosttürkischen Provinz Amed militärische Ausgangssperren
verhängt. Es wurde eine Militäroperation eingeleitet, an der
Sondereinheiten beteiligt waren. Auf den Straßen wurden Militär-Checkpoints
errichtet. Es wurden mindestens elf Häuser durchsucht. Dabei wurden sieben
Personen festgenommen, darunter auch eine Mutter mit ihrer zweijährigen
Tochter. Die Sperre wurde in den späten Abendstunden wieder aufgehoben.
Während der militärischen Niederschlagung der kurdischen Aufstände
2015/2016 wurden ebenfalls Ausgangssperren verhängt, die zum Teil über
Wochen oder Monate aufrecht erhalten wurden, was dazu führte, dass
Zivilist*innen auf der Suche nach Nahrung, Wasser oder Medizin auf der
Straße erschossen wurden.

 * 
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KAZ/292: Bemerkungen von Eike Kopf zu "Klassen und Klassenkampf in der VR China - Teil 2"


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 365, Dezember 2018

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Bemerkungen von Eike Kopf zu

"Klassen und Klassenkampf in der VR China (Teil 2)"



Die Ausarbeitung zeichnet sich durch Fleiß und Gründlichkeit aus und
bietet dadurch Anregungen für konstruktive Diskussionen zu
historischen, aktuellen und zukünftig möglichen Entwicklungen
außerhalb und innerhalb Chinas.

Grundsätzlich ist die Bezugnahme auf Lenin methodologisch zu loben; im
Unterschied zu Marx und Engels stand er als marxistischer Führer als
erster vor der real gewordenen Situation, revolutionäre
Veränderungen in einem industriell unterentwickelten, rückständigen
Land theoretisch analysieren und praktisch führen zu müssen. So
hat Lenin in Fortsetzung der besten Traditionen der internationalen
Arbeiterbewegung - wie man an seinen fleißigen internationalen Studien
(z.B. in Berlin) und Publikationen etwa von 1893-1916 ersehen kann -
den Marxismus, die Weltanschauung von Marx und Engels mit ihren
philosophischen, politökonomischen und politischen (strategischen und
taktischen) Hauptkomponenten nicht nur theoretisch, sondern auch
begonnen praktisch zu entwickeln. So konnte das Räte(Sowjet)-Russland
als Kern der Sowjetunion bis 1945 den größten Beitrag zum
welthistorischen Sieg über den Faschismus als einer Form der
kapitalistischen Gesellschaftsordnung leisten. Obwohl dies
schließlich ein militärischer Sieg war, war es zugleich und vor
allem der größte Beitrag zur zivilisatorischen Entwicklung des
Menschengeschlechts im 20. Jahrhundert.

Der bewusste theoretische Rückgriff auf Marx, Engels und Lenin war
eine entscheidende Voraussetzung dafür, dass unter Führung der am 1.
Juli 1921 in Shanghai gegründeten Kommunistischen Partei Chinas und
mit theoretischer und praktischer Hilfe der Sowjetunion die Befreiung
Chinas von ausländischen und einheimischen Unterdrückern erkämpft und
am 1. Oktober 1949 die Volksrepublik, das Neue China ausgerufen werden
konnte. Es handelt sich dabei um das größte Entwicklungsland der Erde!
Mit großer Unterstützung der UdSSR, vor allem bei der Erfüllung des
ersten Fünfjahresplans der Entwicklung der Volkswirtschaft ab 1951,
begann die KPCh das chinesische Volk - suchend und stets "Neuland"
beschreitend - mehr und mehr schöpferisch unter den konkreten
historischen Bedingungen praktisch das von Deng Xiaoping, der
als Student Westeuropa kennen gelernt hatte, auf 100 Jahre
veranschlagte Anfangsstadium des Sozialismus in einem großen
Entwicklungsland langfristig bewusst und planmäßig zum Wohle der
werktätigen Massen zu gestalten. Das war und ist anregend für Völker
des südlichen Erdballs, die sich inzwischen von kolonialer oder
halbkolonialer Unterdrückung und Abhängigkeit befreit haben.

Nun möchte ich einige spezielle Bemerkungen machen bzw. Denkanstöße
geben:

Es ist von "staatlichen Unternehmen" die Rede. Im "Manifest der
Kommunistischen Partei" von 1848 heißt es dazu: "Das Proletariat
wird seine politische Herrschaft dazu benutzen der Bourgeoisie nach
und nach alles Kapital zu entreißen, alle Produktionstrumente in den
Händen des Staats, d.h. des als herrschende Klasse organisierten
Proletariats zu zentralisiren und die Masse der Produktionskräfte
möglichst rasch zu vermehren.

Es kann dies natürlich zunächst nur geschehen vermittelst
despotischer Eingriffe in das Eigenthumsrecht und in die bürgerlichen
Produktions-Verhältnisse, durch Maßregeln also, die ökonomisch
unzureichend und unhaltbar erscheinen, die aber im Lauf der Bewegung
über sich selbst hinaus treiben und als Mittel zur Umwälzung der
ganzen Produktionsweise unvermeidlich sind." (Vgl. MEW 4, S. 481)

Die Sprache entwickelt sich mit den gesellschaftlichen Sachverhalten.
Auf deutschem Boden stimmten im Land Sachsen der Sowjetischen
Besatzungszone bei einem Volksentscheid im Juni 1946 über 64% der
Stimmberechtigten für die Übergabe von Betrieben der Nazi- und
Kriegsverbrecher in das Eigentum des Volkes, was in Gesetzen
der Landes- bzw. Provinzialverwaltungen von Thüringen am 24.7.,
Sachsen am 30.7., Brandenburg am 5.8. und Mecklenburg-Vorpommern am
16.8.1946 angenommen wurde.

Zur erneuerten, d.h. sozialistischen Verfassung der am 7.10.1949
gegründeten Deutschen Demokratischen Republik gab es nach monatelanger
Diskussion des veröffentlichten Entwurfs am 6. April 1968 einen
Volksentscheid mit einer Stimmbeteiligung von 98,05%. Davon stimmten
94,49%, d. h. rund 11 Millionen Bürger mit Ja. Am 27.9.1974 beschloss
die Volkskammer, also das Parlament der DDR das Gesetz zur Ergänzung
und Änderung der Verfassung der DDR, die am 7.10., dem Tag der
Gründung Republik, in Kraft trat. Darin hieß es u.a.:

"Artikel 10

1. Das sozialistische Eigentum besteht

- als gesamtgesellschaftliches Volkseigentum,

- als genossenschaftliches Gemeineigentum werktätiger Kollektive sowie


- als Eigentum gesellschaftlicher Organisationen der Bürger.

2. Das sozialistische Eigentum zu schützen und zu mehren ist Pflicht
des sozialistischen Staates und seiner Bürger.

Artikel 11

1. Das persönliche Eigentum der Bürger und das Erbrecht sind
gewährleistet. Das persönliche Eigentum dient der Befriedigung der
materiellen und kulturellen Bedürfnisse der Bürger.

2. Die Rechte von Urhebern und Erfindern genießen den Schutz des
sozialistischen Staates.

3. Der Gebrauch des Eigentums sowie von Urheber- und Erfinderrechten
darf den Interessen der Gesellschaft nicht zuwiderlaufen.

Artikel 12

1. Die Bodenschätze, die Bergwerke, Kraftwerke, Talsperren und großen
Gewässer, die Naturreichtümer des Festlandsockels, Industriebetriebe,
Banken und Versicherungseinrichtungen, die volkseigenen Güter [auf dem
Lande - E. K.], die Verkehrswege, die Transportmittel der Eisenbahn,
der Seeschifffahrt sowie der Luftfahrt, die Post- und Fernmeldeanlagen
sind Volkseigentum. Privateigentum daran ist unzulässig.

2. Der sozialistische Staat gewährleistet die Nutzung des
Volkseigentums mit dem Ziel des höchsten Ergebnisses für die
Gesellschaft. Dem dienen die sozialistische Planwirtschaft und das
sozialistische Wirtschaftsrecht. Die Nutzung und Bewirtschaftung des
Volkseigentums erfolgt grundsätzlich durch die volkseigenen Betriebe
und staatlichen Einrichtungen. Seine Nutzung und Bewirtschaftung kann
der Staat durch Verträge genossenschaftlichen oder gesellschaftlichen
Organisationen und Vereinigungen übertragen. Eine solche Übertragung
hat den Interessen der Allgemeinheit und der Mehrung des
gesellschaftlichen Reichtums zu dienen.

Artikel 13

Die Geräte, Maschinen, Anlagen, Bauten der landwirtschaftlichen,
handwerklichen und sonstigen sozialistischen Genossenschaften sowie
die Tierbestände der landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften
und das aus genossenschaftlicher Nutzung des Bodens sowie
genossenschaftlicher Produktionsmittel erzielte Ergebnis sind
genossenschaftliches Eigentum.

Artikel 14

1. Privatwirtschaftliche Vereinigungen zur Begründung wirtschaftlicher
Macht sind nicht gestattet.

2. Die auf überwiegend persönlicher Arbeit beruhenden kleinen
Handwerks- und anderen Gewerbebetriebe sind auf gesetzlicher Grundlage
tätig. In der Wahrnehmung ihrer Verantwortung für die sozialistische
Gesellschaft werden sie vom Staat gefördert.

Artikel 15

1. Der Boden der Deutschen Demokratischen Republik gehört zu ihren
kostbarsten Naturreichtümern. Er muss geschützt und rationell genutzt
werden. Land- und forstwirtschaftlich genutzter Boden darf nur mit
Zustimmung der verantwortlichen staatlichen Organe seiner
Zweckbestimmung entzogen werden.

2. Im Interesse des Wohlergehens der Bürger sorgen Staat und
Gesellschaft für den Schutz der Natur. Die Reinhaltung der Gewässer
und der Luft sowie der Schutz der Pflanzen- und Tierwelt und der
landschaftlichen Schönheiten der Heimat sind durch die zuständigen
Organe zu gewährleisten und sind darüber hinaus auch Sache jedes
Bürgers.

Artikel 16

Enteignungen sind nur für gemeinnützige Zwecke auf gesetzlicher
Grundlage und gegen angemessene Entschädigung zulässig. Sie dürfen nur
erfolgen, wenn auf andere Weise der angestrebte gemeinnützige Zweck
nicht erreicht werden kann."

(Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik. Staatsverlag der
DDR. Berlin 1974, S. 15-18)


Diese reale gesellschaftliche Entwicklung hat sich dann auch in
den Nachschlagewerken niedergeschlagen. So heißt es im "Wörterbuch der
deutschen Gegenwartssprache", 6. Band, Akademie-Verlag Berlin 1982,
Seite 4167: "Volkseigentum, das Neupräg. DDR
gesamtgesellschaftliches Eigentum an den Produktionsmitteln, das dem
hohen Grad der Vergesellschaftung der Produktion im Soz[ialismus]
entspricht ..."

Im englischen Sprachraum gibt es bis jetzt keine sozialistischen
Gesellschaftszustände mit Volkseigentum an Produktionsmitteln als
Basis. Übersetzer chinesischer Regierungsdokumente ins Englische
behelfen sich daher mit "state owned property", "nationally owned
property".

Weltgeschichtlich zum ersten Mal kam nach dem Ausbleiben bzw. der
Niederwerfung von Arbeiterregierungen in Westeuropa 1918/1919 die
Sowjetregierung unter Lenin in die Situation, im kriegszerstörten
Russland der Hakenpflüge und kleinen Warenproduktion westeuropäischen
Konzernen zu gestatten, auf russischem Boden mit einheimischen
Rohstoffen und auszubildenden Bauern als Industriearbeiter technisch
fortschrittliche Werke zu bauen und Produkte mit Profit zu
produzieren. Im vorliegenden Beitrag ist daher völlig zu Recht auf
Lenins diesbezüglicher Erkenntnisfortschritt für die internationale
Arbeiterbewegung in seiner Schrift über die Naturalsteuer von 1919
verwiesen worden.

Aus der chinesischen Zentralbank (Volksbank) wurden Ende des 20.
Jahrhunderts, um die gewachsene Menge an Zahlungen bewältigen zu
können, die auf S. 9 der vorliegenden Publikation genannten vier
Banken ausgegründet. Es handelt sich auch um volkseigene Banken, die
inzwischen auch international führende Positionen hinsichtlich der zu
behandelnden Geldmengen einnehmen. Das ist eine in der Geschichte des
real existierenden und sich entwickelnden Sozialismus noch nie da
gewesene Position!

Der "geordnete Rückzug" in China in den 1970er Jahren gleicht meines
Erachtens einem Bergsteiger, der einen kurzen, aber abenteuerlichen
Pfad zum Gipfel aufgibt, um seitwärts einen zwar längeren, aber Erfolg
versprechenderen Weg zu gehen und die Mühen der Ebenen (Brecht) zu
meistern.

Wir mussten auch bis 1989 in der DDR lernen: Sozialismus ist ohne
gekonntes Markten (national wie international) nicht möglich.
Marktteilnehmer sind Vertragspartner. Vertragsbeziehungen
müssen auch in sozialistischen Ländern entwickelt werden. Das geht
nicht ohne Messen und Märkte.

Überall, wo bisher objektiv reale sozialistische Gesellschaftszustände
entwickelt wurden (auf deutschem Boden, in der Geschichte des
deutschen Volkes also auf dem Gebiet der DDR 1949-1989), waren immer
denkbar ungünstige, schlechte Bedingungen hinsichtlich der Menge an
Bedürfnissen nach Nahrung, Kleidung, Wohnung, Gesunderhaltung, Bildung
und Künsten kennzeichnend für die Ausgangslage - von westdeutschen und
internationalen Beschränkungen, Blockaden und Störungen und einer seit
1948 international nicht konvertiblen Währung ganz zu schweigen. Wenn
dann noch nach des Tages Mühen im volkseigenen Betrieb abends über
mehrere Rundfunk- und Fernsehsender in der Muttersprache die mit
Marshallplan begünstigten blühenden Landschaften in kapitalistischen
westeuropäischen Ländern (deren Darstellungen ja "beweiskräftig"
erscheinen, weil man dabei selbst hören und sehen kann) konsumiert
werden konnten, wurde mit jedem Geburtsjahrgang die Achtung vor den
Anstrengungen der Großeltern und Eltern während der Nachkriegsjahre
geringer. Dennoch hatten wir in der DDR international vorzeigbare
Errungenschaften der Lebensbedingungen der werktätigen Bevölkerung und
waren auch international ein geschätzter und zuverlässiger
Handelspartner.

Deshalb kann ich die Errungenschaften in der Volksrepublik China, die
ich seit 1997 auch selbst kennen lernen kann, nur bewundern. Alle
Führungen der 1921 gegründeten KPCh haben unter konkreten Bedingungen
nach bestem Wissen und Gewissen festgehalten an der Hauptorientierung:
Alles, was innen- und außenpolitisch getan wird, muss vor allem dem
Volke dienen! Das ist Sozialismus der Tat - und zwar täglich für
1350 Millionen Menschen - und in wachsendem Maße ein studierenswertes
Vorbild für viele Länder der Erde.

Eike Kopf, Erfurt, den 29.8.2018


Prof. Dr. Eike Kopf ist hervorragender Kenner des
Marxismus-Leninismus, langjähriger Mitarbeiter an der
Marx-Engels-Gesamtausgabe, Mitarbeiter an der chinesischen Ausgabe der
Marx-Engels-Werke. Er unterstützt seit vielen Jahren den Nationalen
Volkskongress der VR China bei der Herausgabe der Kongressdokumente in
deutscher Sprache.

 * 

Quelle:

KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 365, Dezember 2018, S.

Herausgeber und Verlag:

Gruppe Kommunistische Arbeiterzeitung, Selbstverlag

Anschrift: KAZ-Redaktion, Reichstraße 8, 90408 Nürnberg

Tel. und Fax: 0911/356 913

E-Mail: gruppeKAZ@kaz-online.com

Internet: www.kaz-online.de

 

KAZ erscheint viermal jährlich.

Einzelpreis: 1,50 Euro

Normalabo: 10,00 Euro, Sozialabo: 7,70 Euro.

Förderabo: mindestens 20,00 Euro.



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2340: Der letzte große Italiener - Bernardo Bertolucci (1941-2018)


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1 · Januar 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Der letzte große Italiener

Bernardo Bertolucci (1941-2018)

von Paul B. Kleiser



Am 26. November 2018 starb in Rom der italienische Filmemacher
Bernardo Bertolucci im Alter von 77 Jahren. Mit ihm endet (vorläufig?)
die große Zeit der italienischen Cineasten von Weltrang.


In jungen Jahren arbeitete Bertolucci mit Pier Paolo Pasolini
zusammen; sein erster Film La commare secca von 1962 wurde
stark von Pasolinis Werken über römische Außenseiter und Ausgegrenzte,
etwa Accattone (Wer nie sein Brot mit Tränen aß) oder Mamma
Roma (mit der großartigen Anna Magnani) beeinflusst. Und eine
Hauptrolle in seinem Monumentalepos über die Geschichte der Emilia
Romagna, Novecento (1900, eigentlich müsste der Film auf
deutsch "Das 20. Jahrhundert" heißen), besetzte er mit Burt Lancaster,
weil dieser die Rolle des Fürsten von Salina in Luchino Viscontis
Il Gattopardo (Der Leopard) so eindrucksvoll und überzeugend
gespielt hatte.

Pasolini und Visconti waren beide homosexuell; alle Formen von
Sexualität, besonders aber Homosexualität spielen in den Filmen von
Bertolucci eine große Rolle - vor allem natürlich in dem "Skandalfilm"
Ultimo tango a Parigi (Der letzte Tango in Paris) (1972) mit
Marlon Brando und Maria Schneider, der wegen seinen für die damalige
Zeit gewagten Sexszenen in vielen Ländern verboten war und in den USA
nur in Pornokinos laufen konnte.

Seine Filme sind Versuche einer Kombination von Marx und Freud, von
Gesellschafts- und Psychoanalyse, was die oberflächliche
Betrachtungsweise des Feuilletons gerne übersieht. Außerdem verfügte
Bertolucci als häufiger Besucher der Pariser Cinémathèque über eine
großartige Kenntnis und Erfahrung in Kinogeschichte und Kinogenres; es
lassen sich vielerlei Einflüsse, besonders von Howard Hawks erkennen.
(In Prima della rivoluzione [Vor der Revolution] läuft in Parma
Hawks' großartiger Western Red River!).

Bertolucci arbeitete beim Drehbuch zu Once Upon a Time in the
West (Spiel mir das Lied vom Tod) auch mit Sergio Leone zusammen.
Jener "Italowestern" stellt gleichzeitig eine Weiterführung und einen
heftigen Abgesang auf jenes große Hollywood-Genre dar und war bereits
teilweise mit US-amerikanischen Schauspielern (u.a. Henry Fonda und
Jason Robards) besetzt. Für The Last Emperor (Der letzte
Kaiser) sollte Bertolucci 1987 sogar einen Oscar als bester Regisseur
bekommen.


Leitkultur

Seinen ersten großen Film, Prima della rivoluzione, ließ
Bertolucci in Parma, seiner Heimatstadt spielen, angeblich um die
Stadt seinem Vater, einem bekannten Dichter und Schriftsteller zu
"entreißen". Dem Film ist ein Motto des französischen Diplomaten
Talleyrand (1754-1838) vorangestellt: "Wer das Leben vor der
Revolution nicht gekannt hat, kennt nicht die Süße des Lebens."

Die Landarbeiter der Emilia haben eine starke kommunistische
Tradition, die im Film immer wieder aufscheint. Es gibt ein
"Volkshaus" (Casa del popolo) und das Fest der Parteizeitung
Unità; doch der Protagonist Fabrizio aus bürgerlichem Hause
schwankt zwischen einem Engagement für die Bewegung und seinem
Individualismus. Seine Verlobte Clelia verkörpert die Ordnung und den
Konformismus, während seine Tante Gina, für die er große Sympathie
empfindet, für das Aufbegehren steht. Die Grundfesten des Staates, das
Bündnis aus Bourgeoisie und katholischer Kirche, lehnt er entschieden
ab.

Kulturell wird die Klassenkultur, wie häufig bei Bertolucci, durch
eine Oper von Giuseppe Verdi verkörpert, der - ähnlich Wagner
- zunächst ein Kämpfer für die neue Zeit der nationalen Einigung und
sogar Abgeordneter gewesen war, sich aber nach der Einigung Italiens
auf sein Landgut Sant'Agata in der Emilia Romagna zurückzog und
alsbald als Leitfigur der liberalen Bourgeoisie vereinnahmt wurde.
Diese "italienische Leitkultur" findet sich häufig in Bertoluccis
Filmen; in Novecento rennt Rigoletto wie irre herum und schreit:
"Giuseppe Verdi ist tot, Giuseppe Verdi ist tot." Tatsächlich war
Verdis Tod im Januar 1901 ein großer Einschnitt in der italienischen
Kulturgeschichte.


Das Thema Verdrängung

Bertolucci hielt sich 1968 in Paris auf, wo er mit Pierre Clementi
nach einer Novelle von Dostojewski Partner drehte; das Motiv
des Doppelgängers stellt eines der Grundmotive von Bertolucci dar,
denn für ihn ist das Kino im Sinne der Surrealisten kein Abbild,
sondern ein Doppelgänger der Realität. Die Wirkung von 1968 als Akt
politischer, sozialer und kultureller Befreiung war auf Bertolucci
beträchtlich; 2003 hat er mit I sognatori (Die Träumer) diesem
Aufstand der (auch kinobegeisterten) jungen Leute ein Denkmal gesetzt.
Der Kampf gegen die (realen und politisch-ideologischen) Väter wurde
zu einer Konstante in seinem Werk, zumal er in eine begüterte Familie
hineingeboren wurde. Besonders deutlich wird dies in den beiden Filmen
von 1970, La strategia del ragno (Die Strategie der Spinne),
nach einer Erzählung von Jorge Luis Borges, und Il conformista
(Der große Irrtum), nach einem Roman von Alberto Moravia, der vom
faschistischen Mord an dessen beiden Vettern inspiriert ist. Diese
Filme setzen sich mit dem italienischen Faschismus und der Haltung der
Intellektuellen in dieser Zeit auseinander - wegen der zahllosen
Verdrängungen und Tabus nicht nur in Italien ein Grundthema des
Aufbruchs ab 1968.

Im ersten Film muss ein junger Mann (Athos Magnani) entdecken, dass
sein Vater, angeblich ein bedeutender Kämpfer gegen den Faschismus,
der in der Oper während einer Aufführung von Verdis Rigoletto
umgebracht wurde und dem er so ähnelt, dass die frühere Mätresse des
Vaters sich für ihn interessiert, ein Verräter war. Das Italien der
Nachkriegszeit hat sich nicht wirklich mit dem Faschismus
auseinandergesetzt und hat versucht, über die Jahre nach 1922 Gras
wachsen zu lassen. Von daher das Aufbegehren der Jugend über diese
verdrängte, blutige Vergangenheit, die auch von der Kommunistischen
Partei tabuisiert wurde.

Als Il conformista 1970 in den deutschen Kinos erschien, habe
ich ihn zweimal hintereinander gesehen, so fasziniert war ich vom
Thema und der künstlerischen Machart. Der von Jean-Louis Trintignant
gespielte Protagonist, Marcello Clerici, hat offenbar unterdrückte
homosexuelle Neigungen und glaubt, im Alter von 13 Jahren einen
Menschen, der sich ihm zu sehr näherte, mit einer Pistole ermordet zu
haben. Sein Vater sitzt in einer Irrenanstalt und seine Mutter, eine
Morphinistin, sucht sich Gigolos für ein paar schöne Stunden. Daher
ist es sein Bestreben, ein möglichst "normales" Leben zu führen; er
heiratet eine begüterte Bourgeoise mit Beziehungen zu den Faschisten
und macht Karriere im Staatsapparat. Er lässt sich überreden, zusammen
mit seiner Frau Giulia seinen früheren linken Philosophieprofessor
Quadri, der vor den Faschisten nach Paris ins Exil geflohen ist und
dort eine Widerstandsgruppe führt, aufzusuchen mit dem Ziel, ihn und
seine Frau zu ermorden. Die ganze Zeit über werden die beiden Paare in
Paris von Geheimagenten beobachtet. Clerici und der Professor
unterhalten sich über Platons Höhlengleichnis und die Frage, welche
Realität die in der Höhle Gefangenen überhaupt wahrnehmen können.
Anna, die Frau des Professors, erkennt recht schnell die üblen
Absichten ihres Gegenübers; doch sie zeigt sexuelles Interesse an
Giulia, was Marcello wiederum heimlich beobachtet. Anna sollte
ursprünglich in Paris
 bleiben und dem Professor später nachreisen, aber dann entschließt
sie sich doch zur Mitfahrt. Auf der Fahrt zum Ferienhaus der Quadris
in Savoyen werden die beiden in einem Wald von einem faschistischen
Agenten erschossen, der sich dann beim Pissen über die Feigheit der
Intellektuellen auslässt.

Der Kameramann Vittorio Storaro, mit dem Bertolucci häufig
zusammengearbeitet hat, hat die Geschichte im Stil der 30er Jahre
gefilmt, in Anlehnung an die Kunst des Art Déco und die Bilder von
Giorgio de Chirico.


Das Epos

Fast alle Filme Bertoluccis nehmen ihren Ausgangspunkt in Kunstwerken.
Novecento beginnt mit einem Zoom weg vom pathetischen Bild der
streikenden Landarbeiter von Giuseppe Pellizza da Volpedo, "Il quarto
stato - Der vierte Stand", das damals als Poster in vielen linken WGs
hing. Es folgen die Feiern zum "Tag der Befreiung", dem 25. April
1945, und die Verfolgungsjagd auf den faschistischen Verwalter Attila
und seine Frau Regina, die mit Heugabeln traktiert werden. Sodann die
Geburt der beiden Enkel des Gutsbesitzers - Alfredo und Olmo, aus
dessen Perspektive der Film auch erzählt wird, dargestellt von Robert
de Niro und dem jungen Gérard Depardieu - im Jahr 1901.
Der Film zeigt die Entwicklung der beiden Knaben zu Männern und die
großen Unterschiede, die sich aus ihrer jeweiligen
Klassenzugehörigkeit ergeben. Für die beiden Großväter, Alfredo
Berlinghieri (Burt Lancaster) und Leo Dalcò (Sterling Hayden),
bedeutet die Geburt höchst Unterschiedliches: Der eine freut sich über
den Erben, der andere ärgert sich über "einen Fresser mehr". "Der
meine wird Jura studieren" - "der meine wird stehlen", so der etwas
zynische Dialog der Großväter. Als Zehnjähriger verdient sich Olmo ein
Taschengeld, indem er den Herren Frösche verkauft, die er wie einen
Kranz um den Hut hängen hat.

Die Konflikte verschärfen sich im Umkreis des Ersten Weltkriegs; man
sieht Olmo im Zug, wie er dem Einberufungsbefehl Folge leistet; das
Zuggeräusch wird in die Geräusche einer großen Dreschmaschine
überführt, die sich der Padrone als Kriegsgewinnler leisten konnte.
Anita, eine sozialistische Lehrerin aus Verona, agitiert zusammen mit
Olmo gegen die ungerechte Verteilung des Getreides und hilft, den
Widerstand gegen die Carabinieri zu organisieren.
In den Streiks zwischen 1919 und 1921 gewannen die Bauernligen ihre
organisatorische Struktur und beherrschten große Teile der Poebene;
sie bestimmten die Abgaben und zwangen die Padroni zur Aufteilung der
Ernte. Eine besonders eindrucksvolle Sequenz stellt der Widerstand der
Frauen dar, die sich gegen die anrückenden Carabinieri in großer Zahl
einfach auf die Erde legen.

Bis heute besticht der Film durch seine große emotionale Kraft; die
von vielen Linken damals vorgetragenen Einwände über "Fehler in der
Geschichtsbetrachtung" waren Diskurse von Sesselfurzern. Zumal sie die
subjektive Perspektive der Handlungsdarstellung außer acht gelassen
haben.

 * 
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VORWÄRTS/1425: Der Schweizer Landesstreik von 1918 - Gespräch mit Pierre Elchenberger


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 41/42 vom 20. Dezember 2018

Schwerpunkt Landesstreik

Früchte für die Zukunft?

von Joël Depommier



Nach dem Ende des Ersten Weltkriegs fand vom 12. bis 14. November
1918 auf Veranlassung des Oltener Komitees der einzige Generalstreik
in der Schweizer Geschichte statt. Ein Gespräch mit dem Dozenten für
Zeitgeschichte an der Universität Zürich, Pierre Elchenberger, der das
Ereignis erforscht.



Frage: Was sind die internationalen und nationalen Gründe, die
zum Landesstreik geführt haben?

Pierre Eichenberger: Der Hauptgrund für den Ausbruch dieses
Generalstreiks ist auf die massive Verarmung eines grossen Teils der
Bevölkerung während des Ersten Weltkriegs zurückzuführen. Die Preise
stiegen schneller als die Löhne. Damit sank der Reallohn gegenüber der
Vorkriegszeit um rund dreissig Prozent. Während die Versorgung der
Schweiz sowohl durch die Kräfte der Entente (Frankreich, England, das
zaristische Russland) als auch durch die Mittelmächte (Deutschland,
Österreich-Ungarn und Italien) stark eingeschränkt war, organisierten
der Bundesrat und die Kantone bis 1917 keine Lebensmittelrationierung,
um den Schwarzmarkt und die steigenden Preise einzudämmen.

Die Armut wurde noch verschärft durch die Tatsache, dass die Männer,
die vom Militär aufgeboten wurden, keine Kompensation für ihren
Arbeitslohn bekamen. Ihr Sold - der bloss dazu reichte, um eine
Schachtel Zigaretten oder ein Bier zu bezahlen - erlaubte es ihnen
nicht, ihre Familien zu unterstützen. Die Frauen ihrerseits, die die
Männer in den Fabriken oder Werkstätten ersetzten, erhielt nur die
Hälfte des Gehalts eines Mannes. Die Familien fielen zunehmend in die
Armut. Dies zeigt sich in der Entwicklung von Suppenküchen. In Zahlen:
Im Frühjahr 1918 waren fast 700.000 SchweizerInnen auf öffentliche
Hilfe angewiesen, das waren fast zwanzig Prozent der Bevölkerung.

Gleichzeitig florierte die mit Banken und Industrie verbundene
Bourgeoisie, so dass der Bundesrat eine temporäre Steuer auf
Kriegsgewinne einführen wollte. Auch der Agrarsektor, vom Staat stark
geschützt, entwickelte sich gut. Die Erhöhung des Milchpreises im
Frühjahr 1918, die das Ergebnis einer Entscheidung des Bundesrates
zugunsten der BäuerInnen auf Kosten der StadtarbeiterInnen war, ist
zum Beispiel sehr bedeutsam und symbolisch. Die Reduzierung dieser
Erhöhung war eine der ersten Forderungen des Oltener Komitees, das im
Februar 1918 von der Sozialdemokratischen Partei und dem
Gewerkschaftsbund ins Leben gerufen wurde. Die Forderung des Komitees
führte im April 1918 zu einem Kurswechsel des Nationalrats und des
Ständerats in dieser Angelegenheit.

Frage: Hat die Tatsache, dass der Bundesrat und die Armee
während des Streiks 100.000 Soldaten gegen die 250.000 bis 400.000
Streikenden mobilisiert haben, die Schweiz an den Rand eines
Bürgerkriegs geführt?

Pierre Eichenberger: Das ist schwierig, zu beantworten, da der
Oltener Ausschuss am 13. November den Abbruch
des Streiks beschloss, weil er befürchtete, dass der
Bundesrat Gewalt gegen die Streikenden anwenden
würde. Was man sagen kann, ist, dass die Fantasie
eines Bürgerkriegs hauptsächlich auf der Seite der
Armee und der privaten Milizen der Bürgerwehr (die
sich 1919 auf Bundesebene innerhalb des Schweizerischen
Vaterländischen Verbands sammelten) lag.
Die Armee und die Bürgerwehr waren die einzigen mit Waffen. Die
Streikenden hingegen waren unbewaffnet. Auf der linken Seite war der
Einsatz von Gewalt marginal.

Frage: Was war der wirkliche Einfluss des Oltener Komitees auf
diese Streikbewegung?

Pierre Eichenberger: Da die Forderungen der Gewerkschaften und
der SP von den Patrons und dem Bundesrat nicht gehört wurden, wurde
das Oltener Komitee als Exekutive der ArbeiterInnenbewegung
geschaffen, um sowohl politisch als auch wirtschaftlich Einfluss
nehmen zu können. Sie erhöhte ihren Einfluss und erzielte schnell
Erfolge bei der Senkung des Milchpreises oder bei der Abschaffung des
ergänzenden Zivildienstes für die Landwirtschaft, der von der
Regierung im Oktober 1917 beschlossen worden war. Bei anderen
Gelegenheiten folgte das Oltener Komitee einfach dem Beispiel, wie es
während des Streiks der Zürcher BankarbeiterInnen Anfang Oktober 1918
geschehen war. Die Beziehung des Oltener Komitees zur sozialen
Bewegung ist daher komplex, ging in ihrer Richtung aber nicht einfach
nur von oben nach unten.

Frage: Der Bundesrat war während des Landesstreiks
kompromisslos. Wie verhielt er sich vorher in den Kriegsjahren?

Pierre Eichenberger: Im August 1914 erhielt der Bundesrat
unbeschränkte Vollmachten. Die demokratischen Rechte wurden
ausgesetzt, ebenso der Schutz der ArbeiterInnen, der auf Eis gelegt
wurde. Es handelte sich also um eine relativ autoritäre
Regierungsform. Wir sollten jedoch nicht glauben, dass die Regierung
den Forderungen der Bevölkerung und des Oltener Komitees gegenüber
taub war. Während der Sonder-Sitzung des Parlaments, am ersten Tag des
Generalstreiks, hielt es Bundesrat Felix Louis Calonder für möglich,
zwei sozialdemokratische Volksvertreter in der Regierung willkommen zu
heissen, und brachte die Schaffung einer AHV ins Spiel.

Die Armee unter der Führung von General Ulrich Wille und dem Zürcher
Kommandanten Emil Sonderegger war dagegen extrem reaktionär. Sie
verteidigte den Einsatz von Kavallerie und Maschinengewehren gegen
Streikende, während der Bundesrat zurückhaltender war. Nicht zu
vergessen war schliesslich die Seite der ArbeitgeberInnen, die auch
ein weiterer wichtiger Akteur war und den Bundesrat beeinflusste.
Insbesondere der Bankensektor drängte den Bundesrat, energisch gegen
die Streikenden vorzugehen. Ende September und Anfang Oktober 1918 gab
es einen Grossstreik der Zürcher Bankangestellten, der eine Reaktion
der Bankiers hervorrief, die auf den Zufluss von ausländischem Kapital
in die Schweiz angewiesen waren. Sie wollten nicht, dass ihr Image
durch soziale Bewegungen getrübt würde. Die Bankiers forderten daher
von den Behörden, dass sie handeln und Repressionen anwenden sollten.

Frage: Im Jahr 1917 schuf der Bundesrat im Namen des Kampfes
gegen die Präsenz von AusländerInnen in der Schweiz (Überfremdung)
eine zentrale Ausländerpolizei. Welche Auswirkungen hatte diese
Richtlinie?

Pierre Eichenberger: Der Erste Weltkrieg markierte einen
Wendepunkt in den Beziehungen zum Ausland. Es war der Schauplatz einer
beispiellosen Zunahme der Fremdenfeindlichkeit. Dieses Thema hat auch
eine wirtschaftliche Dimension. Vor dem Krieg war die Schweizer
Industrie auf ein hohes Mass an ausländischem Kapital angewiesen. In
vielen Verwaltungsräten gab es Deutsche oder Franzosen. Aufgrund der
doppelten Blockade des Ersten Weltkriegs mussten die Schweizer
Unternehmen nachweisen, dass sie mit keiner Seite verbunden sind, und
wurden die ausländischen Verwalter los. Dies könnte als
"Verstaatlichung" des Schweizer Kapitalismus bezeichnet werden.

Frage: Wie beurteilen Sie als Historiker die Rolle dieses
Generalstreiks für die weitere Entwicklung der Schweiz?

Pierre Eichenberger: Das hängt von der Sichtweise ab. Das
Ergebnis des Streiks war Gegenstand von Kontroversen innerhalb der
Sozialdemokratie. Während Robert Grimm, der Vorsitzende des Oltener
Komitees, glaubte, dass der Streik für die Zukunft Früchte tragen
würde, vertrat der spätere Bundesrat Ernst Nobs die Ansicht, dass er
viel zu früh abgebrochen worden war und ohne bis zum Schluss zu
kämpfen. In den Jahren unmittelbar nach dem Streik scheinen mir die
Folgen positiv zu sein. Anfang 1919 wurde die Wochenarbeitszeit von 54
bis 59 Stunden auf 48 reduziert. Bundesrat Edmund Schulthess leitete
in den Tagen nach dem Streik die Diskussion über die Gründung einer
AHV ein und 1925 wurden die verfassungsrechtlichen Grundlagen dieser
Versicherung geschaffen. Ferner fanden vermehrt GAV-Verhandlungen
zwischen Gewerkschaften und ArbeitgeberInnen statt. Das war eine
Gewerkschaftsforderung, die die Patrons bis zum Generalstreik
ablehnten. Es wurde auch ein erster nationaler GAV unterzeichnet. Ein
weiteres Beispiel: Auch wenn es keine mechanischen Zusammenhänge
zwischen dem Anspruch von 1918 auf die AHV und ihrer Umsetzung im Jahr
1948 gibt, sei daran erinnert, dass der Wunsch, die Wiederholung eines
Generalstreiks um jeden Preis zu vermeiden, ab 1943 stark zur
Realisierung des Projekts beigetragen hat. Die Erinnerung an den
Streik blieb sehr stark in den Köpfen der Menschen.

 * 
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REPORTAGE/557: WDR - Wie uns Soziale Medien abhängig machen, 16.1.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. Januar
2019

Wie uns Soziale Medien abhängig machen

Ein Film von Dirk Bitzer und Fabian Nast

aus der Reihe "Die Story"

16.01.2019, 22.10 - 22.55 Uhr | WDR Fernsehen



Insider aus dem Silicon Valley enthüllen: Social-Media-Apps würden so
konzipiert, dass Millionen von Nutzern Abhängigkeiten entwickeln.
Ehemalige Facebook-Mitarbeiter und App-Designer erklären in der
"Story", wie der "Schlüssel zur Abhängigkeit" funktioniert und wie
Nutzer dazu gebracht werden, immer weiter zu klicken oder zu scrollen.
Ein Mechanismus "wie beim Süchtigen am Spielautomaten", sagt Prof.
Catharine Winstanley von der University British Columbia.

An einem Kölner Gymnasium erklären uns Jugendliche, warum das
Smartphone aus ihrem Leben kaum noch wegzudenken ist. Für uns nehmen
sie an einem Experiment teil, bei dem wir den Angaben der
Whistleblower nachgehen. Wir analysieren das Smartphone-Verhalten der
Jugendlichen und manipulieren ihr Handy. Den schmalen Grat zwischen
exzessiver Nutzung und Sucht erklären uns Therapeuten und Mediziner.
Sucht-Betroffene erzählen, welche Konsequenzen die unkontrollierte
Smartphone-Nutzung und Social-Media-Apps für ihr reales Leben hatten
und bis heute haben.

"Die Story" untersucht die riesigen Konsequenzen einer Technologie,
die einen großen Anteil daran hat, dass sich die Art, wie Menschen
miteinander umgehen und kommunizieren, so rapide ändert

 * 
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MUSIK/2809: Deutschlandfunk - Winterszenen in der Musik, 17.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Eisige Kälte und Schneegestöber

Winterszenen in der Musik

Von Klaus Gehrke

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 17. Januar 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Die kalte Jahreszeit stand bei Musikern in der Beliebtheit eher auf
dem letzten Platz. Sie mussten in meist eisigen Räumen musizieren oder
singen. Auch viele Komponisten fanden Frost, Schnee, Winterstürme
wenig inspirierend. Dennoch gibt es einige unter ihnen, die den Winter
musikalisch charakterisierten, wie Antonio Vivaldi oder Joseph Haydn
in ihren "Jahreszeiten". Peter Tschaikowsky nannte seine erste
Sinfonie "Winterträume" und ließ in seinem Ballett "Der Nussknacker"
die Schneeflocken kräftig wirbeln. Giacomo Meyerbeer baute in seiner
Oper "Der Prophet" ein idyllisches Winterballett ein und Puccinis wohl
bekannteste Oper "La Bohème" spielt in der frostigen Kälte der letzten
Dezembertage.

 * 

Quelle:
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TALK/1628: Deutschlandfunk - Tipps zum nachhaltigen Modekonsum, 17.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Fair kleidet

Tipps zum nachhaltigen Modekonsum

Hörertel.: 0 08 00-44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 17. Januar 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Ein T-Shirt für fünf Euro, eine Jeans für 15 Euro: Die
Fast-Fashion-Industrie lockt mit unwiderstehlichen Angeboten. Doch der
wahre Preis ist hoch für die Umwelt und die Menschen, die diese
Kleidung in Billiglohnländern herstellen. Etablierte Ökomode-Anbieter,
aber auch immer mehr junge Modelabels legen Wert auf fair und
umweltschonend produzierte Kleidung. Der Einsturz der Fabrik Rana
Plaza in Bangladesch mit rund 1.100 Toten und vielen Verletzten liegt
mittlerweile über fünf Jahre zurück. Inwieweit haben sich die Umwelt-
und Sozialstandards in der Textilindustrie seither verbessert?

 * 
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DERMATOLOGIE/734: Schweißdrüsenkarzinom - Transkriptom-Analysen geben erste Einblicke in Genexpressionsmuster (idw)


Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 11.01.2019

Schweißdrüsenkarzinom (ADPA): Transkriptom-Analysen geben erste Einblicke in Genexpressionsmuster



Schweißdrüsenkarzinome (SK) sind seltene Tumoren der Hautanhangsgebilde
(< 0,005% - 0,01% aller kutanen Karzinome), die ein heterogenes Spektrum
histologischer Subtypen umfassen. Sie treten klinisch variabel auf und
haben eine starke Tendenz zu Lokalrezidiven und/oder metastasierenden mit
einer hohen Sterblichkeit einhergehenden Verläufen. Eine Studie des
Instituts für Humangenetik und des Instituts für Stammzellforschung und
regenerative Medizin der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, die in
der Zeitschrift British Journal of Dermatology publiziert wurde, zeigt zum
ersten Mal systematische Transkriptom-Analysen an den sehr kleinen,
technisch herausfordernden FFPE-gebetteten Tumoren.

Aggressive digitale papilläre Adenokarzinome (ADPA) stellen eine homogene
Subgruppe ekkriner Schweißdrüsenkarzinome dar. Dieser Tumor tritt
bevorzugt bei älteren Patienten und nahezu ausschließlich an Extremitäten
wie Fingern, Handflächen, Zehen und Fußsohlen auf. Diese Tumoren zeigen
sich als kleine (mittlerer oslash; 13 mm), derbe, schmerzlose, teils zystische,
teils solide Tumoren. Eine sichere Diagnosestellung ist nur histologisch,
d.h. auf der Basis feingeweblicher Untersuchungen, möglich. Therapie der
Wahl ist eine radikale chirurgische Entfernung, die sich häufig nur über
eine Amputation des entsprechenden Fingers oder Zehs erreichen lässt.
Trotz radikaler Chirurgie treten aber Rezidive sowie Lokal- und
Fernmetastasen auf.

Bei ADPA handelt es sich um sporadische Tumoren, deren Entstehung auf dem
kumulativen Erwerb somatischer Mutationen beruht. Die Genetik und
Pathogenese ist unbekannt, die therapeutische Situation häufig
unzureichend.

Bei der Entstehung verschiedener Malignome ist FGFR2 (Fibroblast growth
factor receptor 2) Teil des FGF/FGFR Signalweges, der für essentiell
biologische Prozesse wie z.B. Zellproliferation, Zelldifferenzierung oder
Angiogenese von Bedeutung ist. Die Hauptautoren der Publikation, Harald
Surowy, Anna Giesen und Jörg Otte berichten: "Wir konnten
überraschenderweise zeigen, dass FGFR2 in dieser seltenen Tumorentität
über-exprimiert wird. Dieser Befund ist von großem Interesse im Sinne
eines therapeutischen Ansatzes, da sich momentan eine Reihe von
FGFR-Inhibitoren in der aktiven Entwicklung oder in der Erprobungsphase zur
Behandlung maligner Tumorerkrankungen befinden."

Die Seniorautoren James Adjaye und Silke Redler resümieren: "Es ist uns
ein großes Anliegen, Forschung an der seltenen Tumorentitäten der
Schweißdrüsenkarzinoms gemeinsam voranzutreiben. Nur eine systematische
molekulare Analyse und die Entschlüsselung von molekularen Signalwegen
werden zur Aufklärung der biologischen Grundlagen und zu einem
tiefgreifenden Verständnis der beteiligten Krankheitsmechanismen dieser
Tumoren führen. Dies ist der Schlüssel für die betroffenen Menschen -
trotz der Seltenheit und der Komplexität dieser Tumor-Entität -
perspektivisch von einer adäquaten Therapie zu profitieren. Wir werden
systematische Transkriptom-Analysen an weiteren Subtypen von
Schweißdrüsenkarzinomen durchführen, um ein noch umfassenderes Bild der
Genexpressionsmuster zu erlangen.


Originalpublikation:

Surowy HM, Giesen AK, Otte J, Büttner R, Falkenstein D, Friedl H, Meier F,
Petzsch P, Wachtmeister T, Westphal D, Wieczorek D, Wruck W, Adjaye J,
Rütten A, Redler S.: Gene expression profiling in aggressive digital
papillary adenocarcinoma sheds light on the architecture of a rare sweat
gland carcinoma. Br J Dermatol. 2018 Nov 25. 

doi: 10.1111/bjd.17446. [Epub ahead of print]. PMID: 30472730


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uniklinik-duesseldorf.de/humangenetik

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution223

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 11.01.2019
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POLITIK/1933: Debatte um Organspenden - Widerspruch nötig? (Securvital)


Securvital 1/2019 - Januar-März

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Debatte um Organspenden

Widerspruch nötig? 

von Norbert Schnorbach



Die Zahl der Organspenden ist niedrig. Das soll nun ein Gesetz
ändern. Einige Politiker wollen eine viel weitergehende Regelung, um
Organspenden zum Normalfall zu machen. 


In den vergangenen Jahren ist die Zahl der Organspenden stark
zurückgegangen, nachdem eine Reihe von Skandalen mit manipulierten
Patientendaten und Wartelisten Schlagzeilen machte. Nach Angaben der
Deutschen Stiftung Organtransplantation (DSO) gab es im letzten Jahr
nur noch 797 Spender, in diesem Jahr ist wieder mit einer leichten
Steigerung zu rechnen. Gesundheitsminister Jens Spahn will nun mit
neuen gesetzlichen Vorgaben die Zahl der Organspenden in Deutschland
erhöhen.

Das neue Gesetz sieht vor allem Veränderungen in den Krankenhäusern
vor. Sie sollen mehr Geld für Organspenden bekommen.
Transplantationsbeauftragte in den Kliniken würden dann von anderen
Aufgaben befreit werden, um sich stärker um Organspenden zu kümmern.
Sie sollen ein Zugangsrecht zu Intensivstationen erhalten und über
Patienten informiert werden, die nach Einschätzung von Ärzten Spender
sein könnten. Außerdem sollen mobile Ärzteteams geschaffen werden, um
Organspenden auch in kleinen Kliniken ohne eigene Experten zu
erleichtern. "Das Hauptproblem bei der Organspende ist nicht die
Spenderbereitschaft", meint Spahn. Vielmehr müsse die Organisation in
den Kliniken verbessert werden.

Zustimmungsprinzip

Über diese Gesetzesinitiative hinaus wird über grundsätzliche Fragen
der Organspende diskutiert. Bisher gilt in Deutschland das Prinzip,
dass eine Organspende nur mit vorheriger Zustimmung des Spenders oder
gegebenenfalls der Angehörigen durchgeführt werden darf. Für die
Zustimmungserklärung gibt es den offiziellen Organspendeausweis.
Umgekehrt kann auch die ausdrückliche Ablehnung mit dem
Nichtspenderausweis oder einer Patientenverfügung dokumentiert werden.
In einigen europäischen Ländern wird anders verfahren. Dort gilt die
umgekehrte Regelung: Jeder gilt automatisch als Organspender, sofern
er nicht ausdrücklich widersprochen hat. Dort sind die
Organspenderzahlen meist höher als in Deutschland, aber es stellt sich
die Frage, ob ein solcher staatlicher Eingriff in den privatesten
Bereich des Menschen immer zulässig ist, wenn er sich nicht aktiv
dagegen wehrt.

Im Bundestag soll in den nächsten Monaten eine Grundsatzdebatte über
beide Positionen stattfinden. Einige Gesundheitspolitiker wie Minister
Spahn (CDU) und Karl Lauterbach (SPD) setzen sich dafür ein, dass
künftig jeder als Spender gelten soll, der nicht widerspricht
("Widerspruchsregelung"). Dagegen hat eine fraktionsübergreifende
Initiative von Abgeordneten aus CDU, CSU, SPD, Grünen, Linken und FDP
das Ziel, das bisherige Recht beizubehalten, wonach Organentnahmen nur
bei ausdrücklich erklärter Zustimmung erlaubt sind
("Zustimmungslösung"). Wichtige Fragen in diesem Zusammenhang sind, ob
das Transplantationsverfahren vertrauenswürdig ist und ob ein Spender
wirklich tot ist, bevor Herz und Nieren entnommen werden. Nach
geltender Gesetzeslage dürfen Organe erst entnommen werden, wenn zwei
Ärzte unabhängig voneinander in einem dreistufigen Verfahren den
Hirntod festgestellt haben, demzufolge die Aktivitäten des Gehirns
0unwiederbringlich erloschen sind. In Deutschland gilt der Hirntod als
entscheidendes Kriterium, in anderen Ländern reicht bereits der
Herzstillstand.

Allerdings ist der zentrale Begriff Hirntod umstritten und
missverständlich. Auch nach ärztlich festgestelltem Hirntod sind nicht
alle Lebensfunktionen beendet. Herzschlag, Stoffwechsel, Wundheilung
und viele andere Körperprozesse können weiterhin aktiv sein. Sogar
eine Schwangerschaft lässt sich unter Umständen fortführen. Hirntote
werden zum Zwecke der Organspende ärztlich überwacht auf der
Intensivstation, mit Medikamenten versehen und gegebenenfalls
künstlich beatmet, um die Organe bis zur Entnahme "am Leben" zu
erhalten.

Eine Frage der Würde

Ob das Erlöschen der Hirnfunktion oder der Herzstillstand als
endgültiger Tod anzusehen ist, bleibt auch unter Experten umstritten.
Es gibt wohl keine einfachen Antworten darauf, wo genau die Grenzen
zwischen Leben und Sterben liegt. Mediziner und Philosophen sehen das
als existenzielles Dilemma und auch als eine Frage der menschlichen
Würde. Wer den eigenen Körper auch nach dem Tod unversehrt lassen
möchte oder beim Sterbeprozess nicht auf der Intensivstation sein will
und deshalb eine Organspende ablehnt, handelt keineswegs ethisch
verwerflich.

Der Deutsche Ethikrat (www.ethikrat.org) empfiehlt eine offene
gesellschaftliche Diskussion zu diesem Thema. Die Haltung zur
Organspende sei so individuell wie die persönliche Einstellung zum
Sterben und zum Tod. Eine moralische Pflicht zur Organspende könne es
jedenfalls nicht geben, weder dafür noch dagegen. Jeder Mensch sei in
dieser Entscheidung frei. Die Mitglieder des Deutschen Ethikrats sind
sich auch nicht einig bei der Frage, ob ein ärztlich festgestellter
Hirntod tatsächlich mit dem Tod gleichzusetzen ist.

Vor diesem Hintergrund äußern sich auch Ärzteorganisationen kritisch
gegen eine "Automatisierung" der Organspende. "Die Widerspruchslösung
ist in der Lage, das restliche Vertrauen vieler Menschen in die
Transplantationsmedizin gänzlich zu zerstören", fürchtet der Verband
der Leitenden Krankenhausärzte Deutschlands (VLK). Auch
naturheilkundliche und anthroposophische Mediziner haben deutliche
Vorbehalte gegen die Organspendepraxis. Die Initiative "Kritische
Aufklärung über Organtransplantation" (www.initiative-kao.de) hat eine
Petition gegen die "ungewollte Organentnahme" gestartet und hält die
Druckvorlage für einen Nichtspenderausweis bereit.

"Widerspruch gegen die Organentnahme":

Download auf www.initiative-kao.de

 * 

Wie denken Sie darüber? 

Zum Thema Organspende gibt es eine öffentliche Debatte mit sehr
unterschiedlichen Meinungen.

Wollen Sie mitteilen, wie Sie darüber denken? Bitte schreiben Sie an:
leserbrief@securvita.de, Redaktion SECURVITAL, Postfach 10 55 09,
20038 Hamburg.


Der offizielle Organspendeausweis ist bei Krankenkassen
erhältlich (Download auf www.bzga.de)

 * 

Quelle:

Securvital 1/2019 - Januar-März, Seite 28 - 29
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DEMENZ/421: Gegen Alzheimer - Das Gehirn in Balance halten (idw)


Technische Universität Braunschweig - 11.01.2019

Gegen Alzheimer: Das Gehirn in Balance halten



Noch gibt es keine erfolgreiche Therapie zur Heilung von
Alzheimererkrankungen. Es gibt jedoch Untersuchungen dazu, welche Eiweiße
dem Gehirn schaden und welche es schützen. Ein Forscherteam um Heather C.
Rice aus England und Belgien hat sich Eiweißfragmente mit positiver
Wirkung auf die Nervenzellen unseres Gehirns genauer angeschaut. Professor
Martin Korte, Neurobiologe am Institut für Zoologie der Technischen
Universität Braunschweig, hat das Paper für das "Science"-Magazin
rezensiert.


Worum geht es in dem "Science"-Paper?

Professor Martin Korte:  "In der Alzheimerforschung ist das prominenteste
Molekül das β-Amyloid-Peptid, kurz Aβ. Ich sage dazu auch, es sei eines
der "Gedächtnisdiebe". Es führt zu unlöslichen Eiweißablagerungen an
Nervenzellen. Es kann möglicherweise toxisch auf die Nervenzellen wirken
und so maßgeblich an der Alzheimererkrankung beteiligt sein. Bislang hat
sich die Forschung auf das Aβ konzentriert. Erst in den letzten Jahren hat
man nach der Physiologie gefragt, zum Beispiel woher kommt Aβ?

Man hat festgestellt, dass es ein Vorläuferprotein gibt: Amyloid Precursor
Protein, kurz APP. Dieses Schlüsselprotein lässt sich fallweise in mehrere
Produkte aufspalten, z.B. Aβ oder APPsα. Beide schließen sich aus, es wird
also entweder das eine oder das andere Spaltprodukt gebildet. Die
Fragestellung des "Science"-Artikels lautete: Woran bindet sich APPsα und
welche Wirkung hat es? APPsα bindet sich an bestimmte Signalempfänger der
Nervenzelle (Rezeptoren GABABR1α und GABABR2). Das Proteinfragment
reguliert damit die Aktivität der Synapsen. Anders ausgedrückt: Es kümmert
sich darum, dass die Nervenzellen nicht überreagieren und hyperaktiv
werden. Läuft das Gleichgewicht aus dem Ruder, schadet das dem Gehirn."

Warum wurden Sie von der TU Braunschweig gebeten, ein Review des Papers anzufertigen?

"Eine Art Rezension eines wissenschaftlichen Papers wird immer dann
angefertigt, wenn es von überfachlicher Bedeutung ist. Beim
"Science"-Magazin wählt dazu die Redaktion nach sehr strengen Kriterien
einen Experten aus dem entsprechenden Forschungsbereich aus. Die Aufgabe:
Eine breitere Einordnung des Themas für Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler anderer Disziplinen verfassen. In dem Fall fiel die Wahl
auf mich. Der Grund dafür könnte sein, dass wir uns an der TU Braunschweig
bereits mit dem Thema auseinandergesetzt haben.

Gemeinsam mit Kollegen der Universität Heidelberg hatten wir einen anderen
Rezeptor (α7-nAChR) gefunden. Wird dieser durch APPsα aktiviert,
unterstützt dieser das Lernen: Diese sogenannte "synaptische
Veränderbarkeit" ist die Voraussetzung dafür, dass wir etwas lernen
können. Wir arbeiten an dem Thema bereits seit sechs Jahren und können
auch auf zehn Publikationen verweisen. Das Paper von Rice et al. fußt
gewissermaßen auch auf Arbeiten der TU Braunschweig und der Universität
Heidelberg."

Wie kann man die Spaltprozesse des Schlüsselproteins APP so lenken, dass
keine schädliches Peptid entsteht?

"Dazu müssen wir herausfinden, welche Signalmoleküle für die Spaltung von
APP in APPsα (unterstützt Funktion von Nervenzellen) oder Aβ (verschleißt
Nervenzellen) verantwortlich sind. Vielleicht sind es aber auch
Lebensumstände wie Rauchen oder Sport, die Einfluss auf diesen
Spaltprozess haben. Spielen vielleicht Entzündungen im Körper eine Rolle
oder kann es eine immunologische Reaktion sein? Eine der nächsten
Arbeitsschritte zielt auf die Beantwortung der Frage: Was macht Aβ so
toxisch?"

Warum ist das bedeutsam für die Alzheimer-Forschung?

"Das Paper und auch mein Review lenken die Aufmerksamkeit auf die
Physiologie in der Alzheimerforschung. Der Schwerpunkt liegt allgemein
eher auf der medizinischen Forschung. Doch auch die Grundlagenforschung
ist wichtig: Nicht nur die Wirkung der Moleküle muss untersucht werden,
sondern auch die Vorgänge im Organismus, zum Beispiel die Herkunft und
Bindung der Moleküle."

Was ließe sich aus den neuen Erkenntnissen für die Entwicklung von Therapien oder
Medikamenten ableiten?

"Zum Beispiel könnte man einen Blocker entwickeln, der die Produktion des
schädigenden Aβ verhindert. Oder man stärkt die Signalempfänger bzw.
Rezeptoren. Geht man davon aus, dass bei einer Alzheimererkrankung mehr Aβ
produziert wird und es gleichzeitig zu einer APPsα-Reduktion kommt, müsste
der Gegenspieler des Aβ mobilisiert werden: Es sind also auch Wirkstoffe,
die ja eines der Schwerpunktthemen an er TU sind, denkbar, die wie APPsα
wirken und die Aktivität der Nervenzellen in Balance halten sowie Lern-
und Gedächtnisprozesse unterstützen."


Originalpublikation:

Neuronal function of Alzheimer's protein

Martin Korte, Science 11 Jan 2019: Vol. 363, Issue 6423, pp. 123-124,

DOI: 10.1126/science.aaw0636

Secreted amyloid-β precursor protein functions as a GABABR1a ligand to
modulate synaptic transmission.

H. C. Rice et al., Science 363, eaao4827 (2019)

Weitere Informationen finden Sie unter

http://science.sciencemag.org/content/363/6423/123

http://science.sciencemag.org/content/363/6423/eaao4827?ijkey=41819c0e8f6994a852097b47a2146542428837ac&keytype2=tf_ipsecsha

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution179

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Braunschweig - 11.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1311: Medikament gegen Metastasenbildung identifiziert (idw)


Universität Basel - 10.01.2019

Basler Forschende identifizieren Medikament gegen Metastasenbildung



Die grösste Gefahr bei Brustkrebs sind Metastasen. Sie verbreiten die
Krebszellen im ganzen Körper. Forschende der Universität und des
Universitätsspitals Basel haben nun einen Wirkstoff entdeckt, der die
Bildung von Metastasen unterdrückt. In der Zeitschrift «Cell» berichten
die Molekularbiologen, Bioinformatiker und Kliniker über ihren
interdisziplinären Ansatz.

Die Entwicklung von Metastasen ist für mehr als 90% der krebsbedingten
Todesfälle verantwortlich, und Patienten mit metastasierenden Erkrankungen
gelten als unheilbar. Das interdisziplinäre Team um Prof. Nicola Aceto vom
Departement Biomedizin der Universität Basel hat eine Substanz
identifiziert, welche die Verbreitung von bösartigen Krebszellen hemmt und
gleichzeitig die Bildung von Metastasen verhindern kann.

Vorläufer von Metastasen: Zirkulierende Tumorzellverbände

Zirkulierende Tumorzellen (CTCs) sind Krebszellen, die einen Primärtumor
verlassen, in die Blutbahn gelangen und dann in anderen Körperregionen
Fernmetastasen bilden. Diese sogenannten CTCs können als Einzelzellen oder
Zellverbände im Blut eines Patienten unterwegs sein. Insbesondere die
Tumorzellverbände (CTC-Cluster) gelten als Vorläufer von Metastasen. Das
Basler Forschungsteam hat festgestellt, dass im Zuge der Cluster-Bildung
eine chemische Veränderung auf Zellebene stattfindet, wodurch Gene an- und
ausgeschalten werden. Diese sogenannten epigenetischen Veränderungen
ermöglichen es den CTC-Clustern, einige Eigenschaften von embryonalen
Stammzellen anzunehmen, etwa die Fähigkeit unkontrolliert zu wachsen und
verschiedene Gewebetypen hervorzubringen. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler haben auch aufgezeigt, dass diese epigenetischen
Veränderungen vollständig umkehrbar sind, wenn es gelingt, die
Zellverbände wieder in ihre Einzelzellen aufzutrennen.

Auf der Suche nach einem Wirkstoff, der die Metastasenbildung unterdrückt,
testete das Forschungsteam 2486 von der US-Arzneimittelbehörde FDA
zugelassene Substanzen, die für unterschiedliche Indikationen eingesetzt
werden. Dabei fanden die Forschenden unerwartet Hemmstoffe, die eine
Auflösung der patienteneigenen CTC-Cluster bewirken. Diese medikamentöse
Auftrennung in Einzelzellen führt dazu, dass die epigenetischen
Veränderungen rückgängig gemacht werden und die Bildung von neuen
Metastasen verhindert wird.

Verhindern von Metastasen versus Abtöten von Tumorzellen

«Wir wollten nicht dem Standardansatz folgen und Wirkstoffe suchen, die
Krebszellen abtöten. Vielmehr ging es uns darum, Medikamente zu
identifizieren, mit denen die Zellcluster unwirksam gemacht werden
können», so Nicola Aceto, Inhaber eines ERC Starting Grants und einer
SNF-Professur.

Beim Kampf gegen Krebs bleiben Metastasen die grösste Gefahr. Diese neuen
Erkenntnisse über die Mechanismen der Metastasenbildung sind das Ergebnis
einer gross angelegten Studie und interdisziplinären Zusammenarbeit.
«Unser ehrgeiziger Ansatz wäre ohne die Kooperation mit hervorragenden
Klinikern, Molekularbiologen, Bioinformatikern und ohne die Unterstützung
modernster Technologieplattformen nicht möglich gewesen», sagt Aceto und
fügt hinzu: «Unsere Methodik ist direkt an der Schnittstelle zwischen
diesen verschiedenen Disziplinen positioniert. Wir arbeiten bereits am
nächsten Schritt, der Durchführung einer klinischen Studie mit
Brustkrebspatientinnen».


Originalpublikation:

Sofia Gkountela, Francesc Castro-Giner, Barbara Maria Szczerba, Marcus
Vetter, Julia Landin, Ramona Scherrer, Ilona Krol, Manuel C. Scheidmann,
Christian Beisel, Christian U. Stirnimann, Christian Kurzeder, Viola
Heinzelmann-Schwarz, Christoph Rochlitz, Walter Paul Weber, Nicola Aceto

Circulating Tumor Cell Clustering Shapes DNA Methylation to Enable
Metastasis Seeding

Cell (2018), doi: 10.1016/j.cell.2018.11.046

Weitere Informationen finden Sie unter

https://biomedizin.unibas.ch/en/research/research-groups/aceto-lab/

http://www.cancermetastasislab.com/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Basel - 10.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/449: Neue Ausgabe des Forschungsmagazins LICHTGEDANKEN - Medikamente im Maßanzug (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 11.01.2019

Medikamente im Maßanzug

Die neue Ausgabe des Forschungsmagazins LICHTGEDANKEN der Universität Jena
begleitet Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler auf ihrer Suche nach
passgenauen Wirkstoffen und zielsicheren Therapien



Entzündungserkrankungen, Infektionen, Krebs - auch 2019 gibt es noch
zahlreiche Krankheiten, für die es keine oder nur unzureichende Therapien
gibt. Oft sind nicht die fehlenden Wirkstoffe das Problem, sondern die
Schwierigkeit, die Arzneistoffe zielgenau und effizient an den
Krankheitsherd zu platzieren. Die neueste Ausgabe des Forschungsmagazins
LICHTGEDANKEN der Friedrich-Schiller-Universität Jena stellt in ihrem
Schwerpunkt "Medikamente nach Maß" Projekte und Studien vor, mit denen
Jenaer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler daran arbeiten, genau dies
zu verbessern.

So berichtet das gerade erschienene Magazin beispielsweise über
zukunftsweisende Forschungsarbeiten, bei denen Nanopartikel entwickelt
werden, die Arzneistoffe nicht nur sicher verpacken, sondern diese auch an
den gewünschten Zielort transportieren und dort freisetzen können. Eine
Reportage nimmt die Leserinnen und Leser mit in ein Labor des Instituts
für Pharmazie der Jenaer Universität, in dem Nanopartikel an einem
außergewöhnlichen Hühnereimodell auf ihre Bioverträglichkeit getestet
werden.

Neben dem Schwerpunkt widmen sich die LICHTGEDANKEN erneut vielfältigen
Forschungsfragen: Sie zeigen, dass psychische Krisen für Jugendliche
durchaus hilfreich sein können, gehen Persönlichkeitsunterschieden von
West- und Ostdeutschen auf den Grund und folgen dem Weg antiker
Ausstellungsstücke aus einer Jenaer Sammlung in den Pariser Louvre.
Außerdem im Heft: "Light, Life, Liberty - Connecting Visions" - ein
Interview mit dem Universitätspräsidenten Walter Rosenthal zum neuen Motto
für die Forschungsstrategie der Friedrich-Schiller-Universität.

Die LICHTGEDANKEN liegen in Uni-Gebäuden und Mensen in Jena aus. Jederzeit
online ist das Magazin zu lesen unter: 

http://www.epaper.uni-jena.de/lichtgedanken/05/.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena - 11.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STUDIE/272: Wirksame Therapie gegen seltene Blutkrankheit (idw)


Universitätsspital Bern - 11.01.2019

Wirksame Therapie gegen seltene Blutkrankheit



Wer einen akuten Schub der seltenen Krankheit TTP überlebt, kämpft danach
oft mit bleibenden, v. a. neurologischen Schäden. Eine internationale
Studie unter Beteiligung der Universitätsklinik für Hämatologie des
Inselspitals Bern konnte nun die Wirksamkeit einer innovativen Therapie
bestätigen.

Die thrombotisch-thrombozytopenische Purpura (TTP) ist selten (2-3
Neuerkrankungen pro 1 Million und Jahr), lebensbedrohlich, und trifft v.
a. jüngere, bis dahin meist gesunde Menschen - Frauen etwas häufiger als
Männer. Unbehandelt führt die TTP innert weniger Tage zum Tod.

Bei gesunden Personen spaltet die Eiweissschere ADAMTS13 im Blut das
Protein «Von-Willebrand-Faktor» (VWF). Damit wird verhindert, dass
Blutplättchen (Thrombozyten) spontan mit dem VWF verkleben und Gerinnsel
bilden. Bei der TTP fehlt die ADAMTS13. VWF und Blutplättchen verklumpen,
Gerinnsel verstopfen die Gefässe. Dadurch werden die Organe
minderdurchblutet - Herzinfarkt, Hirnschlag und Nierenversagen sind die
Folgen. Die TTP ist eine Autoimmunerkrankung, bei der Autoantikörper den
schweren ADAMTS13-Mangel verursachen.

Die Standarttherapie besteht bisher aus täglichem Plasmaaustausch
(Entfernung der Autoantikörper, Zufuhr von ADAMTS13) in Kombination mit
immunsuppressiven Medikamenten (Unterdrückung der
Autoantikörperproduktion). Trotz dieser Behandlung sterben immer noch
10-20 Prozent der Patientinnen und Patienten während eines akuten Schubes.
Mehr als die Hälfte der Überlebenden weisen zudem bleibende Organschäden
und Einschränkungen auf, v. a. in Form von neurologischen Defiziten, und
Rückfälle sind häufig.

Schnelles Eindämmen der Krankheit bei niedriger Rückfallquote

Am 9. Januar 2019 wurde im «New England Journal of Medicine» (NEJM) eine
grosse internationale Studie mit Beteiligung der Universitätsklinik für
Hämatologie am Inselspital Bern publiziert. Sie konnte die Wirksamkeit
einer neuartigen TTP-Behandlung, welche die Krankheit innerhalb weniger
Tage zurückdrängt und die Organe vor weiterer Minderdurchblutung bewahrt,
bestätigen. Dabei verhindert ein gegen den VWF gerichteter Nanobody
(Caplacizumab) die Bindung der Blutplättchen an dieses grosse klebrige
Protein und so die Bildung von VWF-Plättchengerinnseln in den kleinen
Gefässen.

An der Phase-III-Studie nahmen 145 Patientinnen und Patienten teil, 72 von
ihnen erhielten während der Plasmaaustauschbehandlung und 30 Tage darüber
hinaus den Nanobody, 73 gleich lange ein Placebo. Mit dem neuen Wirkstoff
endete die Akutphase der TTP für 75 Prozent der Erkrankten bereits nach
2,95 Tagen gegenüber 4,5 Tagen unter der herkömmlichen Therapie. Zudem
benötigten die Patientinnen und Patienten weniger Plasmaaustausche (Median
5 vs. 7) und konnten das Spital früher verlassen. Die Nebenwirkungen der
Behandlung waren insgesamt vergleichbar. Erwartungsgemäss traten
allerdings unter dem neuen Wirkstoff leichte Blutungen etwas häufiger auf
(65 % gegenüber 48 % mit Placebo). Damit konnten die vielversprechenden
Daten aus der Phase-II-Studie, an der die Berner Hämatologie ebenfalls
beteiligt war, bestätigt werden.

Langjähriges Forschungsthema am Inselspital und an der Universität Bern

Die Universitätsklinik für Hämatologie am Inselspital und die Universität
Bern (Forschungsgruppe Hämatologie, Department for BioMedical Research)
erforschen bereits seit Mitte der 1990er Jahre die TTP und ADAMTS13. Diese
Forschung wurde von Prof. em. Dr. phil nat. Miha Furlan und Prof. em. Dr.
med. Bernhard Lämmle mit der Entdeckung der
«Von-Willebrand-Faktor»-spaltenden Protease und der Beobachtung ihres Fehlens bei der TTP
initiiert, und aktuell von Frau Prof. Dr. med. Johanna Kremer Hovinga
geleitet. Seit 2010 ist sie an der Entwicklung des neuen Therapieansatzes
für TTP beteiligt, der künftig allen TTP-Patientinnen und Patienten zur
Verfügung stehen wird.

Originalpublikation:

DOI: 10.1056/NEJMoa1806311

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nejm.org/doi/full/10.1056/NEJMoa1806311

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment70641

Wirksame Therapie gegen seltene Blutkrankheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1809

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsspital Bern - 11.01.2019
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FORSCHUNG/281: Modellbasierte Einblicke in die frühe Tumorentstehung (idw)


Hochschule für Technik und Wirtschaft Dresden - 11.01.2019

Modellbasierte Einblicke in die frühe Tumorentstehung

Wissenschaftler von HTW Dresden und TU Dresden werfen mit Hilfe von
mathematischen Modellen Licht auf die früheste Phase der Tumorentstehung



Bei der Krebsentstehung stehen entartete Zellen mit gesunden Zellen im
Wettbewerb. Für die dauerhafte Etablierung eines Tumors in einem Gewebe
ist es notwendig, dass sich die entarteten Zellen durchsetzen. Der
Wettbewerb zwischen den Zellen ist in der Anfangsphase klinisch nicht oder
nur schwer zu beobachten. Hier kann ein mathematisches Modell helfen, von
beobachtbaren Daten auf darunterliegende Mechanismen Rückschlüsse zu
ziehen.

Um Einblicke in die frühe Phase der Tumorentstehung zu gewinnen,
entwickelten die Wissenschaftler der Hochschule für Technik und Wirtschaft
Dresden (HTW Dresden) und der TU Dresden ein mathematisches Modell, das
die für die Initiierung eines Tumors auf Gewebeebene verantwortliche
Mindestanzahl an entarteten Zellen schätzen kann. Das Forschungsteam
nutzte zur Kalibrierung seines Modells epidemiologische Daten zu den
Anteilen von gut- und bösartigen Tumoren in unterschiedlichen menschlichen
Geweben. Dabei stellte sich heraus, dass die geschätzte Mindestanzahl der
für eine Tumoretablierung verantwortlichen entarteten Zellen in allen
Geweben überraschend klein aber gewebeabhängig ist. Dieses Resultat legt
die Existenz einer kleinen gewebeabhängigen Zellnische nahe, in der das
Schicksal der Tumorentstehung bereits sehr früh und lange vor einer
möglichen Detektion bestimmt wird. Unterstützt wird das Ergebnis durch die
korrekte Vorhersage der Nischengröße im menschlichen Darm, für den eine
derartige Nische bereits identifiziert wurde. Für weitere Gewebe könnten
die Schätzungen der Wissenschaftler es ermöglichen, den Zelltyp mit der
ersten Veränderung zu identifizieren und somit zu wichtigen Einblicken in
die frühe Tumorentstehung zu gelangen.

Die Forschungen wurden von einem interdisziplinären Team unter der Leitung
von Prof. Dr. Anja Voß-Böhme, HTW Dresden, und Prof. Dr. Andreas Deutsch,
Zentrum für Informationsdienste und Hochleistungsrechnen (ZIH), TU
Dresden, durchgeführt.

Die Ergebnisse wurden am 10. Januar 2019 im Fachmagazin Frontiers in
Oncology veröffentlicht: 

Buder T, Deutsch A, Klink B and Voss-Böhme A
(2019) Patterns of Tumor Progression Predict Small and Tissue-Specific
Tumor-Originating Niches. Front. Oncol. 8:668. doi:

10.3389/fonc.2018.00668. Der komplette Artikel ist unter

https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fonc.2018.00668/full 

abrufbar


Originalpublikation:

https://doi.org/10.3389/fonc.2018.00668

https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fonc.2018.00668/full

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution163

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Technik und Wirtschaft Dresden - 11.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





KULTUR/233: Kiel - Ausstellung "Heilen und Vernichten" zu den nationalsozialistischen Euthanasiemorden, bis 24.02.2019 


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 12/2018

Ausstellung

"Heilen und Vernichten"

von Martin Geist



Wanderausstellung in Kiel zu den nationalsozialistischen
Euthanasiemorden benennt Motive der medizinischen Berufe: Karrierestreben, Obrigkeitsdenken und innere Überzeugung.


Die Tiergartenstraße 4 in Berlin war eine berüchtigte Adresse in
Nazi-Deutschland. Von dort aus wurde die Aussortierung und Ermordung
von Menschen mit geistigen Behinderungen oder psychischen Erkrankungen
generalstabsmäßig organisiert. Und das maßgeblich mit Unterstützung
der Ärzteschaft.

In der Medizin- und Pharmaziehistorischen Sammlung der Kieler
Universität widmet sich derzeit eine Ausstellung diesem schwarzen
Kapitel der deutschen Heil- und Pflegeberufe. Unter dem Titel "Die
nationalsozialistischen 'Euthanasie'-Morde" wird die Geschichte dieses
organisierten Tötens beschrieben. Und es werden die Lebensgeschichten
von insgesamt zehn Opfern erzählt, um ihnen Stimme und Gesicht zu
geben.

Klar benennt die Ausstellung die Verantwortung der medizinischen
Berufe für die nach der Adresse Tiergartenstraße T4 benannte
Vernichtungsaktion: "Viele Ärzte wirkten aus persönlichem
Karrierestreben, Obrigkeitsdenken oder innerer Überzeugung mit. Heilen
und Vernichten gehörten für sie zusammen. Als medizinische Gutachter
wählten sie die Opfer aus. In den T4-Anstalten drehten sie den Gashahn
auf. In den Heilanstalten mordeten Ärzte und Ärztinnen mit
Medikamenten oder ließen die Bewohner verhungern. Sie führten an
todgeweihten Patienten Versuche durch oder forschten an Gehirnen von
Ermordeten."

Der Kulturwissenschaftler Dr. Christof Beyer ist einer der Berliner
Ausstellungsmacher. Er hielt am 22. November in Kiel einen Vortrag
über das Thema. Auch er hob hervor, dass die Mitwirkung der Ärzte bei
den Massentötungen unerlässlich war. Ihre Gutachten und Diagnosen
entschieden darüber, ob jemand weiterleben durfte oder nicht. Wurde
den Patienten keinerlei Heilungsaussicht bescheinigt und waren sie
zudem auch nicht als Arbeitskräfte einsetzbar, war ihr Schicksal
besiegelt. Als "unbrauchbar" landeten sie laut Beyer in speziell
eingerichteten Tötungsanstalten und wurden dort mit Kohlenmonoxid
ermordet.

Die schleswig-holsteinischen Opfer wurden nach Bernburg in
Sachsen-Anhalt transportiert. Dort und in anderen Stätten kamen im
vergleichsweise kurzen Zeitraum zwischen Januar 1940 und August 1941
ungefähr 70.000 Menschen aus ganz Deutschland ums Leben. 700 davon, so
schätzt Christof Beyer, stammten aus Schleswig-Holstein.

Dass die Aktion T4 im Sommer 1941 eingestellt wurde, hat aus Sicht von
Beyer auch mit einer mutigen Predigt des Bischofs Clemens August
Kardinal Graf von Galen aus Münster zu tun. "Hier handelt es sich um
Menschen, unsere Mitmenschen, unsere Brüder und Schwestern!" rief von
Galen aus und wandte sich entschieden gegen die propagierte Tötung
"lebensunwerten Lebens". Obwohl danach das zentral organisierte Töten
aufhörte, konnten sich Betroffene keineswegs sicher fühlen. Im
Gegenteil: Weitere 90.000 Menschen in deutschen Einrichtungen,
darunter 2.700 in Schleswig-Holstein, kamen im weiteren Verlauf bis
Kriegsende durch Vernachlässigung, Unterernährung oder andere Methoden
des Unterlassens ums Leben.

Der Kulturwissenschaftler aus Heidelberg betrachtet die Euthanasie
mithin als "logistischen und personellen Vorläufer des Holocaust". Und
doch spielte das Thema nach dem Krieg weder in der DDR noch in der
Bundesrepublik wirklich eine Rolle. In der früheren DDR wurde die
angebliche Tradition des Antifaschismus kultiviert, im Westen waren
die handelnden und verantwortlichen Personen der neuen Zeit vielfach
identisch mit denen der überwundenen Epoche.

Drastisch zeigt sich das an Prof. Werner Heyde, der als Obergutachter
ganz vorn im System der NS-Euthanasie stand. Später arbeitete er unter
dem Namen Fritz Sawade völlig unbehelligt als Gerichtsgutachter in
Flensburg, ehe er im Jahr 1959 enttarnt wurde und sich 1964 kurz vor
dem geplanten Beginn des Prozesses gegen ihn das Leben nahm. Werner
Catel, ebenfalls als Gutachter tätig und Gründer von zwei berüchtigten
"Kinderfachabteilungen" in Leipzig, rückte 1954 auf den Lehrstuhl für
Kinderheilkunde der Universität Kiel. 1960 ging er wegen des
wachsenden öffentlichen Drucks in Ruhestand, propagierte aber
weiterhin die Euthanasie an Kindern mit geistigen und körperlichen
Behinderungen.

Eine Ausnahme war Catel damit nicht. Der ebenfalls an der Aktion T4
beteiligte Kinderarzt Wilhelm Bayer sagte auch später noch über die
Euthanasie: "Die Beseitigung dieser Missgeburten stellt keine
unmoralische Handlung dar."

Bayer, der wie viele andere Täter strafrechtlich nie belangt wurde,
durfte von 1952 an wieder als Arzt praktizieren und bekam im Jahr 1961
nach einer neuerlichen Prüfung seiner Rolle in der Zeit des
Nationalsozialismus von der Hamburger Ärztekammer bescheinigt, dass er
sich "keine schweren sittlichen Verfehlungen" geleistet habe.


Info

Die Wanderausstellung "Die nationalsozialistischen 'Euthanasie'-Morde"
ist noch bis zum 24. Februar 2019 in der Medizin- und
Pharmaziehistorischen Sammlung der Uni Kiel (Brunswiker Straße 2) zu
sehen.

Öffnungszeiten:

Dienstag bis Freitag 10 bis 16 Uhr,

Sonntag 12 bis 16 Uhr.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 12/2018
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201812/h18124a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

71. Jahrgang, Dezember 2018, Seite 19

Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein

mit den Mitteilungen der Kassenärztlichen Vereinigung

Schleswig-Holstein

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg

Telefon: 04551/803-272, -273, -274,

E-Mail: aerzteblatt@aeksh.de

www.aeksh.de

www.arztfindex.de
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10169: München - Mozarts "Zaide", 20.1.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 8. Januar 2019

Mozarts "Zaide"

3. Sonntagskonzert des Münchner Rundfunkorchesters

20. Januar 2019 um 19 Uhr im Münchner Prinzregententheater



Aus Anlass des Geburtstags von W. A. Mozart lädt das Münchner
Rundfunkorchester zu einer besonderen Preziose ein und bringt im 3.
Sonntagskonzert am 20. Januar 2019 um 19 Uhr im Münchner
Prinzregententheater das Singspielfragment "Zaide" von Wolfgang Amadé
Mozart zur konzertanten Aufführung. Die Leitung des hochrangigen
Gesamtensembles hat der Alte-Musik-Experte Rinaldo Alessandrini, der
bereits mehrere Male beim Münchner Rundfunkorchester zu Gast war und
u. a. Mozarts "La finta semplice" zu einer hinreißenden Aufführung
gebracht hat. Das Konzert wird live in BR-KLASSIK / Hörfunk
übertragen.

In der Titelpartie der "Zaide", der verzweifelten Sklavin, ist die
international renommierte schwedische Sopranistin Miah Persson (Foto
links) zu erleben. An ihrer Seite, in der Rolle des schmerzlich
liebenden Gomatz, wird der englische Tenor Jeremy Ovenden zu hören
sein.


Zum Werk

1799 fand Constanze Mozart das Manuskript eines unvollendeten
Singspiels ihres Mannes, das erst 1866 uraufgeführt wurde und als eine
Art Vorstudie zum zwei Jahre später komponierten heiteren deutschen
Singspiel "Die Entführung aus dem Serail" betrachtet wird. Der
Salzburger Hoftrompeter Johann Andreas Schachtner, ein Freund Leopold
Mozarts, schrieb das Libretto für das neue Singspiel und verwendete
vermutlich dabei das Textbuch "Das Serail" des Komponisten Sebastiani
als Vorlage.

Ähnlich wie bei "Die Entführung aus dem Serail" geht es auch hier um
eine - in diesem Fall allerdings gescheiterte - Flucht aus einem
Sultanspalast und die Handlung folgt damit dem Genre der seinerzeit
beliebten "Türken-Opern". Ein despotischer Sultan bedrängt eine
gefangene Christin, die ihrerseits einen anderen Christen liebt. Man
versucht, aus dem Palast des Sultans, dem Serail, zu fliehen, worauf
sich das Geschehen dramatisch zuspitzt - getragen von Mozarts
wunderbarer Musik, die auch hier als ein leidenschaftliches Plädoyer
gegen Unterdrückung und für mehr Menschlichkeit erscheint.


Programm

Wolfgang Amadé Mozart - "Zaide", Deutsches Singspiel in zwei Akten
(unvollendet)

Textfassung nach dem "Bozener Textbuch" und dem Libretto-Fragment von
Johann Andreas Schachtner, bearbeitet von Werner Oehlmann, sowie nach
einer Textvorlage von Anton Rudolph.

Als Ouvertüre erklingt der erste Satz aus W.A. Mozarts

Posthorn-Serenade, KV 320


(Adagio maestoso - Allegro con spirito).


Mitwirkende

Zaide: Miah Persson, Sopran

Gomatz: Jeremy Ovenden, Tenor

Sultan Soliman: Jörg Schneider, Tenor

Allazim: Nikolay Borchev, Bariton

Osmin: Levente Páll, Bass

Vorsinger der Sklaven / Leibwache: Q-Wan Han, Tenor, (BR-Chor)

Sklaven: Lorenz Fehenberger, Andreas Hirtreiter, Andreas Mogl, Tenor
(BR-Chor)

Leibwache: Wolfgang Klose, Werner Rollenmüller, Bass (BR-Chor)

Leitung: Rinaldo Alessandrini


Einführung

Um 18.00 Uhr wird im Gartensaal des Münchner Prinzregententheaters
eine Einführung angeboten.


Live-Übertragung

BR-Klassik überträgt das Konzert am Sonntag, 20. Januar 2019 live ab
19.00 Uhr im Radio.


Karten

Euro 57,- / 19,- erhältlich über

BRticket: Tel. 089/5900-10880 oder www.shop.br-ticket.de sowie
München Ticket, Tel.089/54818181

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 8. Januar 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8947: Aus aller Welt - 15.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Regierungskrise in Griechenland - Tsipras stellt Vertrauensfrage

Zwei Tage nach dem Rücktritt von Verteidigungsminister Panagiotis
Kammenos und seiner kleinen rechtspopulistischen Partei Unabhängige
Griechen (Anel) aus der Regierungskoalition hat das Parlament in
Athen mit einer Debatte über die von Regierungschef Alexis Tsipras
gestellte Vertrauensfrage begonnen. Bei der namentlichen Abstimmung
am Donnerstag benötigt Tsipras mindestens 151 der insgesamt 300
Mandate. Sein Bündnis der Radikalen Linken (Syriza) verfügt lediglich
über 145 Sitze. Um das Vertrauen zu erhalten, ist der linke Premier
auf zusätzliche Stimmen unabhängiger Abgeordneter angewiesen.
Kammenos hatte seinen Rücktritt mit der bevorstehenden Lösung der
Mazedonienfrage begründet, die es ihm nicht erlaube, sein Ministeramt
fortzuführen. Neuer Verteidigungsminister soll der bisherige Chef des
griechischen Generalstabes, Admiral Evangelos Apostolakis, werden. 

15. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8947: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ehemaliger Präsident der Elfenbeinküste in Den Haag freigesprochen

Der ehemalige Präsident von Côte d´Ivoire, Laurent Gbagbo, ist vom
Vorwurf der Verbrechen gegen die Menschlichkeit freigesprochen
worden. Der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) in Den Haag
ordnete am Dienstagvormittag die Entlassung des 73jährigen aus dem
Uno-Gefängnis in Scheveningen an. Für eine Verurteilung seien die
Beweise nicht ausreichend, begründete der Vorsitzende Richter Cuno
Tarfusser die Entscheidung. Das Urteil gilt als weiterer Rückschlag 
für den IStGH. Vor fünf Jahren mußte das Haager Tribunal bereits die
Anklage gegen den früheren kenianischen Präsidenten Uhuru Kenyatta
fallenlassen.

15. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8944: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Erdogan offen für Sicherheitszone in Syrien

Die Präsidenten der USA und der Türkei, Donald Trump und Recep Tayyip
Erdogan, haben sich während eines Telefonats über die Situation in
Syrien verständigt. Nach Informationen der Agentur Reuters pflichtete
Erdogan dem Wunsch Trumps nach einer rund 30 Kilometer breiten
Sicherheitszone im Grenzgebiet zur Türkei bei. Hintergrund des
Streits zwischen Washington und Ankara war die Ankündigung der
Türkei, nach dem US-Truppenabzug aus Syrien die kurdischen
Volksverteidigungskräfte YPG im Norden des Landes anzugreifen. Am
Wochenende drohte Trump der Türkei per Tweet mit wirtschaftlicher
Zerstörung, sollte sie die mit den USA verbündeten Kurden
attackieren.

15. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8946: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kölner SPD-Vorstand leitet Personalwechsel ein

Vor den Kommunalwahlen im nächsten Jahr räumt der Vorsitzende der
Kölner SPD, Jochen Ott, nach 18 Jahren seinen Posten. Beim Parteitag
im März will der 44jährige nicht erneut für das Amt kandidieren. Den
Vizevorsitz in der SPD-Landtagsfraktion will Ott aber behalten. Als
seine Nachfolgerin schlug der Vorstand die 55jährige Diplom-Kauffrau
Christiane Jäger vor. Sie wäre die erste Frau an der Spitze der
Kölner SPD. Auch die Abgeordneten Gabriele Hammelrath (MdL) und Rolf
Mützenich (MdB) wollen 2020 nicht mehr antreten. Für sie sollen
Katharina Letzelter und Fabian Stangier in den Parteivorstand
nachrücken.

15. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8945: Tragisches und Kurioses - 15.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mehrere Verletzte bei Wohnhausbrand in Essen

Acht Menschen wurden bei einem Brand in einem Mehrfamilienhaus in
Essen verletzt. Mindestens 15 Personen mußte die Feuerwehr mit
Drehleitern vor dem Feuer und dem aufsteigenden Rauch retten.
Insgesamt 17 Menschen wurden mit Verdacht auf Rauchvergiftungen ins
Krankenhaus gebracht. Das Feuer war am späten Montagabend aus noch
unbekannten Gründen im Keller des Hauses im Stadtteil Altenessen
ausgebrochen.

15. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8030: Aus Forschung und Technik - 15.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Baumwollsamen keimen auf dem Mond

Die chinesische Chang'e-4-Landeeinheit hat mit der wissenschaftlichen
Erforschung des unbekannten Mondgeländes begonnen. Wie ein Sprecher
der China National Space Administration (CNSA) der Agentur Xinhua
mitteilte, werden unter anderem Meßdaten über die chemische
Zusammensetzung von Mondgesteinen und -böden gesammelt. Die
chinesische Raumfahrtagentur veröffentlichte zudem Bilder eines
Mini-Biosphärenexperiments, die zeigen, wie Baumwollsamen in einem
aus einer speziellen Aluminiumlegierung bestehenden Behälter der
Chang'e-4-Sonde keimen. In dem 198 Millimeter hohen und 173
Millimeter durchmessenden Gefäß befinden sich außerdem Kartoffel- und
Ackerschmalwand-Samen, bei denen noch keine Keimung zu beobachten
ist. Kartoffeln könnten eine wichtige Nahrungsquelle für zukünftige
Raumfahrer sein, erklärte Versuchsleiter Xie Gengxin von der
Chongqing Universität zu der Auswahl der Sorten.

15. Januar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8043: Aus aller Welt - 15.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Gewerkschaften in Simbabwe rufen zum Streik auf

Im südafrikanischen Simbabwe gehen die Menschen auf die Straße,
nachdem die Regierung von Präsident Emmerson Mnangagwa am Wochenende
die Preise für Diesel und Benzin verdoppelt hat. Inzwischen hat das
von Hunger, Arbeitslosigkeit und Energieknappheit geprägte Land die
höchsten Treibstoffpreise der Welt. Ein Liter Benzin kostet
umgerechnet 3,31 $, ein Liter Diesel 3,11 $. Die Gewerkschaften haben
deswegen einen dreitägigen Streik ausgerufen. Viele Geschäfte in der
Hauptstadt Harare blieben geschlossen. Bei Protestkundgebungen am
Montag wurden mindestens 200 Menschen festgenommen. Bei
Zusammenstößen von Polizei und Demonstranten hat es einen Toten und
viele Verletzte gegeben. In Harare und Bulawayo errichteten
Demonstranten Barrikaden. Geschäfte wurden geplündert.

Simbabwe muß Benzin und Diesel importieren, aber dafür fehlt es dem
Land an Devisen. Seit der Hyperinflation vor zehn Jahren ist vor
allem der US-Dollar im Umlauf. Auch von der Fremdwährung ist zu wenig
vorhanden. Deshalb hat die Regierung Schuldscheine ausgegeben, die
allerdings auf dem Schwarzmarkt nur ein Drittel des dem Dollar
gleichgesetzten Nominalwertes bringen. Mit den Schuldscheinen kann
jedoch Treibstoff bezahlt werden, dessen Import die Regierung in
Dollar abwickeln muß.

Die Währungskrise sowie hohe Steuern und Treibstoffpreise haben dazu
geführt, daß viele Menschen Probleme haben, sich Grundnahrungsmittel
zu beschaffen. Die Regierung hat die Bevölkerung aufgerufen Fahrrad
zu fahren, während der Präsident und seine Kabinettsmitglieder Jets
chartern und in neuen Autos herumfahren.

Mnangagwa kam im November 2017 an die Macht. Er ist ein Parteifreund
und langjähriger Begleiter von Robert Mugabe. Der Machthaber war nach
30 Jahren im Amt wegen eines Militärputsches und
Massendemonstrationen zurückgetreten, kurz bevor beide
Parlamentskammern in einem Amtsenthebungsverfahren abstimmen konnten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8002: Medizin und Gesundheitswesen - 15.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Uni Mannheim sucht händeringend Pflegekräfte

Die Pflege in Deutschland ist eine Katastrophe. Überall fehlt es an
genügend Fachkräften, um hilfsbedürftigen Menschen zumindest einen 
Teil ihres Leides zu mindern. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete,
versucht das Universitätsklinikum Mannheim Pflegekräfte mit einer
Werbekampagne und Hilfe bei der Wohnungssuche für sich zu gewinnen.
Es sei nicht hinnehmbar, daß selbst bei kurzfristigen Erkrankungen von
Mitarbeitern Kollegen aus ihren freien Tagen geholt werden müssen,
so der Ärztliche Direktor Hans-Jürgen Hennes. Aus diesem Grund müssen
nicht nur die 40 vakanten Stellen besetzt, sondern auch der
Springerpool von zehn auf 30 Stellen erhöht werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8031: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Nächtlicher Angriff auf Schweinemastbetrieb im westlichen Münsterland

Im münsterländischen Vreden (Kreis Borken) sind in der Nacht auf
Montag Unbekannte in einen Schweinemastbetrieb eingedrungen und haben
den Strom sowie die Alarmanlage abgeschaltet. Dadurch fiel die
Belüftung aus, und 900 Schweine erstickten. Der Schweinemastbetrieb
wird von Christian Röring geführt, dem Sohn des
CDU-Bundestagsabgeordneten und Präsidenten des Westfälisch-Lippischen
Landwirtschaftsverbandes, Johannes Röring. Laut Polizeiangaben
schätzt der Besitzer des Betriebes den angerichteten Schaden auf rund
100.000 Euro. Die Polizei Borken ermittelt in alle Richtungen und hat
auch die Staatsschutzabteilung des Polizeipräsidiums Münster mit
einbezogen. Die Tierrechtsorganisation Peta setzte eine Belohnung in
Höhe von 1000 Euro für Hinweise aus, die entscheidend zur Aufklärung
beitragen. Dr. Edmund Haferbeck, der Leiter der Wissenschafts- und
Rechtsabteilung bei Peta, versicherte in einer Mitteilung, ganz
sicher hätten Tierschützer nichts mit dem Tod der Schweine zu tun.
Das Wohlergehen der Tiere habe für sie höchste Priorität.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7954: Sprache, Kunst und Medium - 15.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Ostsee-Sturm legt erneut altes Schiffswrack frei

In den letzten Tagen sind vor der Insel Rügen immer mehr Bereiche
eines zeitweise im vergangenen Jahr sichtbar gewordenen havarierten
Schiffs aus dem 18. Jahrhundert freigespült worden.

Unterwasserarchäologen des Landesamts für Kultur und Denkmalpflege in
Schwerin waren von Strandspaziergängern und Anwohnern über die erneute
Freilegung nach dem vergangenen Jahr informiert worden.

Wie die Ostsee-Zeitung berichtete, nahmen die Experten die Gelegenheit
wahr, das Wrack weiter zu vermessen und zu untersuchen. Denn gehoben
werden soll das Holzschiff nicht, das im 18. Jahrhundert vermutlich
aus Holland kam und dort strandete. Der Aufwand wäre zu groß und zu
kostspielig. Außerdem wurden in den letzten 30 Jahren vor der Küste
Mecklenburg-Vorpommerns um die 300 historische Schiffe entdeckt und
untersucht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8021: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Erdogan und Trump wollen Sicherheitszone in Nordsyrien einrichten

Der türkische Präsident Erdogan hat mit US-Präsident Trump
abgesprochen, in Nordsyrien entlang der Grenze zur Türkei eine 30
Kilometer breite, sogenannte Sicherheitszone einzurichten, aus der
alle Milizen vertrieben werden. Dazu gehören aus Sicht Ankaras auch
die kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG), die bislang mit
Unterstützung der USA den Islamischen Staat bekämpft haben. Die YPG
sind für die USA militärisch nicht weiter von Nutzen, nachdem die
IS-Miliz in Syrien weitgehend zerschlagen wurde. In einer
Kurznachricht bei Twitter hatte Trump vor dem Telefonat mit Erdogan
der Türkei mit wirtschaftlicher Vernichtung für den Fall gedroht, daß
sie die kurdischen Kämpfer und Kämpferinnen in Nordsyrien wie
angekündigt angreift. Die Umsetzung der Pläne für die Sicherheitszone
liegt jedoch bei der Türkei, wie Erdogan Abgeordneten seiner
Regierungspartei AKP in Ankara berichtete. Später sagte der Präsident
Journalisten, die Sicherheitszone könnte von der Türkei mit
logistischer und materieller Unterstützung durch die USA und ihre
Koalition umgesetzt werden. Die Zone könnte auch tiefer als 30
Kilometer angelegt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8035: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Die Linke lehnt Strafmaßnahmen gegen Hartz-IV-Empfänger ab

Seit Dienstag befaßt sich der Erste Senat des
Bundesverfassungsgerichts mit der Frage, ob die Leistungen für
Hartz-IV-Empfänger gekürzt werden dürfen, um diese etwa für versäumte
Termine oder abgelehnte Jobs zu bestrafen. Am Morgen hat der
Bundesvorsitzende Der Linken, Bernd Riexinger, dem Deutschlandfunk
die Position seiner Partei dazu erläutert, daß man das
Existenzminimum noch unterbieten kann. Die Hartz-IV-Sätze seien
sowieso viel zu niedrig mit 424 Euro im Monat, sagte Riexinger unter
Berufung auch auf die Sozialverbände. Um ein halbwegs vernünftiges
Leben führen zu können, bräuchte man deutlich über 500 Euro. Das
Bundesverfassungsgericht müsse entscheiden, ob Bestrafungen so
aussehen könnten, daß Menschen in einem Sozialstaat unter das
Existenzminimum gedrängt würden. Die Linke verneint das. Riexinger
erläuterte zudem, wieso Sanktionen von Hartz-IV-Empfängern nicht
funktionieren. Das Bestrafungssystem führt dazu, daß die
drangsalierten Menschen irgendwann den Kontakt zum Jobcenter
abbrechen. Riexinger sprach hier aus seiner Erfahrung als
Gewerkschafter, der Erwerbslose in Stuttgart betreute.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8004: Tragisches und Kurioses - 15.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Weitere Attacken mit Sekundenkleber in Wolfsburg

Seit im April 2017 die ersten Angriffe mit Sekundenkleber vornehmlich
auf Fahrzeuge von Volkswagen gemeldet wurden, kam es praktisch überall
in Wolfsburg zu etwa 450 Attacken, die bis heute anhalten und einen
Schaden von rund 1,5 Millionen Euro anrichteten.

Mit Beginn des Jahres wurden der Polizei weitere vier Fälle gemeldet.
Dabei spritzt der Täter den Kleber meistens großzügig über die
Karosserie, die Fensterscheiben und Scheinwerfer, wie MDR aktuell
berichtete.

Die Angehörigen einer Sonderkommission gehen von einem Einzeltäter
aus, der seit bald zwei Jahren geparkte Autos mit einem hochwirksamen
Industrie-Sekundenkleber beschmiert. Der teure Klebstoff läßt sich
nicht mehr vom Lack und Glas lösen - daher die hohe Schadenssumme.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8032: Arbeit, Soziales und Familie - 15.01.2019 (SB)




VOM TAGE



IG BCE fordert Milliarden für Beschäftigte der Braunkohleindustrie

Vertreter der Bundesregierung, der braunkohlefördernden Bundesländer
und die Vorsitzenden der sogenannten Kohlekommission wollten am
Dienstagabend bei Bundeskanzlerin Merkel über den bevorstehenden
Ausstieg aus der Kohleverstromung und den absehbaren Strukturwandel
in den Revieren am Niederrhein und in der Lausitz sprechen.

Am Montagabend hat der Vorsitzende der Gewerkschaft Bergbau, Chemie
und Energie (IG BCE), Michael Vassiliadis, bei der
Jahrespressekonferenz in Hannover eine Stellungnahme dazu abgegeben.
Der Gewerkschafter fordert von der Bundesregierung, daß sie ihre
Verantwortung wahrnimmt, wenn sie einen rentablen Industriezweig aus
politischen Gründen abschaltet. Zum einen müßten die im
Braunkohlebergbau beschäftigten rund 20.000 Menschen vor
betriebsbedingten Kündigungen geschützt sein, und zum anderen sollen
sie ein Anpassungsgeld wie im Steinkohlebergbau bekommen, mit dem sie
die Zeit bis zur Rente überbrücken können.

Die Gewerkschaft hat ausgerechnet, daß für das Überbrückungsgeld bis
zum frühestmöglichen Renteneintritt mit 63 Jahren insgesamt rund 2,4
Milliarden Euro bereitgestellt werden müßten, falls die Betroffenen
erst ab 58 Jahren von dem Programm profitieren. Da die Betriebe den
Rentenabschlag bei einer Frühverrentung ausgleichen sollen, erhöhen
sich die Kosten auf fünf Milliarden Euro. Sieben Milliarden wären
fällig, wenn das Anpassungsgeld ab dem 55 Lebensjahr gezahlt würde.
Ehemalige Branchenbeschäftigte, die eine neue Arbeit annehmen, sollen
den Anspruch auf staatliche Unterstützung verlieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8013: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 15.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Eisschmelze in der Antarktis sehr gefährlich

Das Eis der Antarktis schmilzt immer schneller. Das ergab laut
tagesschau.de eine Studie des Fachbereichs Erdsystemforschung an der
University of California in Irvine. Nach dieser verliert der Südpol
im Laufe des Jahres 252 Milliarden Tonnen Eis. Das ist sechs mal
soviel wie in den 1980er-Jahren. Damals hatte der Eisverlust im
Jahresschnitt 40 Milliarden Tonnen betragen. Große Sorgen bereitet es
den Forschern, daß in Gebieten in der Ost-Antarktis ebenfalls
erhebliche Mengen Eis abschmolzen. Dabei galten sie früher als immun
gegenüber der Erderwärmung. Die Konsequenzen dieser Schmelze sind
verheerend. Würde der Anstieg des Meeresspiegels beim vollständigen
Abschmelzen des Eisvorkommens in der West-Antarktis 5,20 Meter
betragen, muß man beim vollständigen Schmelzen des Eises der
Ost-Antarktis mit einem Anstieg des Meeresspiegels von nicht weniger
als 52 Metern rechnen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8020: Märkte und Finanzen - 15.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Venezuela führt neues Währungssystem ein

Venezuelas Präsident Nicolás Maduro hat wenige Tage nach der
Vereidigung zu seiner zweiten Amtszeit die Einführung eines neuen
Währungssystems angekündigt. Dieses soll zum Teil auf dem Petro
beruhen. Die mit dem Ölressourcen des südamerikanischen Landes
abgesicherte Kryptowährung war vor knapp einem Jahr aufgelegt worden.
Laut Maduro sind Staatsunternehmen ab sofort verpflichtet, 15 Prozent
ihres Umsatzes in Petro abzuwickeln. Der Präsident will mit diesen
und weiteren Maßnahmen die galoppierende Inflation bekämpfen und der
Wirtschaft des Landes wieder auf die Beine helfen. Dem stehen der
kriminelle Dollar und imperialistische Sanktionen entgegen, so
Maduro. Mit einer Anhebung des Mindestlohns von umgerechnet rund 6,70
US-Dollar um 300 Prozent will Maduro die Folgen von Inflation und
Wirtschaftssiechtum für die Bevölkerung abmildern. Außerdem plant er
eine Ausweitung der staatliche Ölproduktion. Darüber sollen Devisen
ins Land kommen, mit denen wichtige Importwaren wie Lebensmittel,
Medikamente und Industrieprodukte bezahlt werden können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8036: Aus Forschung und Technik - 15.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Aggressives Akkusparen in der Kritik

Telefonieren war gestern. Die Smartphones von heute erfüllen so viele
Aufgaben, daß sie ständig mit leeren Akkus zu kämpfen haben.
Angesichts dessen liegt es auf der Hand, daß die Hersteller all ihre
Möglichkeiten ausschöpfen, den Energieverbrauch der Smartphones zu
senken… sehr zum Mißvergnügen der App-Entwickler. Diese
bemängeln laut computerbase.de, daß Hersteller wie Nokia, OnePlus
oder auch Xiaomi besonders aggressiv beim Schließen von
Hintergrund-Apps vorgehen, um die Laufzeit der Smartphones zu
verlängern. In der Folge sollen Apps wie alternative Wecker,
Fitness-Tracker oder zur Automatisierung von Abläufen allzuoft nicht
korrekt ausgeführt werden können. Lediglich die eigenen
Implementierungen lassen die Hersteller unberührt, um auch das letzte
Quentchen Akkulaufzeit aus den Geräten zu holen. Daß einige
Android-Apps dadurch nicht mehr korrekt ausgeführt werden, ist
offenkundig. Ärgerlich ist das, wenn der Wecker morgens nicht
klingelt, weil er aus Energiespargründen in der Nacht deaktiviert
wurde.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





MELDUNG/196: Roter Riesenvollmond in den Morgenstunden des 21. Januar 2019 (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie, Haus der Astronomie - 12.01.2019

Roter Riesenvollmond in den Morgenstunden des 21. Januar

Gemeinsame Pressemitteilung der Vereinigung der Sternfreunde und des
Hauses der Astronomie in Heidelberg 



Frühaufsteher sind diesmal im Vorteil: Wer am Morgen des 21. Januar 2019 vor 6:45 Uhr einen Blick an den
Himmel wirft, kann eine totale Mondfinsternis bestaunen. Dann leuchtet der
sonst so strahlende Vollmond zwischen den Sternbildern Zwillingen und
Krebs glutrot.




[image: Bild: © Sven Melchert]

Die totale Mondfinsternis vom 21. Juli 2018

Bild: © Sven Melchert



Um das Finsternis-Spektakel in seiner gesamten Länge zu verfolgen, muss
man allerdings sehr früh aus dem Bett: Kurz nach 4:30 Uhr beginnt der Mond
sich langsam in den Schatten der Erde zu schieben. Dort ist es nicht
völlig finster, da die Erdatmosphäre noch immer etwas Sonnenlicht in den
Erdschatten lenkt. Wie beim Sonnenuntergang bleiben allerdings nur rote
Farben übrig, daher leuchtet der verfinsterte Vollmond in einem
gespentischen roten Licht. Das als "Blutmond" zu bezeichnen, geht
allerdings an der Sache vorbei, denn die Phase der totalen Verfinssterung
ist eine völlig ruhige und friedliche Angelegenheit.

Mondfinsternisse sind faszinierend: Vom ersten Kontakt des linken
Mondrandes bis zur völligen Verfinsterung vergeht über eine Stunde.
Zunächst sieht der Mond wie ein angebissener Keks aus, bald darauf fehlt
ein größeres Stück und man hat den Eindruck, es sei Halbmond. Doch es geht
weiter, um 5:41 Uhr ist die Mondscheibe völlig vom Erdschatten verdeckt,
jetzt beginnt die Totalität. Ganz dunkel ist der Mond trotzdem nicht,
rechts leuchtet er etwas heller als links - wieder eine Folge der
schützenden Lufthülle unserer Erde.

Um 6:12 Uhr dann der Höhepunkt: Jetzt ist die Mitte der Finsternis
erreicht, ab dann schleicht sich Luna wieder langsam aber sicher aus dem
Schatten der Erde hinaus. Bis um 6:44 Uhr dauert die totale
Mondfinsternis, das sind insgesamt eine Stunde und drei Minuten. Wer jetzt
erst wach wird, hat aber noch bis 7:30 Uhr Zeit, um wenigstens den
teilweise verfinsterten Mond zu sehen.

Der Mond steht dann schon sehr niedrig am Himmel und sieht im Vergleich
zum Horizont größer aus als sonst. Das ist eigentlich eine optische
Täuschung, doch wie es der Zufall so will, befindet sich der Mond an
diesem Morgen auch fast in minimalem Abstand zur Erde und ist daher gut
zehn Prozent größer als gewöhnlich. Natürlich nur scheinbar, denn am
wahren Durchmesser des Mondes ändert sich natürlich nichts. Kurze Zeit
später geht der Mond unter und bereitet der Mondfinsternis damit ein
natürliches Ende.

Für alle Langschläfer ein Trost: Bereits am 16. Juni findet die nächste
Mondfinsternis statt. Der Mond wird dann zwar nur teilweise verfinstert,
dafür kann man das Schauspiel bequem am Abendhimmel beobachten. Auf die
nächste totale Mondfinsternis müssen wir hingegen bis zum 14. März 2025
warten.


Weitere Informationen unter:

http://www.haus-der-astronomie.de/3785613/mondfinsternis-2019 

- Meldung beim Haus der Astronomie mit Infografiken zum Ablauf der
Finsternis

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, Haus der Astronomie, 12.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2019 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1604: Raffiniertes System verhindert Kannibalismus bei der Fruchtfliege (idw)


Universität Leipzig - 11.01.2019

Raffiniertes System verhindert Kannibalismus bei der Fruchtfliege



Fruchtfliegen legen Eier, passen aber nicht auf ihre Brut auf. Daher
haben die Insekten ein raffiniertes System entwickelt, um ihre Eier vor
Kannibalen-Larven der eigenen Art zu schützen. In einer neuen Studie, die
am 10. Januar 2019 in der Fachzeitschrift "PLOS Biology" veröffentlicht
wurde, berichten Prof. Dr. Andreas Thum und Dr. Astrid Rohwedder von der
Arbeitsgruppe Genetik am Institut für Biologie der Universität Leipzig,
wie Fruchtfliegen zum Schutz ihrer Eier eine chemische Täuschung
verwenden.

In Zusammenarbeit mit Forschern aus der Schweiz und Großbritannien gelang
es ihnen erstmals, die sensorischen, genetischen und mechanistischen
Grundlagen dieser chemischen Täuschung zu entschlüsseln.
"Das Team war fasziniert von der Beobachtung, dass Fruchtfliegen-Larven
trotz ihrer räuberischen Natur selten Eier in ihrer Nähe angegriffen
haben, selbst wenn sie keine Nahrung hatten", berichtet der Biologe Prof.
Dr. Andreas Thum von der Universität Leipzig. Bei der Prüfung
verschiedener plausibler Abwehrmechanismen stellten die Forscher fest,
dass die extrem dünne Wachsschicht in der Eierschale eine Schutzbarriere
darstellt, die Kannibalismus verhindert.

Mit hochauflösender Massenspektrometrie zur Identifizierung der
beteiligten Moleküle entdeckte das Team, dass die Wachsschicht aus einem
Bouquet von Sexualpheromonen besteht, die von beiden Elternteilen stammen.
Eine zentrale Rolle spielt dabei die Chemikalie 7,11-Heptacosadien, die
von der Mutter in die Wachsschicht des Eies eingearbeitet wird. Dadurch
wird das Ei auslaufsicher gemacht, damit es nicht austrocknet. Außerdem
dient sie als chemische Maske, um die Identität des Eies vor
Kannibalen-Larven zu verbergen.

Geleitet wurde die Studie, die einen multidisziplinären Ansatz verfolgt,
von Dr. Roshan Vijendravarma von der Abteilung für Ökologie und Evolution
der Universität Lausanne in der Schweiz. "In unserem Teil des Projekts
konnten wir ein Gen namens ppk23 identifizieren, welches der Larve als
Rezeptor dient, um das Pheromon 7,11-HD zu erkennen. Genetisch veränderte
Fruchtfliegenlarven, denen der Rezeptor ppk23 fehlt, fallen nicht mehr auf
die chemische Täuschung herein und verzehren die Eier ihrer Artgenossen",
erklärt Thum.

Die Täuschung als Verteidigungsstrategie gegen Raubtiere hat sich bei
verschiedenen Arten unabhängig entwickelt. Aktuelle Studien dazu
konzentrieren sich weitgehend auf visionsbasierte Strategien und weniger
auf diejenigen, die die anderen Sinne täuschen. Die Ergebnisse des Teams
deuten darauf hin, dass chemische Täuschung im gesamten Tierreich häufiger
vorkommt als bisher angenommen, insbesondere, wenn Raubtiere ihre Nahrung
durch chemische Hinweise identifizieren. Es gebe jedoch kaum Studien mit
gentechnisch veränderten Tieren zu dieser Thematik. Daher zeige diese
neueste Untersuchung, wie der Weg für die Erforschung sensorischer,
neuronaler, genetischer und mechanistischer Täuschungsgrundlagen geebnet
werden kann. Das eingehende Verständnis solcher Strategien ist von
entscheidender Bedeutung, insbesondere in den Bereichen Insektensterben,
Epidemiologie und Schädlingsbekämpfung.


Originalpublikation:

Originaltitel der Veröffentlichung in PLOS Biology:

"Drosophila melanogaster cloak their eggs with pheromones, which prevents
cannibalism"

doi: 10.1371/journal.pbio.2006012

Weitere Informationen unter:
https://journals.plos.org/plosbiology/article?id=10.1371/journal.pbio.2006012
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KOMMENTAR/116: US-Wasserschutzgesetz - Eigentum geht vor Gemeinwohl ... (SB)




Man könnte an einen üblen Schildbürgerstreich oder ein
Husarenstückchen à la Münchhausen denken, wenn nicht alles, was von
der Trump-Administration kommt, mit ernsthafter Akribie und
politischem Nachdruck verfolgt würde, so auch die sorgfältige
Vorbereitung der amerikanischen Umweltbehörde, den Bewohnern des
eigenen Landes das Wasser abzugraben...




[image: Die Wasser der Umgebung wurden mit mehr als 11 Millionen Liter giftigem Arsen, Quecksilber, Cadmium und Blei enthaltenden Abwässern gelb gefärbt. - Foto: by Riverhugger als CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons]

Unfall oder Absicht? 

Die EPA verursachte 2015 eine Abwasserkatastrophe bei der geplanten
Sanierung der Gold King Mine, Colorado. 

Foto: by Riverhugger als CC BY-SA 4.0 

[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia
Commons



Am 11. Dezember 2018 machte das amerikanische "Südliche Zentrum für
Umweltrecht" SELC (Southern Environmental Law Center), eine nach
eigenen Angaben "gemeinnützige Umweltorganisation, die sich mit
gezielten Klagen professioneller Anwälte vor Gericht gegen
umweltproblematische Unternehmungen im Südwesten der Vereinigten
Staaten auflehnt", in einer Pressemitteilung auf die perfide
Vorgehensweise aufmerksam, mit der die amerikanische Umweltbehörde EPA
(Environmental Protection Agency) die ursprüngliche Umweltgesetzgebung
der Vereinigten Staaten immer weiter unterhöhlt. [1]

Während die EPA selbst in ihrer Verlautbarung verharmlosend nur von
einer Präzisierung der 2015er "Definition" spricht, welche Gewässer
"Wasser der Vereinten Staaten von Amerika" sind und welche nicht,
sieht das nichtkommerzielle Zentrum genau in diesem Änderungsvorschlag
der als "Waters of the United States" (WOTUS) bekannten Verordnung
gefährliche Konsequenzen. Die "seit Generationen bestehenden
Wasserschutzvorschriften" würden damit außer Kraft gesetzt und
potentiellen Wasserverschmutzern zu Lasten von Umwelt, Natur und
Gesundheit ein Persilschein zum Entsorgen von giftigen Abwässern in
die Umwelt ausgestellt.

"Einfacher hätten sich die Verursacher von Umweltschäden selbst nicht
von jedweder Verantwortung freischreiben können, wenn man sie gelassen
hätte", erklärte Blan Holman, der geschäftsführende Anwalt des
SELC-Büros in Charleston. Er sieht in dem EPA-Vorschlag, der schon 2017 von
der US-Adminstration gefordert worden war und demzufolge auch kein
Veto der Entscheidungsträger fürchten muß, einen neuerlichen
indirekten Schachzug der Regierung Trump, den Rückbau der
US-Umweltgesetzgebung voranzutreiben und den Clean Water Act (CWA)
bedeutungslos zu machen. Bereits im Februar 2017 hatte Trump eine
sogenannte Exekutivanordnung unterzeichnet, die darauf abzielt, die
durch seinen Vorgänger eingeführten Verschärfungen im Umweltschutz
wieder rückgängig zu machen. Diese Bemühungen würden - so die damalige
Expertenmeinung der New York Times - vermutlich sehr viel länger
dauern, als die Amtszeit eines Präsidenten. [2] Der aktuelle
Vorschlag könnte noch in diesem Jahr umgesetzt werden.

Das Wasserschutzgesetz wird dann zwar dem Wortlaut nach weiterhin
bestehen, doch manche Gewässer, die damit vor den Stand von 2015
zurück- oder umdefiniert werden, nicht mehr schützen, weil sie nicht
mehr in seinen Geltungsbereich fallen. Laut SELC wird der 2015
erworbene Gewässerschutz von mehr als 60 Prozent der Strommeilen in
den USA durch diesen "Rückschritt" aufgehoben. Ob diese Umdefinition
nach Belieben noch auf andere Wässer ausgeweitet werden kann, wäre
eine weitere Frage, denn das Interesse an ungehinderter industrieller
Entwicklung, läßt sich nicht übersehen.

Dafür spricht auch ein weiteres Gesetzes-Veto, das die
Trump-Administration bereits kurz nach der Amtsübernahme mit der
Unterzeichnung des Beschlusses Nr. 38 beider Kammern einleitete,
"damit die belastende Regulierung zum Schutz von Flüssen (Stream
Protection Rule) der Kohleindustrie keinen weiteren Schaden zufügen
kann." Diese Regulierung, die eigentlich toxische Einleitungen der
Bergbauindustrie verhindern sollte und von der Vorgängerregierung
bereits verabschiedet aber noch nicht vollständig implementiert worden
war, wurde im Keim erstickt. Wer also sollte sich mit der Vorgabe
"America's Profit First" daran gehindert fühlen, beispielsweise
künstliche Abwasserkanäle zu bauen und sie "stoßweise" mit
Fabrikabwässern zu beschicken und dann trocken fallen zu lassen, so
daß sie als Trockengräben oder -flüsse definiert werden können, die
nach der neuen Wasserdefinition nicht mehr als "Wasser der USA" gelten
und demzufolge legal verschmutzt werden dürften?

Darüber hinaus könnten schon bald zahlreiche Bäche, Nebenflüsse und
Feuchtgebiete in der Nähe von Industrieanlagen Privatbesitz oder
anderen Zuständigkeiten zugeordnet werden und auch nicht mehr durch
den Clean Water Act geschützt sein. Gleichzeitig könnte die
industrielle Landwirtschaft ohne Rücksicht auf Gräben, Bäche, Teiche
oder anderen Wässer auf "privatem" Terrain Pestizide und Düngemittel
ausbringen und den ökologischen Wasserkreislauf kontaminieren, ohne
Strafen zu riskieren.

Seit fast 50 Jahren ist der umstrittene Clean Water Act einer der
wenigen Umweltschutzinstrumente, mit denen sich die US-Umweltbehörde
in Amerika das Unterbinden einiger kritischer Projekte wie etwa das
Mountain-Top-Removal Projekt der Mingo Logan Coal Company, zugute
schreibt. So konnte sie 2011 nach einem langen Rechtsstreit mit dem
Bergbauunternehmen eine unter der Vorgängerregierung bereits erteilte
Abbaugenehmigung widerrufen, weil dies ein Passus im Clean Water Act
erlaubt, sobald der Verdacht besteht, daß die damit verbundenen
Bodenbewegungen Oberflächen- und Grundgewässer mit toxischen Mengen an
Umweltgiften verschmutzen. Im fraglichen Fall drohten die Trink- bzw.
Grundwasserressourcen durch relevante Mengen an Selen vergiftet und in
Salzwasser umgewandelt zu werden. Daher konnte man sich darauf
berufen. Zudem hätte laut CNN allein der Abraum etwa "zehn Kilometer
an qualitativ hochwertigen Bachläufen in Logan County unter sich
begraben und damit den Tod von zahlreichen Fischen, wirbellosen
Kleintieren, Salamandern sowie größeren Wildtieren, die dort leben,
nach sich gezogen. [3]

Mit der Implementierung der nun vorgeschlagenen Zurückdefinition
könnten somit nicht nur dieser oder ähnliche Anträge wieder aus den
Schubladen hervorgeholt werden. Auch neuen Fracking-Vorhaben oder
anderen grundwassergefährdenden Projekten der Bergbau-, Chemie- und
Petroindustrie, die Wasser für ihre Anlagen brauchen und chemische
Kloaken hinterlassen, würden damit Steine aus dem Weg geräumt, sofern
die fraglichen Gewässer zuvor in die Kategorie "kein Wasser der
Vereinigten Staaten" umdefiniert wurden. Grundwassergefährdende
Projekte auf indigenem Boden, wie die Keystone-XL-Pipeline oder die
Dakota-Access-Pipeline, die unter der Obama-Regierung schon als
erfolgreich verhindert galten, sind bereits per Memorandum wieder ein
Thema geworden.

Daß allerdings auch die juristischen Möglichkeiten des Clean Water
Acts unter früheren Adminstrationen nie für die amerikanische
Industrie Hinderungsgründe gewesen sind, umweltgefährdende Bergbau-
und Wirtschaftsprojekte durchzusetzen, geht in der internationalen
Empörung über die Umweltschutzsabotage des Weiße Hauses, Donald Trumps
und seiner Gesinnungsgenossen unter, die wie es die amerikanische
Botschaft auf ihrer Webseite formuliert, "unermüdlich daran arbeiten,
die US-Wirtschaft und Innovationskraft von dem herrschenden Übermaß an
staatlichen Interventionen zu befreien". [4]

Der Clean Water Act wurde vor fast 50 Jahren mit starker
überparteilichen Unterstützung von einem Kongress verabschiedet, der
noch unter dem Schock der Nachrichtenbilder stand, wie sich Flüsse in
Flammenmeer verwandelten, tote Fische auf vergifteten Flüssen trieben
und Erholungssuchende den Ausdünstungen verseuchter Gewässer lieber
fern blieben als dort Picknick zu machen oder sich im Wasser zu
tummeln. Auch der einstigen Umwelt- bzw. Wasserverschmutzung lag im
Land der unbegrenzten Möglichkeiten ein Wirtschaftsboom um jeden Preis
zugrunde.

Doch sind mit dem 1972 eingeführten und von ersten Umweltprotestlern
schwer erkämpften Wasserschutz tatsächlich bessere gesundheitliche
Lebensbedingungen für alle geschaffen worden? Wurden wassergefährdende
Projekte bereits vor der Planung aus Rücksicht vor möglichen Schäden
an Umwelt, Menschen und Natur aufgegeben? Mitnichten!




[image: Aus einem Abwasserrohr strömen große Mengen Wasser in den Cuyhoga River, Cleveland, Ohio. - Foto: 1973 by Frank J. Aleksandrowicz, National Archives at College Park [Public domain]]

Nie wieder oder doch?

Industrielle Abwassereinleitungen der Harshaw Chemical Company in die
Wasser der USA 1973.

Foto: 1973 by Frank J. Aleksandrowicz, National Archives at College Park [Public domain]



Selbst die Obama-Administration hat es nicht geschafft, die
Mountain-Top-Removal-Projekte vollständig zu verbieten. Die Tatsache, daß
überhaupt noch ein weiteres Flußschutzgesetz (s.o.) geschaffen werden
sollte, aber letztlich doch nicht mehr vor Ende der Legislaturperiode
auf die Bahn gebracht wurde, zeigt, daß der Clean Water Act von 1972
für sich allein die Gesundheit der Menschen in Bergbaugebieten nicht
vor dem stark verschmutzten Fluß- und Grundwasser schützen konnte und
eine Verbesserung der Situation wohl auch nicht mit höchster
Dringlichkeit verfolgt wurde. Das Absprengen von Berggipfeln hat in
der Landschaft über Jahrzehnte häßlich tiefe und vor allem bleibende
Narben hinterlassen, das Ökosystem verändert und viele Menschen, so
die Vermutung von Wissenschaftlern, krank gemacht. Die
gesundheitlichen Sorgen der Bewohner von Bergbaugegenden, etwa
angesichts der Wiederbelebung der Mountain Pass Mine in Kalifornien,
wurden unter Obama und seinen Amtsvorgängern ebenso ignoriert wie von
seinen Nachfolgern heute.

Die Schäden und Folgen für die Umwelt lassen sich kaum ermessen.
Allein für die Förderung einer Tonne mineralischen Rohstoffes, aus dem
z.B. seltene Erden gewonnen werden, fallen bis zu 12.000 Kubikmeter
hochgiftige Abgase, 75 Kubikmeter säurehaltiges Abwasser und eine
Tonne radioaktiver Abfall an. Wohin damit?

Fünf Jahre vor der Präsidentschaft Trumps machte zudem eine Studie
über Fracking in den USA darauf aufmerksam, daß diese ausgesprochen
große Wassermengen verbrauchende Fördermethode zu einem großen Teil in
Gebieten durchgeführt wird, in denen Wasserknappheit vorherrscht. In
Colorado befinden sich 92 Prozent und in Texas 51 Prozent der
Bohrlöcher in Gebieten mit "extrem hohem Wasserstreß", wobei auf Texas
fast die Hälfte aller Bohrlöcher entfällt, die in der Studie
berücksichtigt wurden. Die Studie gibt einen Wasserverbrauch an, bei
dem bis zu 35 Millionen Liter pro Bohrloch gemessen wurden. [5]

Der Clean Water Act konnte bisher auch die Bewohner im Staat Michigan
nicht vor den Machenschaften des Nestlé-Konzerns schützen, der dort
trotz zähen Protesten seitens der Einwohner eine Abfüllanlage in
Stanwood, Michigan betreibt, die 1.200 Flaschen Wasser pro Minute (950
Liter Quellwasser) abfüllt und für ein lächerliches Almosen seitens
des Konzerns aus sieben nahe gelegenen Quellen gespeist wird. Die
Einwohner des winzigen Ortes beklagen nicht nur den Raub an ihrer
Ressource, sondern auch daß der Twin Creek Fluß bereits deutlich
weniger Wasser führt und seine Wassertemperatur stark zugenommen hat,
was sich im Ökosystem abzeichnet. So können manche ansässigen
Fischarten wie die Forelle unter den veränderten Bedingungen nicht
überleben. [6] Inzwischen hat das Unternehmen beantragt, eine
Pumpverstärkerstation in Osceola zu bauen, mit der sie sogar 1.500
Liter Wasser pro Minute absaugen könnten. Unter dem Kurs der jetzigen
Regierung hatte das Bezirksgericht im Januar 2018 grünes Licht für das
Projekt gegeben, wogegen der Gemeinderat zunächst einmal Berufung
einlegen konnte. Doch auch wenn Nestlés Chancen, als Sieger aus dieser
Auseinandersetzung hervorzugehen, durch die wirtschaftsbegünstigende
Definition der eingangs erwähnten Verordnung steigen werden, auch
unter Obamas WOTUS-Verordnung wurde der Ort um sein hervorragendes
Wassers bestohlen und ausgebeutet.

Was die Presse-Erklärung der EPA nicht verschweigt, aber in der
Empörung über die Trumpsche Umweltschutzignoranz möglicherweise
weniger Beachtung findet, ist die Frage, warum überhaupt die EPA
gemeinsam mit Unterstützung der US-Army beauftragt wurde, eine
Verordnung daraufhin zu überprüfen, inwieweit sie das
Wirtschaftswachstum oder die Schaffung von Arbeitsplätzen behindert,
wenn es um die Verfügungsgewalt bzw. um Eigentumsrechte und Ansprüche
an einer begrenzten Ressource geht, die für alle lebenswichtig ist.

So wird im Text der EPA-Stellungnahme, der amtierende EPA-Chef Andrew
Wheeler zitiert:

"Unser Vorschlag würde die 2015er Definition der EPA mit einer Version
ersetzen, welche die durch den Clean Water Act gesetzten Grenzen
respektiert, gleichzeitig den Bundesstaaten und Grundbesitzern mehr
Rechte einräumt, ihre natürlichen, lokalen Ressourcen zu verwalten,
damit sich die regionale Wirtschaft entfalten kann".

Deutliche Worte und weiter heißt es:

"Zum ersten Mal wären die Zuständigkeiten des Wasserschutzes von
Bundesebene und bundesstaatlicher Ebene genau geregelt. Grundbesitzern
könnten selbst erkennen, ob sie für ein Projekt auf ihrem Grundstück
eine bundesstaatliche Erlaubnis brauchen oder nicht, ohne Tausende von
Dollar für Fachberatung ausgeben zu müssen."

Bereits heute leiden 30 Prozent aller Menschen unter Wasserknappheit.
Noch vor wenigen Jahren hatten Experten prophezeit, daß dies erst um
das Jahr 2025 herum passieren könnte. In Afrika wird sich der
Trinkwasserbedarf bis zum Jahr 2025 verdoppeln, in Südostasien
vervierfachen und in China sogar verfünffachen. Allein in Asien, das
rund 60 Prozent der Weltbevölkerung beheimatet und dessen Wirtschaft
in den letzten Jahren besonders boomt, sank die pro Kopf verfügbare
Wassermenge seit den 50er Jahren um zwei Drittel. Die globale
Erwärmung treibt die unaufhaltbare Reduktion der Trinkwasserressourcen
durch Gletscherschmelze und Versalzungen voran.

Der Konflikt um die knapper werdende Ressource Wasser, die im Laufe
der Geschichte immer wieder Anlaß für zahlreiche blutige
Auseinandersetzungen gewesen ist, nimmt weltweit zu. Fraglich bleibt,
ob nicht das Wasser und damit das Überleben des Menschen noch zu
retten wäre, wenn die Bemühungen um das Element selbst und nicht um
seine Verteilung gehen würden? Denn die logische Folge der
beschriebenen Entwicklung ist, daß es sonst ohnehin bald nichts mehr
zu verteilen gibt.


Anmerkungen:

[1] https://www.southernenvironment.org/news-and-press/news-feed/administration-announces-plan-to-gut-clean-water-protections

https://www.accuweather.com/en/weather-news/trumps-new-clean-water-act-draws-criticism-from-environmentalists-support-from-developers-farmers/70006889

[2] https://www.nytimes.com/2017/02/28/us/politics/trump-epa-clean-water-climate-change.html

[3]
http://edition.cnn.com/2011/US/01/13/west.virginia.epa.coal/index.html

[4] https://de.usembassy.gov/de/energieunabhaengigkeit/

[5] http://www.schattenblick.de/infopool/umwelt/redakt/umre-143.html

[6] http://www.taz.de/!5483694/

und

https://netzfrauen.org/2018/02/15/michigan/
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MELDUNG/357: Ganze Gebirgszüge wurden nach ihm benannt - Schiefer ist das Gestein des Jahres 2019 (idw)


GeoUnion Alfred-Wegener-Stiftung - 14.01.2019

Ganze Gebirgszüge wurden nach ihm benannt: Schiefer ist das Gestein des
Jahres 2019



Im Jahr 2019 ist der Schiefer das "Gestein des Jahres". Dies hat das
Kuratorium für das Gestein des Jahres, ein Gremium unter der Federführung
des Berufsverbandes Deutscher Geowissenschaftler (BDG), soeben
bekanntgegeben. Schiefer sind metamorphe Gesteine, sie entstehen durch
Umwandlung unter hohem Druck und/oder hoher Temperatur. Markant ist ihre
hervorragende Spaltbarkeit. Deshalb kann Schiefer gut in Form von Platten
als Baumaterial und Werkstein verwendet werden. Das Etikett "Gestein des
Jahres" wird seit 2007 alljährlich vergeben, um die Geologie, die
Gesteinskunde und auch die wirtschaftliche und kulturelle Nutzung der
Gesteine in die Öffentlichkeit zu tragen.

Schiefertafel und Schiefergriffel, mit denen noch bis ins letzte
Jahrhundert Generationen von Schulkindern ihre ersten Buchstaben
schrieben, kennt man heute nur noch aus Museen (wie zum Beispiel dem
Deutschen Schiefermuseum in Mayen oder dem Schiefermuseum im
oberfränkischen Ludwigsstadt). Als edle und beständige Dacheindeckung oder
Fassadenverkleidung und als Werkstein für Treppen oder im Gartenbau wird
Schiefer heute dagegen noch immer sehr geschätzt.

Als Schiefer werden Gesteine bezeichnet, die aus tonigen Ablagerungen
durch Metamorphose (Umwandlung unter hohem Druck und/oder hoher
Temperatur) entstanden und dabei gegebenenfalls auch gefaltet wurden. Die
Schiefer zeigen eine gute bis ausgezeichnete Spaltbarkeit entlang
engständiger Schieferungsflächen. Auch nicht-metamorphe, meist feinkörnige
Sedimentgesteine mit einer ähnlichen Spaltbarkeit, die aber hier durch
wechselnde Schichtflächen hervorgerufen wird, werden traditionell als
"Schiefer" bezeichnet, zum Beispiel der Ölschiefer; diese sind jedoch im
strengen petrographischen (gesteinskundlichen) Sinne keine Schiefer. In
ähnlicher Weise sind auch die "Kupferschiefer" nicht eigentlich Schiefer,
sondern kohlenstoffreiche tonig-mergelige Gesteine mit Kupfer-, Zink- und
Bleibeimengungen aus der erdgeschichtlichen Phase, die nach diesen
Ablagerungen Kupferschiefer genannt wird.

Zwar wurde Schiefer bereits im antiken Rom zum Decken von Dächern genutzt,
zur Blütezeit des Dachschiefers wurden jedoch Mittelalter und frühe
Neuzeit; Schiefer wurde so bedeutend, dass ganze Gebirgszüge wie das
Rheinische Schiefergebirge und das Thüringer Schiefergebirge nach ihm
benannt wurden.

Die in Deutschland vorkommenden Schiefer entstammen alle dem Erdaltertum,
in der Regel den Perioden des Devon und Karbon; die Gesteine sind über 300
Millionen Jahre alt.

Auch heute noch existieren in Deutschland Schieferbergwerke, so im
oberfränkischen Geroldsgrün, wo der Lotharheiler Schiefer abgebaut wird,
im Hunsrück (Schieferbergwerk Altlay), im Hochsauerland (das
Verbundbergwerk Magog-Gomer-Bierkeller, dessen Schiefer unter dem Namen
"Fredeburger Schiefer" verkauft wird) und in Theuma bei Plauen im Vogtland
("Theumaer Fruchtschiefer"). Die Grube Katzenberg bei Mayen/Eifel wird
trotz nach wie vor hoher Nachfrage Ende 2019 schließen.

Schiefer gilt außer als Dachschiefer als ideales Material für Fußböden und
Wände, da er sowohl Hitze- als auch Kälteresistenz mit Haltbarkeit und
Ästhetik verbindet.

In Geoparks und Museen, wie etwa im Fränkisch-Thüringischen Schieferland
mit den traditionellen Vorkommen von Lehesten werden geologische
Verhältnisse, Gewinnung und Verarbeitung von Dachschiefern anschaulich
demonstriert. Eine weltbekannte Sehenswürdigkeit aus Schiefer ist der
Loreleyfelsen bei St. Goarshausen im UNESCO-Welterbe Oberes
Mittelrheintal, der vor allem durch die Sage um die schöne Loreley berühmt
wurde.

Die feierliche "Taufe" des Schiefers als Gestein des Jahres 2019 wird
anlässlich des Tages der Erde um den 22. April 2019 stattfinden,
vermutlich an einem Schiefer-Standort in der Eifel.

Das "Gestein des Jahres" wird seit 2007 von einem Fachkuratorium unter
Federführung des Berufsverbandes Deutscher Geowissenschaftler ausgewählt.
Mit der Nominierung zum Gestein des Jahres 2019 sollen die
unterschiedlichen Facetten des Schiefers der breiten Öffentlichkeit
nahegebracht werden. Der Schiefer folgt damit der Steinkohle, die 2018 das
Gestein des Jahres in Deutschland war.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2228
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





MELDUNG/817: Neuartiger Schaltkreis für die Quantenphotonik entwickelt (idw)


Universität Paderborn - 14.01.2019

Neuartiger Schaltkreis für die Quantenphotonik entwickelt:
Publikation in Science Advances



Physikern der Universität Paderborn ist es erstmals gelungen,
Schlüsselbausteine der Quantenphotonik auf einen einzelnen Chip zu
integrieren und damit die Bündelung zweier einzelner Photonen - auch
bekannt als Hong-Ou-Mandel-Experiment - zu demonstrieren. Dies ist ein
wichtiger Schritt zur Etablierung neuartiger Quantentechnologien, die z.
B. zur Synchronisation in der Quantenkommunikation, zum Aufbau von
Quantensimulatoren oder für quantenbasierte Hochpräzisionsmessungen
benötigt werden. Einsatz finden die Technologien u. a. in der
abhörsicheren Kommunikation. Für die Realisierung des neuen Experiments
ist das Team um die Leibniz-Preisträgerin Prof. Dr. Christine Silberhorn
verantwortlich.

Die theoretische Simulation wurde von den Gruppen um Prof. Dr. Polina R.
Sharapova und Prof. Dr. Torsten Meier unterstützt. Die Ergebnisse wurden
jetzt in der renommierten wissenschaftlichen Zeitschrift Science Advances
veröffentlicht.

"In modernen Kommunikationsnetzwerken ist die Übertragung von Licht über
optische Glasfasern der etablierte Standard, um die benötigten hohen
Datentransferraten zu erzielen", erklärt Silberhorn. Kurze Lichtpulse sind
dabei die Informationsträger. Solch ein Lichtpuls besteht aus einer großen
Anzahl von Photonen, der kleinsten Lichteinheit. "Unter Verwendung von nur
wenigen oder sogar einzelnen Photonen offenbaren sich faszinierende
Effekte, die durch den Quantencharakter der Photonen entstehen", so die
Wissenschaftlerin weiter. Daraus ergeben sich perspektivisch neue
Anwendungen z. B. für die absolut abhörsichere Quantenkommunikation oder
zukünftige Quantencomputer.

"Wenn ein Photon auf einen Strahlteiler trifft, kann es nur eine Richtung
wählen. Wenn sich zwei Photonen an einer Kreuzung treffen, können sie sich
entweder zusammenschließen, um dieselbe Richtung zu wählen, oder alleine
in unterschiedlichen Richtungen den Strahlteiler verlassen. Wenn sich
jedoch zwei Photonen gleichzeitig an der Kreuzung treffen, werden sie sich
erstaunlicherweise zusammenschließen und die Kreuzung am gleichen Ausgang
verlassen. Es scheint, als würden sich diese beiden Quantenteilchen
gegenseitig über ihren Weg informieren", erklärt Silberhorn und ergänzt:
"Das Verhalten solcher Photonenpaare unterscheidet sich signifikant von
dem klassischer Teilchen. Ein solches Zusammenspiel von Photonen ist ein
grundlegender Effekt in der Quantenoptik, der das Herzstück vieler
Quantenlogikoperationen ist und beispielsweise in Quantensimulatoren,
Quanten-Repeatern oder Quantencomputern ausgenutzt wird".

Weg für kommerzielle Anwendungen geebnet

Als Meilenstein für die Entwicklung zukünftiger Quantentechnologien hat
die Arbeitsgruppe von Silberhorn demonstriert, dass die Implementierung
eines solchen quantenoptischen Experiments auf einem einzigen Chip möglich
ist. Der Chip umfasst eine Quelle zur Erzeugung von Photonenpaaren, ein
optisches Netzwerk, in dem die Photonen durch die Struktur geführt werden,
und programmierbare Stufen zur Synchronisation der Ankunftszeiten am
letzten Strahlteiler. Diese Synchronisation wird über elektrische
Steuersignale erreicht, die es ermöglichen, eine Zeitverzögerung zwischen
den Photonen einzustellen. Zu den Auswirkungen der Arbeit sagt Silberhorn:
"Die Implementierung eines solchen Quantenexperiments in einen einzigen
Chip ist ein großer Schritt zur Miniaturisierung. Er ebnet den Weg zu
kommerziellen Anwendungen von Quantentechnologien".

Die Arbeiten wurden von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) im
Rahmen des Projekts "Monolithische Integration einer parametrischen
Photonenpaar-Quelle und eines Zwei-Photonen-Interferometers" gefördert und
sind als Teilprojekt des Sonderforschungsbereichs TRR 142 entstanden.


Link zur Veröffentlichung:

http://advances.sciencemag.org/content/5/1/eaat1451

DOI: 10.1126/sciadv.aat1451

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





MELDUNG/222: Circular Packaging - Bau einer Demonstrationsanlage für das Recycling von Kunststoffverpackungen (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 14.01.2019

Circular Packaging - Bau einer Demonstrationsanlage für das Recycling
von Kunststoffverpackungen



Kunststoffverpackungen müssen hohen Anforderungen gerecht werden. Deshalb
bestehen sie oft aus Mehrschichtlaminatfolien. Für dieses komplexe System
verschiedener Materialien gab es bisher kein geeignetes
Recyclingverfahren. In dem Ende 2018 gestarteten Projekt »Circular
Packaging« entsteht nun eine Demonstrationsanlage im industriellen
Maßstab. Verpackungsabfälle können in dieser Anlage so schonend verwertet
werden, dass sie für den erneuten Einsatz als hochwertige Packstoffe
geeignet sind. Die Grundlage dafür bildet der am Fraunhofer-Institut für
Verfahrenstechnik und Verpackung IVV entwickelte CreaSolv® Prozess.




[image: Bild: © Fraunhofer IVV]

Verpackungen bestehen typischerweise aus Mehrschichtlaminatfolien,
wodurch das Recycling zu hochwertigen und reinen Polymeren bislang
nicht möglich war

Bild: © Fraunhofer IVV



Gefördert wird das Projekt vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) mit einer Fördersumme von rund 3,2 Mio Euro im Rahmen des
Förderschwerpunktes »r+Impuls - Impulse für industrielle
Ressourceneffizienz« im Rahmenprogramm »Forschung für nachhaltige
Entwicklung (FONA)«. Diese Maßnahme ist speziell auf die Unterstützung von
Projekten zugeschnitten, die innovative Technologien und Produkte aus dem
Labor in die wirtschaftliche Anwendung überführen sollen.

CreaSolv® Prozess - die Lösung für das Verpackungsrecycling

Häufig werden in Kunststoffverpackungen Mehrschichtlaminatfolien
eingesetzt. Diese bestehen aus verschiedenen Polymeren, wie zum Beispiel
PE/PA oder PP/PET sowie Aluminiumlagen. Solche Verbundmaterialien erfüllen
Funktionen, die Monomaterialien nicht bieten. Ein Beispiel hierfür ist der
effektive Schutz von Lebensmitteln und Konsumgütern vor Licht oder
Sauerstoff. Beim Recycling müssen die einzelnen Materialen der Verpackung
jedoch getrennt werden. Dies ist bislang nicht möglich, weshalb ein
solcher Abfallstrom als nicht recyclingfähig gilt und thermisch verwertet
wird. Mit der Entwicklung des lösemittelbasierten CreaSolv® Prozesses
(CreaSolv® ist eine eingetragene Marke der CreaCycle GmbH) wurde eine
saubere Trennung von Kunststoffverbunden und kontaminierten
Haushaltsabfällen erstmals realisiert. Diese Technologie eignet sich zur
Gewinnung hochwertiger und hochreiner Kunststoffe mit Neuwarequalität.
Auch Geruchs- und Störstoffe werden sicher eliminiert. Der CreaSolv®
Prozess steht derzeit im Pilotanlagenmaßstab zur Verfügung. Im Projekt
»Circular Packaging« wird das Verfahren nun mit einer auf
Wirtschaftlichkeit ausgerichteten Anlage umgesetzt und betrieben.

In drei Projektphasen zur industriellen Recyclinganlage

Das Projekt startet zunächst mit dem Aufbau einer komplett verschalteten
und auf den fokussierten Abfallstrom zugeschnittenen CreaSolv®
Pilotanlage. Die PE-und PP-Anteile aus Folienabfällen werden getrennt
voneinander extrahiert und zurückgewonnen. Das finale Anlagendesign wird
verfahrenstechnisch optimiert und festgelegt.

Im Anschluss daran erfolgt die Überführung in den industriellen Maßstab
(Scale-Up) zu einer kommerziell nutzbaren Demonstrationsanlage mit einer
täglichen Verarbeitungskapazität von bis zu einer LKW-Ladung
Verpackungsabfällen. Nach der Inbetriebnahme folgen in der dritten
Projektphase umfangreiche Tests. Sie dienen dem Nachweis der
Wirtschaftlichkeit und der Rohstoffeffizienz. Produktmustermengen werden
generiert und in Kooperation mit potentiellen Abnehmern des Granulats zur
Marktevaluation getestet. Begleitend erfolgen die Akquisition und
Konditionierung relevanter Abfälle und die Compoundierung der Rezyklate zu
hochwertigen Produkten.




[image: Bild: © Fraunhofer IVV]

Aus rezykliertem Verpackungsabfall entsteht im Fraunhofer IVV eine
reine PE-Folie mit Neuware-Eigenschaften

Bild: © Fraunhofer IVV



Die Verbundpartner dieses Vorhabens setzen sich zusammen aus der Lober
GmbH & Co. Abfallentsorgungs KG, Neunburg vorm Wald, der LÖMI GmbH,
Großostheim und dem Fraunhofer IVV, Freising. Die Projektkoordination
übernimmt Lober, welcher als künftiger Betreiber der Demonstrationsanlage
auftritt. Das Fraunhofer IVV als Verfahrensgeber begleitet das Projekt
durch alle Phasen des Scale-Ups. Der Projektpartner LÖMI liefert die
Anlagenkomponenten für lösemittelbasierte Fertigungsprozesse. Gemeinsam
mit dem Fraunhofer IVV hat LÖMI bereits Prozessaggregate für den
gesicherten Pilotanlagenmaßstab entwickelt.

Höhere Recyclingquoten mit »Circular Packaging«

Das Projekt vollzieht einen wichtigen Schritt zur »Circular Economy« und
begegnet den Herausforderungen des neuen deutschen Verpackungsgesetzes.
Der Verbundkoordinator Lober wird in die Lage versetzt, ab 2021 die erste
kommerzielle CreaSolv® Anlage für post-consumer Verpackungs-Kunststoffe in
Europa umsatzstark zu betreiben. Zusätzlich plant die Firma Lober den
Aufbau eines Kompetenzzentrums für lösemitelbasiertes Recycling. Ziel ist
es, mit der CreaSolv® Technolgie künftig auch andere Abfälle aufzubereiten
und die darin enthaltenen wertvollen polymeren Werkstoffe einem erneuten
Produktlebenszyklus zuzuführen. Der Anlagenbauer LÖMI wird die
Projektergebnisse zur Auslegung weiterer Recyclinganlagen nutzen. Hierfür
sollen interessierte Investoren gezielt angesprochen werden. Das
Fraunhofer IVV plant zudem die Vergabe weiterer Verfahrenslizenzen an
Betreiber der CreaSolv® Technologie im deutschen, europäischen und
globalen Umfeld.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2120: Spirale der Gewalt in Simbabwe durchbrechen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Januar 2019

Spirale der Gewalt in Simbabwe durchbrechen



Zu den jüngsten Gewaltausbrüchen in Simbabwe erklärt Ottmar von Holtz,
Sprecher für zivile Krisenprävention:

Um die Spirale der Gewalt zu durchbrechen und die politische Spaltung
Simbabwes zu überwinden, muss Präsident Mnangagwa endlich in einen
ernsthaften Dialog mit allen politischen Kräften treten und alte
Strukturen aufbrechen. Dazu gehört auch die objektive Aufarbeitung der
Gräueltaten unter Mugabe und der bislang tabuisierten
Gukurahundi-Massaker in den 80er Jahren, für die Mnangagwa zumindest
mitverantwortlich war. Zu jener Zeit war der jetzige Präsident unter
Robert Mugabe Staatssicherheitsminister und damit für den Geheimdienst
verantwortlich. Er gehörte zu den Urhebern der Gukurahundi-Operation,
bei der nach 1980 rund 20.000 Oppositionelle, meist Angehörige der
Volksgruppe der Ndebele, getötet worden sein sollen.

Echte Reformen hat Präsident Emmerson Mnangagwa, der einstige Ziehsohn
des langjährigen Diktators Mugabe, bisher jedoch versäumt. Stattdessen
wollte Mnangagwa die internationale Gemeinschaft lediglich glauben
machen, dass er sein Land in einen Prozess politischen Erneuerung
führt. Das muss sich ändern. Die Aufarbeitung der Vergangenheit ist
der Schlüssel für die Versöhnung in der Zukunft. Dies und die
Verbesserung der prekären wirtschaftlichen Lage sind Voraussetzung, um
Simbabwe auf einen Weg des nachhaltigen Friedens zu bringen und
künftiger Gewalt vorzubeugen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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SOZIALES/1930: Minister Heil muss einem Urteil des Verfassungsgerichtes zuvorkommen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Januar 2019

Minister Heil muss einem Urteil des Verfassungsgerichtes zuvorkommen



Zur heutigen Anhörung beim Bundesverfassungsgericht über die
Sanktionen bei Hartz IV erklärt Sven Lehmann, Sprecher für
Sozialpolitik:

Die deutliche Kritik im Rahmen der heutigen Anhörung zeigt, dass die
Sanktionen in ihrer jetzigen Form nicht mehr zu halten sind. Wenn
Minister Heil schlau ist, kommt er einem Urteil des
Verfassungsgerichtes zuvor und legt jetzt endlich einen Gesetzentwurf
vor. Dieser muss zumindest die besonders harten Sanktionen für junge
Arbeitssuchende entschärfen, Gelder für Heizung und Unterkunft von
Sanktionen ausnehmen und dafür sorgen, dass niemand mehr von einer
kompletten Streichung der Grundsicherung bedroht ist. Dass aktuell
rund 40 Prozent der beklagten Sanktionen durch Urteile der
Sozialgerichte wieder zurückgenommen werden müssen, zeigt, wie falsch
auch rechtlich die jetzige Praxis ist. In der Situation in der sich
viele Arbeitssuchende befinden, sind individuelle Unterstützung und
Augenhöhe entscheidend, um Mitwirkung zu erreichen - nicht Androhung
und Strafe.

Wir Grüne halten an unserer Forderung nach einer sanktionsfreien
Garantiesicherung fest. Sanktionen können Stromsperren oder
Wohnungslosigkeit auslösen und damit Menschen in existenzielle
Notlagen drängen. Das ist mit dem Auftrag des Grundgesetzes, die Würde
des Menschen zu wahren, nicht vereinbar.

Sanktionen belasten das Klima in den Jobcentern und rauben den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wertvolle Zeit, die ihnen bei der
wichtigen Vermittlungsarbeit fehlt. Außerdem sind Sanktionen kein
Beitrag zur nachhaltigen Integration in den Arbeitsmarkt.

Ein moderner Sozialstaat setzt auf Motivation und individuelle
Förderung statt auf Sanktionen und Gängelung. Wir brauchen bessere
Hinzuverdienstregeln, ein Recht auf individuelle Qualifizierung und
Umschulungen und einen Ausbau öffentlich geförderter Beschäftigung.

Es ist bedauerlich, dass weder Bundesregierung noch Bundestag
mehrheitlich diesen Weg gehen wollen. Wir hoffen daher, dass das
Bundesverfassungsgericht den Gesetzgeber auffordern wird, einen Umgang
mit Erwerbslosen zu finden, bei dem die Würde der Betroffenen im
Vordergrund steht. Kürzungen unter das Existenzminimum müssen endlich
ein Ende finden.

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1805: Behörden-Plagiat bestätigt - Glyphosat-Zulassung äußerst fragwürdig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Januar 2019

Behörden-Plagiat bestätigt: Glyphosat-Zulassung äußerst fragwürdig



Zum heute in Straßburg vorgestellten Gutachten, wonach etliche
Passagen der Glyphosat-Risikobewertung des Bundesinstituts für
Risikobewertung (BfR) ohne entsprechende Kennzeichnung einfach aus den
Anträgen der Hersteller übernommen wurden und zur morgigen Abstimmung
des Europaparlaments über den Abschlussbericht des Sonderausschusses
über das EU-Genehmigungsverfahren für Pestizide erklärt Harald Ebner,
Sprecher für Gentechnik- und Bioökonomiepolitik:

Das Glyphosat-Behördenplagiat wurde heute noch einmal fundiert
bestätigt. Absolut nicht nachvollziehbar ist es, dass das
Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ausgerechnet die Bewertung
derjenigen unabhängigen Studien, die Gesundheitsgefahren durch
Glyphosat belegen, als "untauglich" oder "nicht relevant" zu großen
Teilen wörtlich von den Herstellern übernommen hat. Warum sollen und
dürfen die Firmen, die naturgemäß extrem befangen sind, überhaupt eine
Vorab-Bewertung der unabhängigen Studien einreichen? Gerade das ist
doch wirklich ein Job, den die Behörden unvoreingenommen und
selbständig erledigen müssen.

Die Rechtfertigungen des BfR sind nicht überzeugend. Wenn das
Abschreiben oder, wie die Behörde es nennt "Integrieren von relevanten
Textpassagen" angeblich so üblich ist, wieso wird es dann nicht
wenigstens eindeutig gekennzeichnet, sondern stattdessen nach Kräften
verschleiert? Dass im Bewertungsbericht nur "die aus der Feder von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des BfR stammende Bewertung"
dargestellt wurde, wie die Bundesregierung 2015 auf unsere Anfrage
versichert hat, trifft ganz offensichtlich nicht zu. Es entsteht der
unschöne Eindruck, dass scheibchenweise immer gerade nur so viel
eingeräumt wird, wie sich angesichts der öffentlichen Erkenntnisse
nicht mehr dementieren lässt - und dann wird behauptet, das sei alles
gängige Praxis und Kritiker verstünden das System nicht.

Die Glyphosat-Zulassung auf dieser Grundlage ist äußerst fragwürdig.
Julia Klöckner sollte jetzt den Plagiats-Bericht ihrer Behörde
einkassieren und dafür sorgen, dass die Glyphosat-Risikoprüfung neu
aufgerollt wird. Die neue Plagiat-Untersuchung zeigt einmal mehr, dass
die Pestizid-Zulassungsverfahren dringend reformiert werden müssen.
Wir hoffen, dass auch das Europaparlament sich dieser Forderung morgen
bei der Abstimmung über den Abschlussbericht des Sonderausschusses
über das EU-Genehmigungsverfahren für Pestizide anschließen wird.

 * 
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VERKEHR/801: Toll Collect - Druck der Grünen zeigt Wirkung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Januar 2019

Toll Collect: Druck der Grünen zeigt Wirkung



Zum Stopp der Privatisierung des Lkw-Maut-Betreibers Toll Collect
erklären Sven-Christian Kindler, Sprecher für Haushaltspolitik, und
Stephan Kühn, Sprecher für Verkehrspolitik:

Das ist eine sehr gute Nachricht für unser öffentliches Vermögen und
die Steuerzahler. Damit ist das größte ÖPP-Projekt in Deutschland
Geschichte. Die Erhebung und Kontrolle der Lkw-Maut kann günstiger mit
einem bundeseigenen Unternehmen erfolgen. Seit 2015 trieb die
Bundesregierung die erneute Privatisierung voran und war davon
überzeugt, dass dies der richtige Weg ist - die ganze Privatisierung
hat sich nun als schwerer Fehler erwiesen. Unser Druck aus der
Opposition heraus hat Wirkung gezeigt. Es zeigt sich, dass eine
konsequente und kritische Arbeit im Bundestag auch aus der Opposition
heraus einen Unterschied macht. Ohne den Druck und die kritische
Begleitung des Privatisierungsirrsinns im Bundesverkehrsministerium
unserer Fraktion, eine kritische Öffentlichkeit und die unabhängige
Analyse des Rechnungshofes hätte Verkehrsminister Scheuer die
milliardenschwere Privatisierung von Toll Collect erneut im
Hinterzimmer abgeschlossen.

Allein von September bis Dezember 2018 haben wir fünf kleine Anfragen
und verschiedene Anträge zum Stopp der Privatisierung gestellt.
Wiederholt haben wir Toll Collect zum Thema im Haushalts- und
Verkehrsausschuss gemacht. Ein von der Grünen Bundestagsfraktion in
Auftrag gegebenes Gutachten der Technischen Universität Berlin konnte
schlüssig darstellen, dass eine erneute Privatisierung für den Bund
unwirtschaftlich ist. Auch der Rechnungshof kritisierte die vorläufige
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung des Verkehrsministeriums scharf und
machte deutlich, dass auf deren Grundlage nie eine Ausschreibung hätte
stattfinden dürfen. Die Ergebnisse der erneuten
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung bestätigen das jetzt.

Die Geschichte von Toll Collect ist eine Geschichte voller Skandale.
Sie hat die massiven Probleme bei der Privatisierung von staatlichen
Aufgaben durch Öffentlich-Private-Partnerschaften deutlich aufgezeigt
und klar gemacht, dass der Staat gut daran tut seine Infrastrukturen
nicht zu privatisieren. Eine parlamentarische Kontrolle war nicht
möglich, falsche Abrechnungen und mutmaßlich betrügerische Absichten
bei den Betreibern wurden erst durch einen Whistleblower öffentlich.
Dazu kam ein vierzehn Jahre andauernder, millionenschwerer
Rechtsstreit vor einem geheimen Schiedsgericht, der mit einem
schlechten Deal für den Bund abgeschlossen wurde. Der Bund hat hierbei
auf Milliarden Euro seiner Forderungen verzichtet. Damit das nicht
nochmal passiert, war es wichtig, dass Toll Collect nicht erneut
privatisiert wird.

 * 
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VERKEHR/738: Toll Collect - Eine konsequente und richtige Entscheidung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. Januar 2019

Toll Collect: Eine konsequente und richtige Entscheidung



Zu der heutigen Entscheidung von Bundesminister Andreas Scheuer, die
Mautbetreibergesellschaft Toll Collect im Eigentum des Bundes zu
belassen, können Sie die verkehrspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela Ludwig, wie folgt zitieren:

"Dass Toll Collect beim Bund verbleibt, ist eine konsequente und
richtige Entscheidung. Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zeigt
deutlich, dass es für den Bund vorteilhafter ist, den Lkw-Mautbetrieb
selbst zu übernehmen. Es ist zugleich auch eine gute Nachricht für
alle Beschäftigten. Sie haben mit der Entscheidung von Bundesminister
Scheuer nun eine klare berufliche Perspektive bei einem Unternehmen
des Bundes."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/1846: Bernd Riexinger zu den Streiks in der Flugsicherheit


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Zu den Streiks des Sicherheitspersonals an den Flughäfen sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:



DIE LINKE steht solidarisch an der Seite der Beschäftigten in der
Flughafensicherheit. Die Menschen, die dort unsere Sicherheit
gewährleisten, haben dafür einen fairen Lohn verdient. Sie leisten
eine verantwortungsvolle Aufgabe und sind dabei durch Schichtarbeit
und Arbeit am Wochenende besonders belastet. Das gilt gleichermaßen in
Ost und West, dass dafür noch immer unterschiedlich bezahlt wird, ist
ein Unding.

Schlechte Bezahlung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, zu wenig
eingesetztes Personal und unerträglich lange Wartezeiten der
Fluggäste: Die Gewinninteressen der Sicherheitsunternehmen und der
Wunsch der Flughafenbetreiber nach billigen Dienstleistungen gefährden
den reibungslosen Flugbetrieb. Deshalb geht es beim Streik des
Sicherheitspersonals nicht nur um die Bezahlung, sondern auch um die
Wiederherstellung akzeptabler Bedingungen für die Fluggäste. Der
Bundesverband der Luftsicherheitsunternehmen muss dazu endlich ein
akzeptables Angebot vorlegen.

Grundsätzlich sind wir der Ansicht, dass die Flugsicherheit eine
hoheitliche Aufgabe ist und nicht in die Hände privater Firmen gehört.
Besser sollte sie in öffentlicher Hand liegen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220
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FINANZEN/1536: Einstimmigkeit in Steuerfragen - Finanzminister Scholz muss Farbe bekennen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Januar 2019

Einstimmigkeit in Steuerfragen: Finanzminister Scholz muss Farbe bekennen



"Im EU-Binnenmarkt ist Steuerpolitik eine Waffe, um die Steuerzahler
anderer Länder auszunehmen. Daher wäre es sinnvoll, wenn bei
grenzüberschreitenden Aspekten der Unternehmensbesteuerung zukünftig
mit qualifizierter Mehrheit auch gegen Steueroasen wie Malta, Zypern
oder Irland entschieden werden könnte. Der Vorschlag der EU-Kommission
ist jedoch unzureichend. Finanzminister Olaf Scholz taucht in dieser
wichtigen europäischen Debatte weg", kommentiert Fabio De Masi,
stellvertretender Vorsitzender und finanzpolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, den heute präsentierten Vorschlag der
EU-Kommission, das Einstimmigkeitsprinzip bei Entscheidungen der
Mitgliedstaaten in der EU-Steuerpolitik einzuschränken. De Masi
weiter:

"Kein normaler Mensch versteht, warum man etwa mit einem Steuersatz
von null Prozent nach Definition der EU keine Steueroase ist. Dies ist
auch dem Einstimmigkeitsprinzip in Steuerfragen geschuldet. Die von
der EU-Kommission angestrebte Passerelle-Klausel zur Überwindung der
Einstimmigkeit ist jedoch ungeeignet. Denn die Anwendung der
Passerelle-Klausel erfordert selbst zunächst Einstimmigkeit. Eine
Beschränkung der Einstimmigkeit in der Steuerpolitik ließe sich auch
über Art. 116 AEUV zu Wettbewerbsverzerrungen im Binnenmarkt
erreichen. Selbstverständlich müsste die EU im Gegenzug das
Wettbewerbsrecht reformieren, um kleinen Ländern und Inselstaaten mehr
Spielraum für eine staatliche Industriepolitik zu verschaffen und sie
über Strukturfonds zu unterstützen.

Finanzminister Olaf Scholz hat bereits eine echte
Finanztransaktionssteuer, die Abschöpfung digitaler Profite und eine
öffentliche, länderspezifische Konzern-Berichterstattung verhindert.
Die Bundesregierung sollte sich daher nicht weiter mit den Steueroasen
der EU gemein machen und neue Spielregeln in der Steuerpolitik
unterstützen. Noch effektiver wäre es allerdings, auf nationaler Ebene
bzw. mit einer Koalition der Willigen eine effektive
Mindestbesteuerung von Konzernen durch Quellensteuern auf Finanzflüsse
in Steueroasen durchzusetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Januar 2019
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INNEN/5014: Verfassungsschutzbeobachtung der AfD ist nicht zweckdienlich


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Januar 2019

Verfassungsschutzbeobachtung der AfD ist nicht zweckdienlich



"Die AfD ist ganz klar eine in weiten Teilen völkisch-rassistische
Partei, die die Werte des Grundgesetzes mit Füßen tritt. Um das
festzustellen, reicht es, sich Reden und Äußerungen von
AfD-Abgeordneten und Funktionären anzuhören. Eine geheimdienstliche
Aufklärung braucht es dafür nicht", erklärt die innenpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, mit Blick auf
Meldungen, denen zufolge das Bundesamt für Verfassungsschutz die AfD
nun bundesweit als Prüffall für eine Beobachtung einstufen will. Die
Abgeordnete weiter:

"Dass der Verfassungsschutz die AfD jetzt bundesweit ins Visier nehmen
will, halte ich angesichts der bisherigen Rolle dieses rechtslastigen
Inlandsgeheimdienstes als Beschützer und Förderer neofaschistischer
Strukturen nicht für zweckdienlich. Zu befürchten ist, dass demnächst
V-Leute des Geheimdienstes in die AfD eingeschleust werden, die wie
schon früher bei der NPD nicht zur Aufklärung, sondern zur Stärkung
und weiteren Radikalisierung der Partei beitragen. Der
Verfassungsschutz ist als unkontrollierbarer Geheimdienst ein
Fremdkörper in unserem demokratischen Rechtsstaat. Er ist selbst Teil
des Problems und gehört in dieser Form aufgelöst."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Januar 2019
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RECHT/538: Hartz IV - Verfassungsrichter Harbarth befangen?


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. Januar 2019

Hartz IV: Verfassungsrichter Harbarth befangen?



Zu den anstehenden Verhandlungen in Karlsruhe zu den Hartz IV
Sanktionen und der Rolle von Verfassungsrichter Harbarth dabei sagt
Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Harbarth war noch bis vor kurzem Mitglied des deutschen Bundestages
und ist jetzt der Vorsitzender Richter des ersten Senats, der genau
diesen Fall mit den Hartz IV Sanktionen verhandelt.

Man kann aber doch nicht noch vor wenigen Monaten brav den Arm heben
für die Hartz IV Sanktionslogik und dann als Richter über die
Verfassungsmäßigkeit von Hartz IV Sanktionen befinden.

Deswegen finde ich sollte Herr Harbarth sich selbst, dem Thema und dem
Ruf des Bundesverfassungsgericht einen Gefallen tun und die
Federführung für dieses Thema und für diesen Fall niederlegen.

Unabhängig davon sagen wir als LINKE: Die Hartz IV Sanktionen sind
eine Existenznotpeitsche, ein Angriff auf das Grundrecht auf Teilhabe
an der Gesellschaft und auf die Standards in der Erwerbsarbeitswelt.

Ich glaube jetzt nottut ist: Ein breites Bündnis für
Sanktionsfreiheit, um sich zu verabreden, wie man Sanktionsfreiheit
erreichen kann. In meinen Augen ist das sehr übersichtlich: Wir müssen
einfach den Paragraphen 31 im Sozialgesetzbuch II streichen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. Januar 2019
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SOZIALES/2576: Hartz IV - Sanktionsregime abschaffen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Januar 2019

Sanktionsregime abschaffen



"Es ist längt überfällig, dass die Sanktionen bei Hartz IV auf den
verfassungsrechtlichen Prüfstand gestellt werden. Die Sanktionen
bedrohen jene existenziell, die schon ins Hartz-IV-System abgerutscht
sind. Das ist nicht länger hinnehmbar. Denn: Grundrechte kürzt man
nicht", erklärt Susanne Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE, zu der heute am Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe stattfindenden mündlichen Verhandlung zu den Sanktionen im
SGB II. Ferschl weiter:

"Das 'Fordern und Fördern'-Sanktionsregime von Hartz IV diszipliniert
alle Beschäftigten, verschärft Abstiegsängste und untergräbt
Solidarität. Es ist offensichtlich: Gefördert wurden in den letzten 13
Jahren nicht die Beschäftigten oder ihr Erwerbspotenzial, sondern
prekäre Arbeitsverhältnisse. Inzwischen hat fast jeder vierte abhängig
Beschäftigte ein prekäres Arbeitsverhältnis - ist in einem Mini- oder
Midijob, in Leiharbeit, unfreiwilliger Teilzeit oder Befristung
gefangen. Das ist der Erfolg des Hartz-IV-Sanktionsregimes. Schluss
damit! 'Fördern und Fordern' ist das Symbol des Scheiterns am
Arbeitsmarkt und es stinkt zum Himmel.

In einem ersten Schritt die Sanktionen abzuschaffen, würde zumindest
verhindern, dass Jobcenter Menschen unter Androhung von Strafen in
prekäre Jobs vermitteln dürfen. Es bleibt zu hoffen, dass das
Bundesverfassungsgericht den Mut für eine notwendige und
richtungsweisende Entscheidung findet. Statt Strafen brauchen wir eine
Initiative für gute Arbeit und mehr soziale Sicherheit. Das
verfassungsrechtlich verbriefte Versprechen des Sozialstaats muss
wieder ernstgenommen und wirksam umgesetzt werden.

DIE LINKE setzt sich für die Einschränkung und langfristige
Abschaffung von prekären Beschäftigungsverhältnissen ein. Wir fordern
einen Mindestlohn von mindestens zwölf Euro und setzen uns für eine
Stärkung der Sozialversicherungssysteme mit einer sanktionsfreien
Mindestsicherung als wirksames unterstes Sicherungsnetz ein."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Januar 2019
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SOZIALES/2575: Rentengerechtigkeit Ost - Demokratieversprechen im 30. Jahr nach dem Mauerfall einlösen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Januar 2019

Rentengerechtigkeit Ost - Demokratieversprechen im 30. Jahr nach dem Mauerfall einlösen



"Nach fast 30 Jahren müssen die Benachteiligungen der Ostdeutschen
endlich berichtigt werden - die politische Glaubwürdigkeit der
Regierungskoalition lässt sich ohnehin nur noch notdürftig reparieren.
Hier geht es nicht allein um die Abwehr von Rechtspopulisten, sondern
um ein Demokratieversprechen: die Herstellung gleichwertiger
Lebensverhältnisse in allen Regionen des Landes und die Würde des
Einzelnen, unabhängig von Geschlecht und Herkunft", erklärt Matthias
Höhn, Beauftragter der Fraktion DIE LINKE für Ostdeutschland, zur
Diskussion über eine Grundrente. Höhn weiter:

"Eine garantierte Mindestrente muss kommen, Menschen müssen vor
Altersarmut bewahrt werden. Diese Diskussion ist überfällig und sie
ist überall dort von besonderer Brisanz, wo Rentenansprüche bisher
strukturell oder politisch verwehrt werden. Wenn jetzt die CDU die
Ostrenten entdeckt, dann ist das endlich auch Wiedergutmachung für
ihre fatale Niedriglohnpolitik. Jeder Dritte arbeitet im Osten für
einen Niedriglohn, bundesweit ist es jeder Fünfte. Den bescheidenen
Einkünften aus Arbeit werden also noch einmal niedrigere Einkünfte im
Alter folgen, mit besonderer Brisanz im Osten. Wenn nicht endlich
gegensteuert wird, endet die Kette der Verwerfungen der 90er Jahre,
bestehend aus den Werksschließungen der Treuhand, folgender
Massenarbeitslosigkeit und dem Aufbau eines Niedriglohnsektors,
zuletzt in einem Alters-Armenhaus Ost. DIE LINKE fordert bereits seit
Langem eine Mindestrente von 1.050 Euro, existenzsichernd und
armutsfest.

Zugleich bedeutet die bisher festgelegte Angleichung der Ostrenten an
das Westniveau - anders als auf den ersten Blick erkennbar - eine
Weiterführung der Benachteiligungen. Parallel dazu wird bekanntlich
der Umrechnungsfaktor von Löhnen und Gehältern im Osten abgeschafft.
Ohne diese De-facto-Höherwertung der Einkommen ist die Angleichung der
Rentenwerte jedoch eine Mogelpackung. Denn Ostdeutsche bekommen
durchschnittlich 20 Prozent weniger Lohn und Gehalt als Westdeutsche -
für vergleichbare Arbeit. Solange aber eine solche Lohnlücke zwischen
Ost und West klafft, muss der Umrechnungsfaktor erhalten bleiben. In
Ostdeutschland sind mehr Menschen ausschließlich auf die Leistungen
der gesetzlichen Rente angewiesen als in Westdeutschland, wo
Betriebsrenten und private Rentenversicherungen eine viel größere
Rolle spielen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. Januar 2019
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WIRTSCHAFT/2117: Binnenwirtschaftliche Wachstumskräfte weiter stärken


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Januar 2019

Binnenwirtschaftliche Wachstumskräfte weiter stärken



"Es ist die Binnennachfrage, die in diesem unsicheren
außenwirtschaftlichen Umfeld in weiten Teilen das Wirtschaftswachstum
in Deutschland stützt. Die Zahlen bestätigen, dass die durchgesetzten
Lohnerhöhungen richtig und wichtig waren. Auch bei den Investitionen
stimmt die Richtung. Angesichts des sich abschwächenden Wachstums
müssen diese binnenwirtschaftlichen Wachstumskräfte weiter gestärkt
werden", kommentiert Klaus Ernst, Vorsitzender des Ausschusses für
Wirtschaft und Energie im Bundestag und wirtschaftspolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die heute veröffentlichten Zahlen zum
Bruttoinlandsprodukt 2018. Ernst weiter:

"Steuersenkungen für Unternehmen hingegen sind der falsche Weg und als
rein populistische Maßnahme der Union in einem Jahr mit Europawahl und
vier Landtagswahlen zu begreifen. Unternehmen haben derzeit keinerlei
Finanzierungsprobleme. Der Rekordüberschuss der staatlichen Haushalte
von fast 60 Milliarden Euro muss in den weiteren Aufbau einer
funktionierenden modernen öffentlichen Infrastruktur fließen. Davon
würde nicht zuletzt auch der Wirtschaftsstandort Deutschland
nachhaltig profitieren. Bedarf gibt es außerdem in den Bereichen
Bildung, öffentliche Verwaltung, Pflege und beim öffentlichen
Wohnungsbau. Gleichzeitig muss der Mindestlohn rauf. Das stützt direkt
den Konsum und verhindert, dass die Menschen am unteren Ende der
Gehaltsskala weiter abgehängt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Januar 2019
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BUNDESTAG/7913: Heute im Bundestag Nr. 047 - 15.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 47

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 15. Januar 2019, Redaktionsschluss: 15.31 Uhr

1. Bundesrat kritisiert Datenerfassung

2. Politisch links motivierte Straftaten

3. Externer Sachverstand für Ministerium

4. Abkommen mit Entwicklungsländern

5. Lobbyismus und Betriebsrenten



1. Bundesrat kritisiert Datenerfassung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesrat lehnt den von der Bundesregierung
vorgelegten Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des
Straßenverkehrsgesetzes (19/6334) ab. Gegen den Entwurf, der am
Donnerstag in erster Lesung durch den Bundestag beraten werden soll,
bestünden "erhebliche datenschutzrechtliche Bedenken", heißt es in der
Stellungnahme des Bundesrates (19/6926). Die Bundesregierung plant mit
dem Gesetz Maßnahmen zur Überwachung angeordneter Fahrverbote wegen
Überschreitung der Grenzwerte bei Stickstoffdioxid-Emissionen. Dazu
ist vorgesehen, dass Verkehrsüberwachungsbehörden auf die Daten des
Zentralen Fahrzeugregisters zugreifen können, um fahrzeugindividuell
anhand der dort gespeicherten technischen Daten über das Fahrzeug die
Einhaltung der Verkehrsbeschränkungen und Verkehrsverbote überprüfen
zu können. Die zuständigen Landesbehörden sollen spezielle Daten für
Kontrollen "auch automatisiert, erheben, speichern und verwenden"
dürfen, heißt es in dem Gesetzentwurf.

Die Länderkammer verweist in ihrer Stellungnahme auf ein Urteil des
Bundesverfassungsgerichts, wonach die automatisierte
Kennzeichenerfassung in den Schutzbereich des Grundrechts auf
informationelle Selbstbestimmung eingreift, "wenn die erfassten Daten
nicht unverzüglich wieder gelöscht werden". Der vorliegende
Gesetzentwurf ermögliche ohne vorherige Festlegung und Beschränkung
auf besonders gefährdete Bereiche die weiträumige Aufstellung und
Nutzung von automatisierten Kennzeichenlesegeräten. Vorgesehen sei
nicht nur ein Abgleich des Halters und der Fahrzeugdaten, sondern auch
die Anfertigung eines Bildes des Fahrers.

Die Regelung erfasse unterschieds- und anlasslos alle Fahrer und
Fahrzeuge, die sich - rechtmäßig oder rechtswidrig - innerhalb von für
bestimmte dieselbetriebene Fahrzeuge beschränkten Strecken oder Zonen
bewegen, schreibt der Bundesrat. Dabei sei nicht hinreichend
sichergestellt, dass die automatisch erfassten Halter- und Fahrerdaten
unverzüglich ausgewertet werden und dass sie in Fällen, in denen eine
für bestimmte Dieselfahrzeuge beschränkte Strecke oder Zone rechtmäßig
befahren wird, unverzüglich, spurenlos und ohne die Möglichkeit, einen
Personenbezug herzustellen, gelöscht werden. Darüber hinaus stößt bei
den Ländern die vorgesehene absolute Löschungsfrist von sechs Monaten
mit Blick auf den rechtsstaatlichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
auf Bedenken.

Aus Sicht der Bundesregierung wahrt der Gesetzentwurf in der
vorgelegten Fassung durchaus das geltende Datenschutzrecht. Um den
geäußerten Bedenken jedoch entgegenzukommen und die Rechtsklarheit zu
steigern, sei es empfehlenswert, die im Gesetzentwurf bereits
angelegten datenschützenden Regelungen "deutlicher herauszuarbeiten
und an einigen Stellen zu schärfen", heißt es in der Gegenäußerung.

Die vorgeschlagene Präzisierung der "stichprobenartigen" Kontrollen
mache deutlich, "dass die entworfene Regelung keine flächendeckende
Überwachung von Verkehrsverbotszonen ermöglicht", schreibt die
Regierung. Die absolute Löschfrist der erhobenen Daten soll laut der
Vorlage auf zwei Wochen verkürzt werden, "selbst wenn die Verfolgung
eines Verstoßes dadurch gehindert werden würde". Dies sei in Abwägung
mit dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung sachgerecht,
urteilt die Bundesregierung.

 * 

2. Politisch links motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im Zeitraum von Januar bis
Oktober 2018 vorläufigen Zahlen zufolge insgesamt 235 Menschen
aufgrund politisch links motivierter Straftaten verletzt worden. Dies
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/6791) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/6389) hervor. Danach wurden im genannten
Zeitraum nach Kenntnis der Bundesregierung 5.146 politisch links
motivierte Straftaten verübt, davon 709 Gewalttaten.

 * 

3. Externer Sachverstand für Ministerium

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Einbindung externer Sachverständiger in die
Regierungspolitik ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/6946) der
FDP-Fraktion. Es sei zu begrüßen, wenn sich die Bundesregierung um
externen Sachverstand in Form von Expertengremien und
Sachverständigenräten bemühe, allerdings stellten sich die
Steuerzahler auch berechtigte Fragen nach der Konsistenz dieser
Aktivitäten.

Die Abgeordneten wollen nun wissen, in welcher Weise das
Bundesgesundheitsministerium auf externen Sachverstand zurückgreift.

 * 

4. Abkommen mit Entwicklungsländern

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Steuerabkommen mit Entwicklungsländern macht die
Fraktion Die Linke zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/6882). Die
Bundesregierung soll darlegen, wie viele Entwicklungsländer in den
vergangenen zehn Jahren bestehende Doppelbesteuerungsabkommen
annullieren oder neu verhandeln wollten und ob im Finanzministerium
eine spezielle Verhandlungsgrundlage für Doppelbesteuerungsabkommen
mit Entwicklungsländern besteht. In der Vorbemerkung zur Kleinen
Anfrage ist von Hinweisen die Rede, wonach die Bundesregierung mit
einzelnen Maßnahmen die Bemühungen von Entwicklungsländern untergrabe,
höhere Steuereinnahmen zu generieren.

 * 

5. Lobbyismus und Betriebsrenten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die mögliche Einflussnahme von
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2341 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 14. Dezember 2016 über die Tätigkeiten und die
Beaufsichtigung von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung
geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/6623). Die
Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, welcher Regelungsvorschlag
des Gesetzentwurfs mit konkreten Vorschlägen von Dritten identisch
oder teilidentisch ist. Außerdem wird nach Gutachten und Studien
gefragt, die von Dritten erstellt wurden und dem Gesetzentwurf als
Erkenntnisquelle zugrunde lagen. Schließlich soll die Bundesregierung
auch Auskunft über dienstliche Kontakte mit Interessenvertretern im
Zusammenhang mit der Erstellung des Gesetzentwurfs geben.

 * 
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BUNDESTAG/7912: Heute im Bundestag Nr. 046 - 15.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 46

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 15. Januar 2019, Redaktionsschluss: 14.46 Uhr

1. Aufbau einer kosovarischen Armee

2. Konflikt im Südchinesischen Meer

3. Inhaftierter Journalist in Venezuela

4. Aufarbeitung der Kolonialzeit

5. Innerkoreanische Beziehungen

6. Auswirkungen des Brexit für Deutschland



1. Aufbau einer kosovarischen Armee

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung erkennt das grundsätzliche Recht
der Republik Kosovo auf Schaffung regulärer Streitkräfte im Einklang
mit den Bestimmungen der kosovarischen Verfassung an. Das geht aus der
Antwort (19/6649) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/5939) hervor. Die vollständige Umwandlung der Kosovo Security
Force (KSF) zur "Kosovo Armed Force" solle nach jetzigem Verständnis
erst am Ende eines auf zehn Jahre angelegten Prozesses stehen. "Dafür
wäre nach Artikel 126 der Kosovarischen Verfassung eine
Verfassungsänderung nötig." Die Fragesteller hatten unter anderem
darauf hingewiesen, dass Griechenland, Rumänien, die Slowakei, Spanien
und Zypern die Republik Kosovo völkerrechtlich nicht anerkannt hätten.
"Die völkerrechtliche Nichtanerkennung der Republik Kosovo durch die
genannten EU-Mitgliedstaaten prägt auch ihre Haltung zur Frage der
Transformation der KSF", schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. Konflikt im Südchinesischen Meer

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung blickt mit Sorge auf die
Territorialstreitigkeiten im Südchinesischen Meer. Wie sie in der
Antwort (19/6029) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/5302)
schreibt, betrachte sie ein Schiedsspruch nach dem
Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen (SRÜ) zwischen den
Philippinen und China vom Juli 2016 als rechtsverbindlich. Nach dieser
Entscheidung bestünden keine über diesen Rechtsrahmen hinausgehenden
ausschließlichen maritimen Gebiets- und Nutzungsansprüche aus
"historischen" oder gewohnheitsrechtlichen Gründen. "Die
Schiedsentscheidung hat zudem klargestellt, dass die im Gebiet der
Spratly Inseln und des Scarborough Riffs gelegenen Landformationen
keine Inseln im Sinne des SRÜ sind und daher keine Ansprüche auf
umliegende ausschließliche Wirtschaftszonen begründen können." Im
Übrigen seien auch im Südchinesischen Meer die Regelungen für die
Anwendung von geraden Basislinien als Ausgangspunkt für die Abgrenzung
von Seegebieten nach dem SRÜ zu beachten. "Die Volksrepublik China ist
als Vertragspartei des SRÜ an dessen umfassenden Rechtsrahmen über die
Ordnung und Nutzung der Meere, einschließlich der darin enthaltenen
Regelungen zur friedlichen Streitbeilegung, gebunden."

 * 

3. Inhaftierter Journalist in Venezuela

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der "Verschleppung des deutschen
Kriegsreporters Billy Six durch den venezolanischen Geheimdienst"
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/6913).
Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, mit welcher
Begründung Six festgehalten werde, wie das Auswärtige Amt in seinem
Fall verfahre und ob deutsche Nachrichtendienste im Vorfeld Hinweise
auf die Inhaftierung hatten.

 * 

4. Aufarbeitung der Kolonialzeit

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Aufarbeitung, Entschädigung und kulturelle Bildung
zur deutschen Kolonialherrschaft und Gewaltverbrechen der
Kolonialzeit" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage (19/6236) der
Fraktion Die Linke. Die Abgeordneten nehmen darin den 100. Jahrestag
des Endes deutscher Kolonialherrschaft sowie den 134. Jahrestag der
sogenannten Berliner Konferenz (Kongokonferenz), die "die Aufteilung
Afrikas in Kolonien bildete", zum Anlass, um die Bundesregierung nach
wissenschaftlichen Projekten und Maßnahmen in der kulturellen Bildung
zur Aufarbeitung dieses Kapitels deutscher Geschichte zu fragen.
Insbesondere mit Blick auf den Genozid an den Herero und Nama
erkundigen sich die Abgeordneten auch nach Wiedergutmachungs- und
Entschädigungsleistungen.

 * 

5. Innerkoreanische Beziehungen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die "deutsche Korea-Politik" thematisiert die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/6026). Der Präsident
Südkoreas, Moon Jae-in, und der Staatschef, Kim Jong-un, hätten sich
in jüngster Zeit mehrfach Gipfelgesprächen getroffen. "Darin kommt
eine deutliche Wende in den innerkoreanischen Beziehungen zum
Ausdruck", schreiben die Abgeordneten. Moon Jae-in setze, anders als
seine Vorgängerin im Amt, Park Geun-hye, auf Aussöhnung,
Stabilisierung und perspektivisch Vertiefung der Beziehungen zum
Norden. Die Bundesregierung soll nun unter anderem angeben, wie sie
sich gegenüber diesem Kurs positioniert und wie die
Entspannungspolitik zwischen den beiden Staaten gefördert werden
könne.

 * 

6. Auswirkungen des Brexit für Deutschland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Auswirkungen eines Austritts Großbritanniens aus
der EU "auf das deutsche Sozialsystem, den Arbeitsmarkt und den
Haushalt" sind das Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/6806). Die Bundesregierung soll unter anderem Auskunft darüber
geben, welche Austrittsszenarien sie für wahrscheinlich hält und
welche Kosten auf Deutschland zukommen könnten.

 * 
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BUNDESTAG/7911: Heute im Bundestag Nr. 045 - 15.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 45

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 15. Januar 2019, Redaktionsschluss: 13.54 Uhr

1. Rechtliche Aufarbeitung des Maidan

2. Aufbauhilfe für die Ukraine

3. Menschenrechtslage in Saudi-Arabien

4. Förderung in Palästinensischen Gebieten

5. Nationales Ermessen beim Migrationspakt

6. Inhaftierte Journalisten in Venezuela



1. Rechtliche Aufarbeitung des Maidan

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Angaben der ukrainischen
Generalstaatsanwaltschaft sind die Ermittlungen zu den meisten der
4.700 erfassten Straftaten im Rahmen der Ereignisse auf dem Maidan
Anfang 2014 mittlerweile abgeschlossen. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/6825) auf eine Kleine Anfrage (19/5961) der
Fraktion Die Linke hervor. Demnach wurden 442 Personen formell über
die gegen sie vorliegenden Beschuldigungen informiert, gegen 279
Personen wurde Anklage erhoben. 13 Personen befänden sich derzeit in
Untersuchungshaft. 52 Personen seien verurteilt worden, davon neun zu
Gefängnisstrafen, und neun erstinstanzlich freigesprochen.

 * 

2. Aufbauhilfe für die Ukraine

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die KfW-Entwicklungsbank hat seit 2014 Kredite in
Höhe von insgesamt 350 Millionen Euro an die Ukraine mit einer
Bürgschaft der Bundesrepublik Deutschland vergeben. Wie aus der
Antwort der Bundesregierung (19/6211) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/5211) hervorgeht, wurde dabei ein Kredit in
Höhe von 200 Millionen Euro zur Finanzierung eines Beitrags zum
ukrainischen Einlagensicherungsfonds (ESF) eingesetzt. Damit leiste
die KfW-Unterstützung einen Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung
und Vermögenssicherung der ärmeren und mittleren
Bevölkerungsschichten. "Ziel des Projektes ist die Stärkung des
Anlegervertrauens in den lokalen Bankensektor, um die
Refinanzierungsmöglichkeiten der Banken nachhaltig auszubauen und das
Bankensystem zu stabilisieren." Ein zweiter Kredit in Höhe von 150
Millionen Euro werde für die Rehabilitierung von vier Umspannstationen
in der östlichen Ukraine genutzt. Ziel des Vorhabens sei es, einen
signifikanten Beitrag zur Steigerung der Energieeffizienz in der
Ukraine sowie zur Sicherung einer stabilen Stromversorgung im
teilweise beschädigten ukrainischen Stromnetz zu leisten.

 * 

3. Menschenrechtslage in Saudi-Arabien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das saudi-arabische Grundgesetz geht vom Primat der
Scharia gegenüber den Menschenrechten aus. "Menschenrechtsnormen
werden nur anerkannt, soweit sie Scharia-konform gehandhabt werden
können", schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/6210) auf
eine Kleine Anfrage (19/5494) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur
Menschenrechtslage in der Monarchie auf der arabischen Halbinsel. Im
Staatenüberprüfungsverfahren des Menschenrechtsrats der Vereinten
Nationen ("Universal Periodic Review", UPR), dem sich Saudi-Arabien im
November 2018 unterzogen habe, habe die deutsche Seite zahlreiche
Empfehlungen zur Verbesserung der Menschenrechtslage gegenüber
Saudi-Arabien ausgesprochen, "insbesondere zur Todesstrafe, zur
Freilassung von Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidigern, zur
Reform des Kafala-Systems und zum Schutz von Zivilisten im
Jemen-Konflikt".

 * 

4. Förderung in Palästinensischen Gebieten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung fördert keine
Nichtregierungsorganisationen in den Palästinensischen Gebieten im
Wege der institutionellen Förderung. Das schreibt sie in der Antwort
(19/6297) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/5703). Eine
Förderung der Zivilgesellschaft geschehe ausschließlich
projektbezogen. "Die Förderung einer demokratischen und
artikulationsfähigen Zivilgesellschaft ist ein erklärtes Ziel
deutscher Außen- und Entwicklungspolitik weltweit." Zur Unterstützung
dieses Ziels fördere die Bundesregierung Einzelprojekte von
Nichtregierungsorganisationen, die den außenpolitischen Grundsätzen
der Bundesregierung entsprechen. Zu diesen Grundsätzen "zählen auch
das Existenzrecht des Staates Israel und das Bekenntnis zur
Zwei-Staaten-Lösung".

 * 

5. Nationales Ermessen beim Migrationspakt

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung erwartet aus der Annahme des
globalen Migrationspaktes keine Nachteile. "Der Globale Pakt für
sichere, geordnete und reguläre Migration kann als politisches
Grundsatzdokument eine regelbasierte internationale Zusammenarbeit und
Ordnung in Migrationsfragen stärken", schreibt sie in der Antwort
(19/6343) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/6004). Seine
Umsetzung sei freiwillig und stehe im nationalen Ermessen.
"Deutschland ist völker- und verfassungsrechtlich zur Wahrung der
Menschenrechte und der Menschenwürde verpflichtet", heißt es in der
Antwort weiter. Mit dem Pakt würden - "schon mangels
Rechtsverbindlichkeit" - keine neuen rechtlichen Kategorien
geschaffen.

 * 

6. Inhaftierte Journalisten in Venezuela

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Politische Gefangene in Venezuela" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage (19/6912) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem erfahren, wie viele
deutsche Staatsangehörige und wie viele Journalisten in Venezuela
inhaftiert sind.

 * 
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BUNDESTAG/7910: Heute im Bundestag Nr. 044 - 15.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 44

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 15. Januar 2019, Redaktionsschluss: 13.10 Uhr

1. Militärkooperation mit Georgien

2. Rolle des ECFR im Nahen Osten

3. Initiative für neue europäische Ostpolitik

4. Chinas Einfluss in Osteuropa

5. Unregelmäßigkeiten bei Visa-Vergabe

6. Migration in bosnischen Grenzgebieten



1. Militärkooperation mit Georgien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Staats- und Regierungschefs aller Mitglieder des
Nato-Bündnisses haben beim Gipfel in Wales 2014 das "Substantielle
Nato-Georgien Paket (SNGP)" beschlossen. Wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/6384) auf eine Kleine Anfrage (19/5668) der
Fraktion Die Linke hervorgeht, umfasse das Paket Unterstützung in
verschiedenen Bereichen, darunter Aus- und Fortbildung,
Beschaffungswesen, Cyber-Verteidigung, Luftverteidigung,
Krisenmanagement und Militärpolizei.

 * 

2. Rolle des ECFR im Nahen Osten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der European Council on Foreign Relations (ECFR)
fordert nach Kenntnis der Bundesregierung weder einen Boykott noch
Sanktionen gegen den Staat Israel. Wie es in der Antwort (19/6051) auf
eine Kleine Anfrage (19/5702) der AfD-Fraktion weiter heißt, stehe die
vom ECFR geforderte Unterscheidung zwischen dem Territorium des
Staates Israel und den seit 1967 besetzten Gebieten im Einklang mit
Resolution 2334 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 23.
Dezember 2016. "Sie ist aus Sicht der Bundesregierung völkerrechtlich
geboten und von Boykott-Aufrufen gegen den Staat Israel klar
abzugrenzen." Solche Boykott-Aufrufe seien entschieden abzulehnen.

 * 

3. Initiative für neue europäische Ostpolitik

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den strategischen Zielen der von Außenminister
Heiko Maas (SPD) angekündigten Initiative für eine "neue europäische
Ostpolitik" erkundigt sich die Fraktion der FDP in einer Kleinen
Anfrage (19/6804). Die Abgeordneten fragen darin unter anderem, welche
Länder und regionalen Konflikte adressiert, mit welchen EU-Partnern
Ziele vorrangig abgestimmt werden sollen und welchen zeitlichen
Horizont die Initiative haben soll. Gefragt wird zudem nach der unter
den EU-Mitgliedstaaten umstrittenen Nord-Stream-2-Pipeline.

 * 

4. Chinas Einfluss in Osteuropa

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Den Einfluss Chinas auf EU-Beitrittskandidaten in
Südosteuropa thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/6759). Die Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben, wie
sie Chinas Außenhandelsstrategie "Neue Seidenstraße" ("One Belt, One
Road") und die Rolle von Ländern wie Serbien und Mazedonien in dieser
Strategie bewertet. Die Abgeordneten warnen davor, dass bilaterale
Abkommen einzelner EU-Mitgliedstaaten und EU-Aspiranten mit China die
gemeinsame Außenpolitik der EU untergraben könnten und verweisen auf
die Bedenken der EU-Kommission mit Blick auf die Einflussnahme Chinas
in Europa.

 * 

5. Unregelmäßigkeiten bei Visa-Vergabe

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach "Asylmissbrauch aufgrund gekaufter
Konsulatsleistungen" erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/6690). Die Abgeordneten verweisen darin auf einen
Pressebericht, nach dem "Mitarbeiter deutscher Botschaften und
Konsulate immer häufiger damit auffallen, dass sie Visa an
Unberechtigte verkaufen und gegen Geld auch sonstige Leistungen
verkaufen". Die Bundesregierung soll nun unter anderem mitteilen, wie
viele Fälle "gekaufter oder sonst unberechtigt gewährter
Konsulatsleistungen" im Zeitraum 2010 bis heute bekannt geworden sind
und mit welchen Kontrollmaßnahmen das Auswärtige Amt reagiert habe.

 * 

6. Migration in bosnischen Grenzgebieten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Migranten im Grenzgebiet Bosnien-Herzegowina"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/6390). Die
Abgeordneten fragen darin unter anderem nach Lageeinschätzungen von
Bundespolizei und Bundesnachrichtendienst für das Grenzgebiet zwischen
Bosnien-Herzegowina und Kroatien bei Malievac und Bihac.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 44 - 15. Januar 2019 - 13.10 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7909: Heute im Bundestag Nr. 043 - 15.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 43

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 15. Januar 2019, Redaktionsschluss: 12.15 Uhr

1. Digitale Mindestlohndokumentation

2. Erstattungsbescheide durch Jobcenter

3. Alterssicherung von Schutzsuchenden

4. Lobbyisten in der Rentenpolitik

5. Linke fragt nach Einfluss von Verbänden

6. Prekäre Beschäftigung in Bayern

7. Übergang in die Rente



1. Digitale Mindestlohndokumentation

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Dokumentation der geleisteten Arbeitszeit gemäß
den Vorgaben des Mindestlohngesetzes ist nicht formgebunden und muss
daher nicht auf digitalem Wege erfolgen. Das stellt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6686) auf eine Kleine Anfrage
(19/6299) der FDP-Fraktion klar. Wenn die Arbeitszeit nicht
elektronisch erfasst werde, könne bei Kontrollen auch nicht auf
elektronische Datensätze des Arbeitgebers zurückgegriffen werden. Auf
die Prüfung durch die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) hätte es
keine Auswirkungen, wenn die Arbeitszeit in Zukunft häufiger auf
digitalem Weg dokumentiert würde, heißt es in der Antwort.

 * 

2. Erstattungsbescheide durch Jobcenter

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann keine Angaben darüber
machen, wie viele Erstattungsbescheide im Rahmen sogenannter
Flüchtlingsbürgschaften durch einzelne Jobcenter erlassen wurden.
Entsprechende Daten lägen ihr nicht vor, schreibt die Regierung in
ihrer Antwort (19/6568) auf eine Kleine Anfrage (19/6081) der
AfD-Fraktion.

 * 

3. Alterssicherung von Schutzsuchenden

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/6688)
zur Alterssicherung von Schutzsuchenden gestellt. Die Bundesregierung
soll unter anderem beantworten, wie hoch das mittlere hochgerechnete
Jahreseinkommen von Versicherten getrennt nach Staatsbürgerschaft für
2016 und 2017 war.

 * 

4. Lobbyisten in der Rentenpolitik

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für den Einfluss von Interessenvertretern auf das
RV-Leistungsverbesserungs- und Stabilisierungsgesetz interessiert sich
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/6622). Unter
anderem fragt sie nach der Art der Kontaktaufnahme zu Verbänden.

 * 

5. Linke fragt nach Einfluss von Verbänden

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/6624) zum Einfluss von Lobbyisten auf den Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Durchführung von Verordnungen der Europäischen
Union zur Bereitstellung von Produkten auf dem Markt gestellt. Unter
anderem fragt sie die Bundesregierung nach Gutachten und Studien, die
in diesem Zusammenhang eingeholt wurden.

 * 

6. Prekäre Beschäftigung in Bayern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für das Ausmaß der prekären Beschäftigung in Bayern
interessiert sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/6908). Sie fragt die Bundesregierung unter anderem, wie sich die
Zahl der atypisch Beschäftigten in den vergangenen 20 Jahren in Bayern
im Vergleich zum übrigen Bundesgebiet entwickelt hat.

 * 

7. Übergang in die Rente

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/6750) zu Problemen beim Übergang vom Arbeitsleben in den
Ruhestand gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem
nach den Berufsabschlüssen der 55- bis 65-Jährigen und nach deren
Beschäftigungsmodellen.

 * 
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BUNDESTAG/7908: Heute im Bundestag Nr. 042 - 15.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 42

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 15. Januar 2019, Redaktionsschluss: 10.56 Uhr

1. Keine Angaben zu 24-Stunden-Pflegekräften

2. Keine Auswirkungen auf Sozialgesetze

3. Zertifizierung von Berufsschulen

4. Bericht zu Maßnahmen des BTHG

5. Fachkräftestrategie der Bundesregierung

6. Stellungnahme des Ethikrates

7. Arbeitsschutz in Betrieben



1. Keine Angaben zu 24-Stunden-Pflegekräften

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Agenturen, die sogenannte 24-Stunden-Pflegekräfte
vermitteln, werden von der Arbeitsstatistik der Finanzkontrolle
Schwarzarbeit (FKS) nicht gesondert erfasst. Deshalb können dazu auch
keine statistischen Angaben gemacht werden. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6792) auf eine Kleine Anfrage
(19/6392) der Fraktion Die Linke.

 * 

2. Keine Auswirkungen auf Sozialgesetze

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Der globale Pakt für Migration ändert nicht das
Sozialgesetzbuch oder das Asylbewerberleistungsgesetz und kann nicht
als Grundlage für Ansprüche aus diesen oder anderen Gesetzen
herangezogen werden. Das betont die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/6788) auf eine Kleine Anfrage (19/6364) der AfD-Fraktion.

 * 

3. Zertifizierung von Berufsschulen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Der Bundesregierung liegen keine Daten über derzeit
nicht zertifizierte staatliche Berufsschulen vor. Auch über Daten, wie
viele Berufsschulen eine Zertifizierung durchlaufen haben und wie
viele mit Erfolg, verfüge die Regierung nicht. Das schreibt sie in
ihrer Antwort (19/6795) auf eine Kleine Anfrage (19/6432) der
FDP-Fraktion.

 * 

4. Bericht zu Maßnahmen des BTHG

Arbeit und Soziales/Unterrichtung

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung hat den Bericht zum Stand und zu
den Ergebnissen der Maßnahmen nach Artikel 25 des
Bundesteilhabegesetzes (BTHG) als Unterrichtung (19/6929) vorgelegt.
Laut Bundesteilhabegesetz muss das Bundesarbeitsministerium dem
Bundestag und dem Bundesrat in den Jahren 2018, 2019 und 2022 über
Maßnahmen nach den Vorgaben des BTHG berichten. In der Unterrichtung
werden dementsprechend unter anderem eine verbesserte Einkommens- und
Vermögensanrechnung, die Einführung eines Budgets für Arbeit und die
Trennung von Fachleistungen der Eingliederungshilfe von den Leistungen
zum Lebensunterhalt thematisiert.

 * 

5. Fachkräftestrategie der Bundesregierung

Arbeit und Soziales/Unterrichtung

Berlin: (hib/CHE) Die Bemühungen um inländische und europäische
Fachkräftepotenziale ist für uns prioritär. Das betont die
Bundesregierung in ihrer Fachkräftestrategie, die nun als
Unterrichtung (19/6889) vorliegt. Gleichwohl sei die Bundesrepublik
auf gut ausgebildete Fachkräfte aus Drittstaaten angewiesen und müsse
im Wettbewerb um die besten Köpfe noch besser werden. Fachkräfte
sollten dabei möglichst gezielt für jene Berufe gewonnen werden, deren
Arbeitskräftebedarf nicht hinreichend durch inländische Fachkräfte
gedeckt werden könne, heißt es in der Unterrichtung.

 * 

6. Stellungnahme des Ethikrates

Arbeit und Soziales/Unterrichtung

Berlin: (hib/CHE) Der Umzug von pflegebedürftigen oder behinderten
Menschen in eine Einrichtung soll ohne Zwang und selbstbestimmt
erfolgen. Das betont der Deutsche Ethikrat in seiner Stellungnahme
"Hilfe durch Zwang? - Professionelle Sorgebeziehungen im Spannungsfeld
von Wohl und Selbstbestimmung". Diese Stellungnahme liegt nun als
Unterrichtung (19/6887) durch die Bundesregierung vor. Darin heißt es
für den Bereich der Altenpflege und Behindertenhilfe weiter, dass die
Mitarbeiter die Symptome und den Verlauf von gerontopsychiatrischen
Erkrankungen, insbesondere Demenz, kennen müssten, um den Einsatz von
Zwang in der Altenpflege zu minimieren. Entsprechende Fort- und
Weiterbildungen sollten verbindlich sein.

 * 

7. Arbeitsschutz in Betrieben

Arbeit und Soziales/Unterrichtung

Berlin: (hib/CHE) Knapp 70 Prozent der 2015 befragten betrieblichen
Akteure schätzen ihren Kenntnisstand zu den gesetzlichen
Arbeitsschutzregelungen insgesamt als eher hoch beziehungsweise hoch
ein. Das geht aus dem Bericht der Bundesregierung über den Stand von
Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit und über das Unfall- und
Berufskrankheitengeschehen im Jahr 2017 hervor, der nun als
Unterrichtung (19/6500) vorliegt.

Daraus geht weiter hervor, dass der Anteil der Betriebe, die denken,
dass in ihrem Vorschriften- und Regelwerk die Pflichten des
Arbeitgebers im Arbeitsschutz klar geregelt sind, bei rund 82 Prozent
liegt. Rund 70 Prozent der Betriebe gaben demnach an, dass sie das
Regelwerk für verständlich halten. In 80 Prozent der Betriebe werden
demnach Unterweisungen durchgeführt, in kleinen Betrieben etwas
seltener als in großen Betrieben. Insgesamt arbeiten rund 93 Prozent
der Beschäftigten in Betrieben, die Unterweisungen zum Arbeitsschutz
durchführen.

 * 
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BUNDESTAG/7907: Heute im Bundestag Nr. 041 - 15.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 41

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 15. Januar 2019, Redaktionsschluss: 10.20 Uhr

1. Daten-Affäre Thema einer Sondersitzung

2. Zahl Schutzsuchender in Deutschland

3. Asylstatistik für das dritte Quartal 2018

4. Anteil der Deutschen Bank an Geldwäsche

5. Erbschaftsteuer und Mieten

6. Einfluss von Lobbyisten

7. Interessenvertreter im Blick



1. Daten-Affäre Thema einer Sondersitzung

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Die Anfang Januar bekannt gewordene unberechtigte
Veröffentlichung personenbezogener Daten von Bundestagsabgeordneten
und Personen des öffentlichen Lebens waren Thema einer Sondersitzung
im Ausschuss Digitale Agenda. Andreas Könen vom Bundesministerium des
Inneren (BMI), die Präsidenten des Bundeskriminalamtes (BKA) und des
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI), Holger
Münch und Arne Schönbohm sowie der Bundesbeauftragte für den
Datenschutz und die Informationsfreiheit, Ulrich Kelber (SPD),
informierten die Abgeordneten über den aktuellen Stand der
Ermittlungen und beantworten Fragen. Auch Vertreter der sozialen
Netzwerke Google, Facebook und Twitter sowie des Webportals GMX
stellten sich den Fragen der Parlamentarier.

Andreas Könen betonte, dass die Behörden weiterhin an der Aufklärung
des Falles arbeiteten und Betroffene unterstützen. 994 Politiker aller
Parteien mit Ausnahme der AfD seien betroffen. Weiterhin gebe es
derzeit keine Belege dafür, dass es neben dem beschuldigten
20-Jährigen auch Mittäter gegeben habe. Im Hinblick auf die
Konsequenzen des Falles brachte er eine Früherkennungs-Struktur zum
Schutz vor Datenabfluss ins Gespräch sowie eine stärkere
Sensibilisierung der Bürger vor Gefährdungen im Netz. Zudem sei im
ersten Halbjahr 2019 ein IT-Sicherheitsgesetz geplant.

Holger Münch berichtete Details zu den Ermittlungen und betonte, dass
noch nicht gesagt werden könne, wann die Ermittlungen abgeschlossen
seien. Aktuell gehen über 40 Beamte 58 Hinweisen mit Täterbezug nach
und versuchten Zeugen ausfindig zu machen. Auch die technische
Auswertung laufe noch, da vom Beschuldigten umfangreiche Löschungen
vorgenommen worden seien. Man habe bis jetzt keine Spur, die ins
Darknet hineingehe, gefunden, berichtete Münch weiter. Auch das Motiv
des Beschuldigten sei noch nicht vollständig geklärt. In dieser Woche
ständen weitere 16 Vernehmungen an, berichtete er den
Ausschussmitgliedern.

Arne Schönbohm sagte, dass 30 Abgeordnete das BSI um Beratung gebeten
haben. Die Größenordnung des Falles sei von der Quantität
überschaubar, aber von der Qualität bemerkenswert, sagte er und
berichtete, dass vergangene Woche Sensibilisierungsveranstaltungen bei
den Fraktionen stattgefunden hätten.

Der Datenschutzbeauftragte Ulrich Kelber (SPD) schlug vor, durch
stärkere Vorgaben im Rahmen vorhandener Gesetze Sensibilisierung zu
institutionalisieren. Dies betreffe etwa stärkere Passwortvorgaben,
höhere Hürden für das Zurücksetzen von Passwörtern sowie auch die
Zwei-Faktor-Authentisierung.

Ein Vertreter von Facebook berichtete, dass man noch am 3. Januar 2019
eine Taskforce aktiviert habe, die spezialisiert auf gehackte und
geleakte Informationen sei. Diese habe Analysen durchgeführt und dabei
festgestellt, dass kein direkter Angriff auf Facebook stattgefunden
habe, sodass an die Passwörter der betroffenen Konten auf andere Art
und Weise gelangt worden sein müsse.

Auch bei GMX habe man eine Prüfung der Systeme durchgeführt, die zu
dem Ergebnis geführt habe, dass technische Sicherheitslücken auf Seite
des Unternehmens ausgeschlossen würden, sagte ein Vertreter des
Unternehmens. Man gehe davon aus, dass die Daten aus älteren
Sicherheitsvorfällen, wie etwa Fishing-Angriffen, stammen. Unabhängig
davon prüfe man, wie Sicherheitstechnologien erweitert werden können -
dies aber immer auch mit Blick auf die Nutzerfreundlichkeit, so der
GMX-Vertreter.

Die Aufklärung des Falles sei zentral, erklärte eine Vertreterin von
Google. Es müsse beständig Maßnahmen der digitalen Aufklärung geben,
sodass ein breites Erreichen der Bevölkerung sichergestellt werden
könne, betonte sie.

Die im Fokus der Fragen stehende Vertreterin von Twitter berichtete,
dass Ende 2018 neue Regeln eingeführt wurden, die die Verbreitung von
gehacktem Material mit persönlichen Informationen verbieten. Sie
betonte aber auch, dass dabei sehr umsichtig vorgegangen werden müsse,
um Whistleblowing und Hacks voneinander zu unterscheiden.

Die CDU/CSU-Fraktion thematisierte die Frage nach der Zusammenarbeit
zwischen Bundes- und Länderbehörden bei der Gefahrenabwehr und
Strafverfolgung und fragte nach Details dazu, wie der Täter an die
Daten gelangt sei. Die SPD fragte danach, ob ein bestimmter Provider
betroffen war, von dem Daten abgeflossen sind und ob sich ein Muster
abzeichne. Die AfD-Fraktion wollte wissen, ob das BMI eine
Aufklärungs- und Informationskampagne plane und wie eine
Früherkennungsmaßnahme genau aussehen solle.

Auch die FDP-Fraktion interessierte sich für den Weg, auf dem die
Daten erbeutet wurden und fragte, wie die relevanten IT-Abteilungen
zwischen Bundestag und BSI sich bei dem Fall koordiniert haben. Die
Fraktion Die Linke berichtete, dass bereits am 21.12.2018 ein Angriff
auf den Facebook-Account einer Abgeordneten dem Unternehmen gemeldet
wurde, der Informationsweg des sozialen Netzwerks darüber aber unnötig
kompliziert sei und eine Rückmeldung auf den Vorfall bis jetzt
ausgeblieben sei. Auch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigte
sich nach der Quelle der Daten und fragte Twitter danach, wie die
Funktion der Missbrauchsmeldungen bei der Veröffentlichung
personenbezogener Daten bislang in Anspruch genommen werde.

 * 

2. Zahl Schutzsuchender in Deutschland

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Zum Stichtag 30. November 2018 haben sich
ausweislich des Ausländerzentralregisters (AZR) laut Bundesregierung
insgesamt knapp 660.000 Personen in Deutschland aufgehalten, die nach
dem Jahr 2014 in die Bundesrepublik eingereist sind und
zwischenzeitlich als Asylberechtigte beziehungsweise als Flüchtling
gemäß Paragraf 3 des Asylgesetzes anerkannt wurden oder denen nach
Paragraf 4 des Asylgesetzes subsidiärer Schutz gewährt wurde. Wie aus
der Antwort der Bundesregierung (19/6789) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/6366) weiter hervorgeht, hielten sich zudem zum
genannten Stichtag ausweislich des AZR insgesamt gut 330.000 Menschen
in Deutschland auf, die nach 2014 eingereist sind und sich in einem
noch nicht abgeschlossenen Asylverfahren befanden.

Ferner waren den Angaben zufolge Ende November vergangenen Jahres laut
AZR insgesamt rund 78.000 Personen in Deutschland, die nach 2014
eingereist sind, einen zwischenzeitlich abgelehnten Asylantrag
stellten und zum genannten Stichtag ausreisepflichtig waren.

 * 

3. Asylstatistik für das dritte Quartal 2018

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO ) Im dritten Quartal dieses Jahres sind in
Deutschland 495 Menschen als asylberechtigt anerkannt worden, während
8.823 Flüchtlingsschutz und 5.254 subsidiären Schutz erhielten. Ein
Abschiebungsverbot gemäß Paragraph 60 V/VII des Aufenthaltsgesetzes
wurde in 1.616 Fällen festgestellt, wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/6786) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/5661) weiter hervorgeht.

Die Gesamtschutzquote lag den Angaben zufolge bei 34,9 Prozent.
Hauptherkunftsländer waren laut Vorlage Syrien mit insgesamt 8.800
Fällen vor dem Irak mit 1.427 und Afghanistan mit 1.247.

 * 

4. Anteil der Deutschen Bank an Geldwäsche

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welchen Anteil die Deutsche Bank an aktuellen
Geldwäsche-Fällen wie bei der Danske Bank und anderen Instituten hat,
will die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit einer Kleinen Anfrage
(19/6935) in Erfahrung bringen. Gefragt wird unter anderem nach dem
Anteil der Deutschen Bank an dem unter Geldwäsche-Verdacht stehenden
Transaktionsvolumen von 200 Milliarden Euro der Danske Bank. Gefragt
wird auch nach den Prüfungen und Sonderprüfungen der deutschen
Finanzaufsicht bei der Deutschen Bank. Außerdem wollen die
Abgeordneten wissen, ob einem deutschen Geldinstitut die Banklizenz
aufgrund von Verstößen gegen Sorgfaltspflichten im Bereich der
Geldwäsche entzogen werden kann.

 * 

5. Erbschaftsteuer und Mieten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um den Zusammenhang von Erbschaft- und
Schenkungsteuer und Miethöhen geht es in einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/6805). Hintergrund ist ein Pressebericht, wonach die
Erbschaft- und Schenkungsteuer negative Auswirkungen auf die Höhe der
Mieten haben kann. Der Fall trete auf, wenn ein Vermieter Wohnungen
verbilligt vermiete und die Finanzverwaltung bei der Bewertung die
potenziell erzielbaren mieten zu Grunde lege. Um die folgen
auszugleichen, müssten unter Umständen die Mieten erhöht werden,
erläutert die Fraktion in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage. Die
Bundesregierung wird unter anderem gefragt, ob sie die Ansicht teilt,
dass die Erbschaft- und Schenkungsteuer in diesen Fällen zu steigenden
Mieten führen kann.

 * 

6. Einfluss von Lobbyisten

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/6589) zur Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein Fünftes Gesetz zur Änderung
des Elften Buches Sozialgesetzbuch (Beitragsanpassung) gestellt. Darin
fragt sie die Bundesregierung unter anderem , nach welchen Kriterien
die Beteiligung von Verbänden und Organisationen erfolgt.

 * 

7. Interessenvertreter im Blick

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für den Einfluss von Lobbyisten auf den Entwurf des
Qualifizierungschancengesetzes der Bundesregierung interessiert sich
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/6591). Die
Bundesregierung soll unter anderem beantworten, wie sie einzelne
Änderungen am Entwurf begründet.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7906: Heute im Bundestag Nr. 040 - 14.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 40

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 14. Januar 2019, Redaktionsschluss: 17.15 Uhr

1. Plädoyer für Evaluation von Einzelaspekten

2. Ermittlungen wegen NSU-Unterstützung

3. Linke fragt nach Deutscher Burschenschaft

4. Aufnahme aus Seenot geretteter Flüchtlinge

5. FDP thematisiert Gipfelwesen

6. Wegfall der Vorrangprüfung thematisiert

7. Europol-Datenbanken zu Schleusung



1. Plädoyer für Evaluation von Einzelaspekten

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Anhörung

Berlin: (hib/AW) Nach Ansicht von Experten und Interessenvertretern
ist eine erneute umfassende Evaluation der familienpolitischen
Leistungen derzeit nicht nötig. Vielmehr sollten einzelne Aspekte und
Fragestellungen, die bei der vom Bundesfinanz- und vom
Bundesfamilienministerium in Auftrag gegebene "Gesamtevaluation der
familienpolitischen Leistungen in Deutschland" aus dem Jahr 2014 nicht
oder nicht ausreichend berücksichtigt worden seien, untersucht werden.
Dies war das mehrheitliche Votum der Sachverständigen in einer
öffentlichen Anhörung des Familienausschusses am Montag zum Antrag der
FDP-Fraktion (19/3174), die eine turnusmäßige Evaluation der ehe- und
familienpolitischen Leistungen fordert.

Der Arbeitsmarktforscher Holger Bonin vom Forschungsinstitut zur
Zukunft der Arbeit (IZA) argumentierte, dass die Gesamtevaluation die
Datenbasis für eine evidenzbasierte Familienpolitik erheblich
erweitert hat. Gegen eine erneute Gesamtevaluation spreche der
Umstand, dass das System der ehe- und familienpolitischen Leistungen
sich seitdem nicht verändert habe. Bonin sprach sich für ein
Monitoring-Verfahren zu den zentralen 13 Leistungen aus, die rund 75
Prozent des finanziellen Volumens aller Leistungen abdecken. In einem
solchen Monitoring-Verfahren könnten beispielsweise der demographische
Wandel oder die Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt und deren
Auswirkungen auf die Wirksamkeit der familienpolitischen Leistungen
untersucht werden. Bonin verwies zudem darauf, dass die Kosten einer
erneuten Gesamtevaluation in keinem Verhältnis zu dem zu erwartenden
Erkenntnissen stünden. Zu ähnlichen Schlussfolgerungen kamen auch
Andreas Aust vom Paritätischen Gesamtverband, Matthias Dantlgraber vom
Familienbund der Katholiken, Andreas Heimer vom Wirtschaftsforschungs-
und Beratungsunternehmen Prognos, Alexander Nöhring vom Zukunftsforum
Familie und die Familien- und Bildungsökonomin Katharina Spieß vom
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW).

Matthias Dantlgraber monierte, dass bei der Gesamtevaluation einseitig
Leistungen unter dem übergeordneten Ziel der Erhöhung von
Erwerbsarbeit geprüft worden seien. In künftigen Evaluationen sollte
verstärkt das Ziel "Zeit für Familie" berücksichtigt werden. Katharina
Spieß sprach sich für Untersuchungen zu der Frage aus, wo sich die
Ziele von familienpolitischen Leistungen widersprechen. So ziele
beispielsweise der Ausbau der Kinderbetreuung vor allem auf die
verbesserte Vereinbarkeit von Familie und Beruf und somit auf eine
Erhöhung der Erwerbsarbeit ab. Das Ehegattensplitting aber gebe eher
einen Anreiz für Ehepartner, keiner Erwerbsarbeit nachzugehen.
Ebenfalls untersucht werden sollte, aus welchen Gründen Leistungen von
Familien nicht abgerufen werden, sagte Spieß.

Die Sachverständigen verwiesen darauf, dass die Politik auf die
Ergebnisse der Gesamtevaluation von 2014 reagiert habe. Als Beispiele
nannte Alexander Nöhring den weiteren Kita-Ausbau, die Reform des
Unterhaltsvorschusses oder die Einführung des Elterngeld-Plus. Andreas
Heimer warnte, dass eine Evaluation der seit 2014 eingeführten oder
reformierten Leistungen erst nach einer gewissen Zeit Sinn mache.
Politische Maßnahmen bräuchten Zeit, um ihre Wirkung zu entfalten.
Andreas Aust mahnte, dass entscheidende Erkenntnisse der
Gesamtevaluation bis heute nicht berücksichtigt worden seien. So kämen
die ehe- und familienpolitischen Leistungen bei sozial schwachen
Gruppen sehr viel seltener an, soziale Unterschiede würden dadurch
noch verstärkt. Es fehle an einer einheitlichen Definition für das
Existenzminimum.

 * 

2. Ermittlungen wegen NSU-Unterstützung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele und
welche Ermittlungskomplexe aktuelle Ermittlungsverfahren gegen
mutmaßliche Unterstützer des "Nationalsozialistischen Untergrunds"
(NSU) beinhalten. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/6749) danach, ob und gegebenenfalls mit welcher Begründung der
Generalbundesanwalt bisher Ermittlungsverfahren gegen namentlich
bekannte mutmaßliche Unterstützer des NSU beziehungsweise
Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen Unterstützungshandlungen
für den NSU eingestellt hat. Ferner fragen die Abgeordneten unter
anderem, bei wie vielen der namentlich bekannten mutmaßlichen
Unterstützern des NSU im Jahr 2020 mit einer absoluten
Verfolgungsverjährung in Bezug auf Unterstützungshandlungen zu rechnen
ist.

 * 

3. Linke fragt nach Deutscher Burschenschaft

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Deutsche Burschenschaft (DB) ist Thema einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/6760). Darin erkundigt sich
die Fraktion danach, wie die Bundesregierung die politische
Ausrichtung der DB bewertet. Auch wollen die Abgeordneten unter
anderem wissen, ob und gegebenenfalls welche rechtsextreme Tendenzen
der DB beziehungsweise "ihrer Mitgliedsburschenschaften, -personen und
Hausvereine" der Bundesregierung bekannt sind.

 * 

4. Aufnahme aus Seenot geretteter Flüchtlinge

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um die "Aufnahme aus Seenot geretteter Flüchtlinge"
geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/6761).
Darin erkundigt sich die Fraktion danach, welche Kommunen nach
Kenntnis der Bundesregierung ihre Bereitschaft zur Aufnahme von aus
Seenot geretteten Flüchtlingen erklärt haben. Auch will sie wissen, ob
die Bundesregierung beziehungsweise das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) ermittelt haben, wie viele Flüchtlinge die
aufnahmebereiten Kommunen konkret aufnehmen wollen. Ferner fragen die
Abgeordneten unter anderem, ob die Bundesregierung "aufgrund der
bestehenden Aufnahmebereitschaft zahlreicher Städte" die Aufnahme
zusätzlicher Asylsuchender aus anderen EU-Mitgliedstaaten
beziehungsweise aus Drittstaaten prüft.

 * 

5. FDP thematisiert Gipfelwesen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Das bundesdeutsche ,Gipfelwesen'" thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/6764). Darin erkundigt sich
die Fraktion danach, welche inhaltlichen und organisatorischen
Voraussetzungen und Erwartungen an das Ergebnis ein Gesprächsformat
haben muss, damit die Bundesregierung es selbst im Vorfeld oder
Nachgang medial als "Gipfel" vermittelt. Auch fragen die Abgeordneten
unter anderem, welche "Gipfel" welche Bundesministerien und das
Bundeskanzleramt auf nationaler Ebene in dieser Legislaturperiode im
Einzelnen bislang durchgeführt haben.

 * 

6. Wegfall der Vorrangprüfung thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Fachkräfteeinwanderungsgesetz III - Duldung,
Vorrangprüfung und Evaluation" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage
der AfD-Fraktion (19/6763). Darin erkundigt sich die Fraktion danach,
welche Auswirkungen nach Ansicht der Bundesregierung ein Wegfall der
Vorrangprüfung insbesondere für Asylbewerber sowie Geduldete hat, "die
bisher nicht vom Wegfall der Vorrangprüfung zum 11. November 2014 für
Hochqualifizierte und Fachkräfte in Engpassberufen profitiert haben".
Auch wollen die Abgeordneten unter anderem wissen, in wie vielen
Fällen die Bundesagentur für Arbeit nach Kenntnis der Bundesregierung
seit dem Jahr 2010 im Rahmen der Vorrangprüfung eine Zustimmung und in
wie vielen Fällen eine Ablehnung für Asylbewerber beziehungsweise für
Geduldete erteilt hat.

 * 

7. Europol-Datenbanken zu Schleusung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke möchte von der
Bundesregierung erfahren, welche Datenbanken Europol "zur Bekämpfung
von irregulärer Migration, Fluchthilfe, Schleusung und Menschenhandel"
führt. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/6766)
unter anderem danach, welche "Task Forces" der Europäischen Union der
Bundesregierung zur Bekämpfung von irregulärer Migration bekannt sind
und wer diese leitet.

 * 
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BUNDESTAG/7905: Heute im Bundestag Nr. 039 - 14.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 39

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 14. Januar 2019, Redaktionsschluss: 16.42 Uhr

1. Kritik am Brexit-Übergangsgesetz

2. Spahn: Schnellere Hilfe durch Vernetzung

3. Keine Daten zur Verbreitung von Tattoos

4. Gesetzgebung möglichst transparent

5. Zulassungsverfahren für Zoloft rechtens

6. Förderdauer im Akademienprogramm



1. Kritik am Brexit-Übergangsgesetz

Europa/Unterrichtung

Berlin: (hib/JOH) Nach Ansicht verschiedener Sachverständiger wird der
Brexit mit wie ohne Austrittsabkommen zu massiven Rechtsunsicherheiten
bei Unternehmen und Bürgern führen. Der deutsche Gesetzgeber müsse
daher rechtzeitig Regelungen treffen, um die Folgen abzufedern,
mahnten sie am Montagnachmittag in einer öffentlichen Anhörung des
Europaausschusses an. Das von der Bundesregierung vorgelegte
Brexit-Übergangsgesetz (19/5313), das der Bundestag am Donnerstag
beschließen will, werteten viele Experten jedoch als nicht
weitreichend genug. Ebenfalls auf Kritik stieß das zwischen EU und der
britischer Regierung ausgehandelte Austrittsabkommen, über das das
britische Unterhaus morgen abstimmen will.

Mit dem Brexit-Übergangsgesetz will die Bundesregierung Rechtsklarheit
bezüglich jener Bestimmungen im Bundesrecht herstellen, die auf die
Mitgliedschaft in der Europäischen Union oder in der Europäischen
Atomgemeinschaft Bezug nehmen. Insbesondere trifft der Entwurf
Regelungen zugunsten von britischen und deutschen Staatsangehörigen,
die vor Ablauf des Übergangszeitraums in Deutschland beziehungsweise
im Vereinigten Königreich einen Antrag auf Einbürgerung stellen.

Martin Schmidt-Kessel (Uni Bayreuth) nannte es "sinnvoll", die
geplante zweijährige Übergangsperiode nach dem Brexit in nationales
Recht zu überführen, da vieles sonst von der Auslegung der Gerichte
abhängen würde. So gebe es "enorme Verbraucherschutzfragen", die man
adressieren müsse. Eine "überwiegend deklaratorische Bedeutung"
bescheinigte jedoch Professor Christian Calliess,
Rechtswissenschaftler an der Freien Universität Berlin, dem Entwurf.
Um Widersprüche mit Blick auf europäische Vorgaben zu verhindern,
müsse es konkretisiert werden.

Verschlechterungen für britische Arbeitnehmer in der EU befürchtete
unter anderem Susanne Wixforth vom Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB).
Ihrer Meinung nach reicht der vorliegende Gesetzentwurf nicht aus, um
erworbene Rechte - etwa bei Kranken- und Rentenversicherungen - zu
sichern und anzuerkennen.

Jane Golding vom Verein British in Germany e.V/British in Europa
sprach von einem "Schlüsselmoment für die EU". Wie sie die britische
Arbeitnehmer in EU-Staaten behandle, werde "eine Botschaft aussenden
für jetzt und die Zukunft". Doro Zinke (ebenfalls DGB) forderte
Verhandlungen über ein multilaterales Abkommen, um die bisherigen
sozialen Standards der EU beizubehalten und zu dynamisieren.

Für überflüssig hielt Professor Franz Mayer von der Universität
Bielefeld das Brexit-Übergangsgesetz. Das zwischen EU und der
britischen Regierung ausgehandelte Austrittsabkommen sei ein
"EU-only"-Abkommen, das der Mitwirkung der nationalen Parlamente nicht
bedürfe und grundlegende Fragen bereits regle. Insofern habe der
Entwurf lediglich einen "wiederholenden Charakter".

Das Austrittsabkommen wertete der britische Rechtsanwalt Martin Howe
jedoch als "grundsätzlich schädlich". Das Vereinigte Königreich werde
dadurch zum "Vasallenstaat" ohne Stimm- und Beteiligungsrechte in der
EU. Die künftigen Beziehungen sollten auf einer Autonomie der
Rechtssysteme gründen, eine Übergangszeit sei "überflüssig".

Vor einem erheblichen Kontrollverlust für die EU und den gemeinsamen
Binnenmarkt durch das Austrittsabkommen warnte hingegen Professor
Peter-Tobias Stoll von der Georg-August-Universität Göttingen. Viele
Standards seien darin nicht ausreichend definiert, etwa fehlten
Regelungen zum Verbraucherschutz.

Vor Brexit-bedingten Schäden für die Wirtschaft warnte Volker Treier
vom Deutschen Industrie- und Handelskammertag. Die wirtschaftlichen
Verflechtungen als Folge eines funktionierenden Binnenmarktes gerieten
dadurch in Teilen in Gefahr, betonte er. Um die Integrität des
Binnenmarktes zu wahren, sei die Anwendung des Unionszollkodex nach
dem Brexit "logische Konsequenz". Gunnar Beck von der SOAS University
of London betonte in diesem Zusammenhang, sowohl die EU als auch
Deutschland hätten ein "vitales Interesse an einem Freihandelsbkommen
mit der EU".

 * 

2. Spahn: Schnellere Hilfe durch Vernetzung

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Mit der im Entwurf für ein Terminservice- und
Versorgungsgesetz (TSVG) (19/6337) geplanten "gestuften und
gesteuerten Versorgung" in der psychotherapeutischen Behandlung soll
eine schnelle Versorgung von Bedürftigen mit einem Behandlungsangebot
erreicht werden. Das machte Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU)
am Montag während einer öffentlichen Sitzung des Petitionsausschusses
deutlich. Es gehe ihm einzig und allein darum, die Versorgung der
Patienten zu verbessern, betonte Spahn. Das Sparen stehe dabei nicht
im Vordergrund.

Gegen die geplante Neuregelung wendet sich eine von der
Psychotherapeutin Ariadne Sartorius vom Bundesverband der
Vertragspsychotherapeuten eingebrachte Petition, die mehr als 200.000
Unterstützer gefunden hat. Ausgesuchte Ärzte und Psychotherapeuten,
deren Qualifikation erst noch durch den Gemeinsamen Bundesausschuss
(G-BA) definiert werden soll, sollen laut der Petition in
Voruntersuchungen entscheiden, welchem Hilfs- oder Therapieangebot die
Betroffenen zugeführt werden. Eine derartige Selektion, bevor eine
Behandlung in Anspruch genommen werden kann, heble den freien Zugang
zum ärztlichen oder psychologischen Psychotherapeuten aus, kritisiert
die Petentin.

Den psychisch kranken Patienten werde damit aufgebürdet, oftmals
enorme, hoch schambesetzte seelische Belastungen gegenüber Behandlern
darzustellen, "die sie danach in der Regel nicht wiedersehen werden
und die sie nicht selbst nach Vertrauensgesichtspunkten gewählt
haben". Es entstehe so ein "neues Nadelöhr vor der eigentlichen
Behandlung", sagte Ariadne Sartorius während der Sitzung. Darüber
hinaus würden auch die psychotherapeutisch tätigen Ärzte und
Psychologischen Psychotherapeuten, die aufgrund ihrer Fachkunde und
Zulassung alle über die Qualifikation zur Diagnostik,
Indikationsstellung und Behandlungsplanung verfügten, diskriminiert.
Eine "Zuweisung" von Patienten führe dazu, "dass die gleichen
Leistungen nochmal erbracht werden müssen", sagte die Petentin. Eine
Voruntersuchung binde zudem Kapazitäten, die anders eingesetzt werden
sollten.

Gesundheitsminister Spahn hält Erstanlaufstellen hingegen für nötig,
um eine bessere Vernetzung zu erreichen. Ein Lotse oder auch ein
Bezugstherapeut - "über Namen können wir reden", so Spahn - könne mit
seinem Netzwerk helfen, dem Patienten "situations- und
bedarfsangemessen" schnell zu helfen. Diese Erstanlaufstelle muss nach
Auffassung des Ministers nicht unbedingt eine zusätzliche Instanz
sein. Die Lösung werde auch nicht das Ministerium im Detail erarbeiten
sondern der G-BA mit seinen Vertretern.

Die Erhöhung der Zahl an Psychotherapeuten allein löse das Problem der
langen Wartezeiten jedoch nicht, zeigte sich der Gesundheitsminister
überzeugt. Es brauche unbedingt eine Form von Steuerung im Verfahren.

 * 

3. Keine Daten zur Verbreitung von Tattoos

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat wenig konkrete Erkenntnisse
zur Verbreitung von Tattoos beziehungsweise ihrer Entfernung. So kann
die Bundesregierung keine Angaben dazu machen, wie viele Personen
aktuell in Deutschland tätowiert sind beziehungsweise wie viele
Tattoos seit 2010 neu gestochen und wie viele Tattoos zwischen 2015
und 2018 durch Ärzte beziehungsweise in Tattoostudios entfernt wurden.
Auch zur Entwicklung der Zahl der Tattoostudios liegen demnach keine
Daten vor. Das geht aus einer Antwort (19/6865) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/6315) hervor. "Keine genauen
Erkenntnisse" liegen der Bundesregierung zudem "zu den jährlichen
volkswirtschaftlichen Kosten durch Gesundheitsschäden durch
Tätowierungen" vor.

 * 

4. Gesetzgebung möglichst transparent

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, die Gesetzgebung möglichst transparent zu gestalten. Das
Kabinett habe im November 2018 eine "Vereinbarung zur Erhöhung der
Transparenz in Gesetzgebungsverfahren" beschlossen, heißt es in der
Antwort (19/6902) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/6357) der Fraktion Die Linke.

Das Ziel sei, "Gesetz- und Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie
in eine etwaige Verbändebeteiligung gegangen sind sowie den von der
Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf der Öffentlichkeit
zugänglich zu machen".

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der Verlauf der Rechtssetzung
könne zudem auf der Internetseite des gemeinsamen Dokumentations- und
Informationssystems von Bundestag und Bundesrat recherchiert werden.

In der Antwort heißt es weiter, es sei weder rechtlich geboten, noch
im Sinne einer effizienten Verwaltung zu leisten, alle Informationen
und Daten, etwa über Veranstaltungen, Sitzungen und Termine nebst
Teilnehmern vollständig zu erfassen und zu dokumentieren.
Parlamentarische Kontrolle sei politische Kontrolle, nicht
administrative Überkontrolle.

 * 

5. Zulassungsverfahren für Zoloft rechtens

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Zulassungsverfahren für das Antidepressivum
Zoloft im Jahr 1996 ist nach Ansicht der Bundesregierung nicht zu
beanstanden. Die Pharmafirma habe damals alle Wirksamkeits- und
Sicherheitsdaten aus den klinischen Studien zu dem Medikament
dargelegt, heißt es in der Antwort (19/6903) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/6345) der Fraktion Die Linke.

Alle eingereichten Unterlagen seien im Zulassungsverfahren geprüft
worden. Das Nutzen-Risiko-Verhältnis von Zoloft werde unter
Einbeziehung aller bekannt gewordenen Risiken von den zuständigen
Behörden kontinuierlich überwacht beziehungsweise überprüft und als
positiv erachtet. Für alle im Verkehr befindlichen Arzneimittel aus
der Gruppe der Serotonin-Wiederaufnahmehemmer (SSRI) sei das
Nutzen-Risiko-Verhältnis nach derzeitigem Erkenntnisstand positiv.

In der EU habe es zu Sertralin-haltigen Arzneimitteln wie Zoloft
mehrere Risikobewertungsverfahren gegeben. Dabei seien Aspekte wie das
suizidale Risiko bei Heranwachsenden, das Risiko für
Knochenerkrankungen und niedrige Blutzuckerwerte diskutiert worden.

Den identifizierten Risiken, etwa dem der Suizidalität, sei durch
ergänzende Fachinformationen und Packungsbeilagen Rechnung getragen
worden. Anhaltspunkte für die Rücknahme, den Widerruf oder das Ruhen
der Zulassung seien dabei nicht ersichtlich.

 * 

6. Förderdauer im Akademienprogramm

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Das Akademienprogramm zur Erschließung, Sicherung
und Vergegenwärtigung des deutschen Kulturerbes fördert
Forschungsprojekte im Bereich der Geistes- und Sozialwissenschaften,
die regelmäßig durch externe Dritte evaluiert werden. Es wird vom Bund
mitfinanziert. Zu den Daueraufgaben gehören aufwändige Editionen wie
zum Beispiel die Editierung der griechischen Übersetzung des
hebräischen Alten Testaments, führt die AfD in ihrer Kleinen Anfrage
(19/6910) als Beispiel an.

Die AfD kritisiert, dass die Höchstförderdauer 25 Jahre beträgt. Eine
Verlängerung dieses Förderzeitraumes sei zuwendungsrechtlich
ausgeschlossen. 25 Jahre hätten sich jedoch bei komplexen
Daueraufgaben als unzureichend erwiesen. Im Hinblick auf die
bevorstehende Evaluation des Akademienprogramms durch den
Wissenschaftsrat im Jahre 2019 fordert die AfD, dass solche
Daueraufgaben künftig keiner Förderungsbefristung mehr unterliegen.
Die AfD möchte wissen, ob die Bundesregierung Kenntnis darüber hat,
wie viele Projekte, die derzeit im Rahmen des Akademienprogramms
gefördert werden, zu den Daueraufgaben gezählt werden und um welche
Projekte es sich genau handelt. Auch fragt die Fraktion nach den
Gründen, die Förderungshöchstdauer für Daueraufgaben auf 25 Jahre zu
begrenzen.

 * 
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BUNDESTAG/7904: Heute im Bundestag Nr. 038 - 14.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 38

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 14. Januar 2019, Redaktionsschluss: 15.58 Uhr

1. Migrationspakt rechtlich nicht bindend

2. Ethische Fragen rund um KI

3. Regierung hat Gespräche nicht erfasst

4. Rolle von Hinterlegungsscheinen

5. Share Deals auf dem Immobilienmarkt

6. Grundstücke auf Insel Ummanz



1. Migrationspakt rechtlich nicht bindend

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Durch den UN-Migrationspakt werden nach Aussage des
Staatsministers im Auswärtigen Amt, Niels Annen (SPD), "weder
nationale noch sonstige Rechte eingeschränkt". Es handle sich vielmehr
um eine Vereinbarung, die rechtlich nicht bindend sei, sagte Annen
während einer öffentlichen Sitzung des Petitionsausschusses am
Montagmittag.

Grundlage der Sitzung war die Eingabe des Petenten Ludwig Englmeier
mit der Forderung, die Bundesregierung solle dem globalen
Migrationspakt (Global Compact for Safe, Orderly and Regular
Migration) nicht beitreten, sich in der UN-Generalversammlung im
September 2019 in der Abstimmung darüber der Stimme enthalten und eine
Erklärung bei den Vereinten Nationen abgeben, wonach der globale
Migrationspakt für Deutschland nicht bindend sei. Knapp 108.000
Mitzeichnungen erhielt die Petition, der zufolge der Pakt nicht
geeignet ist, Migrationsfragen zu regeln. "Es ist ein Verlust
deutscher Souveränität in der Einwanderungspolitik und ein Verwischen
der Unterschiede zwischen legaler und illegaler Migration zu
befürchten", heißt es in der Vorlage.

Vor den Abgeordneten sagte der Petent, der UN-Migrationspakt binde die
unterzeichnenden Staaten zwar nicht rechtlich, "aber politisch". Es
werde erwartet, ihn umzusetzen. Englmeier kritisierte, dass in dem
Pakt die Rede davon sei, dass Migration eine "Quelle des Wohlstandes"
sei. Für Deutschland entstünden aber Kosten in Höhe von fast einer
Billion Euro innerhalb der nächsten 50 Jahre für den Lebensunterhalt
der zugewanderten Migranten, sagte er. Auch ist aus Sicht des Petenten
die in dem Pakt geregelte Migration kein Beitrag zur Bekämpfung des
Fachkräftemangels. Da in dem Übereinkommen gefordert werde, die
Abwanderung hochqualifizierter Arbeitskräfte aus den typischen
Herkunftsländern zu vermeiden, sei davon auszugehen, dass
hauptsächlich geringqualifizierte Migranten nach Deutschland kämen.
Zuwanderung müsse sich aber nach deutschen Interessen richten,
forderte Englmeier.

Der UN-Migrationspakt sei sehr wohl im Interesse der Bundesrepublik
Deutschland, befand hingegen Staatsminister Annen. "Der wesentliche
Gewinn des Paktes liegt darin, dass sich die ganze Staatengemeinschaft
umfänglich mit dem schwierigen und wichtigen Thema Migration
auseinandergesetzt hat", sagte er. Der Pakt schaffe die Grundlage für
eine zunehmende internationale Kooperation im Bereich der Migration -
auch was die Grenzsicherung und den Datenaustausch angehe.
"Deutschland verpflichtet sich zu Nichts, wozu es nicht ohnehin schon
verpflichtet ist", betonte Annen. Auch begründe der Pakt "keine neuen
Ansprüche auf Sozialleistungen in Deutschland". Die Rechte, die in dem
Pakt dargestellt würden, seien Rechte, zu deren Wahrung Deutschland
unabhängig von dem Pakt auf Grundlage des Grundgesetzes bereits
verpflichtet sei. Ziel des Paktes sei eine Vereinbarung für die
sichere, geregelte Migration. Migration sei schließlich eine Tatsache,
die man nicht negieren könne, sagte der Staatssekretär im Auswärtigen
Amt. Dafür werde ein Handlungsrahmen benötigt.

Der den Petenten begleitende Jurist Ulrich Vosgerau vertrat hingegen
die Auffassung, durch den UN-Migrationspakt werde neues Recht
geschaffen. Dies werde auf zwei Wegen geschehen, so Vosgerau. So
würden Gerichte den Migrationspakt als "Soft Law" heranziehen, um
bereits bestehende Rechtsnormen mit unbestimmten Rechtsbegriffen
auszulegen. Zudem könne dieses Soft Law zum Völkergewohnheitsrecht
erstarken.

 * 

2. Ethische Fragen rund um KI

Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und
wirtschaftliche Potenziale/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Mit ethischen Fragen der Künstlichen Intelligenz
(KI) haben sich die Mitglieder der Enquete-Kommission zur Künstlichen
Intelligenz in ihrer Sitzung am Montag beschäftigt. In öffentlichen
Kurzvorträgen umrissen sechs Sachverständige dabei wesentliche
theoretische und praktische Aspekte des Themas.

Knut Löschke (Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig)
betonte, dass es keine besondere KI-Ethik gebe. Vielmehr gehe es um
die grundsätzlichen ethischen Fragen, die sich auf den Einsatz von
Instrumenten und Werkzeugen bezögen. Der Begriff KI führe die
Diskussion in die falsche Richtung, sagte Löschke. Er chlug vor,
stattdessen von "brain extension" zu sprechen.

Alexander Filipovic (Hochschule für Philosophie München) umriss
verschiedene Problembereiche in Bezug auf Ethik und KI. Vornehmlich
gehe es aktuell darum, im Bereich der angewandten Ethik den Gebrauch
der sogenannten "schwachen KI" zu betrachten. Filipovic verwies auf
die Herangehensweise der von der EU-Kommission eingesetzten
"High-Level Expert Group on Artificial Intelligence", Diese leite aus
Grundwerten abstrakte Prinzipien ab und entwickle dann Werte anhand
konkreter Fälle. Je konkreter es dabei werde, desto kontroverser werde
diskutiert, sagte Filipovic.

Andrea Martin (Chief Technology Officer für IBM) berichtete, wie IBM
mit Fragestellung der KI-Ethik umgeht. Martin verwies dazu unter
anderem auf den Leitfaden für IBM-Entwickler sowie weitere Angebote
des Unternehmens, mit denen Entwickler etwa prüfen könnten, ob ihre
KI-Lösungen faire Ergebnisse produzierten.

Katharina Zweig (TU Kaiserslautern) stellte eine sogenannte
Blackbox-Analyse zur Kontrolle von KI-Anwendungen vor. Konkret ging
sie dabei auf eine Untersuchung zur Personalisierung von
Google-Suchergebnissen ein. Zweig stellte zudem Kosten und
Voraussetzungen dieser Kontrollmöglichkeit dar.

Hannah Bast (Albert-Ludwigs-Universität Freiburg) problematisierte die
Erklärbarkeit beziehungsweise Verzerrung (Bias) von Ergebnissen
KI-basierter Anwendungen. Die Systeme lieferten nicht ohne weiteres
eine verständliche Erklärung ihrer Ergebnisse, sagte Bast. Das
erfordere weitere Arbeit, etwa die Entwicklung eines zusätzlichen
Systems. Gleiches gelte für den Umgang mit einem Bias. Es sei daher
eine politische Frage, in welchen Fällen man Erklärbarkeit
beziehungsweise Mechanismen gegen ein Bias fordere, sagte Bast.

Lothar Schröder (Mitglied des ver.di-Bundesvorstands) kritisierte,
dass es bei der Diskussion um KI an einer gesellschaftlichen Vision
fehle. Aus gewerkschaftlicher Sicht seien zudem beim KI-Einsatz etwa
Aspekte der Mitbestimmung wichtig. Konkret verwies Schröder
beispielsweise auf KI-gestützte Bewerberauswahl.

 * 

3. Regierung hat Gespräche nicht erfasst

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine Verpflichtung zur Erfassung sämtlicher
geführter Gespräche in der Regierung besteht nicht. Dies erklärt die
Regierung in ihrer Antwort (19/6871) auf die Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/6355), die sich nach der Einflussnahme von
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Anpassung von Finanzmarktgesetzen an die Verordnung (EU) 2017/2402 und
an die durch die Verordnung (EU) 2017/2401 geänderte Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 erkundigt hatte. Angesichts einer Vielzahl identischer
Kleiner Anfragen der Fraktion zu anderen Gesetzentwürfen und
angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen
Gesetzgebungstätigkeit sowie der Detailtiefe von einzelnen Fragen
sieht die Bundesregierung die Grenze zur "administrativen
Überkontrolle" erreicht.

 * 

4. Rolle von Hinterlegungsscheinen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktion Die Linke stellt in einer Kleinen
Anfrage (19/6767) Fragen zur Rolle von sogenannten
Hinterlegungsscheinen (American und Global Depository Receipts -
ADRs/GDRs) bei der missbräuchlichen Erstattung von
Kapitalertragsteuern. Die Bundesregierung soll darlegen, unter welchen
Voraussetzungen ADRs und GDRs ausgegeben werden können und angeben,
welche Erstattungsfälle ihr bekannt sind und welches Volumen diese
haben. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage wird erläutert, dass
die US-Börsenaufsicht festgestellt habe, dass Banken vorläufige ADRs
ausgegeben hätten mit dem Ziel, außerhalb der USA unberechtigte
Steuererstattungen zu ermöglichen.

 * 

5. Share Deals auf dem Immobilienmarkt

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um sogenannte Share Deals auf dem Immobilienmarkt
und dem landwirtschaftlichen Bodenmarkt geht es in einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6878). Wie die Fraktion
in der Vorbemerkung erläutert, werden zur Vermeidung von
Grunderwerbsteuer oft nicht die Grundstücke selbst, sondern Anteile an
den grundbesitzenden Unternehmen erworben. In diesen Fällen falle
keine Grunderwerbsteuer an. Außerdem werde die Immobilienspekulation
begünstigt. Die Bundesregierung soll angeben, welche Bedeutung sie den
Share Deals für einen funktionierenden Immobilienmarkt beimisst.
Außerdem wird nach der Umfang von Share Deals bei
Immobilientransaktionen und bei Verkäufen von landwirtschaftlichen
Grundstücken gefragt.

 * 

6. Grundstücke auf Insel Ummanz

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Zuordnung ehemaliger volkseigener Grundstücke
auf der Insel Ummanz bei Rügen geht es in einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/6875). Die Abgeordneten fragen, welche
Eigentümer bisher im Grundbuch eingetragen wurden und welche Rechte
bei Übertragungen eingeräumt wurden. Auf der Insel herrsche bis heute
Unzufriedenheit über die Zuordnung ehemaliger volkseigener Grundstücke
nach der Wende, heißt es in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1808: Regierungspressekonferenz vom 11. Januar 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz - Freitag, 11. Januar 2019

Regierungspressekonferenz vom 11. Januar 2019

Themen: heftige Schneefälle in Deutschland, geplanter
Erweiterungsbau des Bundeskanzleramtes, Termine der Bundeskanzlerin
(Treffen mit den Vorsitzenden der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung", Kabinettssitzung, Gedenkstunde im Deutschen Bundestag
anlässlich des 100. Jahrestags der Einführung des Frauenwahlrechts in
Deutschland, Besuch des italienischen Präsidenten, "Global Forum for Food
and Agriculture"), Internationale Grüne Woche, Gespräch des
Verkehrsministeriums mit den Vorständen der Deutschen Bahn, Deutscher in
ägyptischem Gewahrsam, Brexit, Visavergabe im Fall von medizinischen
Behandlungen in Deutschland, Unterzeichnung des Aachener Vertrags,
angekündigter Arbeitsplatzabbau bei Ford, Wohnungslosenstatistik, geplante
Rechtsverordnung für das Krankheitsbild Lipödem, Bombendrohungen gegen
mehrere Landgerichte, Ausfall eines Flugzeugs der Flugbereitschaft,
Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien, geplante Reform der Grundsteuer,
Gaspipeline Nord Stream 2, Diskussion über § 219a StGB, geplante
Aufhebung des Wahlrechtsausschlusses von vollbetreuten Menschen mit
schweren Behinderungen, Abschlussbericht zum Moorbrand im Emsland



Sprecher: SRSin Demmer, Bürgelt (BMEL), Strater (BMVI), Burger (AA),
Ruwwe-Glösenkamp (BMI), Fähnrich (BMVg), Alemany (BMWi), Küchen (BMAS),
Ewald (BMG), Steffen (BMJV), Fehling (BMF)

Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Ich würde mich erst einmal zum Wetter äußern wollen. Die
Bundeskanzlerin wie auch die gesamte Bundesregierung dankt allen
Helferinnen und Helfern in den von den heftigen Schneefällen betroffenen
Gebieten für ihren Einsatz. Der Dank gilt dabei natürlich sowohl der
Polizei, den Behörden, der Bundeswehr und den Rettungsdiensten als auch
allen Freiwilligen, die dort helfen. Besonders betroffen ist die
Bundeskanzlerin über den jüngsten Todesfall in Bayern. Ihre Gedanken sind
bei den Angehörigen des neunjährigen Jungen.

Die Bundeskanzlerin lässt sich zudem fortlaufend über die Lage in den
Katastrophengebieten unterrichten. Die Bundesregierung ist zuversichtlich,
dass die guten und bewährten Strukturen der Katastrophenhilfe in Kommunen
und Ländern auch weiter erfolgreich greifen. Kräfte der Bundeswehr, des
Technischen Hilfswerks und der Bundespolizei sowie Hubschrauber der
Bundespolizei sind bereits in Amtshilfe im Einsatz. Wenn erforderlich,
werden sie natürlich weiter verstärkt werden.

Was die Termine angeht, würde ich gerne mit einem Termin beginnen, der
nicht die Bundeskanzlerin betrifft. Sie wird also nicht daran teilnehmen,
aber der Chef des Bundeskanzleramtes. Der Chef des Bundeskanzleramtes,
Bundesminister Helge Braun, wird am kommenden Dienstag, den 15. Januar, in
einer Pressekonferenz über den geplanten Erweiterungsbau des
Bundeskanzleramtes informieren. Die Pressekonferenz wird um 10 Uhr im
Bundeskanzleramt beginnen, und neben Helge Braun werden auch die
Präsidentin des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung, Petra Wesseler,
sowie die Architekten des Bundeskanzleramtes, Axel Schultes und Charlotte
Frank, teilnehmen.

Seit dem Bezug des Kanzleramtes im Jahr 2001 ist die Zahl der Beschäftigten
des Amtes kontinuierlich angewachsen, sodass die Arbeitseinheiten
inzwischen in anderen Liegenschaften untergebracht werden mussten. Das ist
ein Zustand, der auf Dauer für die Funktionsfähigkeit des Kanzleramtes
problematisch ist. Das Kanzleramt hat in den vergangenen Legislaturperioden
die Steuerung von Aufgaben mit besonderer politischer Bedeutung übernommen.
Dazu gehören zum Beispiel die Energiewende, die Flüchtlingskrise, die
Bekämpfung von Terrorismus und Cyberkriminalität, aber auch die
Digitalisierung. Damit war dann jeweils auch ein Personalaufwuchs
verbunden.

Die Unterbringungsproblematik soll nun durch einen Erweiterungsbau in Form
einer Campuslösung auf der Liegenschaft Willy-Brandt-Straße gelöst werden.
Die Planungs- und Entscheidungsunterlagen für den Erweiterungsbau wurden
seit Mitte 2015 in verschiedenen Phasen einer Machbarkeitsstudie
erarbeitet, mit der das Bundeskanzleramt das BBR beauftragt hatte. Neben
verschiedenen Fachplanern wurde diese maßgeblich von den Architekten Axel
Schultes und Charlotte Frank begleitet.

Am Dienstag um 19 Uhr wird sich die Kanzlerin bei einem Abendessen mit den
Vorsitzenden der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung",
den zuständigen Bundesministern und den von einer Reduzierung und
Beendigung der Braunkohleverstromung betroffenen Ministerpräsidenten
austauschen. Teilnehmen werden dann die Ministerpräsidenten Woidke,
Kretschmer, Haseloff und Laschet sowie die Bundesminister Braun, Altmaier,
Heil, Schulze und Scholz. Seitens der Kommission werden die Vorsitzenden
Pofalla, Platzeck und Praetorius teilnehmen. Der Termin ist nicht
presseöffentlich.

Am Mittwoch wird dann um 9.30 Uhr das Kabinett unter Leitung der
Bundeskanzlerin tagen.

Am Donnerstag wird es einen schönen Termin geben. Am 19. Januar 1919 fand
die erste deutschlandweite Wahl statt, an der Frauen als Wählerinnen
teilnehmen und auch gewählt werden konnten. Es war ein Meilenstein in der
Geschichte der Demokratie in Deutschland und Grundlage für die
Gleichberechtigung von Frauen und Männern. Deshalb wird es am Donnerstag,
den 17. Januar, eine Gedenkstunde geben. Darin wird der Deutsche Bundestag
ab 9 Uhr mit einer Feierstunde an den 100. Jahrestag der Einführung des
Frauenwahlrechts in Deutschland erinnern. Die Bundeskanzlerin wird daran
teilnehmen.

Am Freitag, den 18. Januar, wird die Bundeskanzlerin den italienischen
Präsidenten Sergio Mattarella um 13.30 Uhr im Bundeskanzleramt empfangen.
Er wird am Donnerstag und Freitag auf Einladung von Bundespräsident
Steinmeier in Deutschland sein. Bundeskanzlerin Merkel und Präsident
Mattarella werden sich über die bilateralen, europapolitischen sowie
internationalen Themen austauschen. Bei der Ankunft des Präsidenten im
Bundeskanzleramt wird es einen Bildtermin geben.

Ebenfalls am Freitag wird die Bundeskanzlerin dann ab 15.30 Uhr am 11.
"Global Forum for Food and Agriculture" im CityCube Berlin teilnehmen. Sie
wird vor Agrarministerinnen und -ministern aus mehr als 50 Ländern eine
Rede zur Bedeutung der Digitalisierung für die Landwirtschaft halten,
entsprechend dem diesjährigen Motto "Landwirtschaft digital - Intelligente
Lösungen für die Landwirtschaft der Zukunft". Es geht dabei um eine der
wichtigsten globalen Herausforderungen unserer Zeit: die Ernährung der
stetig wachsenden Weltbevölkerung zu sichern und natürlich gleichzeitig
Ressourcen, Umwelt und Klima zu schützen. Hier gilt es, die Chancen der
Digitalisierung zu nutzen.

Auf dem GFFA werden sich etwa 2000 internationale Besucherinnen und
Besucher aus Wirtschaft, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Politik über
den Einsatz der digitalen Technologien austauschen und ihre Auswirkungen
auf Natur, Wirtschaft und Gesellschaft diskutieren.

Frage: Ich habe eine Frage zu dem Termin am Dienstagabend im Kanzleramt.
Vielleicht können Sie uns, auch wenn das nicht presseöffentlich sein wird,
einmal sagen, was die Kanzlerin von diesem Treffen am Dienstagabend
erwartet. Wie verbindlich ist das, was dann da gemacht und besprochen
werden wird, für die Kohlekommission?

SRSin Demmer: Ich kann diesen Gesprächen natürlich nicht vorgreifen. Sie
wissen, dass das für die gesamte Bundesregierung ein sehr wichtiges und
bedeutsames Anliegen ist, um unterschiedliche Interessen unter einen Hut zu
bringen. Es geht ja letztlich darum, den Strukturwandel vorzubereiten und
dabei eben auf der einen Seite den Klimawandel, aber auch die Zukunft der
Menschen zu berücksichtigen, die dann von diesem Strukturwandel betroffen
sein werden. Das ist der Bundesregierung ein Anliegen, so auch der
Kanzlerin, und deswegen nimmt sie an diesem Termin teil.

Bürgelt: Auch in diesem Jahr gibt es die Internationale Grüne Woche; Sie
haben es sicherlich schon mitbekommen. Start ist die
Eröffnungsveranstaltung am kommenden Donnerstag, dem 17. Januar.
Partnerland ist in diesem Jahr das nördlichste Agrarland der Europäischen
Union, nämlich Finnland.

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft hat wie immer eine
eigene Halle. Unser Schwerpunkt liegt in diesem Jahr mit dem Motto
"Landwirtschaft mit Herz und Drohne" auf der Digitalisierung. So wird dort
auch ein digitaler Stall vorgestellt, ebenso intelligente Verpackungen der
Zukunft, die beispielsweise mithilfe eines integrierten Sensors prüfen, wie
frisch Lebensmittel nach wie vor sind.

Frau Demmer hat es erwähnt: Im Rahmen der Internationalen Grünen Woche
findet von Donnerstag, dem 17. Januar, bis Samstag, dem 19. Januar, auch
das "Global Forum for Food and Agriculture", das GFFA, statt. Das GFFA ist
das weltweit größte Agrarministertreffen, bei dem Politiker, Wirtschaft und
Wissenschaftler in Austausch treten. Wie Frau Demmer erwähnte, liegt in
diesem Jahr der Fokus auf der Digitalisierung. In diesem Zusammenhang wird
die Kanzlerin am 18. Januar da sein. Darauf freut sich Bundesministerin
Julia Klöckner sehr.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesverkehrsministerium zum Thema Bahn.
Was erwartet denn das Bundesministerium für Verkehr von dem Gespräch mit
den Bahnvorständen am Dienstag? Was soll die Bahn konkret vorschlagen,
Stichwort Konzernumbau?

Strater: Der Minister hat sich schon häufiger zu diesem Thema geäußert. Es
ist auch schon im Aufsichtsrat über die notwendigen Maßnahmen gesprochen
worden, die ergriffen werden müssen, damit sich die Qualität, der Service
und der Betrieb bei der Bahn verbessern. Der Minister erwartet, dass die
Qualität sich schon im laufenden Halbjahr spürbar verbessert. Da geht es
vor allen Dingen natürlich um die Pünktlichkeit. Sie kennen auch die Werte
des Jahres 2018. Es geht um das rollende Material, also die Wagen, die
ICEs, dass sie zu häufig nicht auf dem Gleis sind, sondern in den
Wartungshallen. Hier müssen die betrieblichen Abläufe verbessert werden. Es
muss sich also insgesamt für die Kunden spürbar etwas verbessern, und zwar
zügig.

Wir führen diese Gespräche auf Einladung des Ministers in der kommenden
Woche und werden dann mal sehen, was die Bahn vorschlägt.

Zusatzfrage: Wie kann denn ein solches Gespräch bei der Bahn zu mehr
Pünktlichkeit führen? Was konkret muss da passieren?

Strater: Wir erwarten ja von dem Vorstand, dass er uns das sagt. Dafür ist
er da; dazu ist er operativ tätig und dafür zuständig. Der Vorstand muss
uns mal sagen, wie er das tut.

Es gibt hier verschiedene Ansatzpunkte. Ich möchte jetzt den Gesprächen
nicht vorgreifen, aber es muss sich bei der Qualität etwas tun, ebenso bei
den betrieblichen Abläufen und beim Service. Baustellen müssen effizienter
abgewickelt werden, sodass es nicht zu Störungen im Netz kommt. Züge müssen
fahren; das ist ja ganz klar. Die Kunden dürfen nicht auf dem Bahnsteig
alleingelassen werden. Es geht um Kundenorientierung und ein besseres
Verkehrsmanagement.

Der Güterverkehr ist ein großes Thema. Wir sind in einer wirtschaftlich
hervorragenden Lage. Da kann es nicht sein, dass die Sparte des
Güterverkehrs bei der Bahn so stark schwächelt. All das wird in der
kommenden Woche dann besprochen.

Frage: Herr Strater, gibt es nach dem Treffen eine Pressekonferenz, eine
Unterrichtung?

Strater: Das wissen wir noch nicht. Es ist jetzt erst mal ein
Arbeitsgespräch, zu dem der Minister eingeladen hat. Wir haben darum herum
oder für danach noch keine Planung gemacht. Das müssen wir dann mal sehen.

Frage: Herr Burger, ich möchte mich nach dem Schicksal der beiden
Deutschägypter erkundigen, die fast zwei Wochen lang in Ägypten in
Gewahrsam waren und jetzt offenbar nach Deutschland abgeschoben worden
sind. Die ägyptischen Behörden beziehungsweise Sicherheitskreise werfen
ihnen angeblich IS-Mitgliedschaft oder zumindest Propaganda dafür vor. Was
wissen Sie über diese beiden Fälle?

Wird von deutscher Seite aus mit den beiden, die offenbar wieder in
Deutschland sind oder demnächst sein werden, Kontakt aufgenommen?

Burger: Mein Informationsstand ist etwas anders. In dem Fall des
23-jährigen Göttingers kann ich Ihnen mitteilen, dass nach unseren
Informationen eine Rückreise nach Deutschland in der letzten Nacht erfolgt
ist.

Die Botschaft in Kairo hat ungefähr zeitgleich die Rückmeldung bekommen,
dass sich der andere Deutsche, Herr Isa E., in Gewahrsam der ägyptischen
Behörden befindet. In diesem Fall bemüht sich die Botschaft nach wie vor
intensiv um konsularischen Zugang. Sie steht in Kontakt mit den ägyptischen
Behörden, um diesen konsularischen Zugang zu erhalten, und natürlich auch
in Kontakt mit den Angehörigen.

Zusatzfrage: Wird die deutsche Seite zu dem, der bereits zurückgekehrt ist,
Kontakt aufnehmen, oder was passiert da jetzt? Oder kehrt der einfach
zurück und ist wieder in Deutschland?

Burger: Die konsularische Betreuung durch unsere Auslandsvertretung im
engeren Sinne ist in der Regel abgeschlossen, wenn die betreffende Person
sich nicht mehr in dem Land aufhält. Ob es im Einzelfall noch Nachkontakte
gibt, kann ich Ihnen nicht sagen.

Frage: Herr Burger, gab es Gespräche mit Herrn Abdel Aziz gestern Abend?
Hat er erzählt, was ihm passiert ist? Können Sie dazu Näheres sagen?

Burger: Ich kann Ihnen über das hinaus, was ich gerade mitgeteilt habe,
keine weiteren Details mitteilen. Wie gesagt, wir haben die Information
erhalten, dass Herr Mahmoud A. letzte Nacht nach Deutschland zurückgereist
ist.

Frage: An Herrn Burger und vielleicht auch ans BMI: Ich habe
Agenturberichte gelesen, wonach diese Deutschägypter Kontakt zum IS haben
sollen. Können Sie dazu etwas sagen?

Burger: Ich kann zu weiteren Details zu den beiden Personen aus Gründen des
Persönlichkeitsschutzes hier wie immer nichts sagen. Wie gesagt, unsere
Aufgabe in diesem Fall ist die konsularische Betreuung der deutschen
Staatsangehörigen.

Ruwwe-Glösenkamp: Ich kann dazu aus Sicht des BMI auch nichts Weiteres
sagen.

Frage: Hat denn das Außenamt Kontakt zu dem 18-jährigen Gießener, der jetzt
noch festgenommen ist? Wird er konsularisch betreut?

Burger: Wir haben bisher noch keinen konsularischen Zugang erhalten. Wir
bemühen uns derzeit darum, dass wir diesen konsularischen Zugang erhalten
und ihn dann entsprechend betreuen können. Was wir bisher von den
ägyptischen Behörden erhalten haben, ist die Bestätigung, dass er sich in
Gewahrsam befindet.

Frage: Wird der Göttinger Student von deutschen Sicherheitsbehörden noch
mal vernommen? Gibt es da entsprechende Planungen?

Ruwwe-Glösenkamp: Mir liegen dazu im Moment keine Informationen vor. Das
kann ich im Moment nicht sagen.

Frage: Der Göttinger Student soll bei der Ankunft am Flughafen ärztlich
untersucht worden sein. Hat man da festgestellt, ob er misshandelt worden
ist? Solche Vermutungen gibt es ja.

Burger: Ich kann, wie gesagt, keine weiteren Angaben zu den Details machen.

Zusatzfrage: Wann würde man denn mehr erfahren können?

Burger: Ich würde, glaube ich, auch weiterhin aus Rücksicht auf den
Persönlichkeitsschutz bei den Informationen bleiben, die ich hier
vorgetragen habe. Das sind die Informationen über das Handeln der
Bundesregierung im Sinne der konsularischen Betreuung.

Bei allen weiteren Informationen, die der Betreffende gerne mitteilen
möchte, ist er natürlich sozusagen Herr des Verfahrens - das ist ihm
unbenommen -, aber das können wir nicht von dieser Stelle aus tun.

Frage: Ich habe eine Frage zum Brexit. Ich wüsste gerne, ob es Überlegungen
in der Bundesregierung gibt, bei dem für Ende März vorgesehenen Brexit
angesichts der Schwierigkeiten, die sich in Großbritannien - Stichwort
Parlamentsabstimmung - abzeichnen, möglicherweise eine Verschiebung
mitzutragen?

Burger: Sie wissen ja, dass das britische Parlament derzeit über die
Annahme des zwischen der EU und Großbritannien ausgehandelten Abkommens im
Gespräch ist und darüber abstimmen muss. Aus unserer Sicht ist es die
Verantwortung der britischen Regierung, für die erzielte Einigung eine
Zustimmung im Parlament zu bekommen. An weiteren Spekulationen darüber
hinaus möchte ich mich hier und heute nicht beteiligen.

Zusatzfrage: Sie sagen ja selbst, es liegt an der britischen Regierung,
diese Entscheidung im Parlament herbeizuführen. Sollten sie mehr Zeit
benötigen, möglicherweise sogar beantragen, ist es denn denkbar, dass der
29. März jetzt doch nicht in Stein gemeißelt ist?

Burger: Wie gesagt, das fällt aus unserer Sicht derzeit in den Bereich des
Hypothetischen. Darüber werde ich hier heute nicht spekulieren.

Frage: Noch eine Frage ans Außenamt: Nach welchen Kriterien wird die
Visavergabe für Leute geregelt, die zur medizinischen Behandlung nach
Deutschland kommen wollen? Ist da auch immer schon die Kostenerstattung
geklärt?

Burger: Wie bei allen Visaverfahren wird auch über Visa zur medizinischen
Behandlung immer im Einzelfall entschieden. Das ist immer eine
Einzelfallprüfung. In aller Regel müssen die Antragsteller dabei
verschiedene Voraussetzungen nachweisen, zunächst die
Behandlungsbedürftigkeit, die Bestätigung, dass ein Platz zur Behandlung
zur Verfügung steht, den Nachweis über die Finanzierung der Behandlung. Das
kann zum Beispiel auch eine Kostenübernahmeerklärung durch Dritte sein.
Darüber hinaus kann es natürlich im Einzelfall noch weitere Voraussetzungen
geben. Das kann man so pauschal im Detail nicht sagen.

Zusatzfrage: Es gibt immer wieder spektakuläre Einzelfälle akuter
humanitärer Hilfe, beispielsweise Folteropfer oder Kriegsversehrte. Wenn da
die Bundesregierung die Kosten übernimmt, aus welchem Topf kommt dieses
Geld? Gibt es eine Zahl, eine Statistik, wie viele Fälle das beispielsweise
2018 waren?

Burger: Ich glaube, eine solche zusammengeführte Statistik gibt es nicht.
Ich glaube, es gibt da sehr unterschiedliche Fallkonstellationen. Das
Verteidigungsministerium, die Bundeswehr hat in einigen Bereichen eine
Zusammenarbeit mit ausländischen Stellen, sodass Verletzte in Deutschland
behandelt werden. Sonst ist mir ein festes Instrumentarium zur
Kostenübernahme in solchen Fällen nicht bekannt.

Es gibt immer wieder Fälle, in denen von sympathisierenden Dritten die
Kosten getragen werden. Es gibt natürlich auch Fälle, in denen eine
Aufnahme aus politischen Gründen, aus humanitären Gründen stattfindet. Das
geschieht dann auf einer anderen Rechtsgrundlage. Solche Fälle haben wir
hier in der Vergangenheit auch schon besprochen.

Fähnrich: Sie wissen ja und es ist auch gerade angeklungen, dass die
Bundeswehr im Rahmen der humanitären Hilfe Verwundete aus den
Kriegsgebieten ausfliegt. Das ist seit 2010 in bereits annähernd 200 Fällen
aus verschiedenen Gebieten erfolgt. Im Jahr 2018 sind es zum Beispiel aus
der Ukraine 14 Patienten gewesen. Aktuell befinden sich noch fünf Patienten
in Deutschland in der Behandlung.

Grundsätzlich findet eine Vorbereitung zusammen mit dem Auswärtigen Amt vor
Ort statt. Im Anschluss daran werden Ärzte zusammen mit einem Erkundungs-
oder auch Beraterteam vor Ort geschickt, um dort die Patienten zu
begutachten und dann den Transport nach Deutschland vorzubereiten. Diese
Verlegung der Patienten erfolgt aber über den Lufttransport und allein aus
medizinischen Gründen. Die Behandlung wird dann in den
Bundeswehrkrankenhäusern durchgeführt. Die Kosten werden aus dem Einzelplan
14 beglichen, da neben den humanitären Aspekten auch ein
Ausbildungsinteresse für deutsches Sanitätspersonal bei derartigen
Verwundungen besteht.

Ich sage noch einmal: Diese Patienten werden ausschließlich unter
medizinischen Gesichtspunkten und in Abstimmung mit dem Auswärtigen Amt für
eine Akutbehandlung in Deutschland ausgewählt.

Frage: Ich habe zwei Fragen zu der geplanten Unterzeichnung des neuen
Élysée-Vertrags. Die erste Frage ist: Bleibt es bei dem Datum, also dass
dies am 22. Januar passieren soll? Warum wurde dieses Datum gewählt, obwohl
man wohl wusste, dass der Bundestag am gleichen Tag gemeinsam mit dem
französischen Parlament ein Freundschaftsabkommen unterzeichnen wollte?

SRSin Demmer: Die Bundesregierung hat ihre Absicht, den neuen Vertrag am
22. Januar, also dem Jahrestag des Élysée-Vertrags, zu unterzeichnen,
gegenüber dem Bundestag in ganz verschiedenen Sitzungen deutlich gemacht.
Die Bundesregierung hat ihre Planungen ja auch so ausgerichtet, dass die
Teilnahme an den geplanten Veranstaltungen des Deutschen Bundestags am
selben Tag durchaus möglich gewesen wäre.

Die zuständige deutsch-französische Arbeitsgruppe des Deutschen Bundestages
ist von der Bundesregierung fortlaufend über den Gang der
Vertragsverhandlungen unterrichtet worden. Selbstverständlich legen wir
angesichts der großen Bedeutung der parlamentarischen Zusammenarbeit
unserer beiden Länder großen Wert auf eine breite Teilnahme des Bundestages
an der Unterzeichnungszeremonie.

Die Verabschiedung der deutsch-französischen Parlamentsvereinbarung wird
diese Zusammenarbeit natürlich besonders beflügeln. Daher begrüßen wir auch
diese ganz ausdrücklich.

Zusatzfrage: Können Sie den Ärger des Bundestagspräsidiums gar nicht
verstehen?

SRSin Demmer: Wie gesagt, mir ist es ein echtes Anliegen, hier deutlich zu
machen, dass unsere Planungen durchaus in Absprache mit einem Gremium des
Deutschen Bundestages stattgefunden haben und wir die Planungen auch daran
ausgerichtet haben, dass beides am Jubiläumstag stattfinden kann.

Frage: Eine Frage ans Wirtschaftsministerium: Angesichts des angekündigten
Arbeitsplatzabbaus bei Ford - es gibt ja zwei große Standorte in
Deutschland - wollte ich fragen, ob Sie deswegen mit dem Konzern Kontakt
aufgenommen haben oder irgendwie in Verbindung stehen.

Alemany: Natürlich stehen wir mit dem Unternehmen in Verbindung und auch in
Gesprächen und werden das weiter aufmerksam begleiten.

Frage: Ich habe eine Frage an das Arbeitsministerium. Die Grünen
kritisieren, dass es nach wie vor keine Wohnungslosenstatistik gibt. Es
gibt aber Vorarbeiten dazu. Ich wollte Sie fragen, wie der Stand ist.

Küchen: Sie haben das richtig wiedergegeben. Den aktuellen Stand kann ich
Ihnen hier aus dem Stegreif leider nicht referieren; das müsste ich
nachliefern.

Frage: Ich habe eine Frage ans Bundesgesundheitsministerium. Es geht um das
Thema Fettabsaugen. Warum will das Gesundheitsministerium über dieses Thema
entscheiden, da solche Entscheidungen normalerweise Sache eines Gremiums
mit Vertretern der Krankenkassen, von Ärzten und Krankenhäusern sind?

Ewald: Vielen Dank für die Frage. Das gibt mir die Gelegenheit, das ein
bisschen einzuordnen. Es gibt schätzungsweise drei Millionen Frauen, die
unter der krankhaften Fettverteilungsstörung, kurz: Lipödem, leiden. Den
betroffenen Frauen wollen wir helfen, weil aktuell diese
Behandlungstherapien nicht von den Krankenkassen bezahlt werden.

Wir haben deshalb - das wird in ein laufendes parlamentarisches Verfahren
eingespeist - einen Änderungsantrag formuliert, der vorsieht, dass in
absoluten Ausnahmefällen das Bundesgesundheitsministerium qua
Rechtsverordnung Untersuchungs- und Behandlungsmethoden für die gesetzliche
Krankenversicherung zulassen kann. Das werden wir jetzt im SGB V regeln.
Auf dieser Grundlage werden wir für das Krankheitsbild Lipödem eine
Rechtsverordnung erlassen. Diese Rechtsverordnung muss hohen Anforderungen
genügen, muss auch transparent sein, und es muss eine entsprechende
Expertise hinterlegt sein. Sie wird dann auf den Weg gebracht werden.

Auf Basis der Rechtsverordnung - das Verfahren dauert etwa ein paar Monate -
 gibt es die Perspektive, dass das im Herbst in den Leistungskatalog der
GKV übernommen wird. Das ist der Plan, der da hinterlegt ist.

Es geht hier um einen wirklichen Ausnahmetatbestand. Es bleibt dabei, dass
der Weg über den G-BA auf Basis des bewährten Verfahrens festlegt, was von
den Krankenkassen erstattet wird; das bleibt unberührt. Die
Rechtsverordnung bleibt hier die absolute Ausnahme. Wenn Sie sich das im
Wortlaut anschauen - die Kollegen aus unserer Pressestelle stellen Ihnen
gerne die Unterlangen im Detail zur Verfügung -, sehen Sie, dass die
Anforderungen an diese Rechtsverordnung relativ eng sind. Sie wird auch
zeitlich befristet, und es sind Qualitätsanforderungen formuliert, sodass
es wirklich ein Ausnahmetatbestand ist.

Zusatzfrage: Warum macht man ausgerechnet bei diesem Thema eine solche, wie
Sie eben sagten, absolute Ausnahme?

Ewald: Wie gesagt, es sind drei Millionen Frauen davon betroffen. Der G-BA
hat bereits ein Bewertungsverfahren dazu angestoßen. Das ist noch nicht
abgeschlossen. Es geht jetzt wirklich darum - das ist auch ausdrücklich das
Ziel von Herrn Spahn -, relativ schnell und unbürokratisch zu einer Hilfe
für die betroffenen Frauen zu kommen.

Frage: Kurz zum Verständnis: Diese Rechtsverordnung gilt wirklich
ausschließlich für die Fettabsaugung und nur für eine bestimmte Zeit? Wie
ist das abgesichert?

Ewald: Es wird erst einmal eine Ermächtigungsnorm im SGB V. Das ist der
Änderungsantrag, der jetzt zum TSVG formuliert wird. Auf dieser Basis wird
dann in der beschriebenen Form eine Rechtsverordnung zu dieser
Behandlungsmethode bei Lipödem formuliert werden. Wir öffnen das im SGB V,
schaffen eine Ermächtigungsnorm und schaffen dann für das konkrete
Krankheitsbild eine Rechtsverordnung unter den beschriebenen Anforderungen.

Zusatzfrage: Wie wird denn abgesichert, dass diese Ermächtigungsnorm nicht
zum Beispiel auch für die Bluttests auf Downsyndrom oder andere Leistungen
irgendwann infrage kommt, die dringend als Kassenleistungen erwünscht sind,
aber nicht existieren?

Ewald: Ich habe ja beschrieben, dass hinter dem Krankheitsbild Lipödem eine
entsprechend große Zahl von Betroffenen steht. Aber Sie haben recht:
Grundsätzlich wird damit dem Gesetzgeber die Möglichkeit eingeräumt - das
entspricht im Übrigen auch der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts -,
dass er in Einzelfällen zu einer Normsetzung ermächtigt ist, die nicht
zwingend mit der Entscheidung des G-BA übereinstimmt.

Zusatzfrage: Das heißt, in Zukunft kann auch das
Bundesgesundheitsministerium darüber entscheiden, was eine Kassenleistung
wird?

Ewald: Richtig. Aber ich habe versucht, noch mal nachzuschärfen, dass die
Anforderungen, das zu tun, sehr hoch sind, bezogen auf die
Qualitätsanforderung der Leistungserbringung. Es gibt auch die Möglichkeit,
solche Rechtsverordnungen zeitlich zu befristen. Da ist immer eine
medizinische, wissenschaftliche Expertise hinterlegt. Das geschieht nicht
aus der hohlen Hand. Aber es ist richtig, dass diese absolute
Ausnahmemöglichkeit besteht.

Es bleibt aber dabei: Wir ziehen den G-BA hier sozusagen nicht in Zweifel;
das steht überhaupt nicht in Rede. Wir sehen weiterhin, dass das sozusagen
der Weg ist, auf dem Leistungen ihren Weg zu den Versicherten finden, wenn
sie erstattet werden sollen, und dass die Rechtsverordnung hierbei wirklich
nur die absolute Ausnahme ist.

Küchen: Sie hatten ja um genauere Informationen zum Zeitplan gebeten. Ich
kann dazu ausführen: Die Bundesregierung sieht den Bedarf,
Wohnungslosigkeit in Gänze besser zu erforschen, und deshalb fördert das
BAMS schon seit September 2017 ein Forschungsprojekt. Das läuft unter dem
Titel "Entstehung, Verlauf und Struktur von Wohnungslosigkeit und
Strategien ihrer Vermeidung und Behebung". Die Ergebnisse dieser
Untersuchung sollen im Frühjahr 2019 vorgelegt und anschließend von der
Bundesregierung ausgewertet werden.

Zusatzfrage: Meines Wissens geht es bei den Verhandlungen zwischen Ländern,
Verbänden und dem Bund aber eigentlich um die Vorbereitung für ein Gesetz
zur Wohnungslosenstatistik. An die Forschungsprojekte hatte ich jetzt also
nicht so sehr gedacht.

Küchen: Dieser Sache müsste ich tatsächlich noch einmal nachgehen. Das kann
ich hier jetzt ad hoc nicht beantworten, glaube ich. Ich werde das
nachliefern.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI. Es gibt in mehreren Städten
Bombendrohungen gegen Landgerichte. Welche Erkenntnisse haben Sie darüber?
Die ernst nehmen Sie das?

Ruwwe-Glösenkamp: Das sind Informationen, die mir bislang noch nicht
vorlagen. Dazu kann ich im Moment nichts sagen. Das müsste ich im Zweifel
nachreichen.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMVG. Herr Müller und das Flugzeug sind
weiterhin nicht gut zusammen unterwegs. Er muss jetzt per Linie mit der
Delegation zurückfliegen, wie ich gehört habe. Können Sie schon Details zum
Ausfall des Flugzeugs der Flugbereitschaft sagen? Was herrschen darüber für
Kenntnisse?

Fähnrich: Die Flugbereitschaft mit ihren Flugzeugen ist ja hier in den
letzten Wochen leider das eine oder andere Mal ein Thema gewesen. Was wir
sagen können, ist, dass es zum einen einen Defekt gab, dass ein Ventil
ausgefallen ist. Dieses wurde dann auf einem Weg mit der Crew, die das
reparieren sollte, Richtung Flughafen geschickt. Dann ist leider das
passiert, was vielleicht dem einen oder anderen von uns auch schon einmal
passiert ist, nämlich dass dieses Gepäckstück auf dem Gepäckband nicht
ankam und somit, sage ich einmal, der Instandsetzungstrupp vor Ort war,
aber das Ersatzteil nicht. Das ist ein bisschen später gekommen ist, und
das war der erste Grund.

Dann ist heute Morgen dieses Flugzeug geflogen und hat die Delegation
abgeholt, aber beim Einsteigen beziehungsweise bei dem Versuch, wieder
loszufliegen, ist es dazu gekommen, dass das Flugzeug erneut ausgefallen
ist. Das ist bedauerlich. Ich kann mich auch nur beim Minister und der
Delegation entschuldigen.

Wir wissen, dass der Minister nach Hause unterwegs ist und die Delegation
vor Ort durch die Botschaft betreut wird. Grundsätzlich ist nämlich gerade
dieses Flugzeug, also diese "Global", ein Arbeitspferd und eines der
zuverlässigsten unserer Flotte.

Frage: Herr Fähnrich, wie wollen Sie denn erreichen, dass diese
Flugbereitschaft künftig verlässlicher sein wird?

Herr Müller hat sich ja auch schon sehr kritisch geäußert. Er hat gesagt,
das schade dem Ansehen Deutschlands als Spitzentechnologieland. Was wollen
Sie jetzt also konkret tun, damit das besser wird?

Fähnrich: Ich kann noch einmal wiederholen, was ich gerade gesagt habe,
nämlich was zu diesem Ausfall geführt hat. Das ist jetzt leider passiert.
Wir haben eben sehr schnell und auch sehr rasch reagiert. Die
entsprechenden Mittel standen zur Verfügung. Aber wenn Gepäck nicht ankommt
oder Zollbestimmungen dagegengesprochen haben, dann können wir das leider
von hier aus auch nicht beeinflussen. Somit war das auch nicht das
Verschulden der Luftwaffe oder der Flugbereitschaft, sondern das hat an
anderen Dingen gelegen.

Frage: Frau Alemany, es gibt Medienberichte darüber, dass es einen massiven
Anstieg der Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien gibt. Können Sie diese
Berichte bestätigen? Wenn ja, wie steht das im Einklang mit der
restriktiven Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung?

Alemany: Ich kann gerne etwas zur Rüstung sagen. Ich weiß jetzt nicht
genau, auf welche Berichte Sie sich beziehen; davon gibt es ja in der
Presse zurzeit verschiedene.

Es gibt zum einen die Zahl der tatsächlichen Ausfuhren im Jahr 2017. Die
Zahl der tatsächlichen Ausfuhren stimmt nicht mit der der
Rüstungsexportgenehmigungen überein, weil zwischen dem Jahr der Genehmigung
und dem Fertigstellen dieses Produkts - was ja, wenn wir einmal einen
Panzer oder ein U-Boot nehmen, mehrere Jahre dauert - oft ein zeitlicher
Abstand liegt. Wenn das Produkt dann irgendwann fertig ist und ausgeliefert
wird, landet das in diesen Zahlen der tatsächlichen Ausfuhren. Das ist
also, wenn Sie so wollen, politisch kein Gradmesser für die
Genehmigungspraxis der Bundesregierung.

Dann gibt es noch eine Kleine Anfrage von Herrn Nouripour. Die finden Sie
auch auf unserer Internetseite. Dabei ging es um vorläufige
Rüstungsgenehmigungszahlen für das Jahr 2018. Wir haben noch keine
endgültigen Zahlen; das werden wir - wie immer vor der Sommerpause - im
nächsten Rüstungsexportbericht vorlegen. Zu den vorläufigen Zahlen: Die
kann ich gerne bestätigen. Das finden Sie aber auch, wie gesagt, alles im
Detail auf unserer Homepage. 2018 gab es Rüstungsexportgenehmigungen für
Produkte mit einem Wert von 4,8 Milliarden Euro, und das entspricht einem
Rückgang um 1,42 Milliarden Euro gegenüber dem Vorjahr 2017.

Zusatzfrage: Heißt das, diese Meldung, dass es 2018 einen Anstieg der
Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien gab, können Sie so nicht bestätigen?

Alemany: Ich kann Ihnen sagen, dass wir seit dem vierten Quartal keine
Genehmigungen mehr für Saudi-Arabien erteilt haben. Die Zahlen für die
ersten drei Quartale habe ich jetzt nicht vorliegen.

Frage: An das BMJV: Vielleicht ist es an mir vorbeigegangen, aber ich
glaube, zum Ende des Jahres 2018 war eine Evaluation der sogenannten
Mietpreisbremse geplant. Ist das bereits passiert? Wenn nicht: Warum nicht,
und wann gedenkt das BMJV diese Evaluation zu veröffentlichen?

Steffen: Das ist richtig, das ist vorgesehen. Ich weiß jetzt nicht, was der
exakte Stand ist, trage das aber gerne - hoffentlich noch hier - nach.

Frage: An das BMF: Am Montag gibt es ein Treffen von Herrn Scholz mit
seinen Länderkollegen zum Thema Grundsteuer. Erwarten Sie da bereits eine
Grundsatzentscheidung?

Es gibt ja deutliche Kritik aus der Unionsfraktion an dem Modell von Herrn
Scholz. Wie stehen Sie dazu?

Fehling: Dazu kann ich darauf verweisen, dass sich der Minister gegenüber
der Presse gestern schon dazu geäußert hat. Das können Sie heute in
Medienberichten nachlesen. Dem habe ich hier nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Ist denn denkbar, dass es am Montag schon eine
Grundsatzentscheidung über ein Modell gibt? Oder sind Sie da eher
skeptisch?

Fehling: Wie gesagt, ich verweise gerne auf das, was der Minister dazu
gesagt hat. Auch zu dieser Frage hat er sich geäußert.

Frage: An die Bundesregierung: Das EU-Parlament hat sich vergangenen Montag
gegen den Bau der Gaspipeline Nord Stream 2 ausgesprochen. Können Sie diese
Kritik nachvollziehen und hat diese Kritik irgendwelche Konsequenzen?

SRSin Demmer: Die Haltung der Bundesregierung zum Projekt Nord Stream 2 hat
sich nicht verändert, ich kann sie aber gerne noch einmal vortragen: Nord
Stream 2 ist in erster Linie ein Projekt der Wirtschaft, darauf haben wir
hier mehrfach hingewiesen. Natürlich hat das Projekt auch eine politische
Dimension. In diesem Zusammenhang haben wir wiederholt betont, dass wir
Klarheit darüber brauchen, wie es mit der ukrainischen Transitrolle nach
2019 weitergehen soll. Das gilt nach wie vor.

Zusatz: Ja, aber Sie haben ja selber die politische Dimension erwähnt.
Offenbar ist der Widerstand gegen den Bau dieser Pipeline ja stärker. Das
ist ja diese politische Dimension.

SRSin Demmer: Ich habe dazu jetzt das gesagt, was ich Ihnen dazu zu sagen
habe.

Burger: Vielleicht darf ich das ganz kurz ergänzen. - Auch die europäische
Diskussion, die wir dazu führen, ist eine durchaus sehr differenzierte. Da
gibt es unter den EU-Mitgliedstaaten auch ein sehr differenziertes
Meinungsbild, weil natürlich die Frage der Versorgungssicherheit und die
Tatsache, dass bestimmte Gasquellen in der Nordsee auf absehbare Zeit nicht
mehr zur Verfügung stehen werden, nicht nur Deutschland betreffen. Insofern
ist das eine Diskussion, die wir mit unseren europäischen Partnern auch
ganz offen und sehr differenziert führen. Da ist Nord Stream nur eines von
vielen Themen.

Frage: An das BMJV zu § 219a: Wird weiter an einem Kompromiss
gearbeitet, und wie ist da jetzt der Zeitplan?

Steffen: Im Dezember 2018 ist man ja zusammengekommen und hat sich dort
auch geeinigt. Man hat dort auch gesagt, dass im Januar etwas vorgelegt
werden soll. Es ist noch Januar, und es wird zeitnah etwas vorgelegt
werden.

Frage: An das BMI: Es gibt in der Koalition Gespräche zum
Wahlrechtsausschluss von vollbetreuten Menschen mit schweren Behinderungen.
Im Koalitionsvertrag steht ja auch das Ziel, diesen Wahlrechtsausschluss
abzuschaffen. Die Gespräche kommen aber offenbar nicht voran. Was ist denn
da aus Sicht des BMI der Stand der Dinge? Wenn das bis zur Europawahl
umgesetzt werden soll, drängt die Zeit ja.

Ruwwe-Glösenkamp: Vielen Dank für die Frage. Sie haben recht, darüber gibt
es in der Tat Gespräche und Diskussionen. Mir liegt der ganz aktuelle Stand
nicht vor, und ich will Ihnen hier keinen alten Stand geben. Ich reiche das
aber gerne nach. Dazu haben wir bei uns auch etwas vorliegen.

Frage: An das Bundesverteidigungsministerium: Wann wird denn der
Abschlussbericht zum Moorbrand vorliegen? Der sollte ja eigentlich schon
Ende vergangenen Jahres vorliegen.

Fähnrich: Wir haben uns auf die Fahnen geschrieben, die Aufarbeitung dieses
Moorbrands so schnell wie möglich durchzuführen. Wir sind in der finalen
Erstellung dieses Abschlussberichtes. Es ist vorgesehen, dass der Bericht
dem Parlament und dann auch der Öffentlichkeit vorgestellt wird. Es wird
wahrscheinlich noch ein, zwei, drei Wochen dauern. Genau kann ich es nicht
sagen. Man muss beachten, dass eben nicht nur die Auswirkungen geprüft
werden; vielmehr wollen wir ja auch Vorschläge bringen, wie wir es besser
machen wollen. Dadurch sind eben nicht nur vor Ort die Kräfte gebunden,
sondern auch diejenigen, die sich mit der Planung beschäftigen, die es dann
ermöglicht, Gerätschaften zu investieren oder in der Organisation etwas zu
ändern. Das ist ein sehr komplexer Inhalt; deswegen lassen wir uns die
Zeit, um einen vernünftigen und validen Bericht vorzulegen.

Freitag, 11. Januar 2019

 * 
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FINANZEN/2204: Grundsteuer muss ertragssicher, einfach und gerecht sein


FDP-Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

WISSING: Grundsteuer muss ertragssicher, einfach und gerecht
sein



Zum Spitzentreffen zur Grundsteuerreform von Bundesfinanzminister
Olaf Scholz mit seinen Länderkollegen erklärt FDP-Präsidiumsmitglied
Dr. Volker Wissing:

"Herr Scholz wäre gut beraten, nicht auf Maximalforderungen zu
bestehen, sondern einen akzeptablen Kompromiss für alle Beteiligten
vorzulegen. Die Kritik der Landesfinanzminister nach dem
Spitzentreffen zeigt, dass er hiervon noch weit entfernt ist. Auch
die Bundesregierung kann kein Interesse daran haben, einen kommunalen
'Shutdown' zu riskieren. Statt ein einfaches und unbürokratisches
Modell auszuarbeiten, versucht sie im Zusammenhang mit der
Grundsteuerreform eine neue Neiddebatte loszutreten.

Die Grundsteuer muss ertragssicher, einfach zu erheben und gerecht
sein. Dem Bundesfinanzminister ist es dagegen gelungen, ein
Bürokratiemonster vorzuschlagen, das Wohnen verteuert und in der
Praxis kaum umsetzbar ist. Das zeigt, dass die Große Koalition wieder
einmal mit der Steuerpolitik überfordert ist. Sie ist auf bestem
Wege, bei der Grundsteuer ein ähnliches Chaos anzurichten, wie zuvor
bei der Erbschaftsteuer. CDU/CSU und SPD fehlt hier der
finanzpolitische Kompass."

 * 
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INNEN/4721: Rechtsextreme Verbindungen der AfD machen eine Beobachtung notwendig


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Januar 2019

KUHLE: Rechtsextreme Verbindungen der AfD machen eine Beobachtung
notwendig



Zur Entscheidung des Bundesamtes für Verfassungsschutz, die AfD als
Prüffall einzustufen, erklärt der innenpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Konstantin Kuhle:

"Mit seiner Entscheidung hat das Bundesamt für Verfassungsschutz
endlich Klarheit geschaffen. Die Verbindungen der AfD ins
rechtsextreme Milieu machen eine Beobachtung absolut notwendig. Die
wesentliche Auseinandersetzung mit der AfD muss allerdings auch
weiterhin im Parlament stattfinden. Hier sind alle demokratischen
Fraktionen in der Pflicht. Dass die Chefs der Landesämter für
Verfassungsschutz von einem 'vorschnellen Alleingang' von BfV-Chef
Haldenwang sprechen und sich übergangen fühlen, belegt einmal mehr,
dass Deutschland reif ist für eine Föderalismusreform III im Bereich
der Inneren Sicherheit. Dazu sollten Bund und Länder schnellstmöglich
eine Kommission einsetzen, die entsprechende Vorschläge entwickelt."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/1506: Prinzip des Förderns und Forderns hat sich bewährt


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Januar 2019

KOBER: Prinzip des Förderns und Forderns hat sich bewährt



Zur Verhandlung des Bundesverfassungsgerichts über die
Hartz-IV-Sanktionen erklärt der sozialpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Pascal Kober:

"In der Debatte über die Hartz-IV-Sanktionen wird das Bild verzerrt.
Lediglich drei Prozent der Leistungsbezieher werden überhaupt
sanktioniert, beispielsweise weil sie Terminen unentschuldigt
fernbleiben. Ehrlich betrachtet zeigt das: Die Mitarbeiter in den
Jobcentern setzen Sanktionen sehr umsichtig und verantwortungsvoll
ein. Die niedrige Zahl belegt auch, dass die Anforderungen und
Pflichten zur Mitwirkung den Einzelnen nicht überfordern. Im
Gegenteil, die geringe Sanktionsquote ist der Beleg, dass sich das
Prinzip des Förderns und Forderns bewährt hat. Das Fordern selbst
fördert die Menschen. Im Übrigen dürfen wir nicht vergessen, dass
Solidarität keine Einbahnstraße ist. Den Sanktionen für
Meldeversäumnisse entspricht die sanktionsbewehrte Pflicht, Steuern
und Abgaben zu entrichten."

 * 
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VERKEHR/580: Eine bessere Bahn wird es nur durch mehr Wettbewerb geben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Januar 2019

SITTA: Eine bessere Bahn wird es nur durch mehr Wettbewerb
geben



Zum Bahn-Spitzentreffen
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Frank Sitta:

"Das Krisentreffen des Bundesverkehrsministers mit den Spitzen der
Bahn hat bisher keine Lösungen gebracht und wird jetzt einfach
vertagt. Es ist klar: Die Bundesregierung hat die Probleme bei ihrem
Staatsunternehmen viel zu lange schleifen lassen. Das Ergebnis sind
Schulden, Verspätungen und immer schlechtere Qualität für die Kunden.
Um dringend notwendige Zukunftsinvestitionen zu tätigen, brauchen wir
Finanzierungsmodelle, die den Einsatz von Steuermitteln verhindern
und die Eigenwirtschaftlichkeit des Fernverkehrs auf der Schiene
ermöglichen. Die Prüfung des Verkaufs von Arriva kann hier nur der
erste Schritt sein. Die Erlöse müssen dringend in die Digitalisierung
der Schieneninfrastruktur sowie in neue Züge investiert werden. Eine
bessere Bahn wird es schlussendlich nur durch mehr Wettbewerb im
Schienenverkehr geben. Dazu müssen endlich grundsätzliche
Strukturreformen durchgeführt werden, an deren Ende die Trennung von
Netz und Betrieb steht."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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WIRTSCHAFT/3012: Kohle-Gipfel muss auf Marktwirtschaft setzen und Zukunftsperspektiven schaffen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Januar 2019

THEURER: Kohle-Gipfel muss auf Marktwirtschaft setzen und
Zukunftsperspektiven schaffen



Zum Kohle-Gipfel erklärt
der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Bundeskanzlerin Merkel muss beim Kohle-Gipfel auf
marktwirtschaftliche Instrumente setzen und Zukunftsperspektiven für
die Menschen in den Kohleregionen schaffen. Denn das rein
planwirtschaftliche Abschalten von Kohlekraftwerken ist ein Irrweg,
womit nicht eine Tonne CO2 eingespart werden wird. Das CO2 wird dann
einfach in einem anderen europäischen Land emittiert. So führt die
Abschaltung zu einem Milliardenschaden, ohne etwas für den
Klimaschutz zu erreichen. Deshalb muss der EU-Emissionshandel
gestärkt werden und ein globaler CO2-Zertifikatehandel das Ziel sein:
Dieser würde Kohle perspektivisch unwirtschaftlich machen und echte
Anreize setzen, CO2 einzusparen. Und zwar dort, wo es am günstigsten
ist. Um den Strukturwandel in den Kohleregionen sozial zu gestalten,
ist es wichtig, die Menschen nicht alleine zu lassen. Es müssen
Rahmenbedingungen für neue Jobs und Wirtschaftswachstum geschaffen
werden, etwa durch digitale Freiheitszonen, die es ermöglichen, die
Regionen zu Innovations- und Forschungsstandorten umzubauen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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WIRTSCHAFT/3011: Für Portoerhöhungen fehlen der Post die Argumente


FDP-Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

BEER: Für Portoerhöhungen fehlen der Post die Argumente



Zum Vorhaben der Deutschen Post, das Porto für Sendungen zu erhöhen,
erklärt FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Wenn die Post das Porto für Standardbriefe wirklich von 70 auf 80
Cent erhöht, muss sie sich fragen lassen, womit sie diese starke
Erhöhung rechtfertigt. Der vermeintlich drastische Rückgang von
Briefsendungen, der teilweise als Argument angeführt wird, ist bei
der Post nicht erkennbar. Auch steigende Personalkosten sind bei den
mittlerweile über 20.000 Subunternehmen, die die Post für sich
arbeiten lässt, kein stichhaltiges Argument. Die Vermutung liegt
nahe, dass durch eine Erhöhung des Portos andere Bereiche des
Unternehmens quersubventioniert werden sollen.

Nach der deutlichen Erhöhung auf 70 Cent vor 4 Jahren wäre ein
erneuter Anstieg der Portopreise unfair für die Bürgerinnen und
Bürger. Gerade Ehrenamtliche und Vereine träfe dies enorm, denn sie
sind aus verwaltungstechnischen Gründen auf Briefsendungen
angewiesen. Eine Portoerhöhung, vor allem in einer solchen Größe, ist
für die Freien Demokraten deshalb nicht gerechtfertigt. Stattdessen
sollte der Bund endlich seine Anteile an der Post wie auch an der
Telekom verkaufen, um eine bessere Kontrolle durch effiziente
Aufsicht zu erreichen und die erlösten Einnahmen in die digitale
Infrastruktur investieren."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Telefon: 030 - 28 49 58 41, Fax: 030 - 28 49 58 42

E-Mail: presse@fdp.de

Internet: www.fdp.de
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HAMBURG/4627: Hungerstreik für Menschenrechte - LINKE fordert Engagement (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 15. Januar 2019

Hungerstreik für Menschenrechte: LINKE fordert Engagement



Die kurdische Abgeordnete der HDP und ehemalige Bürgermeisterin von
Diyarbakir, Leyla Güven befindet sich seit 8. November (also seit 69
Tagen) im Gefängnis im Hungerstreik. Sie fordert die Aufhebung der
Isolation des kurdischen Politikers Abdullah Öcalan, den seit 2011
keine Anwält_innen besuchen konnten und dessen Bruder in den letzten
zwei Jahren lediglich 15 Minuten Zeit für einen Besuch zugestanden
wurden. Leyla Güven wurde am 22. Januar 2018 wegen ihrer Kritik an der
Invasion der türkischen Armee in den nordsyrischen Kanton Afrin
festgenommen und inhaftiert.

Dazu erklärt Martin Dolzer, europapolitischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Die Abgeordnete der
türkischen Nationalversammlung Leyla Güven fordert mit der Aufhebung
der Isolation von Abdullah Öcalan ein Menschenrecht ein. Der
Europarat, die Bundesregierung und der Hamburger Senat müssen sich
gegenüber der Regierung Erdogan sofort mit allen Mitteln für die
Aufhebung der Isolation Abdullah Öcalans einsetzen. Anstatt der
Diktatur weiter Waffen zu liefern und die wirtschaftliche
Zusammenarbeit fortzusetzen hieße das, unverzüglich Gespräche auf
allen Ebenen zu führen: im Europarat, von Regierung zu Regierung und
durch Einbestellung der Generalkonsulin in Hamburg. Dabei muss
klargestellt werden, dass es keine normalen Beziehungen mit dem Land
am Bosporus geben kann, wenn die Menschenrechte nicht eingehalten
werden - insbesondere in Bezug auf zehntausende politische Gefangene
und den Politiker Öcalan, der sich seit Jahren für einen
Friedensprozess in der Türkei und dem Mittleren Osten einsetzt."

Ein Hungerstreik sei das letzte Mittel von politischen Gefangenen, um
Grundrechte und Menschenrechte einzufordern, so Dolzer. "Leyla Güven
ist inhaftiert, weil sie sich für den Frieden und gegen den
völkerrechtswidrigen Krieg in Afrin eingesetzt hat. Ihr Leben muss
gerettet werden. Zudem ist notwendig, die Freiheit aller inhaftierten
kurdischen Parlamentarier_innen und Bürgermeister_innen zu erwirken
und dem Diktator Erdogan die Grenzen aufzuzeigen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4626: U5 - Beteiligung gut, Innenstadt ohne Haltestelle merkwürdig (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 15. Januar 2019

U5: Beteiligung gut, Innenstadt ohne Haltestelle merkwürdig



Der Senat hat heute die Machbarkeitsuntersuchung sowie die
Bürger_innenbeteiligung für den mittleren Abschnitt der neuen
U 5-Strecke vorgestellt. "Die Anstrengungen des Senats zur
Bürger_innenbeteiligung finde ich gut. Entscheidend wird die Frage
sein, ob die Bürger_innen nur mitreden oder auch was verändern
können", meint Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Bedenklich
finde ich die Haltung des Ersten Bürgermeisters. Die
umweltfreundlichen ÖPNV-Nutzer_innen sollen unter die Erde verbannt
werden, damit der oberirdische Straßenraum frei wird für die
Autofahrer_innen und den Wirtschaftsverkehr. Jeglichen Gedanken an die
Stadtbahn lehnt Tschentscher ab. Wann befreit er sich mal aus den
Scholz'schen Denkverboten, frage ich mich."

Da die U5 am Jungfernstieg nur schlecht an die anderen U-Bahnen
anzubinden sei, soll es hier keine Haltestelle geben. Alternativ soll
es bahnsteiggleiche Umsteigemöglichkeiten zu anderen U-Bahnen am
Hauptbahnhof und am Stephansplatz geben. "Damit dürfte Hamburg die
erste Stadt weltweit sein, die eine U-Bahn unter der Innenstadt ohne
Halt plant. Angesichts der am Hauptbahnhof bereits überlasteten Linien
U1, U2 und U4 ist fraglich, ob diese noch zusätzliche Fahrgäste der U5
aufnehmen können", so Sudmann weiter.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3243: Bundesverfassungsschutz setzt starkes Signal gegen Rechtsextremismus (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 15. Januar 2019

Dirk Friedriszik: Bundesverfassungsschutz setzt starkes Signal gegen Rechtsextremismus



Bundesverfassungsschutz setzt starkes Signal gegen Rechtsextremismus
Das Bundesamt für Verfassungsschutz stuft die AfD bundesweit als einen
Prüffall für eine mögliche Beobachtung ein.

Dazu erklärt der Abgeordnete der SPD-Landtagsfraktion und Mitglied der
parlamentarischen Kontrollkommission Dirk Friedriszik:

"Es ist ein starkes Signal gegen Rechtsextremismus, den Bundesamtes
für Verfassungsschutz mit seiner Ankündigung aussendet. Einzelne zum
Teil hochrangige Vertreter der Partei waren in der Vergangenheit immer
wieder mit unerträglichen Äußerungen aufgefallen und haben zu einer
Spaltung der Gesellschaft beigetragen. Das muss endlich aufhören. Doch
ich warne davor, sich jetzt von der AfD einlullen zu lassen, wenn die
nun eine interne Sprachpolizei aktiviert, um der Beobachtung zu
entgehen. Die Ziele der Partei bleiben weiter nationalistisch und
antieuropäisch und gefährden damit die friedliche Entwicklung Europas.
Das hat der Parteitag in Riesa ganz deutlich gezeigt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5023: Schulbau-Förderung (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.01.2018

Schulbau-Förderung

Gordon Schnieder: "Land schmückt sich mit Schulbau-Programm, dessen
Auszahlung an die Kommunen ungewiss ist"



Zu den Berichten im SWR und in der Allgemeine Zeitung, wonach das Land
Rheinland-Pfalz in seinem aktuellen Schulbauprogramm Bauprojekte
landesweit mit 60 Mio. Euro fördert, erklärt der kommunalpolitische
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Gordon Schnieder:

"Jahr für Jahr hören wir von hohen zweistelligen Förderprogrammen des
Landes für den Schulbau unserer Städte und Landkreise. Die Wahrheit
ist, dass das Land hier erneut in erster Linie Ankündigungspolitik
betreibt.

Aufgrund zahlreicher Gesprächen mit Landräten, Oberbürgermeistern und
Bürgermeistern in Rheinland-Pfalz können wir davon ausgehen, dass das
Land bei den Kommunen mit über 150 Mio. EUR an Fördermitteln für
genehmigte Schulbaumaßnahmen in der Kreide steht. Es gibt Fälle, die
bis 2009 zurückreichen.

Es ist ein weiterer Fall, der zeigt, dass es der Landesregierung an
Wertschätzung und verlässlicher Unterstützung für Städte und
Landkreise fehlt. Ganz konkret bringt es die Kommunen in finanzielle
Bedrängnis, da die Fördermittel bei allen Schulbau-Projekten Grundlage
der Finanzierung sind.

Bevor sich die Landesregierung und einzelne Abgeordnete nun mit neuen
Ankündigungen schmücken, fordern wir die Landesregierung dringend auf,
zu ihrem Wort zu stehen und die seit Langem zugesagten Mittel
auszubezahlen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5022: Ausstattung der Polizei (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.01.2018

Ausstattung der Polizei

Matthias Lammert: "Streifenpolizisten dürfen bei Neuanschaffung von
Waffen nicht unberücksichtigt bleiben"



Anlässlich der heute in der Rheinpfalz veröffentlichten Absichten des
Innenministeriums, Mitteldistanzwaffen nur für das
Sondereinsatzkommando und das Mobile Einsatzkommando anzuschaffen,
erklärt der innenpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion Matthias
Lammert:

"Streifenpolizisten sind in den allermeisten Fällen die ersten an
einem Tatort. Treffen sie dort auf schwer bewaffnete organisierte
Kriminelle oder eine Terrorlage, müssen sie in der Lage sein, rasch zu
reagieren. Wenn erst auf Sonderkommandos gewartet werden muss, bringt
dies Betroffene in vermeidbare Gefahren. Deshalb müssen auch
Streifenpolizisten wie die Sonderkommandos Zugriff auf ein Sturmgewehr
haben. Daher hat die CDU-Fraktion in den jüngsten Haushaltsberatungen
4 Mio. Euro zusätzlich für die Anschaffung von Mitteldistanzwaffen für
den Streifendienst vorgesehen. Andere Bundesländer gehen diesen Weg
bereits. Die Landesregierung jedoch hat diesen Vorschlag abgelehnt -
kein gutes Signal für die Sicherheit unserer Bürger und Polizisten!"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2234: Fotografieren in Zeiten des Datenschutzes (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 04 / Dezember 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Fotografieren in Zeiten des Datenschutzes

Innen- und Rechtsausschuss nimmt neue EU-Verordnung unter die Lupe



Wann und wen darf man fotografieren? Diese Frage treibt viele
Menschen um, seit die Europäische Union im Mai 2018 die
Datenschutzregeln verschärft hat. Die neue Datenschutzgrundverordnung
(DSGVO) schreibt vor, dass "die betroffene Person ihre Einwilligung
zur Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten" geben
muss. Was bedeutet das für Hobby-Knipser und für Berufsfotografen,
wenn sie in der Straße oder auf der grünen Wiese auf den Auslöser
drücken - und es laufen Menschen durchs Bild? Darüber hat sich der
Innen- und Rechtsausschuss Mitte November mit Fachleuten ausgetauscht,
nachdem die SPD die Debatte im Sommer angestoßen hatte.


Fünf Erkenntnisse:



1.) Keine Gefahr fürs Familienalbum





Es handele sich um ein "heiß diskutiertes Thema", bemerkt
Schleswig-Holsteins Datenschutzbeauftragte Marit Hansen. Bei ihrer
Behörde seien "ganz viele Nachfragen" eingegangen. Die Datenschützerin
stellt in vielen Fällen eine "Überreaktion" fest, denn: "So viel hat
sich nicht geändert." Das private Bilderalbum und die heimische
Festplatte bleiben weitgehend unberührt, betont Hansen. Im Urlaub oder
bei der Einschulung der Kinder dürfe man die Kamera nach wie vor
einsetzen - solange die Bilder privat bleiben und nicht etwa auf
Facebook oder Instagram auftauchen.



2.) Die Presse hat Befürchtungen





Es herrschten "Unsicherheit und Handlungsbedarf", unterstreicht
Bettina Neitzel, Landesgeschäftsführerin des Deutschen
Journalistenverbandes (DJV). Der SPD-Abgeordnete Stefan Weber hatte
bereits im Juni gewarnt: Es bestehe "ein großes Risiko, sich durch das
Fotografieren von Straßenszenen, Sehenswürdigkeiten oder Volksfesten,
auf denen Personen erkennbar abgelichtet wurden, Unterlassungs- und
Schadensersatzansprüchen auszusetzen". Der DJV pocht auf
"Rechtssicherheit für das Fotografieren in der Öffentlichkeit" und das
"Recht auf freie Meinungsäußerung und Informationsfreiheit". Für die
Medien wird es besonders heikel, wenn Kinder im Bild sind oder wenn
die Presse über ein Gerichtsverfahren berichtet. Bei diesen Fällen
setzt die DSGVO besonders hohe Hürden.



3.) Manche Fotografen geben auf





Für Berufsfotografen sei die Lage ebenfalls schwierig, berichtet David
Seiler. Der Rechtsanwalt vertritt den Berufsverband Freie Fotografen
und Filmgestalter. Er moniert "Auswüchse wie das Fotografierverbot bei
Einschulungen oder das Schwärzen von Gesichtern bei Aufnahmen von
Kindergartengruppen". Unter diesen Vorsichtsmaßnahmen leide seine
Branche, so Seiler: "Fotografen verlieren Aufträge oder sie wissen
nicht, wen sie ablichten dürfen, wenn sie für eine Veranstaltung
gebucht werden." Mehr noch: "Einige Fotografen haben ihre Webseiten
geschlossen, andere gar den Beruf aufgegeben".



4.) Berlin könnte Klarheit schaffen





Wie könnte die Lösung aussehen? Die DSGVO enthält eine
Öffnungsklausel, die es den EU-Mitgliedsstaaten erlaubt, eigene
Regelungen für Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Wissenschaft und Kunst
zu treffen. Der Bund macht davon bislang jedoch keinen Gebrauch.
Berlin sei der Auffassung, dass das mehr als 100 Jahre alte
Kunsturhebergesetz ausreiche, stellt Haimo Schack fest, Professor für
Europäisches Recht an der Uni Kiel. Das Gesetz aus dem Jahr 1907 ist
nach seiner Überzeugung jedoch nicht mehr geeignet, um in der heutigen
Zeit die "Kommunikationsfreiheit" und die "Freiheit des öffentlichen
Raums" zu gewährleisten. Schack ruft die Landtagsabgeordneten auf,
über den Bundesrat Druck zu machen und auf eine moderne Bestimmung für
ganz Deutschland zu drängen. Auch Stephan Holowaty (FDP) sieht den
Bund "in der Pflicht, die bestehenden Verunsicherungen durch die DSGVO
aufzulösen".



5.) Auch die Länder haben Möglichkeiten





Lars Harms (SSW) schlägt einen anderen Weg vor: "Wenn der Bund nicht
in die Hufe kommt", sei auch eine landesrechtliche Regelung möglich
- zumal Kultur und Presse in die Hoheit der Länder fielen. Dieser
Schritt hätte allerdings eine weitreichende Folge, wie die Fachleute
betonen: Es gäbe dann womöglich in den Bundesländern 16
unterschiedliche Foto-Gesetze - und das sei für die Internetauftritte
von Medien oder Bildanbietern höchst unpraktisch.

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 04 / Dezember 2018, S. 12

Mit freundlicher Genehmigung des Herausgebers:

Der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Landtages

Schleswig-Holsteinischer Landtag

Referat für Öffentlichkeitsarbeit und Veranstaltungsmanagement

Düsternbrooker Weg 70, 24105 Kiel

Telefon: (0431) 988-0

E-Mail: registratur@landtag.ltsh.de

Internet: www.sh-landtag.de
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AUSSEN/1599: SPD-Bundestagsfraktion ist bestürzt über den Tod des Danziger Bürgermeisters Pawel Adamowicz


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Januar 2019

Arbeitsgruppen: Außenpolitik, Angelegenheiten der Europäischen Union

SPD-Bundestagsfraktion ist bestürzt über den Tod des Danziger Bürgermeisters Pawel Adamowicz



Dietmar Nietan, zuständiger Berichterstatter;

Axel Schäfer, zuständiger Berichterstatter;

Johannes Schraps, zuständiger Berichterstatter:

Der Danziger Stadtpräsident Pawel Adamowicz war gestern bei einer
öffentlichen Veranstaltung niedergestochen worden. Heute erlag er
seinen schweren Verletzungen.

"Wir sind zutiefst bestürzt über die Nachricht vom Tod des Danziger
Bürgermeister Pawel Adamowicz, der gestern bei einer öffentlichen
Veranstaltung niedergestochen wurde und heute seinen schweren
Verletzungen erlegen ist. Unser tief empfundenes Beileid gilt allen
voran seiner Familie und seinen Freunden sowie auch der Stadt Danzig
und unserem Nachbarland Polen, das von dieser entsetzlichen Tat
erschüttert ist.

Pawel Adamowicz war ein engagierter, progressiver Bürgermeister. Viele
von uns durften ihn als stets verlässlichen Partner und als Freund
eines lebendigen deutsch-polnischen Austauschs kennenlernen. Er war
Europäer durch und durch. Er wird fehlen.

Dieser traurige Tag ruft uns vor Augen, dass es jenseits politischer
Streitigkeiten Werte gibt, die auch Menschen unterschiedlichster
Meinungen miteinander verbinden können: Menschlichkeit, Anstand und
Toleranz. Dafür stand auch Pawel Adamowicz."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Januar 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69
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FINANZEN/1839: Steuersenkungen kein Garant für brummende Wirtschaft


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Finanzen

Steuersenkungen kein Garant für brummende Wirtschaft



Wiebke Esdar, zuständige Berichterstatterin:

Union, FDP und Wirtschaftslobby begründen ihre Forderung nach einer
vollständigen Abschaffung des Soli neuerdings mit der Möglichkeit
eines Wirtschaftsabschwungs. Steuersenkungen für Reiche sind aber kein
Garant für eine brummende Wirtschaft. Eine Komplettstreichung wäre
wirtschaftlich kontraproduktiv. Die SPD-Bundestagsfraktion hält an dem
im Koalitionsvertrag vereinbarten Abbau des Soli ab 2021 fest.

"Die SPD-Bundestagsfraktion bleibt bei dem im Koalitionsvertrag
festgeschrieben schrittweisen Abbau des Soli. Es ist wirtschaftlich
sinnvoll und gerecht, den Soli zunächst für 90 Prozent der Betroffenen
abzuschaffen. Die große Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger wird
keinen Soli mehr bezahlen. Die Entlastung wird zehn Milliarden Euro
pro Jahr betragen.

Ein Staat, der dem Handwerk und der Wirtschaft eine gute Zukunft
garantieren will, investiert in Bildung, in Verkehrsinfrastruktur und
in Digitalisierung. Dieser Staat sorgt durch Investitionen für weniger
Bürokratie, mehr Innovationen und die besten Fachkräfte von morgen.
Das alles kostet Geld. Und genau dieses Geld würde uns durch die
vollständige Abschaffung des Soli fehlen.

Die Komplettstreichung des Soli wäre wirtschaftlich kontraproduktiv.
Mit Steuersenkungen bewahrt man kein Unternehmen vor einem möglichen
Abschwung. Die Formel, wer viel hat, dem werde gegeben, hat in der
Vergangenheit nicht zu einer positiveren Wirtschaftsentwicklung
geführt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/878: Section Control startet - ein wichtiger Schritt für die Verkehrssicherheit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Section Control startet - ein wichtiger Schritt für die Verkehrssicherheit



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin;

Elvan Korkmaz, zuständige Berichterstatterin:

Auf einer über zwei Kilometer langen Strecke bei Laatzen südlich von
Hannover gibt es erstmals durch eine automatisierte Kontrolle eine
Messung der Durchschnittsgeschwindigkeit. Mit dem heutigen Tag müssen
somit Autofahrende in Deutschland damit rechnen, in die sogenannte
Section Control zu geraten und dass entsprechende Tempoverstöße auf
dieser Grundlage geahndet werden. In den letzten vier Wochen wurde das
System bereits im Probelauf getestet und ist nun scharf gestellt.

"2017 starben bei Verkehrsunfällen auf deutschen Landstraßen 1.795
Menschen. Häufige Unfallursache ist überhöhte Geschwindigkeit. Nur
durch regelmäßige Kontrollen steigt der Druck, sich an die Regeln zu
halten. Deshalb ist Section Control ein wichtiges Instrument, um auch
über längere Strecken die Verkehrssicherheit zu gewährleisten. Der
Testlauf in Laatzen ist der erste deutschlandweit seiner Art. In
vielen europäischen Nachbarländern gehört Section Control hingegen
schon zum Alltag im Straßenverkehr.

Es ist gut, dass nach einem sehr langen Vorlauf nun die offenen Fragen
unter anderem beim Datenschutz gelöst werden konnten und die
Durchschnittsgeschwindigkeitskontrolle nun wirklich in der Praxis
erprobt werden kann. Bisherige Erfahrungen mit dieser Technik im
Ausland zeigen, dass der Verkehr über die Strecke der Kontrolle hinweg
deutlich gemäßigt wird und so auch Unfälle vermieden werden können.
Nach Ablauf des Testlaufs im Sommer 2020 sollte auf Grundlage der
Ergebnisse eine möglichst schnelle Ausweitung ermöglicht werden."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1848: Ecuador - Parlament berät über Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Ecuador

Fokus: SDGS (Nachhaltigkeitsziele)

Parlament berät über Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs



(Mexiko-Stadt, 3. Januar 2019, cimacnoticias) - Das Parlament von
Ecuador hat Anfang Januar über Pläne zu einer Lockerung des
Abtreibungsverbots diskutiert. Diese sind Teil einer Initiative zur
Reform des Strafrechts, zu der auch andere Themen wie die Bekämpfung
von Korruption oder die Verwendung von Cannabis zu therapeutischen
Zwecken gehören.

In Ecuador erlaubt das aktuelle Recht die Abtreibung aus zwei Gründen:
Wenn das Leben der Frau in Gefahr ist, oder wegen Vergewaltigung einer
Frau mit einer Behinderung. Die Justizkommission des Parlaments ist
nach längeren Beratungen zu einem Vorschlag über die Erweiterung der
Gründe gekommen.


Forderung nach generellem Recht auf Abtreibung nach
Vergewaltigung

Feministinnen und internationale Organisationen in Ecuador hatten sich
dafür eingesetzt, generell das Recht auf Abtreibung wegen
Vergewaltigung in Artikel 150 aufzunehmen. Die Zeitung "El Comercio"
zitierte die Delegierte von UN Women, Bibiana Aido Almagro, mit den
Worten, das geltende Gesetz spreche nicht einmal ein Prozent des
Problems an.

Die Kommission der Vereinten Nationen für die Beseitigung jeder Form
von Diskriminierung der Frau (CEDAW) forderte Ecuador schon im Februar
2015 auf, die Abtreibung bei Vergewaltigung, Inzest und schweren
Missbildungen des Fötus zu entkriminalisieren. Die Justizkommission
des Parlaments in Quito hat nun vorgeschlagen, den Abbruch zu
legalisieren, wenn die Schwangerschaft durch Inzest, sexuelle
Beziehungen zwischen Minderjährigen und Erwachsenen, oder einer
Insemination ohne Einverständnis zustande gekommen ist; außerdem, wenn
der Fötus schwere Missbildungen aufweist.


Höchste Schwangerschaftsrate von Jugendlichen in
Lateinamerika

Mehrere Sachverständige erläuterten auf Einladung der Abgeordneten
ihre Standpunkte. Die Vertreterin der Organisation "Rescate Escolar",
Sybel Martínez, erklärte, Ecuador sei das Land mit der höchsten
Schwangerschaftsrate von Jugendlichen in Lateinamerika. Daher
unterstützte sie die Entkriminalisierung der Abtreibung.

Der Delegierte von "Mujeres con Voz", Bernarda Ordóñez, sagte, dass
die Verteidigung des Lebens keine Rechtfertigung sein könne, um eine
Frau nach einer Vergewaltigung zu zwingen, eine Schwangerschaft
aufrechtzuerhalten. Auf der anderen Seite forderte Martha Villafuerte
vom Familiennetzwerk aus Guayaquil "Respekt für das Leben ab dem
Zeitpunkt der Empfängnis", und ein "Gesetz, das die Familie schützt".

Auf den Zuschauerrängen der Nationalversammlung und außerhalb des
Gebäudes zeigten Abtreibungsgegner*innen und Befürworter*innen ihre
blauen und grünen Tücher. Die Pro-Life-Strömung wird von der
katholischen Kirche in Ecuador stark unterstützt. Sie lehnt eine
Ausweitung der Gründe für eine Abtreibung ab.

Marcela Aguiñaga, Präsident des Justizausschusses des Parlaments,
erklärte, die Reform berücksichtige die Empfehlungen von
Menschenrechtskommissionen wie die der CEDAW, von UNICEF und den
Vereinten Nationen und betonte, die Initiative habe zum Ziel,
Vergewaltigungsopfer nicht zu reviktimisieren und die Todesrate unter
den Betroffenen zu verringern.


Ein Minimum für Frauen in Ecuador

Organisationen, die sich für die reproduktiven Rechte von Frauen
einsetzen, lancierten eine Kampagne auf Twitter unter dem
Hashtag #Déjamedecidir (Lass mich entscheiden), um zu fordern, dass
Frauen und Mädchen, die Opfer sexueller Gewalt sind, nicht länger
gezwungen werden, ungewollte Schwangerschaften fortzusetzen. Eine
Abtreibung wegen Vergewaltigung wäre "ein Minimum für Frauen in
Ecuador", schrieb die feministische Organisation Surkuna [1].

Die Präsidentin der Nationalversammlung, Elizabeth Cabezas, sagte
gegenüber dem Radiosender Pública, dass sie erwartet, dass die
Abgeordneten die Strafrechtsreform in den ersten fünf Monaten des
Jahres billigen werden.


Anmerkung:


[1] http://surkuna.org/sitio/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/parlament-beraet-ueber-entkriminalisierung-des-schwangerschaftsabbruchs/
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MELDUNG/639: Craft-Bier kühl lagern und möglichst frisch konsumieren (idw)


Leibniz-Institut für Lebensmittel-Systembiologie - 14.01.2019

Craft-Bier kühl lagern und möglichst frisch konsumieren



Eine neue Untersuchung des Leibniz-Instituts für
Lebensmittel-Systembiologie an der TU München (Leibniz-LSB@TUM) zeigt:
Craft-Bier sollte man unbedingt kühl lagern und so frisch wie möglich
konsumieren. Laut Studie hat kühl gelagertes Bier bereits nach drei Monaten
über ein Drittel eines wichtigen Hopfengeruchsstoffs eingebüßt, der das
typische Aroma vieler Craft-Biere prägt. Eine Lagerung bei Raumtemperatur
lässt den Gehalt dieser Substanz noch deutlicher sinken.

Martin Steinhaus und Klaas Reglitz vom Leibniz-LSB@TUM veröffentlichten
ihre Ergebnisse kürzlich in der Fachzeitschrift BrewingScience,
doi.org/10.23763/BRSC18-13STEINHAUS.

Craft-Bier nicht nur in den USA beliebt

Craft-Bier spielt vor allem in den USA eine große Rolle, wird aber auch in
Deutschland zunehmend beliebt. Nicht nur die handwerkliche Herstellung,
sondern auch ein starkes Hopfenaroma zeichnet viele Craft-Biere aus.
Letzteres erzielen Braumeister durch eine zusätzliche, späte Hopfenzugabe
zum jungen Bier. Bei dieser sogenannten "Kalthopfung" spielt eine Substanz
mit dem komplizierten Namen 4-Mercapto-4-methylpentan-2-on eine besondere
Rolle. Ihr Geruch erinnert an schwarze Johannesbeeren. Pro Liter reichen
schon wenige milliardstel Gramm (ng) des Geruchsstoffs aus, um das
Bieraroma maßgeblich zu beeinflussen. Wie frühere Analysen der beiden
Wissenschaftler belegen, enthalten insbesondere einige neue amerikanische
Hopfensorten größere Mengen dieser Substanz. Dazu zählen Sorten wie Citra,
Eureka, Simcoe und Apollo.

Was sich verändert, wenn das Bier altert

Die Aromaforscher Steinhaus und Reglitz haben nun erstmals quantitativ
bestimmt, wie sich der Gehalt der geruchsaktiven Verbindung während der
Bierlagerung verändert. Hierzu verwendeten sie eine von ihnen eigens für
den Nachweis dieser Substanz entwickelte, hochempfindliche Analysemethode.
Die Forscher untersuchten sowohl gefiltertes als auch ungefiltertes
kaltgehopftes Craft-Bier. Während des Untersuchungszeitraums von sechs
Monaten lagerten die Forscher das Bier durchgehend bei fünf bzw. 20 Grad
Celsius.

Zu Untersuchungsbeginn enthielt das gefilterte Bier 22 ng/kg der
geruchsaktiven Hopfenverbindung. Der Gehalt im ungefilterten Bier lag mit
15 ng/kg etwas niedriger. Nach drei Monaten bei fünf Grad Celsius hatte
sich der Gehalt auf 59 bzw. 67 Prozent des Ursprungsgehalts vermindert.
Lagerte das Bier bei 20 Grad Celsius, waren die Verluste deutlich größer.
Der Gehalt verringerte sich in diesem Fall sogar auf 30 bzw. 40 Prozent.
Nach weiteren drei Monaten Lagerzeit waren die Konzentrationen in allen
Proben noch deutlicher gesunken, zum Teil auf nur noch 2 ng/kg.

"Wer ein Bier mit kräftigem Hopfenaroma bevorzugt, sollte Craft-Bier also
nicht lange lagern", folgert Reglitz, der in Weihenstephan Brauwesen und
Getränketechnologie studiert hat.

Craft-Bier und deutsches Reinheitsgebot, wie passt das zusammen?

"Craft-Bier oder auf Deutsch 'handwerklich' gebraute Biere haben wir in
Bayern eigentlich schon immer gehabt. Sie werden nach dem deutschen
Reinheitsgebot gebraut. Das heißt, der Brauer darf nichts anderes
verwenden als Malz, Hopfen, Wasser und Hefe", sagt Studienleiter
Steinhaus. Reglitz ergänzt: "Um dennoch ohne weitere Zutaten einzigartige
Charakterbiere zu schaffen, braucht es umfangreiche Kenntnisse. Man muss
beispielsweise wissen, welche geruchsaktiven Verbindungen in den
verschiedenen Hopfensorten enthalten sind, wie hoch ihr Gehalt ist, wie
sie das Bieraroma beeinflussen und wie sie sich während des Brauprozesses
und der Lagerung verändern."


Originalpublikation:

Reglitz K, Lemke N, Hanke S and Steinhaus M (2018)

BrewingScience 71: 96-99.

On the behavior of the important hop odorant
4-mercapto-4-methylpentan-2-one (4MMP) during dry hopping and during
storage of dry hopped beer

doi.org/10.23763/BRSC18-13STEINHAUS;

https://www.brewingscience.de/index.php?tpl=table_of_contents&year=2018&edition=0011%252F0012&article=92220

Ergänzende Literatur:

Reglitz K, Steinhaus M (2017)

J Agric Food Chem 65: 2364-2372.

Quantitation of 4-methyl-4-sulfanylpentan-2-one (4MSP) in hops by a stable
isotope dilution assay in combination with GC×GC-TOFMS: method development
and application to study the influence of variety, provenance, harvest
year, and processing on 4MSP concentrations

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2252
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MELDUNG/639: Mindesthaltbarkeitsdatum fördert Lebensmittelverschwendung (VZHH)


Verbraucherzentrale Hamburg - 15. Januar 2019

Zu gut zum Wegwerfen: Mindesthaltbarkeitsdatum fördert
Lebensmittelverschwendung. Mehr Verbraucheraufklärung erforderlich.

Tafel Deutschland, Wiener Tafel und Verbraucherzentrale Hamburg starten
Aktionen gegen Lebensmittelverschwendung



In Deutschland landen jährlich mindestens 11 Millionen Tonnen Lebensmittel
im Müll statt auf dem Essenstisch (Quelle: BMEL, ohne Sektor
Landwirtschaft). Ein Großteil der Verschwendung könnte vermieden werden. In
Österreich sind es 760.000 Tonnen, rund 577.000 davon gelten als
vermeidbar. Besonders der falsche Umgang mit dem Mindesthaltbarkeitsdatum
(MHD) trägt erheblich zur Lebensmittelverschwendung bei.

Tafel Deutschland e.V., die Wiener Tafel und die Verbraucherzentrale
Hamburg starten gemeinsam eine Aktion zur Reduzierung von
Lebensmittelverschwendung. Im Fokus steht die Verbraucheraufklärung zum MHD
und die Frage: Kann ein Produkt mit abgelaufenem MHD noch bedenkenlos
verzehrt werden?

"Das Mindesthaltbarkeitsdatum ist kein Verbrauchsdatum! Lebensmittel können
noch Tage, Wochen oder sogar Monate nach dessen Ablauf haltbar sein. Mit
unserer Aktion möchten wir die Menschen ermutigen, wieder auf ihre Sinne zu
vertrauen, zu riechen, zu schmecken, einfach zu probieren, ob etwas noch
gut ist oder nicht. Hier besteht viel Diskussionsbedarf, das zeigt unser
veröffentlichtes Plakat zum MHD, das mittlerweile ein absoluter Internethit
geworden ist. Knapp 2 Millionen Menschen haben es in den Sozialen Medien
gesehen, Tausende diskutieren darüber", sagte Jochen Brühl, Vorsitzender
von Tafel Deutschland e.V.

Dr. Alexandra Gruber, Geschäftsführerin der Wiener Tafel und Obfrau des
Verbands der österreichischen Tafeln, fügt hinzu: "Mit unseren
Untersuchungsergebnissen zur Haltbarkeit von verschiedenen Lebensmitteln
hat die Wiener Tafel einen Nerv getroffen. Wir haben sie mit der Tafel
Deutschland als Grundlage für das Poster gerne geteilt und freuen uns, dass
unsere Erkenntnisse noch breitere Kreise ziehen können. Denn neben dem
Teilen von Lebensmitteln ist das Teilen von Wissen ein Grundprinzip der
Tafel-Bewegung. Unseren Ehrenamtlichen, unseren Partnern und den Menschen,
die wir unterstützen, ist es bewusst: Das Mindesthaltbarkeitsdatum ist eine
Orientierungshilfe, genauso wichtig ist die Kontrolle der Genießbarkeit mit
den eigenen Sinnen - Schauen, Riechen, Fühlen, Schmecken".

"Aus Angst vor Gesundheitsgefahren werfen viele Menschen leider immer
wieder einwandfreies Essen in den Müll", ergänzt Silke Schwartau, Leiterin
der Abteilung Ernährung und Lebensmittel bei der Verbraucherzentrale
Hamburg. "Dabei muss man keine Angst vor Lebensmittelinfekten haben, wenn
man seinen eigenen Sinnen vertraut. Doch viele Verbraucherinnen und
Verbraucher sind diesbezüglich unsicher. Eine Checkliste, die wir
veröffentlicht haben, hilft Ratsuchenden, besser zu erkennen, ob ein
Lebensmittel noch gut ist oder in die Tonne gehört. Diese praktischen
Informationen finden sich nun auch im Flyer der Tafel Deutschland wieder.
Das freut uns!"

Ergänzend zum Plakat gibt ein Flyer Auskunft zum Thema
Mindesthaltbarkeitsdatum. Dieser steht in Kürze in mehreren Sprachen zur
Verfügung. Zudem wird das Thema MHD in der Wanderausstellung "Love the
waste" aufgegriffen, die seit Mitte 2018 durch Deutschland tourt.

Im Jahr 2019 werden Tafel Deutschland e.V. und die Partner weitere
Maßnahmen zur Vermeidung von Lebensmittelverschwendung auf den Weg bringen.


Lebensmittel retten, Zeit schenken: Die Tafeln. 

Die über 940 gemeinnützigen Tafeln in Deutschland sammeln einwandfreie
überschüssige Lebensmittel von Herstellern und Händlern und verteilen diese
regelmäßig an 1,5 Millionen bedürftige Menschen in Deutschland. Damit
schaffen sie eine Brücke zwischen Überfluss und Mangel. Mit rund 60.000
Ehrenamtlichen, die sich bei den Tafeln engagieren, sind die Tafeln eine
der größten sozial-ökologischen Bewegungen in Deutschland. Organisiert sind
die Tafeln im Dachverband Tafel Deutschland e. V.

20 Jahre Wiener Tafel: versorgen statt entsorgen 

Die Wiener Tafel ist ein spendenfinanzierter Sozial- und Umweltverein, der
mit seinen vier Hilfslieferwagen und dem TafelHaus am Großmarkt Wien
täglich bis zu vier Tonnen überschüssige Lebensmittel, die nicht mehr für
den Verkauf bestimmt sind und daher vernichtet würden, von etwa 150
Unternehmen einsammelt. Diese Produkte werden von den rund 400
ehrenamtlichen MitarbeiterInnen der Wiener Tafel unverzüglich und kostenlos
an 100 Sozialeinrichtungen im Großraum Wien verteilt, wo sie 20.000
armutsbetroffenen Menschen zu Gute kommen. Die Wiener Tafel hilft die
Umwelt zu schonen, wertvolle Ressourcen zu bewahren und Müllberge zu
vermeiden. Soziale Einrichtungen können ihr Lebensmittel-Angebot für
Bedürftige abwechslungsreicher und gesünder gestalten. Die Wiener Tafel
unterstützen ist ganz einfach: Mit einem Euro Spende kann die Wiener Tafel
bis zu zehn Armutsbetroffene mit Lebensmitteln versorgen! 

www.wienertafel.at

Verbraucherzentrale Hamburg 

Die Verbraucherzentrale Hamburg ist die Interessenvertretung aller
Verbraucherinnen und Verbraucher. Sie setzt sich öffentlich - gegenüber der
Politik, den Behörden, der Wirtschaft - und mit rechtlichen Mitteln für
einen wirksamen wirtschaftlichen und gesundheitlichen Verbraucherschutz
ein. Sie bietet unabhängige Beratung, Information und Verbraucherbildung zu
zahlreichen Themen, unter anderem aus dem Bereich Lebensmittel + Ernährung.
Mit Informationskampagnen leistet der gemeinnützige Verein seit Jahren
Aufklärungsarbeit, um die Verschwendung von Lebensmitteln zu reduzieren.


www.vzhh.de/lebensmittelrettung
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ARBEIT/2896: Betriebsratsarbeit in Zeiten zunehmender Flexibilisierung (idw)


Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO - 14.01.2019

Betriebsratsarbeit in Zeiten zunehmender Flexibilisierung

Neue Studie zeigt aktuelle Herausforderungen flexibler Arbeitsmodelle für
Betriebsräte



Freiheit oder doch Entgrenzung? Nicht immer ist es für Betriebsräte
leicht, mit der zunehmenden Flexibilisierung in ihrem Betrieb umzugehen.
Das Fraunhofer IAO veröffentlicht gemeinsam mit dem Institut für
Arbeitswissenschaft und Technologiemanagement IAT der Universität
Stuttgart eine von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Studie zum Thema
Flexibilisierung aus Sicht des Betriebsrats.

Eine räumlich und zeitlich flexibler arbeitende Belegschaft verändert
zunehmend das klassische Betriebsbild. Die neu erschienene Studie
»Betriebsratsarbeit in Zeiten zunehmender Flexibilisierung - eine Analyse
des verarbeitenden Gewerbes auf Basis der IG Metall-Beschäftigtenbefragung
2016« beleuchtet die Erwartungen, Erfahrungen und Sichtweisen von
Betriebsräten zum Thema Flexibilisierung. Sie basiert auf den Ergebnissen
der IG Metall-Betriebsrätebefragung 2016, an der sich mehr als 2000
Betriebsräte unterschiedlicher Betriebe beteiligt haben.

Flexibilisierung verändert den Betrieb und damit auch die Arbeit
des Betriebsrats

Flexibilisierung verändert nicht nur die Arbeitswelt der Beschäftigten,
sondern eben und gerade auch die ihrer betrieblichen Interessenvertretung.
Betriebsratsarbeit findet heute schon in veränderten Rahmenbedingungen
statt und diese werden sich durch die Flexibilisierung weiter verändern.
So kann ein hoher Grad an Flexibilisierung etwa dazu führen, dass der
persönliche Kontakt zu den Beschäftigten erschwert wird, sich dadurch
entscheidende formelle und informelle Kommunikationsmöglichkeiten zwischen
den Beschäftigten und dem Betriebsrat verringern und die
Betriebsratsarbeit letztlich deutlich negativ beeinträchtigt wird. Diese
Befürchtung hat gemäß der IG Metall-Betriebsrätebefragung 2016 knapp die
Hälfte aller Betriebsräte.

»Betriebsratsarbeit bedeutet, Hand-in-Hand mit den Beschäftigten
gemeinsame Ziele zu verfolgen. Damit dies gut funktioniert, ist ein
stetiger Austausch und ein entsprechendes Vertrauensverhältnis zwischen
dem Betriebsrat und den Beschäftigten erforderlich. Je flexibler ein
Betrieb aufgestellt ist, umso schwieriger wird es für Betriebsräte, mit
den Beschäftigten in gutem Kontakt zu bleiben. Sie müssen daher neue
Kommunikationswege erschließen, die auch in einer stark flexiblen
Arbeitswelt funktionieren«, kommentiert der Studienautor Alexander Piele.

Geteiltes Meinungsbild bei der eigenen Vorbereitung auf die
Flexibilisierung

Insgesamt fühlt sich nur ein Viertel der befragten Betriebsräte soweit
gerüstet, dass man den kommenden Herausforderungen der Flexibilisierung
seitens des Gremiums entspannt entgegensehen würde. Die Gründe dafür
reichen von fehlendem Wissen zu einzelnen Bereichen der Flexibilisierung
bis hin zu erkannten Hürden bei der Bewältigung eines möglichen
Mehraufwands bei der Betriebsratsarbeit.

»Die Themen rund um die flexiblen Arbeitsmodelle werden immer komplexer.
Neben umfangreichen Rechtskenntnissen müssen Betriebsräte Wege finden,
schnell und flexibel zu reagieren. Betriebsratsarbeit ist daher auch stark
von einer intakten und effizienten Zusammenarbeit der Betriebspartner
abhängig«, fasst Christian Piele, einer der Autoren, die Ergebnisse zu den
Herausforderungen rund um die Flexibilisierung zusammen.

Die dritte von insgesamt drei Studien zum Thema Flexibilisierung bildet
den Abschluss des Projekts LAIF »Leben und Arbeiten in Flexibilität«, das
durch die Hans-Böckler-Stiftung gefördert wird.


Originalpublikation:

Piele, Alexander; Piele, Christian:

Betriebsratsarbeit in Zeiten zunehmender Flexibilisierung.

Eine Analyse des verarbeitenden Gewerbes auf Basis der IG
Metall-Betriebsrätebefragung.

Stuttgart 2016

http://publica.fraunhofer.de/documents/N-484357.html


Weitere Informationen unter:

https://www.iao.fraunhofer.de/lang-de/presse-und-medien/aktuelles/2096-betriebsratsarbeit-in-zeiten-zunehmender-flexibilisierung.html

https://www.businessmanagement.iao.fraunhofer.de/de/leistungsangebot/flexible-arbeitsformen.html

https://www.businessmanagement.iao.fraunhofer.de/de/projekte/Forschungsverbundprojekte/LAIF.html#tabpanel-1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution300

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO, 14.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2353: Altmaier - Abwärmeoffensive verbindet Klimaschutz und Wettbewerbsfähigkeit (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 15. Januar 2019

Altmaier: "Abwärmeoffensive verbindet Klimaschutz und Wettbewerbsfähigkeit"



Das Förderprogramm "Abwärmenutzung in gewerblichen Unternehmen" ist
erfolgreich. Die rund 1.300 angestoßenen Projekte werden nach ihrer
Umsetzung ab dem Jahr 2020 jährlich 1,4 Millionen Tonnen CO2
einsparen. Das übertrifft das Ziel von jährlich 1 Million Tonnen CO2
deutlich.

Bundesminister Peter Altmaier: "Abwärme ist kein Abfall, ihre Nutzung
kann sowohl dem Klimaschutz als auch der Wettbewerbsfähigkeit dienen.
Deshalb fördern wir über 1.300 Unternehmen, darunter auch
energieintensive, die Abwärme aus Produktionsprozessen nutzen. Das
Förderprogramm setzt intelligente Anreize und hat großen Erfolg: Die
Unternehmen sparen damit 1,4 Millionen Tonnen CO2 ein - die Hälfte
mehr als ursprünglich anvisiert. Ökologie und Ökonomie können Hand in
Hand gehen."

Mit dem Förderprogramm hat das BMWi im Mai 2016 eine Offensive
gestartet, fossile Brennstoffe, die damit verbundenen CO2-Emissionen
und gleichzeitig Energiekosten einzusparen. Das damit angestoßene
Investitionsvolumen beläuft sich auf rund 2,5 Milliarden Euro. Das
Programm trägt damit nicht nur in erheblichem Umfang zum Klimaschutz,
sondern auch wirksam zur Modernisierung und Stärkung des
Investitionsstandorts Deutschland bei.

Bis 2030 könnten durch die effektive Nutzung von Abwärme zusätzlich
bis zu 15 Millionen Tonnen klimaschädliches CO2 eingespart werden. Die
Abwärmenutzung bietet damit enorme Potentiale zur Erreichung der
Klimaschutzziele im industriellen Bereich.

Die Förderung der Abwärmenutzung ist zum 1. Januar 2019 in das neue
Förderprogramm "Energieeffizienz und Prozesswärme aus erneuerbaren
Energien in der Wirtschaft - Zuschuss und Kredit" überführt worden. In
diesem Programm wurde die Förderung der Energieeffizienz für
Unternehmen gebündelt, vereinfacht und anwenderfreundlich gestaltet.
Neben der Abwärmenutzung können in dem neuen Förderprogramm auch eine
Reihe weiterer Effizienzmaßnahmen als Einzelmaßnahme, aber auch
gebündelt als Paket zur energiebezogenen Optimierung von
Produktionsprozessen gefördert werden.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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GEWERKSCHAFT/1771: Flughafen-Sicherheitskräfte - Arbeitgeber müssen verhandlungsfähiges Angebot vorlegen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. Januar 2019

ver.di fordert: Arbeitgeber müssen verhandlungsfähiges Angebot
vorlegen - Sicherheitskräfte an acht Flughäfen im Warnstreik



Berlin - Am heutigen Donnerstag, dem 15. Januar 2019, sind auf acht
Flughäfen, in Frankfurt/Main, Hannover, Bremen, Hamburg, München,
Leipzig/Halle, Dresden und Erfurt seit den frühen Morgenstunden
Beschäftigte privater Sicherheitsunternehmen in den Warnstreik getreten.
Die Streikbeteiligung ist dabei an allen Standorten sehr hoch. Zu den
Aktionen, die bis in die Nacht, zum Teil in den Abend andauern
werden, hatte die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)
aufgerufen. Durch den Warnstreik kommt es auf allen Flughäfen zu
einem massiv eingeschränkten Flugverkehr. Aufgrund der vorzeitigen
Streikankündigungen konnten sich jedoch viele Fluggäste auf die
schwierige Situation einrichten.

Die Warnstreiks stehen im Zusammenhang mit bislang vier erfolglosen
bundesweiten Tarifverhandlungen zwischen dem Bundesverband der
Luftsicherheitsunternehmen (BDLS) und ver.di. Erste Warnstreiks hatte
es bereits in der vergangenen Woche zunächst an den Berliner
Flughäfen, danach in Düsseldorf, Köln-Bonn und Stuttgart gegeben. Da
auch auf diese Warnsignale keine Reaktion der Arbeitgeber erfolgte
und ein verbessertes Angebot weiterhin ausblieb, wurden die Aktionen
mit den heutigen Streiks auf acht Flughäfen ausgeweitet.

"Die Warnstreiks sind die Antwort auf das bisher unzureichende
Angebot der Arbeitgeber. Sie machen sehr deutlich, dass die
Beschäftigten hinter ihren Forderungen stehen und massiv dafür
eintreten", betont ver.di-Verhandlungsführer Benjamin Roscher.

ver.di-Bundesvorstandsmitglied Ute Kittel wies darauf hin, dass
ver.di immer betont habe, dass sie verhandlungsbereit seien, sobald
die Arbeitgeber ein deutlich verbessertes und damit
verhandlungsfähiges Angebot vorlegen würden. "Leider ist noch immer
keine Reaktion von Seiten der Arbeitgeber in diese Richtung gekommen.
Wir erwarten, dass sie ihre starre Haltung aufgeben und die
Forderungen der Beschäftigten ernst nehmen." Weitere
Beeinträchtigungen im Flugverkehr seien nur zu vermeiden, wenn die
Arbeitgeber nun unverzüglich ein deutlich verbessertes Angebot
vorlegen.

Trotz bislang erfolgter vier Verhandlungsrunden seit dem Herbst
letzten Jahres konnte bisher keine Einigung erzielt werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.01.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1770: Papierindustrie - Vierte Runde der Tarifverhandlungen ergebnislos vertagt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. Januar 2019

Papierindustrie: Vierte Runde der Tarifverhandlungen ergebnislos
vertagt



Berlin - Im Tarifkonflikt zwischen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und den Arbeitgebern in der
Papierverarbeitung ist die vierte Verhandlungsrunde für die rund 100.000
Beschäftigten der Branche ergebnislos vertagt worden. "Die Verhandlungen
sind zäh. Die Arbeitgeber haben bis zuletzt an ihrer Forderung nach
Öffnungsklauseln festgehalten", sagte der stellvertretende
ver.di-Vorsitzende und Verhandlungsführer Frank Werneke. "Die
Beschäftigten, die tagtäglich in den Betrieben ihre Leistung bringen,
erwarten mehr: gutes Geld für gute Arbeit." Die Arbeitgeber hätten in
dieser Verhandlungsrunde jedoch die Chance vertan, diese Erwartungen
zu erfüllen.

Wie schon in der vergangenen Verhandlungsrunde lag auch diesmal das
wesentliche Interesse der Vertreter des Hauptverbandes Papier- und
Kunststoffverarbeitung (HPV) darin, weitreichende Öffnungsklauseln
durchzusetzen. Diese sollen die Möglichkeit bieten, mit Betriebsräten
zu vereinbaren, den Zeitpunkt jeder Stufe der tarifvertraglich
vereinbarten Entgeltsteigerungen um sechs Monate nach hinten zu
verschieben. Gleichzeitig blieben die Arbeitgeber auch bei ihrem
Entgeltangebot weit hinter den ver.di-Erwartungen zurück.

Die Tarifverhandlungen sollen am 19. Februar fortgesetzt werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.01.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INTERNATIONAL/260: Lockerung des Waffenbesitzes in Brasilien - Gewinner und Verlierer (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Lockerung des Waffenbesitzes in Brasilien: Gewinner und 
Verlierer

Von Leonardo Fernandes



(São Paulo, 3. Januar 2018, Brasil de Fato) - "Jemanden zu
töten wäre unmöglich, wenn jede Kugel den Preis einer Yacht hätte."
Dieser Satz stammt nicht etwa von einem Experten für Öffentliche
Sicherheit. Er stammt aus dem Lied "La Bala" der puerto-ricanischen
Band Calle 13. Kritisiert wird hier, wie Gewalt von der
Waffenindustrie heruntergespielt und sogar befürwortet wird. Die neue
Regierung Brasiliens sieht das anders. Am 29. Dezember, zwei Tage vor
seinem Amtsantritt als Präsident, kündigte Jair Bolsonaro in den
sozialen Medien an, er wolle die Bestimmungen zum Waffenbesitz per
Dekret lockern und damit auch das Abrüstungsgesetz von 2003 ändern.
Die Maßnahme betrifft den Besitz von Waffen, genaugenommen die
Aufbewahrung in den eigenen vier Wänden; das Tragen von Waffen und
sich bewaffnet an öffentlichen Orten zu bewegen, bleibt weiterhin nur
bestimmten Gruppen vorbehalten. Dazu zählen Polizei und Streitkräfte
sowie Angestellte im privaten Sicherheitssektor, deren Waffenbesitz
ordnungsgemäß erfasst werden muss. "Mit einem Dekret wollen wir
Bürgern ohne Vorstrafen den Waffenbesitz und die Registrierung der
Waffe ohne Zeitbegrenzung ermöglichen", twittert Bolsonaro. In der
Kolumne Painel der Tageszeitung Folha de São Paulo heißt es,
die Maßnahme werde von dem ehemaligen Bundesrichter und aktuellen
Justizminister Sérgio Moro unterstützt.


Das Abrüstungsgesetz von 2003

Nach aktueller Rechtslage dürfen in Brasilien Erwachsene über 25 Jahre
Waffen besitzen, wenn sie einer regelmäßigen Arbeit nachgehen, sie
nicht vorbestraft sind und ihnen kein laufendes rechtliches Verfahren
anhängt. Das Gesetz zur Abrüstung fordert außerdem einen Nachweis über
die technischen und psychologischen Voraussetzungen, um adäquat mit
einer Waffe umgehen zu können sowie über die Notwendigkeit ihres
Besitzes. Ein früheres Dekret, welches sich auf dieses Gesetz bezieht,
verlangt zudem alle fünf Jahre eine Erneuerung der Genehmigung.

Guilherme Paiva, Anwalt des Brasilianischen Instituts für
Kriminalwissenschaften [1] erklärt, dass der Präsident den Inhalt des
Gesetzes zur Abrüstung gar nicht per Dekret ändern könne. Dafür
zuständig sei der Nationalkongress. Er könne allerdings die Zeitspanne
neu bestimmen, nach der die Genehmigung erneuert werden muss: "Viele
der aktuellen Richtlinien finden sich im Abrüstungsgesetz. Um
gesetzliche Normen zu verändern, muss Bolsonaro dem Kongress einen
Gesetzesvorschlag vorlegen, der dann darüber abstimmt. Es gibt noch
weitere Regelungen, die per Dekret erlassen wurden. Eine bezieht sich
auf die Bedingungen für die Rücknahme der Waffenerlaubnis. Die
rechtlichen Voraussetzungen bleiben die gleichen, denn das Dekret kann
das Abrüstungsgesetz nicht aushebeln."


600.000 Waffen vernichtet

Das Institut Sou da Paz [2] befasst sich mit Themen der Öffentlichen
Sicherheit und beobachtet die Umsetzung des Gesetzes zur Abrüstung.
Kurz nach den Wahlen im Oktober 2018 veröffentlichte das Institut
folgende Stellungnahme: "Wir haben unsere Arbeit 1999 aufgenommen.
Eine Studierendenkampagne für Abrüstung hatte dazu geführt, dass das
Land mehr als 600.000 Waffen vernichtet hat und die Mordrate zum
ersten Mal rückläufig war, nachdem sie über zwanzig Jahre lang
jährlich gestiegen war. Es stimmt vielleicht, dass eine Waffe alleine
nicht morden kann. Doch es steht fest, dass es ohne eine Waffe noch
viel schwieriger ist, jemandem das Leben zu nehmen." Ivan Marques, der
leitende Direktor des Instituts erklärt, er halte Veränderungen der
aktuellen Vorschriften für den Besitz von Schusswaffen nicht für
notwendig. Vielmehr gelte es, die Richtlinien des Gesetzes für
Abrüstung tatsächlich umzusetzen, da dies in der Praxis noch nicht
vollständig geschehen sei: "So wie sie sind, erscheinen mir die
Vorschriften angebracht. Man muss einen psychologischen Test bestehen.
Dabei wird man von einem Experten der Bundespolizei einer Beurteilung
unterzogen, um die psychische Eignung bescheinigt zu bekommen. Das
finde ich absolut sinnvoll in Anbetracht der wöchentlichen Attentate
in den USA oder auch hier in Brasilien. Das ist ein wichtiger Filter
um zu verhindern, dass Waffen in die Hände von Verrückten fallen.
Außerdem wird die körperliche Verfassung getestet. Das ist das gleiche
wie die Führerscheinprüfung, nur eben für eine Waffe. Für mich sind
das alles vertretbare Maßnahmen und ich sehe keinen Sinn darin, diese
zu lockern", sagt Ivan Marques. Der Vorschlag des Präsidenten Jair
Bolsonaro, Schusswaffen ohne Zeitbegrenzung zu registrieren, entziehe
dem Staat jede Kontrolle über den Umlauf der Waffen und erleichtere so
den illegalen Handel, so Marques und weiter: "Wenn der Präsident diese
dauerhafte Registrierung ankündigt, gibt er die Kontrolle über die
Waffe und deren Benutzer*innen ab. Wenn der brasilianische Staat den
Leuten erlaubt, Waffen zu Hause zu haben, dann gerät das völlig außer
Kontrolle."

Für Guilherme Paiva ist die Kürze eines Tweets nicht ausreichend, um
eine Maßnahme mit solch schwerwiegenden Auswirkungen zu erklären:
"Wird es eine einzige Anmeldung ohne Zeitbegrenzung und keine weitere
Kontrolle dieser Waffe geben? Wie wird sie registriert? Wird das auf
einen permanenten Besitz hinauslaufen und liegt die Verantwortung für
die Waffe bei der Person, die die Waffe registriert hat? Wird dieser
Besitz an eine lebendige Person gebunden sein? Was passiert, wenn der
Besitzer der Waffe stirbt, verfällt die Registrierung? Es gibt also
eine Reihe von Fragen, auf die dieser Tweet keine Antwort gibt."


Die Waffenlobby

Das Institut Sou da Paz hat eine Untersuchung durchgeführt, bei der
auf Daten des Obersten Wahlgerichts über die Finanzierungsquellen der
Wahlkampagnen 2014 zurückgegriffen wurde. Zu dem Zeitpunkt war die
Finanzierung durch Unternehmen noch gestattet. Der Studie zufolge
lagen die Spenden der Waffenindustrie für die Parlamentswahlen bei
1,91 Mio. Real (ca. 450.000 Euro). Diese Summe wurde an insgesamt 36
Kandidat*innen für verschiedene politische Posten verteilt. Unter
anderem profitierte von diesen Mitteln der aktuelle Minister im
Präsidialamt der Bolsonaro-Regierung Onyx Lorenzoni. Er erhielt
100.000 Real (ca. 24.000 Euro) von der Waffenindustrie. Als er die
Zuwendungen erhielt, wurde Lorenzoni zum Bundesabgeordneten der
liberal-konservativen Partei Democratas DEM gewählt.

Gleich einen Tag nach dem Amtsantritt der neuen Regierung 2019 stiegen
die Aktienkurse des brasilianischen Schusswaffenherstellers Taurus um
ganze 50 Prozent an. Die Nachrichtenredaktion von Brasil de Fato
kontaktierte deswegen die Assistenz des Präsidialamtsministers Onyx
Lorenzoni, doch bis Redaktionsschluss erhielt sie keine Antwort.


Weniger Tote durch erschwerten Zugang zu Waffen

Im ersten Jahr der Regierung des ehemaligen Präsidenten Luiz Inácio
Lula da Silva wurde eine Volksbefragung zur Abrüstung in Brasilien
durchgeführt. Ivan Marques betont jedoch, dass es dabei nicht wie
angekündigt um die Kontrollrichtlinien ging, sondern um das Verbot,
mit Waffen und Munition zu handeln. Der Gesetzesvorschlag wurde von 63
Prozent der Bevölkerung abgelehnt. Die weiteren Richtlinien, die im
Gesetz zur Abrüstung festgelegt sind, blieben unangetastet.

Eine Studie mit dem Namen "Waffenkontrolle in Brasilien - Ein weiter
Weg" [3], die das Institut Sou da Paz in Zusammenarbeit mit der
Friedrich-Ebert-Stiftung durchgeführt hat, zeigt die Auswirkungen
eines eingeschränkten Zugangs zu Schusswaffen auf: "Das Gesetz zur
Abrüstung war ein ausschlaggebender Faktor beim Rückgang der Toten
durch Schusswaffen, deren Zahl zuvor rasant anstieg. In den Jahren
1993 bis 2003 stieg die Tötungsrate bei Verbrechen mit Schusswaffen
pro 100.000 Einwohner*innen jährlich um etwa 6,9 Prozent. Seit das
Gesetz zur Abrüstung 2004 in Kraft getreten ist, ging die
Wachstumsrate auf 0,3 Prozent pro Jahr zurück", so die Studie.

Die Studie zeigt außerdem die Auswirkungen der Waffengewalt auf das
staatliche Gesundheitssystem. Laut Daten des Gesundheitsministeriums
belaufen sich die Kosten für Klinikaufenthalte wegen Verletzungen
durch Schusswaffen auf 44 Mio. Real (etwa 10,3 Mio. Euro).


Anmerkungen:

[1] https://www.ibccrim.org.br/

[2] http://www.soudapaz.org/

[3] http://www.soudapaz.org/upload/pdf/controle_de_armas_no_brasil_o_caminho_a_seguir_isdp_fes_nov2015.pdf
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STANDPUNKT/050: SGB II-Sanktionen sind unvereinbar mit dem Grundgesetz (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Caritas: SGB II-Sanktionen sind unvereinbar mit dem Grundgesetz



Berlin/Karlsruhe, 15. Januar 2019. Leistungskürzungen beim ALG II sind -
zumindest in der aktuellen Ausgestaltung - nicht mit dem Grundgesetz
vereinbar, macht der Deutsche Caritasverband (DCV) in einer Stellungnahme
deutlich, die er für das Bundesverfassungsgericht abgegeben hat. "Es gibt
einen verfassungsrechtlichen Anspruch auf die Zusicherung eines
menschenwürdigen Existenzminimums", betont Caritas-Präsident Peter Neher.

Eine Reform der Sanktionsregelungen im SGB II ist aus Sicht des DCV längst
überfällig. Besonders hart treffen die Sanktionen Jugendliche unter 25
Jahre. Für sie gelten härtere Strafen als für Erwachsene. "Das führt dazu,
dass viele Jugendliche den Kontakt zum Jobcenter abbrechen, häufig
vollständig aus dem Sicherungssystem herausfallen und keine Hilfsangebote
mehr wahrnehmen. Ein fataler Domino-Effekt für das Leben der Jugendlichen",
so Neher.

Die Beratungsstellen der Caritas kennen die Auswirkungen und Folgen von
Sanktionen. Wenn bei einer Vollsanktion jegliche Leistung entfällt, wird
häufig genau das Gegenteil dessen bewirkt, was mit der Sanktion erreicht
werden soll: die Eingliederung in Arbeit und damit die Überwindung der
Hilfebedürftigkeit.

Die Caritas lehne Sanktionen nicht grundsätzlich ab, der Gesetzgeber sei
aber bei der Ausgestaltung dessen, was eingefordert werden darf, zu weit
gegangen, so der DCV. "Besonders kritisch ist die vorübergehende Streichung
der Leistungen für die Kosten der Unterkunft (KdU). Im schlimmsten Fall
kann dies dazu führen, dass die Betroffenen auf der Straße stehen und
wohnungslos werden", unterstreicht Neher.

Deshalb brauche es dringend flexiblere Möglichkeiten der Entscheidung für
die Sachbearbeitung in den Jobcentern. Die Minderung der Unterkunftskosten
müsse ebenso ausgeschlossen werden wie die verschärften Sanktionen für
junge Menschen.

Das A und O einer erfolgversprechenden Hilfe, um den Teufelskreis von
Erwerbslosigkeit und SGB-II-Leistungsbezug zu durchbrechen, sei eine
intensive, individualisierte Beratung. In jedem Einzelfall müsse
ausreichend verständlich über die Rechtsfolgen von Versäumnissen informiert
werden. "Dies ist umso dringlicher, wenn man bedenkt, dass fast 80 Prozent
der Sanktionen wegen verpasster Termine ausgesprochen werden", so Neher.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin
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INTERNATIONAL/364: Mexiko - Suchtrupp findet mehr als 200 Knochensplitter in Sinaloa (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Suchtrupp findet mehr als 200 Knochensplitter in Sinaloa



(Mexiko Stadt, 4. Januar 2019, desinformémonos) - Die Frauengruppe
'Sabuesos Guerreras' (etwa: kämpferische Spürhunde) hat den Fund von
mehr als 200 Knochensplittern in der Umgebung der mexikanischen
Gemeinde La Presita im Norden der Hauptstadt Culiacán des
Bundesstaates Sinaloa gemeldet. Die Frauen hatten sich auf die Suche
gemacht, nachdem einen anonymen Anruf erhalten hatten.

Der Anruf erfolgte am Morgen, und nach mehreren Stunden Arbeit
entdeckte man am Nachmittag gegen drei Uhr die Knochen. Nach Angaben
der Wochenzeitschrift Ríodoce ist es der erste Fund der Gruppe in
diesem Jahr. Im Juni 2018 fanden die 'Sabuesos Guerreras' mehr als
5.000 Knochenreste in der Umgebung von Aguaruto, einer kleinen Stadt
westlich von Culiacán.
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/363: Kolumbien - Weiter Morde an Aktivist*innen (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Weiter Morde an Aktivist*innen



(Bogotá, 6. Januar 2019, colombia informa/poonal) - In den frühen
Morgenstunden des 6. Januars sind Bewaffnete in ein Haus in San Isidro
nahe der nordkolumbianischen Stadt Santa Marta eingedrungen und haben
die bekannte Aktivistin Maritza Quiroz Leiva erschossen. Quiroz war
Mitglied des Opferkomittees der Hauptstadt der Provinz Magdalena.
Außer Quiroz sind in Kolumbien bis zum 6. Januar landesweit bereits
weitere fünf Aktivisten erschossen worden.

Quiroz war eine engagierte Verfechterin für die Rückgabe von Land, die
sich besonders für Bäuer*innen und Indigene des Departments Magdalena
einsetzte. Sie lebte selbst mit neun weiteren Frauen auf einem
Landstück, dass ihnen von der Regierung zur Verfügung gestellt worden
war. Die fünffache Mutter war vor Jahren selbst vertrieben worden und
musste zudem die Ermordung ihres Mannes erleben. "Wir zählen weiter
die Toten, während der Staat und seine Institutionen eiskalt das
Massaker ignorieren, dem die Bevölkerung zum Opfer fällt" schrieb die
Aktivistin Victoria Sandino auf Twitter. Von der Regierung hatte
zunächst nur Vizepräsidentin Marta Lucía Ramírez den Mord an Quiroz
verurteilt. Inzwischen [1] steht ihre Familie unter Polizeischutz.

Nach Angaben der Zeitung El Espectado [2] hat in der Gegend um Santa
Marta die paramilitärische Gruppe Los Pachencas das Sagen. Die Gruppe
ist ein Überbleibsel der offiziell 2006 demobilisierten AUC und aus
der Frente Tayrona hervorgegangen. Nach Erkenntnissen des
Innenministeriums sind Angehörige des Exkommandanten des Frente
Tayrona auch bei den Pachencas aktiv. Eins ihrer Ziele ist die
Verhinderung der Rückgabe von Land.


Regierung will keine Systematik erkennen

Die kolumbianische Karibikregion ist einer der Brennpunkte für
politisch motivierte Morde. Seit der Unterzeichnung des
Friedensvertrags am 24. November 2016 sind in diesem Teil Kolumbiens
bereits 31 Aktivist*innen ermordet worden, wie Federico Giraldo vom
Bildungszentrum Cinep erklärte. Für die linke Senatorin Aída Avella
[3] ist klar, dass die Morde systematisch sind: "Es gibt einen Plan,
um soziale Führungspersonen im ganzen Land zu ermorden", so Avella.
Das allerdings wird von der Regierung bestritten. "Wir können nicht
sagen, dass es systematisch ist", erklärte Innenministerin Nancy
Patricia Gutiérrez im September 2018; "es gibt (dafür) verschiedene
Gründe in den besonders von Gewalt betroffenen Gebieten."

Zu den Aktivisten, die in den ersten sechs Tagen dieses Jahres
landesweit Attentaten [4] zum Opfer gefallen sind, gehören Wilmer
Antonio Miranda und Gilberto Valencia im Department Cauca, José Rafael
Solano González in Antioquia und Jesús Perafán (Valle de Cauca). Zudem
wurde Faiber Manquillo [5] in der südkolumbianischen Provinz Nariño
erschossen aufgefunden. Er galt seit dem 26. Dezember als vermisst.

Angesichts der ungebremsten Mordwelle wächst die Kritik an der
Regierung von Iván Duque. Der Regierung wird vorgeworfen, sie verhalte
sich gleichgültig und kümmere sich nicht um dieses Problem, das sich
seit dem Abschluss der Friedensverträge verschlimmert hat.


Anmerkungen:

[1] https://www.elespectador.com/noticias/politica/gobierno-dara-proteccion-familia-de-maritza-quiroz-lideresa-social-asesinada-articulo-832985

[2] https://colombia2020.elespectador.com/territorio/defensoria-habia-advertido-riesgos-en-zona-donde-fue-asesinada-maritza-quiroz

[3] https://colombia2020.elespectador.com/pais/lideres-sociales-una-matanza-que-no-para

[4] http://www.colombiainforma.info/continua-persecucion-de-lideres-sociales-en-colombia/

[5] https://www.telesurtv.net/news/lider-social-cadaver-narino-colombia-20190112-0004.html
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06808: Schmeichler der Sprache (SB)


Zwei Damen auf dem Brett, beide in gefährlicher Position und beide
harpyienhaft nach dem Herzen des gegnerischen Königs schielend. Welche
wird im heutigen Rätsel der Sphinx zuerst ihr Blutwerk verrichten?
Schiller, der Schmeichler der deutschen Sprache, sagte einmal über die
Damen, sie seien "gleich geschickt zu stürmen und zu fächeln". Beißen
und küssen, einander verwandte Talente. Die schwarze Dame favorisierte
den fernen Kuß, beißen wollte die weiße. Um den schwarzen König vor
dergleichen Attacken zu schützen, sprang der Gaul zuletzt nach 1...Se7-
g6. Alles schien nun im Lote zu stehen, doch die Gefahr war damit
längst nicht entschärft. Die weiße Dame fächelte charmant und
erstürmte dann, ganz nach ihrer Art und Leidenschaft, die fest
verbarrikadierte schwarze Stellung. Eine Dame, die keine Wege findet,
keine Schlichen kennt, ihr Ziel zu erreichen, und sei es unter
höchster Aufopferung, wird es wohl nie geben, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06808: Schmeichler der Sprache (SB)]



Rubzowa - Belie

Sotschi 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Zug, der den Großmeister Gufeld nach 1...Tc1xc5 von den Socken
riß, war 2.Df5-e6!!, denn nach 2...Df7xe6 3.Tc8xf8+ Kg8-h7 4.Tf8-h8#
wäre er mattgegangen. Derart überrascht, versuchte er noch 2...Tc5xc8
3.Sg6-e7+ Kg8-h7 4.De6xf7 Sf8-g6 - es drohte 5.Df7-g8# - 5.Se7xc8 d2-
d1D 6.Sc8-e7 Dd1-d8 7.Df7-e6 und gab sich dann geschlagen.



Erstveröffentlichung am 16. Januar 2006

15. Januar 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





KIND/167: Schlafen unsere Kinder zu wenig für die Anforderungen des Schulalltags? (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 14.01.2019

Schlafen unsere Kinder zu wenig für die Anforderungen des Schulalltags?

Forschungszentrum Demografischer Wandel der Frankfurt UAS untersucht
Einfluss von zu wenig Schlaf bei Kindern und Jugendlichen auf die Gefahr
von Verletzungen und auf die Konzentration



Kinder, die an Schultagen weniger als acht Stunden schlafen, leiden
häufiger unter Konzentrationsproblemen. Auch weisen sie ein erhöhtes
Risiko auf, sich im Schulkontext zu verletzen. Zu diesem Ergebnis kommt
eine Analyse des Forschungszentrums Demografischer Wandel (FZDW) der
Frankfurt University of Applied Sciences (Frankfurt UAS). Die
Wissenschaftler/-innen werteten hierfür Daten aus, die sie im Rahmen ihrer
Längsschnittstudie "Gesundheitsverhalten und Unfallgeschehen im
Schulalter" (GUS) erhoben haben. In der GUS-Studie, die von der Deutschen
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) gefördert wird, werden rund 10.000
Schüler/-innen an zirka 150 weiterführenden Regelschulen seit der 5.
Schulklasse jährlich nach erlittenen Verletzungen im schulischen Umfeld,
nach ihrem Gesundheitszustand und -verhalten, aber auch nach mentalen
Gesundheitsproblemen und ihrem Schlafverhalten befragt. Dabei wird in der
Studie die wiederholte Teilnahme derselben Schüler-/innen angestrebt, um
die individuelle Entwicklung verfolgen zu können. Mittlerweile liegen die
Ergebnisse der ersten vier Erhebungen vor.

Zu allen vier Befragungszeitpunkten wurden die Schüler/-innen gebeten
anzugeben, wann sie an Schultagen für gewöhnlich ins Bett gehen und am
Morgen wieder aufstehen. Auf diese Weise können die Forscher/-innen für
jedes Schulkind die individuelle Schlafdauer an Schultagen berechnen.
Dabei wird ersichtlich, dass sich die mittlere Schlafdauer der
Heranwachsenden innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren um eineinhalb
Stunden verringert hat: Schliefen die Kinder im Alter von etwa 11 Jahren
(5. Jahrgangsstufe) im Mittel noch rund 9 Stunden und 45 Minuten, so waren
es in der 8. Jahrgangsstufe lediglich noch 8 Stunden und 15 Minuten. Das
liegt im Wesentlichen daran, dass in der 5. Jahrgangsstufe noch weit mehr
als die Hälfte der befragten Schüler/-innen (57 Prozent) angab, vor 21 Uhr
ins Bett zu gehen. Drei Jahre später waren es nur noch etwas mehr als
sechs Prozent.

Auch wenn die "richtige" Schlafdauer von Kind zu Kind verschieden ist, so
sieht eine Empfehlung der National Sleep Foundation für den Großteil der
Heranwachsenden in der Altersgruppe der 11- bis 14-Jährigen, die die
GUS-Studie betrachtet, eine optimale Schlafdauer von mindestens acht Stunden
vor. Während in der 5. Jahrgangsstufe noch 98,5 Prozent der befragten
Schüler-/innen eine solche Schlafdauer aufweisen, waren es drei Jahre
später nur noch rund 70 Prozent.

Die GUS-Daten zeigen zugleich, wie sich zu wenig Schlaf auf die
Heranwachsenden auswirkt. So gab in der 8. Jahrgangsstufe von jenen
befragten Schülerinnen und Schülern, die an Schultagen weniger als acht
Stunden schlafen, mehr als jedes dritte Schulkind (37,8 Prozent) an, in
der vorangegangenen Woche an mehr als zwei Tagen Konzentrationsprobleme
gehabt zu haben. Bei jenen Schülerinnen und Schülern, die acht Stunden
oder mehr schlafen, beträgt der entsprechende Wert dagegen lediglich 24,0
Prozent. Zu wenig Schlaf geht auch mit einem erhöhten Risiko einher, sich
im schulischen Umfeld zu verletzen: Schüler-/innen, die an Schultagen
mindestens acht Stunden schlafen, berichteten zu 19,2 Prozent, sich
innerhalb der letzten 12 Monate im Schulkontext verletzt zu haben - also
z.B. im Schulsport, auf dem Schulhof oder auf dem Schulweg.
Heranwachsende, die weniger als acht Stunden schlafen, weisen hingegen mit
24,6 Prozent einen signifikant höheren Wert auf.

"Unsere Daten zeigen ein sehr klares Bild: Zu wenig Schlaf wirkt sich
negativ auf die Schulkinder aus", bilanziert der Direktor des FZDW und
Studienleiter Prof. Dr. Andreas Klocke. Die Forscher/-innen bringen mit
einem späteren Schulbeginn eine Möglichkeit ins Spiel, die Schlafzeit der
Schüler/-innen zu erhöhen. Eine Studie in den USA habe jüngst gezeigt,
dass Jugendliche tatsächlich länger schlafen (und nicht später ins Bett
gehen), wenn die Schule später startet. In den verbleibenden beiden
Erhebungen möchte das Team herausfinden, ob ein späterer Schulbeginn auch
im Sinne der Schulkinder ist. Hierfür werden sie mit zwei Fragen
konfrontiert, die erfassen sollen, welche Unterrichtszeit die Jugendlichen
bei sechs bzw. acht Stunden Unterricht bevorzugen würden. "Wahrscheinlich
möchten die meisten Jugendlichen am frühen Schulbeginn festhalten, um am
Nachmittag mehr Freizeit zu haben", vermutet Dr. Sven Stadtmüller,
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am FZDW. "Gleichzeitig ist es aber auch
denkbar, dass es sich gerade bei Jugendlichen, die eher zu den
Spätaufstehern zählen oder die einen weiten Schulweg zurücklegen müssen,
anders verhält." Mit den Ergebnissen wird im Juni 2019 gerechnet.


Mehr zur Längsschnittstudie Gesundheitsverhalten und Unfallgeschehen
im Schulalter (GUS) unter: 

https://fzdw.de/projekte/gus/

Die ausführliche Analyse findet sich im aktuellen Newsletter Nr. 8 zum GUS-Projekt unter:

https://fzdw.de/projekte/gus/newsletter

Das Forschungszentrum Demografischer Wandel (FZDW):

Das Forschungszentrum Demografischer Wandel (FZDW) an der Frankfurt
University of Applied Sciences untersucht mit einem interdisziplinären
Zugang die Folgen und Herausforderungen des demografischen Wandels.
Hintergrund ist die niedrige Geburtenrate und die gleichzeitige Steigerung
der Lebenserwartung in Deutschland. Dies hat schon in naher Zukunft eine
deutliche Alterung und später auch eine Schrumpfung der Bevölkerung zur
Folge. Die Konsequenzen dieser Entwicklung sind vielfältig und zeigen sich
zuvorderst auf der kommunalen Ebene. Das FZDW möchte anwendungsbezogen
wissenschaftliche Beiträge zur Gestaltung und Bewältigung der
Herausforderungen des demografischen Wandels in Hessen und in Deutschland
aufzeigen.

Weitere Informationen zum FZDW unter:

www.fzdw.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 14.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / REPORT





INTERVIEW/043: Auflehnung - zuspitzen und stechen ...    Lena Carle und Leila Etheridge im Gespräch (SB)






[image: Tänzerinnen im Vordergrund ermattet umschlungen, dahinter ein Paar am Arm auseinanderzerrend - Foto: © Jakob Schnetz]

Widerstreit und Erschöpfung im Ringen um das Nein (Von links:) Lukas
Gander, Vasna Aquilar, Pauline Stöhr und Julia Franz Richter

Foto: © Jakob Schnetz



Am 10. Januar 2019 feierte das Stück "Versuch über die Schwierigkeit
nein zu sagen" des Regisseurs Henri Hüster seine Premiere im Lichthof
Theater in Hamburg-Bahrenfeld. Was das Publikum mit der unmittelbaren
Präsenz von Wort und Körper, Klang und Tanz in seinen Bann schlug, war
zugleich die Frucht der über Monate gewachsenen Zusammenarbeit eines
Teams. Nachdem die SchauspielerInnen im Rampenlicht gestanden hatten,
bot sich dem Schattenblick die Gelegenheit, einen Blick hinter die
Kulissen zu werfen und einige Fragen an die beiden Dramaturginnen Lena
Carle und Leila Etheridge zu richten.

Lena Carle studierte Theaterwissenschaft in München und Dramaturgie an
der Theaterakademie Hamburg. Für "Irre" nach Rainald Goetz am Lichthof
Theater 2016 arbeitete sie zum ersten Mal mit Henri Hüster zusammen.
Gemeinsam mit dem Regisseur Jens Blut konzipierte und realisierte sie
die musikalische Bühnenshow Obduktion einer Kunstfigur - Klaus Nori im
Mai 2018 im Nachtasyl des Thalia Theaters. Seit Januar 2019 arbeitet
sie als Dramaturgin am Schauspiel Kiel mit dem Schwerpunkt
interdisziplinäre Projekte.

Leila Etheridge studierte Theaterwissenschaft, Literatur, Kultur und
Französisch an der Ludwig Maximilians Universität in München und im
Rahmen eines Erasmus Stipendiums "Drama and Theatre" an der University
of Kent. Während ihres Bachelors hospitierte sie mehrfach an den
Münchner Kammerspielen und am Residenztheater. Seit 2016 studiert sie
an der HfMT in Hamburg im Masterstudiengang Dramaturgie. Innerhalb des
Studiums übernahm sie die Produktionsdramaturgie mehrerer
Studienprojekte, arbeitete in der Kulturabteilung des Goethe Instituts
San Francisco sowie als Dramaturgieassistentin am Theater Basel.

Schattenblick (SB): Heute abend hat "Versuch über die Schwierigkeit
nein zu sagen" eine gelungene Premiere gefeiert. Wie ließe sich das
Gefühl in Worte fassen, ein gemeinsames Projekt erfolgreich auf die
Bühne gebracht zu haben?

Lena Carle (LC): Ich habe tatsächlich vorhin noch einmal darüber
nachgedacht, daß jedes Theaterprojekt auf einer Metaebene wie eine
kleine Geburt vonstatten geht. Wie verläuft die Geburt, um in diesem
Bild zu bleiben? Das ist immer der spannende Moment, wenn das Kind zur
Welt kommt. Jetzt ist das Kind in der Welt, und es stellt sich die
Frage, was aus ihm wird. Das hat in diesem Sinn insofern auf zweifache
Weise mit dem heutigen Premiereabend zu tun, weil es in diesem Stück
ja um Widerstand und Protest geht. Im besten Fall ist eine Revolution
ebenfalls wie eine Geburt. Es wird danach etwas Neues entstehen, was
auch wieder gut oder schlecht sein kann. Es gibt natürlich nicht nur
positive Revolutionen, nach denen sich alles bessert, denn manchmal
verhärten sich die Verhältnisse sogar. Ich finde es jedesmal sehr
spannend, auf diese Geburt hinzuarbeiten, die in diesem Fall sowohl
vom Inhalt her als auch vom Vorgang der Premiere als solcher natürlich
mit Emotionen verbunden ist.




[image: Beim Gespräch von vorn - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Lena Carle

Foto: © 2019 by Schattenblick



SB: Läßt sich in einen konkreten Zeitrahmen fassen, wie lange die
Arbeit an diesem Stück gedauert hat?

LC: Wann Henri Hüster mit der Arbeit an diesem Konzept begonnen hat,
kann er Ihnen selbst am besten beantworten. Es sind indessen Fristen
vorgegeben, innerhalb derer man Anträge stellen kann. Er mußte seinen
Entwurf vor über einem Jahr im November 2017 einreichen, worauf eine
Jury darüber entschied, an wen die Gelder gehen. Im Januar 2018 bekam
er dann einen positiven Bescheid. Es folgten Absprachen mit dem
Lichthof, wann die Premiere und die weiteren Vorstellungen eingeplant
werden können. Daraufhin wußten wir, daß von Mitte November bis Anfang
Januar geprobt würde. Normalerweise sind bei Theaterproduktionen sechs
Wochen üblich, wir hatten jetzt ungefähr siebeneinhalb Wochen, wobei
dazwischen ja auch noch Weihnachten und Neujahr lagen.

SB: Arbeiten Sie jeweils an einem einzigen Stück oder sind Sie
parallel mit verschiedene Projekten befaßt?

Leila Etheridge (LE): Ich bin derzeit noch im Studium und arbeite
deswegen nur an diesem Projekt. Lena hat das Glück, daß sie seit
Anfang des Jahres fest an einem Haus in Kiel ist, und deswegen war sie
dann ab Anfang Januar schon weg. Aus diesem Grund haben wir uns die
Dramaturgie geteilt, weil es klar war, daß ich ab Januar die gesamte
Endprobenzeit allein betreuen würde. Wenn man in der freien Szene ist,
arbeitet man meistens jeweils nur an einem Stück. Ist man fest an
einem Haus, dann überlappt sich das meistens, weil man in der Regel
mehrere Stücke betreut.
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LC: Wir haben beide sowohl an Häusern Erfahrungen gesammelt als auch
viel in der Freien Szene gearbeitet. Wir kennen also beides und sind
somit auch mit den jeweiligen Vor- und Nachteilen vertraut. In der
Freien Szene geht es noch mehr darum, vieles selbst zu organisieren,
und es gibt nicht so viele Spezialistinnen und Spezialisten für die
einzelnen Bereiche um einen herum. Man deckt also oft mehrere Bereiche
ab, wohingegen man in den Häusern teilweise eben noch mehr
Hintergrundorganisation hat. Da man dort an vielen Sachen gleichzeitig
arbeitet, kann man nicht so intensiv bei einem Projekt dabeisein wie
in der Freien Szene.

SB: Die Schauspielerinnen und Schauspieler stehen im Rampenlicht. Sie
selbst haben als Dramaturginnen am Erfolg dieses Projekts mitgewirkt,
werden aber vom Publikum nicht in gleichem Maße wahrgenommen wie die
Akteure auf der Bühne. Kann man da ein wenig neidisch werden, wenn vor
allem andere den Beifall einheimsen?

LE: Wir haben beide selbst Erfahrungen auf der Bühne gesammelt und uns
dann für die Dramaturgie entschieden, womit wir hinter der Bühne
stehen. Ich denke, daß wir diese Anerkennung des Publikums nicht
brauchen, weil es uns reicht, sie vom Regisseur und von dem gesamten
Team zu bekommen, und wir wissen, daß wir an dem gemeinsamen Projekt
mitgearbeitet haben. Für mich persönlich ist es einfach schön zu
sehen, was daraus geworden ist. Wenn das Premierenpublikum Beifall
spendet, gilt er der gesamten Inszenierung, deren Teil wir sind.
Selbst wenn man sich nicht vorne verbeugt, ist das in Ordnung.

SB: Wenn man den heutigen Abend aus Zuschauersicht erlebt hat, sieht
man ein Team von Menschen, die etwas geschaffen haben und sich über
das Gelingen freuen. Ist Dramaturgie ein Traumberuf, in dem man etwas
verwirklicht, wie es sonst kaum im Arbeitsleben möglich sein dürfte?

LE: Für mich ist es auf jeden Fall ein Traumberuf. Es kann natürlich
sein, daß ich in ein paar Jahren die Schnauze voll habe, wie das bei
andern Jobs auch passiert, aber im Moment freue ich mich sehr, daß ich
auf diese Weise arbeiten kann. Ich habe lange darauf gewartet und
durch mein Studium auf diesen Augenblick hin gearbeitet. Das kann man
schon so sagen: Wenn man seine Leidenschaft zum Beruf machen kann, ist
es eigentlich das Beste, was es gibt. Und ich denke, das ist bei uns
beiden der Fall.

SB: Gibt es im eigenen Leben eine gewisse Veränderung durch die Arbeit
an einem solchen Stück, weil man sich doch lange und intensiv mit den
Inhalten beschäftigt?

LC: Ich finde daran spannend, daß man sich permanent mit verschiedenen
Themen beschäftigt und mit allem, was um einen herum passiert,
auseinandersetzt. Gleichzeitig ist Theater natürlich auch eine Art
Blase, weil man zusammen in dunkle Räume geht und sich abschottet,
aber ohne deshalb darauf zu verzichten, sich gleichzeitig mit der Welt
um einen herum zu befassen. Dieses Paradoxon beobachte ich immer
wieder, daß man gleichzeitig an einem bestimmten Projekt arbeitet und
sich abschottet, weil man den intimen Raum, in dem man
zusammenarbeitet, auch braucht, aber zugleich mit den großen Themen da
draußen permanent beschäftigt ist. Das finde ich immer wieder
faszinierend, weil Theater für mich persönlich bedeutet, sich auf den
Augenblick zu konzentrieren. Ich kenne es von mir selber, daß man oft
zerstreut ist und überlegt, was eigentlich gestern war oder was man
als nächstes und übernächstes tun muß. Theater hingegen zwingt zur
Gegenwart, zum Augenblick. Das ist für mich ein gutes Training, die
Konzentration zu stärken und immer wieder aufgefordert zu werden, im
Moment zu sein.

LE: Man beschäftigt sich immer wieder mit neuen Inhalten, die man
zuvor nicht kannte, oder liest sich viel tiefer ein, als es im Alltag
möglich ist. Natürlich nimmt man da etwas mit. In jeder Inszenierung
steckt ein Gedanke, ein Anstoß, eine Diskussion, die man mitnimmt. Das
ist einer der Gründe, warum ich mich für Dramaturgie entschieden habe,
weil ich mich auf diese Weise mit so vielen unterschiedlichen Themen
auseinandersetze, die wichtig sind. Wenn man so eine Inszenierung zum
Neinsagen macht, fragt man sich natürlich während der ganzen
Probenzeit schon, wann sage ich eigentlich nein? Wo liegt bei mir die
Schwierigkeit, nein zu sagen? Man nimmt das mit in den Alltag, es ist
im Hintergrund immer präsent.

LC: Genau. Diese Beschäftigung mit vielfältigen Bereichen ist das
Tollste an dieser Arbeit. Man kann sich in alles mögliche einlesen,
beschäftigt sich mit so vielen verschiedenen Dingen und hat die
Chance, mit allen erdenklichen Themen zu arbeiten.

SB: Wir haben heute abend vier verschiedene Stücke in einem
Gesamtrahmen gesehen. Ist das richtig?

LC: Vom Text her vielleicht sogar noch mehr.

SB: Ich habe angesichts der Ankündigung vier Teile erwartet, die man
klar voneinander unterscheiden kann, und war angenehm überrascht, als
mich der Fluß, noch ehe ich es recht bemerkte, längst zum nächsten
Schauplatz weitergetragen hatte.

LC: Es war von Anfang an die Idee zusammenzutragen, was es für
Textbausteine zum Thema "nein" gibt. Man könnte natürlich auch sagen,
ich sehe das Nein nur in einem Stück und beschränke mich auf diesen
Zugang. Oder ich könnte sagen, ich kenne eine Autorin oder ein Autor,
der mir etwas Tolles zu diesem Thema schreibt, und dann ist es in
einem Guß. Doch Henri Hüster hatte von vornherein die Vision, daß es
verschiedene Textelemente sein sollen, die er in einer Collagetechnik
zusammenbindet. Wir haben ihn beide darin unterstützt, Texte zu
finden, auszuwählen, und da hat sich viel noch im Probenprozeß ergeben
von der Abfolge her und dann auch, welcher Text doch nicht verwendet
wird, weil er nicht das Richtige erzählt oder etwas, das wir nicht
möchten oder weil er zu lang wäre oder an der betreffenden Stelle
nicht paßt. Und so formt sich das dann. Durch den Probenprozeß werden
diese Texte gewissermaßen noch einmal gefiltert.

SB: Es war mit Sicherheit kein Theater, bei dem das Publikum
einschläft, im Gegenteil. Durch die Mischung verschiedener Elemente
und Momente wurde man nie durch Langatmigkeit überfordert, sondern
immer wieder angeregt. Könnte man sagen, daß es Theater - nicht nur -
aber doch insbesondere für ein jüngeres Publikum ist?

LE: Wie Henri Hüster immer wieder während des Probenprozesses betont
hat, ist die Schwierigkeit, nein zu sagen, etwas, das unsere etwas
jüngere Generation in besonderem Maße betrifft, weil wir es nie
wirklich gelernt haben. Wir sind nicht die 68er Generation der
Studentenrevolte, die sich gegen die Eltern gewehrt hat, denn wir sind
mit relativ liberalen Eltern aufgewachsen. Deshalb gab es für uns
nichts, wogegen wir wirklich mal nein gesagt haben, und deshalb
spricht uns das jetzt auch an, weil es momentan sehr viele Themen
gibt, bei denen man nein sagen sollte. Aber wir wissen gar nicht so
recht, wie man rebelliert. Und deswegen ist es vor allem auch ein
Stück für unsere Generation. Es spricht uns an, weil wir mit dieser
Schwierigkeit in unserem eigenen Leben konfrontiert sind.

LC: Gleichzeitig habe ich das Gefühl, daß die Generation, von der man
gerne als Generation Y spricht, also irgendwo zwischen 1980 und 2000
geboren, sehr wohl wieder auf die Straße geht und lernt, nein zu
sagen. Es gibt gegenwärtig überall Proteste, angefangen von
Lateinamerika über Frankreich neben unserer Haustür, in vielen
arabischstämmigen Ländern formiert sich Protest, auch in Afrika gehen
Oppositionelle auf die Straße. Während wir uns mit dem Stück
beschäftigt haben, war es sehr spannend zu sehen, daß junge Leute
gerade wieder lernen, zu Dingen nein zu sagen.

LE: Auch in Hamburg hat man das in der letzten Zeit gemerkt wie im
vergangenen Jahr während der G20-Proteste. Wir haben im Gängeviertel
geprobt, was uns allen ein gewisses Feeling mitgegeben hat.

LC: Wobei man sagen muß, daß Hamburg immer schon ein starker Ort fürs
Neinsagen war. Es hat als Stadt eine Historie, mit der wir uns auch
beschäftigt haben, von der Besetzung der Hafenstraße über die Gründung
der Roten Flora bis hin in die Gegenwart. Hier ist ein Ort, an dem das
Nein immer schon sehr präsent war und nie ganz verlorengegangen ist.
Ich habe das Gefühl, daß es sich durch die 68er gehalten hat und nie
völlig verschwunden ist wie in anderen deutschen Städten. Hamburg ist
ein besonderer Ort fürs Nein, weil es hier auf eine gewisse Weise
immer gegenwärtiger war als anderswo ...

LE: ... und immer noch ist.

LC: Genau!

SB: Vielen Dank für dieses Gespräch.
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"Versuch über die Schwierigkeit nein zu sagen" - als der Rezensent
das erste Mal den Titel dieses Stücks am Lichthof Theater las, fiel
ihm spontan dazu ein: Nein zu sagen ist doch gar nicht schwierig!
Aber zu dem Nein zu stehen, es nicht zu verleugnen, die eigene
Ambivalenz aufzugeben, das fällt den Menschen in der Regel schwer.
Wie also würde der Regisseur Henri Hüster den gleichnamigen Essay
"Versuch über die Schwierigkeit nein zu sagen" des
Religionsphilosophen Klaus Heinrich in seinem Theaterstück umsetzen?

Daß ein Freies Theater dieses Stück bringt, scheint schon mal eine
gute Voraussetzung zu sein, denn Experimentierfreude muß man haben,
wenn man sich solch ein hochverdichtetes, philosophisches Werk
vornimmt. Wie der 1989 in Berlin geborene Hüster auf das Buch
aufmerksam wurde, was ihn daran angesprochen hat und vieles mehr war
er bereit, im Anschluß an die Premiere am 10. Januar 2019 im Lichthof
Theater in Hamburg-Bahrenfeld dem Schattenblick zu erzählen.

Schattenblick (SB): Ihr Theaterstück bezieht sich auf den Essay
"Versuch über die Schwierigkeit nein zu sagen" von Klaus Heinrich aus
dem Jahr 1964. Sind Sie durch Ihr Philosophiestudium auf dieses Buch
gestoßen?

Henri Hüster (HH): Ehrlich gesagt habe ich nur eine kurze Zeit
Philosophie studiert und nach drei Semestern abgebrochen. Weil ich
damals das Gefühl hatte, entweder lese ich mich viele Jahre durch
alles Mögliche durch und darf irgendwann vielleicht einmal ein Wort
in einem Seminar sagen oder ich gehe zum Theater und mache etwas in
der Praxis. Trotzdem habe ich die Philosophie nicht vergessen. Und
dieser Essay ist mir über meinen Vater zugekommen. Er hatte eine
Zeitlang bei Klaus Heinrich studiert und mir eines Tages das Buch
hingelegt. Jahrelang lag es zunächst nur so da, doch irgendwann habe
ich angefangen, es zu lesen. Zu der Zeit hatte ich Lust, mit Tanz zu
arbeiten, und dachte, der Essay ist zwar ziemlich kompliziert, aber
man könnte vielleicht einzelne Abschnitte daraus sehr gut mit Tanz
verknüpfen. Das war meine Hoffnung, und so kam es zu der
Entscheidung, mich da zu bedienen.

SB: Enthält der Essay bestimmte Aussagen, die Sie besonders
angesprochen haben?

HH: Darin wird eine Zeit heraufbeschworen, in der es anscheinend als
wichtig angesehen wurde, Haltung zu beziehen. Aber mit jeder
Entscheidung, die man trifft, läuft man auch Gefahr, einen Teil von
sich zu verlieren. Heute hat man oft das Gefühl, daß es DEN richtigen
Weg nicht gibt. Dennoch muß man sich entscheiden, sonst wird man
zerrissen. So eine Zeit, in der Ursprungsmächte wieder wichtig werden
und Konflikte in der Gesellschaft auftreten, scheint mir jetzt wieder
eingetreten zu sein - eine Zeit, in der es total wichtig ist, wieder
Haltung zu beziehen, sich zu fragen, ob das geht und wie das auf eine
Art geht, die einen selber nicht zerstört. Deswegen dachte ich, es
wäre interessant, von der Antike ausgehend über '68-Texte hinaus nach
heute zu schauen: Was ist das eigentlich, Widerstand, und wie könnte
er heute aussehen?

SB: "Nein heißt Nein" ist vor wenigen Jahren ins deutsche
Sexualstrafrecht aufgenommen worden. Die Gelbwestenproteste zur Zeit
in Frankreich und die Proteste beim G20-Gipfel 2017 in Hamburg haben
ein klares Nein formuliert. Hat das Stück für Sie eine eindeutige
politische Aussage?

HH: Ich würde nicht sagen, daß wir uns auf die Seite dieser
Bewegungen stellen. Die Aufführung bezieht ja keine klare politische
Stellung, sondern sie zeigt beide Seiten: Wie ist es, wenn man sich
weigert? Welche Gefahren treten dann auf? Manchmal gerät die
Weigerung nur noch zu einem Wutschwall. Der Protest der Gelben Westen
funktioniert meines Erachtens so gut, weil sie erstmal kein Programm
haben und sich lauter Leute vereinen, die wütend sind. Das hat
zunächst einmal eine Kraft, vor der auch hiesige Politikerinnen und
Politiker Respekt zeigen. Aber jene Kraft ist auch in Frage zu
stellen, denn es findet kein Gespräch statt. Das ist dann eine reine
Wut auf der Straße - das will man eigentlich auch nicht. Auf der
anderen Seite will man natürlich ebenfalls nicht, daß alles so
bleibt, wie es ist. Man möchte ja auch etwas ändern. Ich würde also
sagen, daß der Abend nicht versucht, selber direkt Stellung zu
beziehen, indem er fordert: Wir müssen jetzt alle auf die Straße
gehen! Sondern er stellt eher die Frage: Sollte man es tun?

SB: Geht das Nein für Sie über die politische Frage hinaus? Ich denke
da an eine Szene, in der immer hektischer getanzt wurde und eine
Tänzerin anfing, nein dazu zu sagen, und versucht hat, durch
Umklammerung eine andere Tänzerin ebenfalls davon abzuhalten, sich
weiter fremdbestimmt nach der antreibenden Musik zu bewegen.

HH: Zunächst einmal hatte sie es sogar geschafft, sich selbst dem
Zwang zu entziehen. Manchmal gerät man ja plötzlich in seinem Leben
in eine Situation, in der man sich fragt, äh, wie bin ich da
überhaupt reingeraten? Aus einer solchen Lage ist es manchmal sehr
schwer, wieder herauszukommen. So war das bei der Tänzerin, die
rhythmisiert worden war. Wir haben versucht, Bilder dafür zu finden.

Zu lernen, nein zu sagen, halte ich für sehr wichtig. Dennoch ist es
kein politisches Allheilmittel, denn es verhindert irgendwann die
Kommunikation. Dann hat man das Gefühl, die, die sich ihrer Kraft
bewußt sind, können Nein sagen, doch auf einmal sind so viele Neins
präsent, daß sie gar nicht alle verstehbar sind.

SB: Deuten Sie das so, daß dieses politische Nein möglicherweise auf
andere Menschen übergriffig wirken kann und diese dann das Nein
deshalb ablehnen, weil sie sich nicht vereinnahmen lassen wollen?

HH: Das war auch ein Gedanke, der mir wichtig erschien.
Beispielsweise war der Wahlkampf zur letzten Bundestagswahl sehr von
Neins zur AfD und der Abgrenzung zu dieser Partei aufgeladen. Alle
schienen von ihr gejagt zu werden. Als würde allein das Nein reichen,
brachten sie wenig Positives. Es kamen kaum konstruktive Vorschläge,
so daß man nicht das Gefühl hatte, daß man ein Ja wählt. Das finde
ich gefährlich. Deswegen habe ich den vielleicht naiv zu nennenden
Ansatz gewählt, erstmal einen Raum zu öffnen und zu schauen, wer
da reinkommt. 
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SB: Könnten Sie sich vorstellen, daß es ein Nein als
Lebenseinstellung gibt, das an keine Adresse gerichtet ist?

HH: Das wird sogar an einer Stelle thematisiert. Es gibt Momente von
Starrheit, die sind für mich ein Beispiel. Ich habe dazu einen kurzen
Text von Elias Canetti aus der Geschichte "Der Nimmermuß" gewählt:
"Er hört nicht auf rechts, er hört nicht auf links, hört er
vielleicht überhaupt nicht? Statt eines Rückgrats hat er ein
kräftiges Nein." Führt nicht auch das zu jener Selbstzerstörung, von
der Heinrich spricht? Ich habe den Eindruck, wenn man das Nein
komplett zur Lebenshaltung macht, wie es auch manche '68er getan
haben, kann es passieren, daß man sich irgendwann enttäuscht von der
Gesellschaft abwendet. Man konnte sie nicht ändern, hat sich
rausgehalten und kleinere Schlupfwinkel gesucht.

SB: Wie nach 1968 von einigen Leuten der Gang in die Innerlichkeit?

HH: Ja, ich war zwar nicht dabei, aber wenn man sich manche
Lebensläufe ansieht, kommt es einem so vor.

SB: Wie streng handhabt ein Regisseur das Drehbuch? Bleibt da noch
Platz für Improvisation?

HH: Der Teil, über den wir vorhin sprachen, wo die Tänzerin zunächst
Nein zu sich sagt und dann zu den anderen, ist komplett improvisiert.
Das geht so: Man probiert das Nein aus, schiebt die Wände
aufeinander, dann stellt jemand - nach Camus - die Frage: "Was ist
das Nein in der Revolte?" Solche kleinen Textabschnitte haben alle
zur Verfügung und können sie bringen, wann sie wollen, oder sie auch
weglassen. Das ist sehr improvisiert und bei jeder Aufführung neu.
Improvisiert war auch der Moment, wo sie ein gemeinsames Lied suchen,
was ja zunächst gescheitert ist, bis dann Bella Ciao angestimmt
wurde.

SB: Wurde bei den Proben ein anderes Lied gesungen?

HH: Genau, ein anderes Lied. Die Improvisation betrifft aber auch die
Frage, wer setzt zuerst ein und wer wird wann unterbrochen. Da gibt
es zum Beispiel immer den Satz, "kein Vogel hat das Herz in einem
Dickicht aus Fragen zu singen" [Anm. d. SB-Red.: Von dem
französischen Dichter René Char] - das gehört alles zum
Improvisationsmaterial. Mir ist es wichtig, eine Mischung zu machen
aus Improvisationen und längeren Szenen, die festgelegt sind. So ist
die Erzählung von Roberto Bolano [Anm. d. SB-Red.: Amuleto]
Bestandteil der Choreographie und es ist jedem klar, wer was sagt.
Dann gibt es auch Abschnitte wie zum Beispiel manche Tanzsequenzen,
die jedes Mal improvisiert sind. Würden wir jetzt hinter die Bühne
gehen, könnten wir sehen, wie jeder für sich die Bewegungen des
Stücks noch einmal nachvollzieht. Sie sollen sich jedes Mal daran
erinnern, was sie an dem Abend körperlich gemacht haben.
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SB: Ist geplant, das Stück noch in anderen Städten oder auf anderen
Bühnen in Hamburg aufzuführen?

HH: Wir versuchen, Berlin möglich zu machen, aber dafür brauchen wir
noch die Finanzierung.

SB: Werden Sie von der Kulturbehörde unterstützt?

HH: Ja, das reicht dann für die sechs Vorstellungen hier im Lichthof
Theater. Hamburg sollte eigentlich für die Freie Szene mal so etwas
wie einen Gastspielfonds oder Wiederaufnahmefonds eröffnen. Ich finde
es bitter, daß ein Team unglaublich lange an etwas arbeitet und seine
Produktion dann nur wenige Male zeigen kann. Ansonsten gibt es noch
verschiedene Stiftungen, die sich um das Theater kümmern. Da wollen
wir uns natürlich bewerben. In Berlin würden wir jedenfalls sehr
gerne spielen.

SB: Das Publikum nimmt nach so einem Abend sicherlich etwas mit nach
Hause. Gilt das gleiche auch für den Regisseur?

HH: Ja, es war zum Beispiel total interessant zu erleben, wozu nein
gesagt wird. Der Teil, wo sie ausrufen, "ich sage nein zu ...", ist
nämlich auch jedesmal Teil der Improvisation. Oder wenn sie nicht
mehr sich selbst, sondern Teile der Gesellschaft verkörpern, die zu
irgend etwas nein brüllen. Dazu gibt es zwar vorgegebenes Material,
aber das wird jedesmal neu vorgetragen.

Als wir so etwas das erste Mal gemacht haben, hatte ich gesagt,
probieren wir gemeinsam einfach mal zehn Minuten aus, nur zu
verschiedenen Dingen nein zu sagen. Da war wahnsinnig viel Schweigen
im Raum. Auch wenn wir das eigentlich positiv finden, haben wir uns
wenig getraut, nein zu sagen. Bis jemand bemerkte, ich sage ungern
nein, weil ich dann das Gefühl habe, ich grenze damit Möglichkeiten
aus.

Aber das Nein impliziert auch immer die Möglichkeit dessen, was ich
will, hat mal ein Philosoph gesagt. Das Nein ist also an sich auch
positiv. Ich glaube, wir alle haben durch das Stück gelernt, viel
besser nein sagen und uns dadurch freier im Leben bewegen zu können.
Gleichzeitig haben wir festgestellt, daß es so etwas wie die
theoretische Freiheit des Neins gibt, wenn man sich vor Augen hält,
daß man jederzeit nein sagen kann. Manchmal ist das vielleicht sogar
die größere Freiheit, wenn man sich das bewahrt.

Es gibt da die Geschichte vom Bartleby. Das ist eine Erzählung von
Herman Melville. Darin sagt der Bartleby immer wieder den Satz: "Ich
möchte lieber nicht." Die Geschichte geht nicht gut aus, denn
irgendwann verendet er. Häufig in den Geschichten endet der
Nein-Sager nicht gut. Aber vielleicht stimmt das gar nicht, dachten
wir bei den Proben. Das theoretische Nein kann auch etwas Gutes sein.

SB: Zum Schluß des Stücks ging es um die Utopie, den Nicht-Ort. Haben
Sie selber eine Utopie?

HH: Ich glaube, daß es wichtig für eine Gesellschaft ist, offene
Räume zu haben, welche sie auch seien. Aber ich habe das Gefühl, daß
diese in Deutschland immer mehr in Gefahr sind. Solche Orte werden
von der AfD oder anderen politischen Strömungen in Frage gestellt. Es
werden ja auch Theater und öffentliche Einrichtungen angegriffen.
Meiner Meinung nach könnten kleine Orte geschaffen werden, und sei es
eine Bar, wo Begegnung möglich ist, wo jedweder Mensch mit dem oder
der anderen ins Gespräch kommen könnte. Und daß Begegnung und
Kommunikation immer möglich ist, wäre dann vielleicht eine Utopie,
denn oft hat man das Gefühl, man kann gar nicht mit allen Menschen
ins Gespräch kommen. Die Utopie wäre auch, daß es Sachen wie Kunst
gibt. Das fände ich wichtig. Allerdings ist mein Eindruck, wie
gesagt, daß Kommunikation untereinander in der Gesellschaft zur Zeit
sehr schwierig ist.

SB: Herzlichen Dank für das Gespräch.
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MELDUNG/382: Grüne Woche - Tierschutzlabel "Für Mehr Tierschutz" nimmt immer mehr Fahrt auf (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 15. Januar 2019

Internationale Grüne Woche in Berlin

Tierschutzlabel "Für Mehr Tierschutz" nimmt immer mehr Fahrt auf



Auf der Internationalen Grünen Woche (IGW) in Berlin informiert der
Deutsche Tierschutzbund auch in diesem Jahr vom 18. bis 27. Januar
Verbraucher über das Tierschutzlabel "Für Mehr Tierschutz". Kontinuierlich
setzen immer mehr Lebensmitteleinzelhändler auf das zweistufige Siegel in
ihren Sortimenten. Seit Beginn des Labels ist es gelungen, für mehr als
eine Million Tiere deutlich verbesserte Lebensbedingungen zu schaffen.

"Immer mehr Handelsunternehmen bekennen sich zum Tierschutzlabel und das
Angebot wächst langsam aber stetig. Das zeigt uns, dass wir mit dem Label
und dem Ziel, jetzt und sofort die Situation der Tiere in der
landwirtschaftlichen Tierhaltung zu verbessern, auf dem richtigen Weg
sind", sagt Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes.

Insgesamt halten heute 330 Betriebe ihre Tiere - Mastschweine, Masthühner,
Legehennen und Milchkühe - unter den Kriterien des Tierschutzlabels.
Entsprechende Produkte sind bei mittlerweile 24 Handelsunternehmen - teils
bundesweit und teils in immer größeren Regionen - zu finden. Sehr positiv
läuft die Entwicklung des Tierschutzlabels in der Premiumstufe bei
Mastschweinen, im Bereich der Legehennen und der Masthühner. Auch bei den
Milchkühen verzeichnet das Tierschutzlabel ein ordentliches Wachstum.
Zuletzt sind mit den Molkereien Regionale Lebensmittel Vertriebs GmbH
(ehemals Marburger Molkerei) und der Herzgut Landmolkerei eG zwei weitere
Markenlizenznehmer für den Bereich Milch- und Molkereiprodukte
hinzugekommen. Für Schweinefleisch hat kürzlich die Penny Markt GmbH als
Markenlizenznehmer das Teutoburger Hofschwein deutschlandweit mit
Einstiegsstufenprodukten des Tierschutzlabels "Für Mehr Tierschutz" in den
Handel gebracht. Auch im Bereich Legehennen gibt es erfreuliche
Entwicklungen: Auf der EuroTier 2018 wurde mit Elfried Rieken ein Landwirt,
der nach den Kriterien der Premiumstufe des Tierschutzlabels arbeitet, beim
Bundeswettbewerb "Landwirtschaftliches Bauen" für seine zukunftsfähigen
Stallanlagen in Hovel (Niedersachsen) ausgezeichnet. Mit der Plukon Food
Group startet zudem ein weiterer Markenlizenznehmer mit Masthühnern aus
Brandenburg.

Kinder- und Jugendprogramm "Tierschutz im Einkaufskorb"

Im Rahmen des Schülerprogramms der Messe will der Deutsche Tierschutzbund
an seinem Stand erneut Schülerinnen und Schüler für den alltäglichen
Tierschutz sensibilisieren und verdeutlichen, dass industrielle Tierhaltung
nicht abstrakt in dunklen Ställen stattfindet, sondern einen konkreten
Bezug zu Lebenswelt der Kinder halt. Indem spielerisch zum Beispiel die
Besatzdichten in der Hühnerhaltung nachgestellt werden, können sich die
Kinder in die Haltungssysteme und die Tiere hineinfühlen.

Hintergrund Tierschutzlabel:


Die Entwicklung des Tierschutzlabels stand von Anfang an auf einem breiten
wissenschaftlichen Fundament. Die ersten Grundlagen wurden an der
Universität Göttingen, in der Initiativgruppe "Tierwohl-Label", erarbeitet.
Mit der Übernahme der Trägerschaft für das Label durch den Deutschen
Tierschutzbund 2011 nahm auch der Labelbeirat - bestehend unter anderem aus
Vertretern der Wissenschaft, der Landwirtschaft, der Vermarkter, des
Handels - seine begleitende Tätigkeit auf. Die Erarbeitung der
Standardsetzung erfolgt in Facharbeitsgruppen, die - wie der Beirat - aus
Experten aller betreffenden Interessensgruppen bestehen. Das
Tierschutzlabel wird auch mit Forschungsprojekten und Studien in seiner
Entwicklung begleitet. Seit Januar 2013 sind Produkte mit dem
Tierschutzlabel im Handel.

Mehr Informationen auf:

www.tierschutzlabel.info

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 15. Januar 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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SCHLACHTEN/077: "Wir benötigen einen Neustart in den Schlachthöfen" (NDSML)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Pressemitteilung Nr. 3 vom 14.01.2019

Ministerin Otte-Kinast: "Wir benötigen einen Neustart in den
Schlachthöfen" 

Heute erste Sitzung einer Ad-hoc-Arbeitsgruppe - Schwerpunktkontrollen
vereinbart



Hannover. Landwirtschaftsministerin Barbara Otte-Kinast zieht weitere
Konsequenzen aus den Tierschutzverstößen auf niedersächsischen
Schlachthöfen. Auf Initiative des Landesamtes für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (LAVES) und des Niedersächsischen Landkreistages
(NLT) traf sich heute eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe in Hannover zu einer ersten
Sitzung. Das gemeinsame Ziel: Die Überwachung der Schlachthöfe
weiterentwickeln und Schwachstellen so schnell wie möglich beseitigen. Die
Gruppe setzt sich zusammen aus Vertreterinnen und Vertretern des
federführenden Niedersächsischen Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz (ML), des LAVES, des NLT, des Niedersächsischen
Städtetages (NST) und Experten aus kommunalen Veterinärämtern.

Seit Anfang November 2018 haben das LAVES als zuständige Zulassungsbehörde
und die für die Routineüberwachung zuständigen Kommunalbehörden bisher
17 Schlachtbetriebe einer unangekündigten Schwerpunktkontrolle unterzogen.
In zwei Fällen stellten die Kontrolleure dabei auch gravierende,
zulassungsrelevante Mängel bei der Betäubung fest, die sofort abgestellt
worden sind. Die Teilnehmer der heutigen Sitzung waren sich einig, dass
tierschutzrelevante Missstände in Schlachtbetrieben konsequent geahndet
werden müssen und unverzügliche Maßnahmen erfordern. Bereits in den
vergangenen Wochen fanden verpflichtende Schulungen und Dienstbesprechungen
für amtliche Tierärzte sowie für nebenberuflich tätige praktizierende
Tierärzte in Niedersachsen statt. Die Teilnehmer der Ad-hoc-Arbeitsgruppe
diskutierten heute erste Ergebnisse der Evaluierung des bisherigen
Kontrollsystems.

Dazu sagt Niedersachsens Landwirtschaftsministerin Barbara Otte-Kinast:
"Wir brauchen einen Neustart in unseren Schlachthöfen - das haben die
jüngsten Vorfälle gezeigt. Die Hauptverantwortung tragen hier die
Schlachtbetriebe, von denen ich noch stärkere Anstrengungen erwarte, ein
Höchstmaß an Tierschutz zu gewährleisten. Außerordentlich wichtig ist aber
auch, dass die laufenden amtlichen Kontrollen durch die Kommunen bei der
Anlieferung, dem Zutrieb, der Betäubung und der Schlachtung langfristig
verstärkt werden. Einen wichtigen Baustein bilden dabei auch die
gemeinsamen Schwerpunktkontrollen mit dem LAVES als Zulassungsbehörde. Die
Ad-hoc-Arbeitsgruppe hat genau diese Ziele im Blick und ist ein wichtiger
Partner in diesem Prozess."

Im Mittelpunkt stand bei der heutigen ersten Sitzung die Evaluierung
der Wirksamkeit des bisherigen Systems aus Eigenkontrollen der Unternehmen
und amtlichen Kontrollen. Bisher gibt es bundesweit noch keine
verbindlichen Vorgaben zu Art und Umfang der amtlichen Kontrollen in
tierschutzrelevanten Bereichen. Die Teilnehmer der AG waren sich jedoch
einig: Diese werden dringend benötigt.

"Das LAVES verfügt mit seinen technischen Sachverständigen über eine
hochspezialisierte Einheit, die von den kommunalen Überwachungsbehörden
zur fachlichen Unterstützung angefordert werden kann. Ich halte es für
sinnvoll, dass die Expertise bei künftigen Kontrollen intensiver genutzt
wird", unterstreicht Prof. Dr. Eberhard Haunhorst, Präsident des LAVES,
die Entscheidung. "Das LAVES als Zulassungsbehörde steht bereit, auch
weiterhin interdisziplinäre, unangemeldete Schwerpunktkontrollen gemeinsam
mit den zuständigen kommunalen Überwachungsbehörden - den Veterinärämtern
- durchzuführen."

Prof. Dr. Hubert Meyer, Hauptgeschäftsführer des NLT, ergänzt: "Tierschutz
ist den Landkreisen ein wichtiges Anliegen. Unsere Mitglieder sind
sensibilisiert, konsequent gegen Verstöße entlang der gesamten
Lebensmittelkette vorzugehen. Hierzu muss alles in den Blick genommen
werden. Dies betrifft sowohl die Haltungsbedingungen in den
landwirtschaftlichen Betrieben, die Voraussetzungen bei der Abfertigung von
Tiertransporten als auch die Einhaltung der Lebensmittelhygiene und des
Tierschutzes in den Schlachtbetrieben. Die Überwachungsaufgaben der
kommunalen Veterinärämter insbesondere im Bereich des Tierschutzes müssen
aber auch vom Land wesentlich stärker finanziert werden."

Im nächsten Schritt wird es nun darum gehen, wie die unangekündigten
Kontrollen des LAVES zusammen mit den kommunalen Veterinärämtern so
effizient wie möglich umgesetzt werden können. Hierzu soll unter anderem
auch der fachliche Austausch zwischen dem LAVES und den Experten der
kommunalen Veterinärämter intensiviert werden.

So geht's jetzt weiter:

• In nachfolgenden themenbezogenen Expertenrunden werden konkrete
Detailvorgaben zu Art und Umfang der amtlichen Kontrollen aller
tierschutzrelevanter Bereiche entwickelt, die dann landesweit umgesetzt
werden sollen. Für eine bundesweite Einführung solcher Vorgaben wird sich
das ML einsetzen.

• Für intensivere Kontrollen benötigt man Ressourcen, insbesondere
auch qualifiziertes Personal und Finanzmittel. Die Aus-, Fort- und
Weiterbildung des Personales der beteiligten Behörden in den Bereichen
Fleischhygiene und Tierschutz soll daher durch gemeinsame Anstrengungen
verbessert werden. Zudem beginnen in Kürze Gespräche über eine bessere
Finanzausstattung der kommunalen Veterinärbehörden.


Der Hintergrund:

In den vergangenen Wochen gab es mehrere Vorfälle mit tierschutzrechtlichen
Verstößen in Schlachtbetrieben in Niedersachsen. Landwirtschaftsministerin
Barbara Otte-Kinast kündigte daraufhin im Landtag an, dass sie eine
Bundesratsinitiative für die Kameraüberwachung in Schlachtbetrieben
anstoßen wird. Eine entsprechende Initiative will das Kabinett Anfang
Februar auf den Weg bringen. Derzeit laufen außerdem bereits Gespräche mit
Vertretern der Fleischwirtschafts- und Handelsverbände mit dem Ziel, eine
Vereinbarung zur Einführung von videogestützten Überwachungssystemen
abzuschließen. Aus dieser freiwilligen Initiative soll dann im zweiten
Schritt eine bundesweite Verpflichtung werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 3 vom 14.01.2019

Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Calenberger Straße 2, 30169 Hannover

Telefon: (0511) 120 - 2095/2135/2136/2137, Telefax: (0511) 120 - 23 82

E-Mail: pressestelle@ml.niedersachsen.de

Internet: https://www.ml.niedersachsen.de
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INITIATIVE/403: Neues BUND-Projekt - Hilfe für den Gartenschläfer (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 15. Januar 2019

Hilfe für den Gartenschläfer

BUND sucht nach der gefährdeten Schlafmaus



Düsseldorf, 15.01.2019 | Der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) mit seinen Landesverbänden aus Nordrhein-Westfalen,
Hessen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Bayern und Thüringen hat die
"Spurensuche Gartenschläfer" gestartet. Gemeinsam mit der
Justus-Liebig-Universität Gießen und der Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung sowie mit finanzieller Förderung durch das
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
(BMU) wird der BUND in den nächsten Jahren die Restvorkommen der
hochgradig gefährdeten Nagetierart untersuchen und ein bundesweites
Schutzkonzept erarbeiten.




[image: Gartenschläfer an einem Ast mit Äpfeln - Foto: © Proehl, fokus-natur.de]

Gartenschläfer auf Schlemmertour

Foto: © Proehl, fokus-natur.de



Der Gartenschläfer (Eliomys quercinus) zählt zu der Nagetierfamilie
der Bilche, auch Schlafmäuse genannt. Er unterscheidet sich von den
beiden anderen in NRW heimischen Arten, dem Siebenschläfer und der
Haselmaus, unter anderem durch seine "Zorro-Maske", eine auffallend
schwarze Kopfzeichnung. Sie alle haben gemeinsam, dass sie bei uns in
Mitteleuropa das halbe Jahr verschlafen.

Eigentlich kann der Gartenschläfer sehr unterschiedliche Lebensräume
besiedeln. In Mittelgebirgen wie dem Harz lebt er auf hochgelegenen
Blockschutthalden, in Rheinland-Pfalz sogar in Innenstädten. Er ist
aus Laubwäldern ebenso bekannt wie aus Obstwiesen, Parks und Gärten.
Dennoch hat der Gartenschläfer dramatische Bestandseinbußen erfahren,
in den letzten 30 Jahren etwa die Hälfte seines ursprünglichen
Verbreitungsgebiets in Europa - und nur hier kommt er vor - eingebüßt.
In Sachsen ist er bereits ausgestorben.

Bis Mitte des 20. Jahrhunderts gab es auch aus den meisten Teilen
Nordrhein-Westfalens noch Nachweise, doch dann rissen diese immer mehr
ab. Aktuell sind nur Vorkommen aus dem Raum Köln-Bonn bekannt.

"Die Gründe für das Aussterben des Gartenschläfers liegen derzeit im
Dunkeln", sagte Holger Sticht, Vorsitzender des BUND NRW.

Der Schwund von Großinsekten könnte eine Rolle spielen, vielleicht
auch die Klimaveränderung oder Krankheiten. In der aktuellen Roten
Liste steht beim Gartenschläfer nur "G": Gefährdung unbekannten
Ausmaßes. Er stand bisher eher im Schatten seiner populäreren
Verwandten, ist anders als die ebenfalls gefährdete Haselmaus nicht
streng geschützt. Dabei kommt Deutschland im internationalen Vergleich
eine besondere Verantwortung für den Erhalt der Art zu.

"Um ihm helfen zu können müssen wir mehr über den Gartenschläfer
erfahren. Deswegen freuen wir uns über jede Meldung zu dieser
faszinierenden Art", sagte Sticht.




Beobachtungen und Funde können unter

www.bund-nrw.de/gartenschlaefer gemeldet werden.

Mehr Infos: www.bund-nrw.de/gartenschlaefer

 * 

Quelle:

Presseinformation, 15.01.2019

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Tel.: 0211/302005-0, Fax: 0211/302005-26

E-Mail: bund.nrw(at)bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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FORSCHUNG/1488: Alpenwanderung mit Folgen (idw)


Universität Hohenheim - 09.01.2019

Alpenwanderung mit Folgen: Forscher verifizieren fast 70 Jahre alte
genetische Hypothese

An einer Orchideen-Population in Südtirol belegen Forscher der
Universitäten Hohenheim, Zürich und Wien die Überdominanz-Hypothese /
Publikation in Nature Communications



Mischerbige Pflanzen sind fitter als reinerbige - und ihnen daher
überlegen. Mit dieser Hypothese der sogenannten Überdominanz wird seit
1951 das Vorkommen verschiedener Erscheinungsformen in einer
Population erklärt. Doch einen klaren Beleg für diesen Mechanismus
konnte bisher noch niemand erbringen. Erst jetzt ist es einem
Forschungsteam der Universitäten Hohenheim, Zürich, Wien und Cambridge
gelungen, die These zu bestätigen. Das Forschungsobjekt: Das Schwarze
Kohlröschen, eine schöne, wohlriechende Alpenorchidee. Auf der Seiser
Alm in Südtirol ist sie nicht nur in ihrer dunklen Variante zu finden -
 und hat damit die Neugier der Forscher geweckt.

Ihre Erkenntnisse haben sie jetzt in der Fachzeitschrift Nature
Communications veröffentlicht:

https://doi.org/10.1038/s41467-018-07936-x

Es begann als Wanderung und endet als Forschungsprojekt: Als der
Botaniker Dr. Roman Kellenberger in Südtirol unterwegs war, stach ihm
etwas Außergewöhnliches ins Auge. Das Schwarze Kohlröschen (Gymnadenia
bzw. Nigritella rhellicani) ist hier weit verbreitet - doch die
eigentlich dunkle, duftende Alpenorchidee zeigt sich auf der Seiser
Alm in drei verschiedenen Farbausprägungen. Nur 62 Prozent der
Pflanzen weisen den fast schwarzen Wildtyp auf, 28 Prozent sind rot
und 10 Prozent weiß.




[image: Das Bild zeigt 3 Fotos von Blüten des Schwarzen Kohlröschens - Bildquelle: © Universität Zürich / Roman Kellenberger]

Die drei Farbvarianten des Schwarzen Kohlröschens (Gymnadenia bzw.
Nigritella rhellicani)

Bildquelle: © Universität Zürich / Roman Kellenberger



"Diese Zahlen sind zu hoch, um einfach nur spontane Mutationen zu
sein. Es gibt zwar immer mal vereinzelt Exemplare in anderen Farben,
aber Sie verschwinden wieder, wenn sie keinen Selektionsvorteil
haben", erklärt Dr. Kellenberger, damals noch Doktorand an der
Universität Zürich und mittlerweile an der Universität Cambridge
tätig. Er besprach sich mit seinem Fachbetreuer Prof. Dr. Philipp
Schlüter, der heute das Fachgebiet Biochemie des pflanzlichen
Sekundärstoffwechsels an der Universität Hohenheim leitet.

Fit durch Mischerbigkeit

Der Verdacht der beiden Forscher: Es könnte sich um einen sogenannten
Polymorphismus ("Vielgestaltigkeit") durch Überdominanz handeln - eine
Hypothese, die im Jahr 1951 erstmals von Theodosius Dobzhansky
aufgestellt wurde und die ein grundlegendes Konzept in der
Evolutionsbiologie darstellt.

Doch einen überzeugenden Beleg für eine echte Überdominanz zum Erhalt
von Polymorphismus in einer natürlichen Population gab es bisher noch
nicht. Prof. Dr. Schlüter erklärt den genetischen Hintergrund:
"Überdominanz bedeutet, dass die Fitness mischerbiger Nachkommen höher
ist als bei beiden reinerbigen Eltern."

Bestäuber bevorzugen rote Blüten...

Um dem Phänomen auf die Spur zu kommen, war zunächst Recherche nötig:
"Der Farbpolymorphismus beim Schwarzen Kohlröschen existiert seit
mindestens 100 Jahren", berichtet Prof. Dr. Schlüter. "Denn erstmals
erwähnt wurde er im Jahr 1906." Aufzeichnungen zufolge sei von 1997
bis 2016 der Anteil der roten und weißen Exemplare von zusammen unter
5 Prozent auf rund 40 Prozent gestiegen - ein Hinweis darauf, dass die
neuen Varianten, bzw. vor allem die rote Variante, der schwarzen
überlegen sind.

Grund dafür sehen die Forscher in den Bestäubern der Pflanze: "Auf der
Seiser Alm sind Bienen und Fliegen die wichtigsten Bestäuber des
Schwarzen Kohlröschens", erklärt Prof. Dr. Schlüter. "Die beiden
werden jedoch von unterschiedlichen Farben angezogen: Bienen
bevorzugen die dunklen Blüten, Fliegen die weißen, und die roten
werden von beiden Bestäubern aufgesucht." Mit der Folge, dass die rote
Farbvariante die höchste Anzahl an Samen trägt und sich dadurch am
stärksten vermehrt.

...und rote Blüten sind mischerbig

Nähere Untersuchungen in Zusammenarbeit mit der Arbeitsgruppe von
Prof. Dr. Jürg Schönenberger am Department für Botanik und
Biodiversitätsforschung der Universität Wien ergaben schließlich, dass
die Pflanzen tatsächlich nur in einem Merkmal variieren - lediglich
eine Klasse von Farbpigmenten unterscheidet sich. Die Forscher führten
genetische Untersuchungen durch, korrelierten die Ergebnisse mit dem
Erscheinungsbild der Pflanzen - und konnten tatsächlich ein Gen als
Verursacher ermitteln.

"Es ist aber keine Mutation im Gen, das direkt für die Produktion der
Farbpigmente verantwortlich ist", betont Prof. Dr. Schlüter, "dieses
Gen wird gewissermaßen nur ein- oder ausgeschaltet." Das regelt ein
sogenannter Transkriptionsfaktor, der nun die kausale Mutation
aufweist. "Bei der Vererbung erhalten die Nachkommen je eine Kopie des
mütterlichen und des väterlichen Erbguts. Funktioniert der
Transkriptionsfaktor bei beiden Kopien, entsteht der schwarze Wildtyp.
Ganz ohne ihn wird die Blüte weiß, und bei mischerbigen Pflanzen mit
einem funktionierenden und einem nicht funktionierenden
Transkriptionsfaktor gibt es die rote Blüte."

Überdominanz erklärt Farbvarianten in der Population

Die beiden reinerbigen Varianten haben also keinen Fitness-Nachteil,
die mischerbige jedoch weist mit ihrer größeren Samenanzahl eine
höhere Fitness auf. "Das alles zeigt uns, dass Überdominanz
tatsächlich in der Natur auftritt und eine Erklärung für
Polymorphismus in einer Population darstellt", fasst Prof. Dr.
Schlüter zusammen.

Die "Alpenvanille", wie das Schwarze Kohlröschen wegen seines Duftes
auch genannt wird, stellt daher auch aus Forschungssicht eine
außergewöhnliche Pflanze dar. "Die Population auf der Seiser Alm ist
einzigartig", hebt Prof. Dr. Schlüter hervor. Die Orchideen überleben
besonders gut auf mageren Wiesen. Der Experte mahnt daher: "Auch
künftig sollten ihre Lebensräume erhalten bleiben - und nicht zuletzt
auch die Bestäuber geschützt werden."

Publikation in Nature Communications

Roman T. Kellenberger, Kelsey J.R.P. Byers, Rita M. De Brito
Francisco, Yannick M. Staedler, Amy M. LaFountain, Jürg Schönenberger,
Florian P. Schiestl, Philipp M. Schlüter (2019): Emergence of a floral
colour polymorphism by pollinator-mediated overdominance. Nature
Communications

https://doi.org/10.1038/s41467-018-07936-x

Zu den Pressemitteilungen der Universität Hohenheim

https://www.uni-hohenheim.de/presse

Text: Elsner




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news708615

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim - 09.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/006: Interview mit Dr. Natalia Ivleva zur Analytik von Mikroplastik (idw)


Technische Universität München - 10.01.2019

Interview mit Dr. Natalia Ivleva über ihre Forschung zur Analytik
von Mikroplastik



Seit den ersten Berichten über die Verschmutzung der Meere und Küsten
mit Mikroplastik intensivierte sich auch die weltweite Forschung dazu.
Inzwischen ist klar, dass Mikroplastik auch in Flüssen und Seen sowie
in Getränken und Lebensmitteln allgegenwärtig ist. An der Technischen
Universität München (TUM) entwickelt Dr. Natalia P. Ivleva analytische
Verfahren zur Identifizierung und Quantifizierung von Mikroplastik. Im
Interview erläutert sie den aktuellen Forschungsstand.

Mikroplastik - Was ist das eigentlich genau?

Nach gegenwärtiger Definition sind das Kunststoffpartikel kleiner als
5 Millimeter. Die untere Grenze liegt bei einem Mikrometer, also einem
Tausendstel Millimeter. Partikel in der Größe von einem Mikrometer bis
zu 100 Nanometern werden als Sub-Mikroplastik bezeichnet, Partikel
kleiner als 100 Nanometer als Nanoplastik. Studien zeigen, dass die
meisten Plastikpartikel im unteren Mikrometerbereich zu finden sind.

Die Partikel können in der Umwelt durch die Fragmentierung größerer
Plastikteile entstehen, sie bilden sich im Straßenverkehr durch
Reifenabrieb und in Form feinster Fasern beim Waschen von Kleidung mit
Kunstfaseranteil. Außerdem wird Mikroplastik in Körperpflegeprodukten
eingesetzt, beispielsweise in Zahnpasta.




[image: Abb.: H. Imhof und P. Anger / TUM]

Wasserfloh (Daphnia magna) und Raman-mikroskopische Untersuchung eines
Segments (grün, links) im Darm des Tieres. Magentafarbene Bereiche
rechts zeigen vom Tier aufgenommene PVC-Partikel.

Abb.: H. Imhof und P. Anger / TUM



Warum müssen wir uns Sorgen machen um Mikroplastik?

Eigentlich ist noch gar nicht klar, wie gefährlich Mikroplastik
wirklich ist. Sicher ist, dass solche Partikel von Lebewesen
aufgenommen werden, natürlich auch von Menschen. Das allein ist aber
nicht hinreichend, um toxische Effekte zu erwarten. Es wird allerdings
auch diskutiert, dass kleinere Partikel in bestimmte Gewebe von
aquatischen Organismen gelangen können.

Weltweit werden pro Jahr inzwischen rund 400 Millionen Tonnen
Kunststoff produziert. Ein erheblicher Teil davon landet in der Umwelt
und braucht dort unter Umständen mehrere Hundert Jahre bis er abgebaut
ist.

In den nächsten Jahrzehnten müssen wir daher mit einer massiven
Zunahme von Mikroplastik in der Umwelt rechnen. Gleichzeitig wissen
wir, dass auch inerte und an sich ungefährliche Stoffe ab einem
Schwellenwert zu unvorhersehbaren Effekten führen können.

Warum weiß man so wenig über die Folgen?

Bei den ersten Messungen hat man teilweise einfach optisch sortiert.
Leider ist diese Methodik sehr fehleranfällig. Ein Sandkorn und ein
Plastikpartikel von weniger als einem Millimeter Durchmesser sehen
sehr ähnlich aus.

Im Rahmen eines durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) geförderten Projekts "MiWa" haben wir zum Beispiel in einer
Probe aus der Elbe 3000 Partikel chemisch analysiert. Nur etwa eines
von Tausend Partikeln war tatsächlich Kunststoff. Neben Kalk und
anderen Mineralien gibt es ja auch noch organische Stoffe. Deswegen
ist die Entwicklung zuverlässiger und standardisierter Methoden extrem
wichtig. Sonst sind die Messwerte nicht vergleichbar.

Und: Wir reden hier über sehr geringe Konzentrationen, das heißt auch
über sehr geringe Effekte. Bei einigen Versuchen mit hohen
Konzentrationen von Mikroplastik hat man negative Effekte beobachtet,
andere haben keine Effekte gesehen.

Hier steht die Forschung noch ziemlich am Anfang. Was nicht heißt,
dass wir noch warten sollten. Angesichts der langsamen Abbauraten
müssen wir uns dringend überlegen, wie wir den Eintrag von
Kunststoffen in die Umwelt reduzieren können.

Mit welchen Methoden kommt man dem Mikroplastik auf die Spur?

Je nach Fragestellung wird die Analytik von Mikroplastik zurzeit mit
verschiedenen Methoden durchgeführt: Thermoanalytische Methoden,
gekoppelt mit Gaschromatographie und Massenspektrometrie liefern Werte
für die Masse unterschiedlicher Plastiksorten und deren Additive in
einer Probe - geben jedoch keine Aussagen über die Partikelgröße.

Spektroskopische Methoden liefern Informationen über die chemische
Identität sowie Größe und Form von Mikroplastikpartikeln. Die
Infrarot-Mikrospektroskopie ist in der Lage, Partikel bis ungefähr 20
Mikrometer automatisch zu analysieren.

Bei uns am Institut wenden wir vor allem Raman-mikroskopische Analysen
an. Das ist eine zerstörungsfreie spektroskopische Methode, die
Fingerabdruck-Spektren liefert und eine verlässliche Identifizierung
der Partikel ermöglicht. Damit können wir sehr gut zwischen
synthetischen Polymeren und natürlichen Substanzen wie Zellulose oder
Quarz unterscheiden.

Außerdem können wir die Plastiksorte feststellen. Eine Kopplung des
Raman-Spektrometers mit einem optischen Mikroskop erlaubt es uns,
Partikel bis hinunter zu weniger als einem Mikrometer zu analysieren.
Somit können wir eine Aussage über die Anzahl, die Größenverteilung
und die Polymersorten von Mikroplastikpartikeln in der Probe treffen.

Wir konnten bereits zeigen, dass sich Mikroplastikpartikel im Darm von
Wasserflöhen anreichern können. Außerdem haben wir in einem vom
Bayerischen Umweltministerium geförderten Projekt festgestellt, dass
Muscheln die besonders kleinen Mikroplastikpartikel aufnehmen und im
Körper anreichern.

Wie geht es weiter?

Für eine repräsentative und statistisch belastbare Aussage zur
Mikroplastik-Verunreinigung müssen sehr viele Partikel pro Probe
untersucht werden. Deswegen arbeiten wir in einem von der Bayerischen
Forschungsstiftung (BFS) geförderten Projekt "MiPAq" an der
Automatisierung der Raman-basierten Analyse.

Da Plastikpartikel mit abnehmender Größe ein höheres
ökotoxikologisches Potenzial besitzen, sind die Methoden zur Analyse
solch kleiner Partikel von besonderem Interesse. Daher entwickelt
unser Institut in dem vom BMBF geförderten Vorhaben "SubµTrack"
zusammen mit vier weiteren Lehrstühlen der TUM die Analyse sehr
kleiner Partikel weiter.

Liegen erst einmal genügend vergleichbare Ergebnisse für die Belastung
von Umwelt- und Lebensmittel-Proben mit Mikro- und Nanoplastik vor,
kann man mögliche negative Effekte für die Umwelt und uns Menschen
untersuchen. Dafür sind ökotoxikologische Studien mit Mikroplastik
unter Berücksichtigung von relevanten Plastiksorten, Größen, Formen
und vor allem Konzentrationen notwendig.

Würden Sie nun die Herstellung von Plastik verbieten?

Nein, ich würde in keinem Fall auf Kunststoff komplett verzichten,
weil es ein vielseitig einsetzbares Material ist und viele Vorteile
bringt. Aber man muss Kunststoff richtig nutzen. Vor allem müssen wir
den Eintrag von Kunststoff in die Umwelt verringern. Und hier ist
nicht nur die Industrie gefragt, sondern jeder kann selbst etwas dafür
tun.




Publikationen:

Christian Schwaferts, Reinhard Niessner, Martin Elsner, Natalia P.
Ivleva, Methods for the analysis of submicrometer- and nanoplastic
particles in the environment, Trends in Analytical Chemistry 2019 -
DOI:10.1016/j.trac.2018.12.014

https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S0165993618304631

Philipp M. Anger, Elisabeth von der Esch, Thomas Baumann, Martin
Elsner, Reinhard Niessner, Natalia P. Ivleva, Raman microspectroscopy
as a tool for microplastic particle analysis. Trends in Analytical
Chemistry 2018, 109 214-226 - DOI: 10.1016/j.trac.2018.10.010

https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S0165993618304643

Janina Domogalla-Urbansky, Philipp M. Anger, Hermann Ferling, Florian
Rager, Alexandra C. Wiesheu, Reinhard Niessner, Natalia P. Ivleva,
Julia Schwaiger, Raman microspectroscopic identification of
microplastic particles in freshwater bivalves (Unio pictorum) exposed
to sewage treatment plant effluents under different exposure
scenarios. Environmental Science and Pollution Research 2018 - DOI:
10.1007/s11356-018-3609-3

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/30456620

Natalia P. Ivleva, Alexandra C. Wiesheu und Reinhard Niessner,
Mikroplastik in aquatischen Ökosystemen. Angewandte Chemie 2016,128,
2-23 - DOI: 10.1002/ange.201606957

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/abs/10.1002/ange.201606957

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/35164/ 

Link zur Pressemitteilung

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:
http://idw-online.de/de/news708721

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution73
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SCHADSTOFFE/294: Antibiotika in Gülle - Biogasanlage keine Barriere (idw)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 10.01.2019

Antibiotika in Gülle: Biogasanlage keine Barriere

Wirkstoffe trotz veränderter Gärprozesse stabil - Gefahr von
resistenten Keimen verringern



Gießen. Viele in der Tiermedizin verwendete Antibiotika, die über Urin
und Kot in die Gülle gelangen, lassen sich in Biogasanlagen nicht
beseitigen. Das ist das Ergebnis eines Projektes der 
Justus-Liebig-Universität Gießen, das die Deutsche Bundesstiftung 
Umwelt (DBU) fachlich und finanziell mit rund 343.800 Euro gefördert 
hat. In Deutschland werden in der Tierhaltung tonnenweise Antibiotika
eingesetzt. Ein Großteil davon gelangt über das Düngen
landwirtschaftlicher Flächen mit Gülle ungefiltert in die Böden. Dort
können sich Bakterien entwickeln, auf die die Arzneien keine Wirkung
mehr haben - sogenannte resistente Keime. Da Gülle auch in
Biogasanlagen verwendet wird, wurde geprüft, ob Antibiotika dort
beseitigt werden können, um den Eintrag in die Umwelt zu verringern.
Dieser Weg sei nach Darstellung der Projektbeteiligten für wichtige
Verbindungen nicht möglich. DBU-Generalsekretär Alexander Bonde:
"Antibiotika müssen schon bei der Vergabe im Stall verringert werden,
um Mensch, Tier und Umwelt zu schützen."

Entwicklung von Antibiotika-resistenten Bakterien weltweites Problem

2017 wurden nach Angaben des Bundesamtes für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit in Deutschland 733 Tonnen Antibiotika an
Tierärzte abgegeben, der Großteil davon werde in Nutztierställen
eingesetzt. Da nicht alles von den Tieren aufgenommen wird, gelangen
Rückstände der Antibiotika und ihrer Stoffwechselprodukte in die
Gülle. Diese wird entweder direkt oder nach der Vergärung in
Biogasanlagen auf den Äckern verteilt. "Weltweit finden sich
Antibiotika in Gülleproben und in Gärresten von Biogasanlagen wieder",
stellt Projektleiterin Dr. Astrid Spielmeyer vom Institut für
Lebensmittelchemie und Lebensmittelbiotechnologie an der Universität
Gießen das globale Problem dar. In Deutschland seien Biogasanlagen vor
allem in Gebieten mit intensiver Landwirtschaft weit verbreitet.
Gleichzeitig seien dies die Regionen mit hohen Antibiotikaabgaben an
die Tierärzte. "Es gibt verschiedene Studien, die einen Rückgang der
Arzneimittel-Konzentration durch das Vergären von Gülle in den
Biogasanlagen beschreiben", erläutert Spielmeyer. Jedoch seien die
genauen Vorgänge bisher nicht eindeutig bekannt gewesen. Ziel des
Projektes war es deswegen zu prüfen, ob der Prozess in Biogasanlagen
einen Beitrag zum Verringern des Antibiotikaeintrages in die Umwelt
leisten könne.

Breitbandantibiotika wie Tetrazyklin wirken bei einer Vielzahl von
Bakterien

Spielmeyer: "Rund ein Drittel der in der Tiermedizin abgegebenen
Antibiotika gehören zu den antibakteriell wirkenden Sulfonamiden und
Tetrazyklinen, die wir untersucht haben." Der Wirkstoff Tetrazyklin
wird bei Menschen und Tieren als Breitbandantibiotikum verwendet. Das
heißt, er wirkt gegen eine Vielzahl von Bakterien und kommt
insbesondere dann zum Einsatz, wenn der Krankheitserreger nicht genau
bestimmt werden kann. Für die beiden genannten Antibiotika-Gruppen
sind bereits resistente Keime nachgewiesen worden. Der Rückgang von
Antibiotika in Güllebehandlungsverfahren, wie das Lagern oder das
Kompostieren, war in mehreren Studien bereits beschrieben worden -
allerdings mit ganz verschiedenen Ergebnissen.

Stabilisierung durch Bindung - Erneutes Freisetzen durch Auswaschen

Im Projekt stellte sich in Zusammenarbeit mit dem Landesbetrieb
Hessisches Landeslabor (Bad Hersfeld) heraus, dass unterschiedliche
Temperaturen, Säure- und Salzgehalte kaum Einfluss auf die Wirkstoffe
hatten. Bei Zusatz von einem Feststoff wie Maissilage, der auch in
Biogasanlagen erfolgt, sei es allerdings zu einem Rückgang der
Antibiotika-Konzentration gekommen. "Ein derartiger Rückgang, wie er
auch in vorherigen Studien festgestellt wurde, heißt nicht unbedingt,
dass die chemischen Strukturen zerstört und unwirksam werden", erklärt
Spielmeyer die Zusammenhänge. Wenn sich zum Beispiel Bestandteile der
Gülle mit den Wirkstoffen verbinden, könnten die einzelnen Antibiotika
zwar nicht mehr nachgewiesen werden, befinden sich aber noch -
stabilisiert durch die Bindung - in der Gülle oder den Gärresten.
Spielmeyer: "Wenn Wirkstoffe gebunden werden, können sie sich später
auch wieder lösen, sodass es zu einem erneuten Freisetzen der
Antibiotika in der Gülle oder auch im Boden kommen kann." Das hätten
die nun veröffentlichten Projektergebnisse gezeigt. Zwar werde oftmals
nur ein geringer Teil wieder freigesetzt, dies könne jedoch stetig
über einen langen Zeitraum erfolgen.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dbu.de/projekt_31812/01_db_2848.html

https://www.dbu.de/doiLanding1328.html

https://www.dbu.de/123artikel38094_2362.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news708688

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution997
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PROJEKT/109: Deutsch-afrikanische Partnerschaft zur Stärkung von Kompetenzen im Küstenmanagement (idw)


Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) - 08.01.2019

Deutsch-afrikanische Partnerschaft zur Stärkung von Kompetenzen im
Küstenmanagement



Die deutsche und südafrikanische Niederlassung des International Ocean
Institut (IOI) haben das Kooperationsprojekt WIOGEN (West Indian Ocean
Governance and Exchange Network) ins Leben gerufen, das den Austausch
und die Vernetzung zwischen Meeresakteuren in Deutschland und Afrika
stärken soll.

Initiatorin des Projektes von deutscher Seite ist die Sozialwissenschaftlerin 
Prof. Dr. Anna-Katharina Hornidge vom Leibniz-Zentrum für 
Marine Tropenforschung (ZMT) in Bremen. Seit Januar 2019
leitet sie das IOI Deutschland, das am ZMT angesiedelt ist. Das IOI
mit Hauptsitz in Malta ist in Ausbildung und Beratung zu Fragen der
nachhaltigen Nutzung unserer Meere aktiv; in den ersten Jahren seines
Bestehens wirkte es wesentlich an der Überarbeitung des
internationalen Seerechts mit, das 1994 in Kraft trat.

Das neue internationale Seerecht gesteht den Küstenstaaten eine 200
Seemeilen breite Einflusszone zu, in der sie die Meeresressourcen
nutzen dürfen. Die Staaten sind allerdings auch dafür verantwortlich,
die Ressourcen ihrer Küstengebiete zu erhalten. Überfischung,
Zerstörung von Küstenökosystemen, Meeresverschmutzung und die Folgen
des Klimawandels sind Herausforderungen, denen sich Küstenstaaten
stellen müssen.

Das Projekt WIOGEN zielt darauf ab, gemeinsam mit Partnern aus einer
Reihe ostafrikanischer Länder einen Dialog zu nachhaltigem Management
von Meeresressourcen in der Region zu starten. Zukünftige
Entscheidungsträger aus Wissenschaft, Politik und Gesellschaft werden
gemeinsam Konzepte erarbeiten in den Themenbereichen
Nahrungssicherheit, nachhaltige Fischerei, Aquakultur und alternative
Lebensgrundlagen, Umweltverschmutzung, Erhalt der Artenvielfalt und
Küstenzonenmanagement.

"Der nachhaltige Umgang mit dem Meer und seinen Ressourcen erfordert
es, dass wissenschaftlich informierte sowie gesellschaftlich und
politisch gewollte Ansätze im Dialog erarbeitet werden. WIOGEN hat zum
Ziel, diesen Prozess anzustoßen und Kompetenzen für ein nachhaltiges
Küsten- und Meeresmanagement auf individueller, organisatorischer und
gesellschaftlicher Ebene weiter auszubauen", erklärt Anna-Katharina
Hornidge.

Gefördert wird WIOGEN für zwei Jahre im Rahmen der Initiative
MeerWissen des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ). Die Initiative zielt darauf ab, die
Voraussetzungen für eine wissensbasierte Politikgestaltung zum Schutz
und zur nachhaltigen Nutzung der Meere in ausgewählten afrikanischen
Ländern zu verbessern.

Über das International Ocean Institute (IOI) Das IOI wurde 1972 von
der jüngsten Tochter von Thomas Mann, Elisabeth Mann Borgese, ins
Leben gerufen. Ihr Aufruf "Wir müssen die Ozeane retten, wenn wir uns
selbst retten wollen!" ist heute genauso relevant wie zu ihren
Lebzeiten. Das IOI ist eine unabhängige, gemeinnützige Organisation
mit Hauptsitz in Malta und weltweit über 20 Landesvertretungen. Es
verfolgt das Ziel, die nachhaltige Entwicklung, das Management und den
Schutz der Ozeane zu fördern. 2002 wurde das IOI Deutschland am ZMT
gegründet, der Fischereibiologe Dr. Werner Ekau übernahm bis Ende 2018
die Leitung der deutschen Niederlassung.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ioinst.org/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news708612

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution457
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MASSNAHMEN/294: Erhalt der Krähenbeerenheide in Wernerwald und Bauernforst (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 14. Januar 2019

Life-Projekt der Europäischen Union im Wernerwald

Niedersächsische Landesforsten und Stadt Cuxhaven setzen sich für den
Erhalt der Krähenbeerenheide in Wernerwald und Bauernforst ein



(Sahlenburg/Harsefeld) Im Rahmen des EU-LIFE-Projektes zum Erhalt der
Atlantischen Sandlandschaften werden auf einer Fläche von fast
achteinhalb Hektar Größe im nördlichen Wernerwald Pflegemaßnahmen zum
Erhalt der Krähenbeerenheiden durchgeführt. Die Maßnahmen finden
sowohl in den Waldflächen des Niedersächsischen Forstamtes Harsefeld
als auch der Stadt Cuxhaven statt.




[image: Foto: © Heiko Ehing / Niedersächsische Landesforsten]

Die schwarze Krähenbeere wird durch Naturverjüngung, wie hier durch
junge Birken, bedrängt und muss gepflegt werden um sie zu erhalten und
zu fördern

Foto: © Heiko Ehing / Niedersächsische Landesforsten



Der einzig natürliche Heidetyp, der in Mitteleuropa vorkommt, ist die
aus Krähenbeeren bestehende Küstenheide. Die Krähenbeere ist ein
immergrüner Zwergstrauch, der zu den Heidekrautgewächsen gerechnet
wird. Ihr Vorkommen ist hier auf wenige kleine Flächen der
Nordsee-Küstendünen begrenzt.

Heiko Ehing, Förster für Waldökologie und Naturschutz im Forstamt
Harsefeld erklärt: "Durch die natürlich aufkommenden jungen Fichten,
Birken und Kiefern wird die Krähenbeere immer mehr überwachsen und
zurückgedrängt. Der Zwergstrauch verträgt keine starke Beschattung
durch Bäume und große Sträucher. Um einen weiteren Rückgang der
Krähenbeeren-Bestände zu verhindern und die noch bestehenden Vorkommen
zu sichern werden jetzt Pflegemaßnahmen notwendig. Dazu wird, da wo
die Krähenbeere vorkommt, die aufkommende Naturverjüngung von Fichte,
Birke und Kiefer abgesägt. Die abgesägten jungen Bäume werden komplett
von der Fläche entfernt, damit es durch das organische Material nicht
zu einer Nährstoffanreicherung kommt. Weiterhin sollen im Rahmen von
normalen Durchforstungen die Kiefernbestände leicht aufgelichtet
werden".

Das Forstamt Harsefeld bittet um Verständnis für die vorübergehenden
Einschränkungen bei den gewohnten Waldbesuchen. "Bei aller Umsicht und
Vorsicht werden sich Wegeschäden nicht ganz verhindern lassen. Nach
der Holzabfuhr werden die Wege bei geeigneter Witterung sofort wieder
hergerichtet", verspricht der zuständige Revierförster Stefan
Brößling. Abgesperrte Waldwege dürfen wegen fallender Bäume und
Kronenteile nicht betreten werden. Hinweistafeln an den Waldwegen
informieren die Spaziergänger über die Maßnahmen.

Hintergrund: 

Der über 300 Hektar große Wernerwald wurde nach seinem Begründer, dem
Hamburger Amtsverwalter Dr. A. Werner benannt. Der Wernerwald wurde
vor über 120 Jahren als einziger Wald an der deutschen Nordseeküste im
direkten Übergang zum Wattenmeer auf Heide-, Flugsandflächen und
Wanderdünen gepflanzt. Der ausgelaugte Heideboden und der stetige
Seewind erschwerten die Waldentwicklung. Anfängliche Versuche, die
Flächen mit heimischer Waldkiefer aufzuforsten, scheiterten. Nur sehr
anspruchslose Nadelbaumarten wie die südeuropäische 'Korsische
Schwarzkiefer' konnten diese extremen Bedingungen ertragen.




Informationen zum Forstamt Harsefeld finden Sie unter

www.landesforsten.de/harsefeld

Informationen zu den Atlantischen Sandlandschaften unter: 

www.sandlandschaften.de

 * 
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STANDPUNKT/1063: Der Abgasskandal muss endlich auf die Füße gestellt werden (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 15. Januar 2019

Der Abgasskandal muss endlich auf die Füße gestellt werden

Bei der Zukunft der Mobilität geht es um Klima- und Gesundheitsschutz;
die Debatte darf nicht allein auf den Dieselskandal oder die
E-Mobilität reduziert werden



Berlin, 15.1.2019 - Die NaturFreunde Deutschlands fordern, dass die
Debatte über die Luftschadstoffe der Autos wieder auf das eigentliche
Thema zurückgeführt wird: die insgesamt viel zu hohen Spritverbräuche
mit gravierenden Folgen für Mensch und Natur.

"Der eigentliche Skandal ist, dass vor allem die moderne
Einspritztechnik dem Diesel den falschen Ruf eines 'sparsamen Autos'
gegeben und damit auch den enormen Aufstieg der SUV möglich gemacht
hat", kritisiert der NaturFreunde-Bundesvorsitzende und frühere
Staatssekretär im Bundesumweltministerium Michael Müller.

"Die höhere Effizienz der Dieselmotoren förderte den Trend des
Schneller, Größer und Stärker und verschaffte Dieselfahrern anfangs
noch ein trügerisches grünes Image, mit dem man beruhigt die Kinder
zur Kita fahren oder zum Biomarkt um die Ecke fahren konnte."

Die überdimensionierten SUV-Fahrzeuge erreichten in den letzten Jahren
die höchsten Zulassungszahlen. Während der Diesel bis Mitte der
1990er-Jahre einen Marktanteil von rund 20 Prozent hatte, kam er in
diesem Jahrzehnt auf fast die Hälfte aller PKW und hat damit
wesentlich zur Feinstaubkrise in den Städten beigetragen.
Andererseits: "Ohne diesen Dieselanteil lägen die 
Kohlendioxid-Emissionen des Verkehrssektors, die heute knapp 20 
Prozent erreichen, bei etwa 24 bis 25 Prozent", so Müller.

Einspritztechnik führte zu Rebound-Effekt

Gleichsam den Turbo für den Aufstieg des Diesels bildete die Forderung
nach einer Flottenverbrauchsregelung, welche die Klimapolitiker nach
dem ersten großen Klimaschutzbericht des Deutschen Bundestages
("Schutz der Erde", 1990) über Fraktionsgrenzen hinweg durchsetzen
wollten. "Anfang der 1990er-Jahre bestand die reale Chance für eine
derartige Vorschrift, um die Kraftstoffverbräuche und damit auch die
klimaschädliche Kohlendioxid-Emissionen kräftig zu senken. Die
deutsche Automobilindustrie allerdings sah ihre Strategie in Gefahr,
mit PS-starken Premiumfahrzeugen Marktanteile zu steigern und suchte
nach einem Ausweg, die Flottenverbrauchsregelung zu verhindern. Das
sollte der moderne Diesel mit der neuen deutlich effizienteren
Einspritztechnik sein", erläutert Müller.

Allerdings gab es danach einen hohen Rebound-Effekt, weil die
Fahrzeuge immer leistungsstärker und größer wurden. Der Diesel-SUV war
nicht länger das tuckernde schwerfällige Taxi, sondern ein ruhiges und
durchzugsstarkes Fahrzeug.

So wurde eine Kette von Reaktionen ausgelöst, die bis heute nicht
richtig aufgearbeitet sind. "Jedenfalls ist es verkürzt, die
Umweltherausforderungen des motorisierten Verkehrs auf die
Feinstaubbelastungen in den Innenstädten zu reduzieren", so Michael
Müller. "Natürlich muss diese Belastung schnell reduziert werden. Aber
der Klimawandel darf auch durch höhere Kraftstoffverbräuche nicht
weiter beschleunigt werden. Wir müssen jetzt zur Ursache des Problems
kommen und brauchen schnell eine umweltverträgliche motorisierte
Mobilität."

Sachverständigenrat für Umweltfragen warnte bereits 1996 vor
Manipulation der Abgaswerte 

Die ökologische Frage ist komplex und die Herausforderungen der
Mobilität dürfen nicht allein auf technische Aspekte reduziert werden.
"Die Debatte wird auch nicht ehrlich und selbstkritisch geführt",
führt Michael Müller weiter aus: "Der Sachverständigenrat für
Umweltfragen hat bereits 1996 in dem Gutachten zu Umwelt und Verkehr
auf die Möglichkeit des Chip-Tunings zur Manipulation der Abgaswerte
hingewiesen. Wo war damals die Unterstützung der öffentlichen Meinung
bei der Durchsetzung einer Flottenverbrauchsregelung?

Es ist unbedingt notwendig, endlich eine umfassende Debatte über die
Zukunft der Mobilität zu führen, statt dies immer nur auf Einzelpunkte
wie den Dieselskandal, die E-Mobilität oder das autonome Fahren zu
reduzieren."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.01.2019

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin
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ERSTAUFLAGE/988: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2994 (SB)


Wim Vandemaan

Engel und Maschinen

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2994



Sanhaba, Khaydsystem, Zwerggalaxis Ecloos, Mai 1552 NGZ

Adam von Aures und Lotho Keraete stammen aus der Stadt Aures, die zum
Teil zwischen den Dimensionen liegt. Delorian Rhodan hatte diesen Ort
einst entdeckt und mit der Stadt den Vertrag von Sanhaba geschlossen.
Dieser beinhaltet, daß Delorian der Stadt Aures neue Bewohner zuführt
und im Gegenzug von ihr Hochtechnologie zur Verfügung gestellt
bekommt. Im Laufe der Jahrtausende hat er so immer wieder Menschen,
wie zum Beispiel Toufec, vor dem Tod bewahrt und sie in der Stadt
angesiedelt, wo sie den Bund der Sternwürdigen bildeten und im
Langsamen Haus wohnten. Wo genau sich der Planet Sanhaba, auf dem
diese Stadt steht, im Normalraum befindet, weiß man nicht.

Als Atlan aus den Jenzeitigen Landen in die Milchstraße zurückkehrte,
nahm das Bewußtsein der Pedotransferin Tamareil in ihm Zuflucht. Sie
begegneten dem Aggregat Etain aus Lotho Keraetes 'schöner Familie'.
Tamareil unternahm einen kurzen Ausflug in dessen Geist und fand
heraus, daß es aus der Stadt Aures stammt. Sie schnappte eine Ansicht
des Khaydsystems und seiner Nachbarschaft auf und Atlans
fotografisches Gedächtnis speicherte diese Information. Später
übermittelte er sie per SEMT-Haube der Mondpositronik NATHAN, die
zahllose Sternkarten auswertete und etliche Simulationen durchführte,
bis sie schließlich relativ sicher war, daß sich das Khaydsystem in
Ecloos zwischen Milchstraße und Andromeda befinden müßte.

Hekéner Sharoun sandte schließlich am 18. Mai 1552 NGZ einen kleinen
Verband aus drei Schiffen auf den Weg nach Ecloos: Den Dolan JASON mit
Opiter Quint, Ernst Ellert und Homunk an Bord, den ferronischen
Frachter NEÈFOR, der im Dienst des TLD steht und JASON an Bord
nehmen kann, sowie das 2500-Meter-Schiff LUGIA SCINAGRA. Über den
Sonnentransmitter Ecloos-Trio überwanden sie die Entfernung von
250.000 Millionen Lichtjahren in Nullzeit und suchten dann sämtliche
in Frage kommenden Sonnensysteme ab, bis sie das fanden, welches dem
Bild aus Atlans Gedächtnis am nächsten kam.

Sanhaba ist eine Welt, die zu drei Vierteln aus Meer besteht. Shandra
Sarmotte zufolge, die Toufec gefolgt war, gibt es nur eine Ansiedlung
auf einem der sieben Kontinente - die Stadt Aures. Als JASON sich ihr
nähert, scheint sie unbelebt zu sein - keine Gleiter, keine Fahrzeuge
und keine Hyperenergieemissionen. Immerhin kann Funkkontakt zu einem
gewissen Curd Lincoln hergestellt werden, der sich sehnlichst das ein
oder andere Wässerchen oder ein scharfes Kraut wünscht, das die
Lungenbläschen durchpustet. Als Ellert meint, er hätte Zigaretten,
bekommen sie den besten Landeplatz zugewiesen. Zur Stadt müssen sie
allerdings zu Fuß gehen, denn der übliche Linienbus hat gerade keinen
Dienst. Homunk bleibt an Bord JASONS zurück. Er ermahnt Quint und
Ellert, auf sich acht zu geben, denn dies sei keine gewöhnliche Stadt.

Curd Lincoln, der von Delorian 1904 sterbend aus einem verunglückten
Zug gerettet wurde, führt Opiter Quint und Ernst Ellert zur Stadt
Aures. Die beiden suchen nach einer Möglichkeit, die Milchstraße vor
dem Weltenbrand zu retten und wollen deshalb alles über Adam von Aures
erfahren. Lincoln kennt Adam nicht, aber es gäbe ein Archiv, wo man
vielleicht etwas über ihn erfahren kann. Da Aures auch die Stadt der
Zeitgefährten genannt wird, hoffen Quint und Ellert Kontakt zu ihnen
aufnehmen zu können. Aber auch denen ist Lincoln nie begegnet.

Den beiden Besuchern wird klar, daß die ganze Stadt und auch der
Ozean, der den größten Teil des Planeten bedeckt, aus Nanogenten
besteht, die die Umgebung beliebig umgestalten können, wie ihnen
demonstriert wird. Sie erfahren, daß das Khaydsystem sich zwar in der
Mächtigkeitsballung der Superintelligenz ES befindet, aber ein
exterritoriales Gebiet darstellt, das ES immer respektiert hat.

Auf dem Weg in die Stadt stoßen die drei auf eine Statue, die eine
Tafel hält, auf der die Losungen des Techno-Mahdi stehen: "Wissen ist
Heil." "Technik ist Erlösung. Außerhalb der Technik ist keine
Erlösung." Eine ihnen bislang noch unbekannte Losung lautet: "Wenn
Engel in die Geschichte eintreten, werden sie Maschinen sein."
"Technik ist nicht Herr nicht Knecht. Technik ist Identität." Eine
Altersanalyse der Statue und ihrer Tafel ergibt, daß sie mindestens
200.000 Jahre alt sind. Die Losungen des Techno-Mahdi sind also die
Losungen der Stadt Aures.

Nachdem die beiden in einem Café deutsches Essen serviert bekommen,
fühlt sich Ellert immer wohler. Quint bleibt mißtrauisch und sieht mit
Sorge, wie Ellert sich von der Stadt, die ihr Erscheinungsbild
beliebig verändern kann, in zunehmendem Maße vereinnahmen läßt und
ihre Mission zu vergessen scheint.

Als Curt Lincoln sie wieder abholt, fragen sie ihn nach Toufec. Ja,
den und Shanda Sarmotte kenne er. Auf die Frage, wo sie zu finden
seien, führt er sie zu deren Gräbern, die von einem mürrischen
Grabpfleger namens Usher Lightfoot betreut werden. Dieser kennt Adam.
Sie hätten die selbe Mutter - Shanda Sarmotte, die bei Adams Geburt
gestorben sei. Lightfoot verhält sich ausgesprochen feindselig den
beiden Gästen gegenüber. Er vertritt die selben Ansichten wie Adam,
daß die Milchstraße seit Ewigkeiten in Knechtschaft lebe und
Superintelligenzen sie zu ihrem Protektorat erklärt haben. Er ist der
Meinung, daß es längst Zeit sei, eine Kultur aufzubauen, die gegen die
Manipulation außenstehender Mächte agiert. Lightfoot sieht in Quint
und Ellert Handlanger dieser Mächte. Trotzdem ist er bereit, einiges
über Adam, den er als seinen Halbbruder bezeichnet, preiszugeben. Adam
ist aus dem Erbgut Shanda Sarmottes und aus einer künstlichen DNS, die
von Pazuzu synthetisiert und mit DNS-Partikeln Toufecs versetzt worden
ist, entstanden. Adam trägt Nanogenten in sich, die ihm helfen, sich
auf verschiedene Art und Weise zu verkörpern.

Aures stellt Bedürftigen Phänogestalten als biomorphe
Überlebensassistenten, auch Taylwit genannt, zur Verfügung. Die Stadt
bietet so einen Zufluchtsort. Sie will eine Rettungsinsel im Kosmos
sein. Alle Mitglieder des Bundes der Sternwürdigen, die vor dem Tod
bewahrt worden sind, bestehen zum Teil aus Nanogenten, die Aures
jedoch jederzeit zurückfordern kann.

Was Adam angeht, so hat er von seiner Mutter Paragaben geerbt. Er ist
ein schwacher Permanentsuggestor und Permanenttelepath. Das bedeutet,
daß er diese Parafähigkeiten nicht bewußt und fokussiert einsetzen
muß, sie bilden einen unaufhörlichen Teil seines Bewußtseins. Dadurch
glaubt er, im Einklang mit der Menschheit zu stehen, und bildet sich
ein, von den Menschen bevollmächtigt zu sein, sie durch den Einsatz
technischer Mittel auf sein eigenes Niveau zu heben. Bis dahin werde
er vorangehen, als ein Primus inter pares, ein Erster unter Gleichen -
ein Adam.

Das Archiv ist verschlossen, wie Lincoln konsterniert feststellt.
Bisher war es immer offen. Die Versuche, die Tür mit Thermobeschuß zu
überwinden, scheitern. Das Material hält jedem Angriff stand. Ein
Schlüssel muß her, obwohl es in Aures keine Schlüssel gibt. Lincoln
führt sie in den Wald der Werkzeugmacher, eine Liegenschaft der Stadt
Aures. Zur Kommunikation stellen Leuchtkäfer eine Schrift dar. Gegen
einen Tropfen von Ellerts Blut erhält dieser einen zapfenartigen
Gegenstand, der problemlos in eine Aussparung der Archivtür gelegt
werden kann, die vorher nicht zu sehen war. Die Tür öffnet sich.
Im Innern erhalten Quint und Ellert endlich die Informationen über
Adam von Aures, die sie brauchen. Mehrere Datendossiers öffnen sich
und erzählen eine Geschichte, die vor 49.221 Jahren begann. Zu dieser
Zeit landete Delorian mit seinem Raumschiff TOLBA auf der Erde - auf
der Suche nach Kandidaten für seinen Bund der Sternwürdigen. Unbemerkt
lösten sich einige Nanogenten aus der Hülle seines Schiffes und
schwärmten aus. Sie stießen auf einen erschossenen Mann und sein
ebenfalls totes Pferd und drangen in beide ein. Daraufhin erwachten
sie wieder zum Leben. Der Name des Mannes lautete Usher Lightfoot.
Dieser Mann wandert seit dieser Zeit durch die Geschichte der Erde und
sammelt Informationen und Genmaterial. Er hat sogar in den 1970er
Jahren in Bayern Ernst Ellert kennengelernt. Usher Lightfoot braucht
zwar keinen Schlaf, aber die Anstrengung seiner Existenz im Kraftfeld
seines eigenartigen Bewußtseins fordert seinen Tribut. Hin und wieder
muß er sich auflösen. Dann lagern seine Elemente entweder in tiefen
Gesteinsschichten der Erde oder im Eismantel der Antarktis, oder auch
verstreut über die aride Hochebene des Altiplano.

Aures verbleibt dabei in ihm genauso, wie er immer in Aures ist, denn
das Bewußtsein der Nanogentenkomposition ist vom Eigenbewußtsein der
Stadt Aures nicht trennbar. Die Losungen der Stadt gelten allerorten.
Da er sich jeden Stoff zu eigen machen und sich verwandeln kann, ist
Lightfoot unzerstörbar. Verletzungen können sofort repariert werden.
Sein Plan ist, der Befreier vom Tod zu werden, der Erlöser vom Leid.
In diesem Sinne schloß er sich einer Gruppe von Professoren und
Studenten an, die sich die Frage stellten, ob sich die Idee der alten
lemurischen Wissenschaftselite, ein Regime der Technokraten zu
errichten, mit den Mitteln der aktuellen, von der Hyperimpedanz
eingeschränkten Technologie, noch verwirklichen läßt. Ein Historiker
gab ihrem Projekt den Namen 'Mahdi'. Diese Gruppe war zu Beginn des
sechzehnten Jahrhunderts NGZ noch unorganisiert, mehr eine Spielidee
als eine Realität, die alte religiöse Erwartungen bediente, denn in
der Endzeit sollte ein Rechtgeleiteter auftauchen, ein Mahdi, der
alles Unrecht beseitigen würde. Nach der dys-chronen Scherung schloß
sich Lightfoot dieser Gruppe an und baute sie zu einer schlagkräftigen
Organisation aus.

Doch dann sandte Aures Adam aus, um Lightfoots Nanogenten
zurückzuholen. Ein Nanogentenfaden gelangte über ein Handelsschiff der
Vanen nach Terra, nahm Wasser und Moleküle auf und wurde zu einem
Menschen, zu Adam. Dieser spürte Lightfoot auf und verschmolz mit ihm
für eine Weile. Als sie sich wieder trennten, bildeten sie zwei
Varianten derselben Person. Usher Lightfoot kehrte zu Aures zurück und
Adam von Aures wurde der Techno-Mahdi.

Opiter Quint und Ernst Ellert verlassen das Archiv und suchen noch
einmal Usher Lightfoot auf. Ellert will ihm die Informationen
entlocken, wie man Adam schaden kann. Er droht Lightfoot mit
Vernichtung. Dieser kann nicht sicher sein, ob die Waffen der
NEÈFOR und der LUGIA SCINAGRA ihm wirklich nichts antun können,
und gibt den Hinweis, daß sich ein Nanogentenkörper unter Einwirkung
von Vitalenergiestrahlung auflöst. Ein Zellaktivator könnte also zu
Adams Achillesferse werden.

Wie Quint und Ellert bei ihrer Rückkehr zum Dolan erfahren, hat Homunk
das Schiff kurz nach ihnen verlassen, um mit Aures zu sprechen und sie
zu bitten, seine von Adam geraubten Gliedmaßen zu ersetzen. Doch wie
man den Aufzeichnungen, die man an Bord JASONS von dieser Begegnung
angefertigt hat, entnehmen kann, wehrt die Stadt ihn ab. Wie Homunk
später Quint berichtet, könnte er seine Gliedmaßen durchaus bekommen.
Doch der Preis ist zu hoch. Die geforderte Gegenleistung könnte nur
von einer ganz bestimmten Superintelligenz erbracht werden.

Im Gegensatz zu Ellert und Quint hat Homunk kein Bleiberecht auf
Aures. Die beiden hätten bleiben können, wie die Stadt ihnen durch
zwei Kinder mitteilen läßt, doch sie ziehen es vor, Aures mit JASON
wieder zu verlassen, da sie nun wissen, wie man Adam von Aures
beikommen kann.

15. Januar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/newsimage310327.jpg





OEBPS/Images/jakob_schnetz_0js6944.jpg





OEBPS/Images/ulema294_pb159363.jpg





OEBPS/Images/wett8520_(c)_2019_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/cheko116-02-harshaw_chemical_company_discharges_waste_water_into_the_cuyahoga_river_-_nara_-_550193.jpg





OEBPS/Images/jakob_schnetz_0js6435.jpg





OEBPS/Images/dsc_0066.jpg





OEBPS/Images/dsc_0049.jpg
R

SUERelCH |
SCHWIERIG
KEIT -NEIN
ZU SAGEN






OEBPS/Images/dsc_0061.jpg





OEBPS/Images/newsimage310235.jpg
sz 3 st oo

o s @0 2100 200 200

900

a0





OEBPS/Images/newsimage310167.jpg





OEBPS/Images/dsc_0072.jpg





OEBPS/Images/dsc_0055.jpg





OEBPS/Images/uarin403-gs_in_obstbaum_fotorechte_proehl_fokus-natur.de.jpg





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/cheko116-01-animas_river_spill_2015-08-06.jpg





OEBPS/Images/newsimage310328.jpg





OEBPS/Images/sph06808-1.jpg
88888888

I (o 1 <0
- <
<l <
I Gl ial)
(] <
([ - =]






OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/paris.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
Barichte

v K

Textbeige . Dokumentc

Schal

MA-Verlsg

Elekironische Zeitung Schatenblick

THEATER | REPORT

(5B - "Versuch iber dic Schwic-

kit nein zu sagen” - ol der

Kozt ds et Mol o Tl
st

s, stz leugen, i
aens Ambivaez.. (S

THEATER / REFORT

Auflchnung - suspitzen und
Stechen... Lena Carle und Lella
theridge im Gesprich
(5B) - Am 10, Januar 2019 fecre
dos Stick "Versuch dber dic
Selwiergheit nen 2u sugen” d
Regisseurs Henri Hister scine
Premicre im Lichthof Thester in
Was

US-Wasserschutzgesetz -

Man kinnte an_cinen ablen
cidbingestcioh odr cin
Husarenstichehen d la Minch-
ausen denken, wenn nicht a-
Les was von der Tramp-Admini-

Eigentum geht vor Gemei

wohl

Uit odr e
£ eracie
S5 ine Aot
etk b 0
planten Sanierung.
ol King M, Clo-
e e dr U
g wurden mit melr

Commins

Environmental Law Center), cine
ch igenen Aniaben“gemci:

profes-
sondle i vor Gt

Abribie und polsschem Nach-
druck vevfolg winde, so auch
e sorgfilige Vorberciung der
amerikanischen Unweltbehir-

Publikum it der unmitelbaren

Zomammeatbt 5ot 19

Landes das Wasser abzugraben.

(SB) 15 Junwar 2019 - Am 11
Deremher

Unweltecht” SELC (Southern

Untemcmungen m Sudweicn

\almdv. Unwelibehorde EPA

Enviommenal | Fretion
N\ e usringliche U
u(w%\,,.‘,» der Vereinig-
ten Stasten semmer weiter

BobIL[1]






OEBPS/Images/newsimage310292.jpg





